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'ie sieben M&ehte, welche den Pariser Frieden geschlossen, 
vereinigten sieh, für den Fall künftiger Kriege, Ober die Declaration vom 
16. April 1856 (No. I) in Betreff des Seereobts und forderten in Folge der- 
selSen diejenigen Staaten, welche an dem Congress nicht theilgenommen, tnr 
bindenden Anerkennung der als untheilbaresOanzes bezeichneten vier Grundsätze 
der Declaration förmlich und feierlich auf (No. II). Ihren Beitritt erklärten 
der deutsche Bund und die einzelnen deutschen Staaten; Belgien, 
Dänemark, Griechenland, Niederlande, Parma, Portugal, Rom, 
Schweden-Norwegen, Schweiz, beide Sicilien, Toscana; Argen- 
tinische Republik, Brasilien, Chili, Ecuador, Guatemala, Haiti, 
Peru (No. III). Brasilien regte, indem es beitrat, den weiteren internatio- 
nalen Fortschritt an, der mittlerweile von anderer Seite, jedoch als Vorbe- 
dingung der Annahme der Pariser Declaration, geltend gemacht worden war 
und seither den Gegenstand practischer und theoretischer Bestrebungen aus» 
gemacht hat (No. III, Anmerkung). — Die Vereinigten Staaten von 
Amerika hatten nämlich unter dem 14. Juli 1856 diejenigen Regierungen, 
welehen die Pariler Declaration zur Annahme vorgelegt war, vor dem Bei- 
tritt gewarnt, die Unvereinbarkeit jener Declaration mit bestehenden Verträgen 
hervorgehoben und insbesondere zu erkennen gegeben, dass Handelsstaaten, 
welche die Lasten einer starken Marine nicht tragen noch tragen wollen, 
das unbestrittne Recht der Kaperei, das Graf Walewski am 8. April 1856 
in der 22. Sitzung des Gongresses als j^iraterie organisSe^ bezeichnet, nicht 
zu entbehren vermögen ^ es müsse denn ein Schritt weiter gegangen, auch 
das Prisenrecht der Kriegsschiffe aufgehoben, somit alles Privateigen- 
thum zur See in Kriegszeiten fflr unverletzlich erklärt werden 
(jSo, IV). Vierzehn Tage später fanden die hier angedeuteten Ideen eine 
eingehende AusfOhrung in der berahmten Circular*Note des Staatssecretair 
des Auswärtigen an die zu Washington beglaubigten Gesandten Frankreichs, 



IV ElDleitung. 

Oesterreichs, Preussens, RusBlaikifi und Sardiniens, die man gewöhnUeb ^die 
Note Marcy's an Bärtiges^ nennt, vom 28. Juli 1856 (So. V),*) Die 
Kote wendet sich zunächst gegen die Vereinbarung der sieben Ifftcbte, 
wonach die vier Punkte ein unzertrennbares Ganzes bilden sollen, sodann 
dagegen, dass künftig ein Staat, welcher die Pariser Declaration unterzeichnet 
oder ihr beigetreten, keinen Vertrag in Betreff der Rechte der Neutralen 
eingehen dürfe, der nicht die gesammten vier Punkte der Declaration zur 
Grundlage hat. Darauf billigt die Note den zweiten und dritten Satz, 
welcher die alte Ansicht der Vereinigten Staaten wiedergibt,**) wie sie 
noch neuerdings in den Verträgen derselben mit Russland vom 22. Juli 1854, 
mit Beiden Sicilien vom 13. Januar 1855 (Art. 1) Ausdruck gefunden und 
den Gegenstand von Verhandlungen bilde, denen nun die Pariser Declaration 
in den Weg getreten sei, — bezeichnet den vierten Satz als nichtssagend 
und werthlos und wendet sich gegen den ersten Satz von der Abschafiung 
der Kaperei. Diese wird in ausfllhrlicher Weise als vollkommen berechtigt, 
als unbestritten, als gebilligt von Staatenpraxis und öffentlicher Meinung, als 
wesentlich für die Freiheit der Meere nachgewiesen. Die Note bedauert, 
dass die * allgemeine Anerkennung des von den Vereinigten Staaten von jeher 
vertretenen zweiten und dritten Satzes gei&hrdet sei durch die Verbindung 
mit jenem andern unannehmbaren Prinzip, dass die Verwerfung dieses eihen 
das Scheitern aller zur nothwendigen Folge haben solle. Gegen die drei 
letzten Sätze würde von keiner Seite ein Einwand erhoben worden sein; 
gegen den ersten wäre ein energischer Widerstand (vigarous resUtance) zu gewärti- 
gen gewesen. Die Declaration fühi-e nicht Gründe an für die Abschaffung der 
Kaperei; es gezieme sich aber zu vermuthen, dass der leitende Gedanke ge- 
wesen sei, Privat-Eigenthum zur See in Kriegszeiten auf gleiche Weise sicher 
zu stellen, wie das Privat-Eigenthum zu Lande. Dieser Gedanke würde 
Jedoch, wie schon die Präsidenten-Botschaft vom 4. December 1854, Preussen 
gegenüber ***) ausgeführt, nicht durch die Aufhebung der Kaperei allein, son- 
dern nur dadurch verwirklicht, dass auch das Prisenrecht der Kriegsschiffe 
aufhöre und die volle Immunität des Privat-Eigenthums zor See in Kriegs- 
zeiten Anerkennung finde. Die Vereinigten Staaten betrachten mächtige 
stehende Heere zu Land und See als verderblidi für den Nationalwdhlstand, 
als gefahrbringend für die büigerliche Freiheit. Daher können de keinen 
völkerrechtlichen Grundsatz annehmen, der sie entweder nöthigt, ihre tradi- 



*) Den GesEDdteD Frank reicht), Preüäsens und Rasslands in Washingtcm übergeben am 

& Angnst 1860: so berichtete der Bremische Minister-Resident, 'Washington den 7. Aug. 1856. 

^^ „A dodrm« whieh, from tke very eammenctmetU of owr bwtg, hoi been • ehtruktd idea 

of tke statumen of thii eountry*'. Botitchafl des Prftsidenten der Verelnigtan Staaten, Herrn Pieroe, 

vom 4. Deeember 1864. (LYI, 7.) 

»*») Dem Vowchlag der Vereinigten Staaten, einen Vertrag in Betreff der Rechte der 
Neatralen (wie mit Russland 22. Juli 1864) abzusch Hessen, hatte Preussen sich geneigt geseigt, 
aber den Antrag gestellt, vertragsmissig der Kaperei zu entsagen. Hierauf erfolgte die obige 
Erwiederung. 



tionelle PoStik su verlaaeen und ein MilitftrBtaat «u werden, oder der sie wehrlos 
macht gegenttber den grosaen Seemächten. Letztere könnten leicht darein 
wüli^^, der Kaperei zu entsagen, falls die Staaten, welche keine gewaltigen 
Flotten besitzen, ein Gleiches thftten; denn sie würden dadurch ihr Ueberge- 
wicht zur See erhöhen, sie gewönnen die Herrs^liaft der Meere, die das Ge- 
meingat aller Nationen sind. Die Freiheit des Meeres schliesse solche Herr- 
aohaft aus. Befestigt aber werde diese Freiheit durch die Immunität alles 
Privat-Eigenthums in Seekriegen. Daher stelle der Präsident den Antrag, 
den ersten Satz der Declaration mit folgendem Zusatz zu versehen: „Und 
soll das PriTat-£igenthum von Unterthanen oder Bürgern eines kriegführenden 
Staats auf hoher See der Wegnahme durch Kriegsschifie des andern krieg- 
fahrenden Theils nicht unterliegen, mit einziger Ausnahme von Eriegs-Contre- 
bande.^ Mit dieser Aenderuog seien die Yereinigten Staaten bereit, den 
ersten Satz und somit den ganzen Inhalt der Declaration anzunehmen. Werde 
dttg^en dieses Amendement verworfen, so wQrden die Vereinigten Staaten 
den ersten Satz ablehnen, den übrigen drei Grundsätzen beipflichten. 

Neue Yerhandlungen schienen folgen zu sollen. Einstweilen aber 
gehörten der grossen Staatengemeinschaft, in welcher die Pariser Declaration 
als internationales Beeht galt, weder die Vereinigten Staaten, noch Mexico, 
nooh Spanien an. 

Für die innere Begründung des Amerikanischen Verlangens darf an- 
gefahrt werden, dass zwei Monate vor dem Marcy 'sehen Amendement im 
Englischen Oberhause, am 22. Mai 1866, Earl Clarendon hervorhob, England 
gewinne durch die Untersagung der Kaperei mehr, als es durch den Satz 
^frei Schiff, frei Gut*^ aufgebe, und dass eb^da Lord Derby bemerkte, die 
CoDsequens der Pariser Erklärung müsse mit Kothwendigkeit dahin ftkbren, 
Oberhaupt alles Privat-Eigenthum zur See wie zu Lande zu respectiren und 
die KauSahrer in Kriegazeiten unbehindert ihren Lauf zwischen den Kriegs- 
schiffen nehmen zu lassen. 

Dieser Grundsatz der Freiheit alles Privat -Eigenthums zur See in 
Kri^pszeiten, theoretisch gegen die Mitte des vorigen Jahrhunderts von dem 
Abt Bonnot de Mablj behauptet*), dann von dem Geistiichen Galiani 
nur eben angedeutet **), fand die erste ofücielle Anerkennung im Artikel 23 
des Vertrages zwischen Preussen und den Vereinigten Staaten, welchen 
im Jahre 1785 Friedrich der Grosse mit Franklin abschloss. ***) 



*) Droit public do PEarope fonde sur leg iraitds, 2me editioD, 174S, t II, p. SiO. 
**) De^ doverl de* principi neatrall verso i piincipl gaerregianti e di que«ti vera«} i neu- 
timli 1782, capo X, f 2 del coraeggtare, p. 429—436, p. 277. Anm. Vergl. auch Llngnet, An- 
nales poHtiqDes t V, p. 60S. 

•*•) Härtens Recueil des Traite« t. IV, p. 47. Die Erneuerung des Vertraga im Jahre 
17W statuirt nur die ImniUDit&t de;i Privat-Eigenthuius zu Lande; Art 2S, vgl. Härtens a. O., 
t. VI, 68S. Der fernere Vertrag zwischen Preussen und den Vereinigten Staaten vom L Hai 
1828 bekiilUgt die Art. 18-24 des Vertrags von 17W und erneuert von dem Vertrage des Jah- 



VI ElnldtnDg. 

Im Jahre 1793, als Frankreich bereits im Kriege mit einem Theile 
Ton Europa war, stellte in der Assembl^e nationale am 30. Mai der Abg^ 
ordnete Kersaint, als Berichterstatter der vereinigten Ansschttsse für den 
Handel, die Marine und die auswärtigen Angelegenheiten, den Antrag auf 
Erlass eines Decrets, die Abaehaffung der Kaperei und die Unverletzlichkeit des 
Prirateigenthums zur See in Kriegszeiten betreffend. Die Versammlung beschloss 
auf Antrag des Abgeordneten Vergniaud, die Beschlussfassnng zu rertagen, 
dagegen die königliche Regierung aufeufordem, mit den andern Mftehten die 
entsprechenden Unterhandlungen zu eröffnen. (Anhang No LV, 1). Im 
Laufe der Debatte wurde der allgemeine Grundsatz ausgesprochen, dass die 
Individuen „ne doivent ni s'envisager, rU se traiter comtne ennemis.^' Dieser 
Grundsatz mit allen seinen Consequenzen fand gerade bei Solchen die ent- 
schiedenste Billigung, welche bei der Kaperei die besten Geschäfte auf 
Kosten feindlichen Privateigenthums gemacht hatten. *) 

Wenige Tage nach dem Besohluss der gesetzgebenden Versammlung 
eröffnete Dumouriez, unmittelbar bevor er das Portefeuille der answftrtigen 
Angelegenheiten niederlegte, die Verhandlung mittelst zweier Depeschen vom 
14. Juni 1792 an den Marquis von Ghauvelin, der mit Herrn von Talleyrand 
eine Mission in England versah und an Herrn von Temant, den firanzösischen 
Vertreter bei den Vereinigten Staaten. Der Marquis von Ghauvelin fttgte in 
seiner Note an Lord Grenville hinzu: ^fi>a Majetti ne «e dmmuh pas que 
räcU präsent de TEurope peut apporter quelque retard du prompt accompKsee- 
fnent de aee däaire.^ Lord Grenville antwortete hierauf gar nicht. Der Nach- 
folger Dumonriez's der Marquis von Chambonas, der am 16. Juni ins 
Amt kam, richtete im Namen Ludwig XVI in derselben Angelegenheit eine 
Circulardepesche vom 19. Juni 1792 an sftmmtliche französische Gesandte 
bei fremden Höfen, so auch an Herrn le Hoc in Hamburg. Spanien er- 
wiederte: Seine Katholische Majestftt gttbe gern seine Beistimmung, ^(Ms jue 
nou» eeriona d'accord aoec PAngleterre.^ Mit Russland hatten die diploma- 
tischen Beziehungen ihr Ende erreicht, ehe die betreffenden Verhandlungen 
eingeleitet waren (19. JuH 1792). Oesterreich war bereits im Kriege, liess 
aber sein Einverstftndniss in Betreff der Abschaffiing der Kaperei erkennen.**) 



res 1786 nur den Art 12, der die Conflscation der KriegscontrebMide aufliebt; vgl. Martemi, a. 
O., t VII. p. 619. — In keinem der Vertrftge, die mit andern Staaten Franklin abgeschlossen, 
findet sich, wie in dem mit Preuasen, obiger Grundsatz, den Franklin als seine Qaiker- 
ArtÜLel („Aü Quaker notwns") bezeichnet hat. Vgl. C. /\ Warm, von der Neutralität de« deut- 
schen Seehandels in Kriegszeiten. Hamburg, 1S41. S. 4(>, 47. Vgl. Jefferson, Mem. I, 60: 
„Old Frid&riek qf PruttCa met m «ordialh/ amä without hwiation,'' 

*} Der Abgeordnete von Dunkirchen, Herr Emmerj erklirte: ^e tuü cTune vüU qui a 
faü le pluM «TcurmmHente de ee genre. Lee 1000 ou 1300 eoreairee qu'elle a armie deme la demSke 
guerre, ont fait plus de mal a l'Angleterre, que let mannet royalet d§e deux maieone de BoMirhen 
reuniee. Oependant ceite tfüle ne deeire pae la e<mtmMition de ee gerne d'armemeHi,** Moniteur vom 
1. Juni 1792, p. S34. 

**) Oesterreich hatte bereits im Mai einen partiellen Schritt in denelben Richtung ge- 
thaa. In der Sitzung der Mationalvaisamnilung vom 1. JiAü 179S verlas der Abgeordnete für 



Einleltimg. VII 

FQr die Yercanigten Staaten antwortete Jefferaon, welcher Staat^secr^tür in 
der Präsidentschaft von Qaorg Washington war; man zeigte sieh bereit, Aber 
Aufhebung dee Kaperwesens und „sur (fautres prindpes tendani auitM ä 
diminuer lea ocoasiona et les calamtia de la guerre^ zu verhandeln, vorausge- 
setzt, dass der neue Handelsvertrag zu Stande käme, worum damals den 
Amerikanern zu tbun war. Toscana, Genua, Neapel, Portugal, 
Dänemark sprachen ihre Geneigtheit aus. Die Note des französischen 
Ministers bei dem Niedersächsischen Kreise, Herrn le Hoc, datirte vom 
15. Juli 1782; dieselbe proponirte die Neuerung, eigentlich nur die Ab- 
Schaffung der Kaperei, in Form eines Additionalartikels zum Commer^yer- 
trage Frankreichs und der Hansestädte von 1719 (Hamburg vom 1. April 
1769). Hamburg war der einzige Staat, welcher eine formelle Verbind- 
lichkeit einging, indem der Senat dem König Ludwig XVI warmen Dank 
sagte für die ergriffene Initiative in Betreff der grossen W^ohlthat, die dem 
Europäischen Handel bereite y^Taholition de ce fliau destructeur.^ Lübeck 
äusserte sich günstig, doch hinhaltend; Bremen gab eine ausweichende Ant- 
wort, am 22. August 1792, Das Verfahren von Hamburg machte Eindruck 
in Frankreich; ein Decret des Convents vom 29. März 1793 erklärte, in ge- 
rechter Gegenseitigkeit, wenigstens ^/a course abolie ä Fdgard des navires de 
la mlle de Hambaurg et de ceux des villes hans4atiques.^ Durch dieses Decret 
gestand Frankreich den Hansestädten eine eximirte Stellung zu; denn, mit 
Bezug darauf, dass die Seemächte ersten Banges den Anerbietungen Frank- 
reichs nicht entsprochen hätten , waren von Seiten des Conseil executif pro- 
visoire am 7. Januar 1793 und durch Gesetz vom 31. Januar 1793 die 
Franzosen autorisirt, Kaper auszurüsten.*) 

Napoleon hat nicht zurückbleiben mögen hinter der Humanität 
Ludwig XVI und der Nationalversammlung. Principiell erschöpfend äusserte 
sich der Regierungsbevollmächtigte Portalis in seiner Rede bei Installation 
des PrisenraiheB am 14. Fk>r^l des Jahres VHI [3. Hai 1800] (Anhang 



Dünkirchfin, Herr Emmery, mit Bezugaabme auf die am Tage vorlier dtattgebabte Verband- 
loDg eine Declaration, „qu0 vient de fcUre le Rot de Hongrie, ei dont un exenq>laire vient de me 
panf$mr de BruxelUs.*' Diese fleterreichischo Declaration besagte, dass „voulant maintenür, cmtant 
qme les tirecmUmees p^urroni le pemeUre, lea Umtons de tfMioierce, qui euheisteiU entre la Franee et 
Ua Etats appartenant ä la maUon d*Autriehet let vcUseeaux /rangois aerünt refus ccmme par le poaei 
dctm le port d*Ottende, powrvu qu*iU ne aoient pas armei en guerre ni eharges de munitton, et qu'ila 
y pouevont Itbremeitt et en toute t&rete deekarger leur cargaiuony m toute/oia la France d^re de aon 
eM prendre lea mhnea meaurea," Die Mittheilung wurde mit Beifkll aufgenommen. Ein Mitglied 
bemerkte sogar: „Aimi l'AsaenbUe nationale re^t dea Auiriehiena tme le^on de philoeophie." Die 
VcTsammlang verwies das Actenstück an den Ausscbass für auswfirtige Angelegenheiten. (Mo- 
niteur vom 2. Juni 1792, p. 636.) Die Note des französiscben Gesandten beim niedersfichsischen 
Xieise, Herrn le Hoc an die Hansestädte vom 15. Juli 1792 nahm Bezug auf die Österreicbi- 
sehmi VaauegBüm uiMk «mf den Umstand, daas England se&aen StaataBBgehöii^n» veHwtea hatto, 
aof Kaperacbiffen der Knegfuhrenden Dienste zu nehmen. 

*) Le Beau, nonveau Code des prlses, Paris, an IX, US, p. 318, 319, 320--323. Doch 
schon ein Gesetz vom 9. Juni 1793 entzog den Hansestädten die Begünstigung und erklärte ihre 
.Schiffe für gute Prise; nouvean code des prises, a. O., p. 300i 



VIII Einleitung. 

!No. LV. 2). Uebereinetimmend damit lautete die Depesche Talleyrand^s an 
Napoleon vom 20. November 1806 (Anhang No. LV. 3), Tags darauf er- 
hielten diese Grundsätze eine wenn auch indirecte oilicielle Bekrtiftigung in 
dem Decret über die Continentalsperre d. d. Berlin den 21. November 1806 
(Anhang No. LV, 4). *) 

Napoleon hat sich noch zweimal mit Entschiedenheit ftlr die Frei- 
heit des Privateigenthums zur See ausgesprochen: in einem von dem Kaiser 
dictirten Briefe des Grafen Champagnj an den Gesandten der Vereinigten 
Staaten, Herrn Armstrong, vom 22. August 1809 und in seinen 
Memoiren. 

In dem Brief an Herrn Armstrong heisst es: ^^Les mers n'appartiennerU 
ä aucune nation^ dies sont /e bien commun des peuples et le domaine de tous. 
Les bdtiments de commerce ennemia appartenarU ä des particuliers doivent ttre 
respectds. Dans touies ses conquites la France a respecid les propridtds particu- 
Mres .... Tels sont les prindpes de rEmpereur sur les usages et les droits de 
la guerre maritime. Lorsque la France aura acquis une marine pro- 
portionn4e ä Velendue de ses cotes et de sa position^ FEmpereur 
mettra, de plus en plm ces maximes en prcUique et fera tous ses efforts pour en 
rendre Fadoption ginirale,^ 

In seinen Memoiren (t. III, c. 6, §. 1. p. 301) sagt Napoleon: ^H 
est ä disirer, qu>un temps vienne^ oü les m^mes id4es libirales s'itendent sur les 
guerres de mer et que les armdes naioales de deux puissances puissent se battre 
Sans donner Heu ä la cor^cation des navires marchands et sans faire prisonniers 
de guerre de simples matelots de commerce ou les passagers non mUitaires. Le 
commerce se ferait alors sur mer entre les nations bellig4rantes 
comme il se Jait sur terre au milieu des batailles que se livrent 
des armies.^ 

Auch die Restauration versäumte nicht eine Gelegenheit, im Geiste 
ihrer sonst nicht gern zum Muster genommenen Vorgänger zu handeln. In 
dem Kriege gegen Spanien von 1823 bestimmte eine königliche Ordonnanz, 
dass die Flotte keine andere als nur spanische Kriegsschiffe aufbringen 
und Kauffahrer nur dann anhalten solle, wenn sie sich des Bruchs einer 
effectiven Blokade schuldig gemacht hätten; auch solle den französisohen 
Unterthanen verboten sein, auf eigene Hand Kaperei zu treiben, und von der 
Regierung keine Kaperbriefe gegen den spanischen Handel ausgegeben werden. 
(No. LVI, 4.) 

Ehe dies geschah, hatte zwischen Frankreich und England eine 
Correspondenz stattgefunden, die, wenn wir den Zusammenhang richtig auf- 
fassen, manche sachlichen und persönlichen Umstände in einem neuen lieht 
erscheinen lässt« Frankreich hatte sich an England gewandt mit dem An- 
sinnen, dieses möchte seinen Unterthanen die Betheiligung an Kapern gegen 



4^) Vgl. Decret d. d. Mailand, 17. December 1^07. 
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fVankreich nutersagen, so wie Spanischen Kapern nicht gestatten, in Britische 
Hftfen einzulaufen und dort Französische Prisen zu verkaufen. Die Französische 
Regierung richtete dieselbe Zumuthung an die übrigen Seemächte und moti- 
virte sie damit, dass Frankreich für seine liberalen Zugeständnisse bei Spanien 
keine Gegenseitigkeit gefunden habe und somit schweren Nachtheilen ausge- 
setzt sei, welche zu mildern die Billigkeit den neutralen Mächten anempfehle. 
Jene liberalen Zugeständnisse können damals nicht in der Erklärung der Un- 
verletzlichkeit feindlichen Eigenthums auch gegenüber Französischen Staats- 
schiffen, sondern nur in dem Verzicht auf Privatkaper bestanden haben. 
Dies ergibt sich ziemlich deutlich aus der dem Französichen Gesandten in 
London, Yicomte de Marcellus, am 26. April 1823 ertheilten Antwort des 
Britischen Kabinets. Herr Canning erwiedert bejahend auf den ersten, da- 
gegen ablehnend auf den zweiten Theil des Französischen Verlangens und be- 
gründet die Ablehnung folgendermassen : Die Flotten der beiden Kriegführen- 
den wären wohl ungleich an Macht; wenn Spanien die Ueberlegenheit der 
Französischen Marine durch Kaperschiffe, die seine Staatskraft zur See er- 
gänzten, ausgleichen wollte, so würde England einen Act der Parteilichkeit 
begehen, wollte es Spanien dabei Hindernisse bereiten. Eine billige Gleich- 
heit, fügt Herr Canning hinzu, würde nur dadurch zu bewirken sein, dass 
Frankreich auch seinen Kriegsschiffen die Wegnahme feindlichen 
Privateigenthums untersagte. Dies hätte Canning an Marcellus nicht 
schreiben können, wenn damals schon Frankreich so weit gegangen wäre, 
Spanisches Privat - Eigenthum zur See für ganz unverletzlich zu erklären. 
Frankreich ihat aber diesen Schritt, vielleicht in Folge der Englischen Note 
vom 26. April 1823. W^enn Herr v. Chateaubriand sich später darüber be- 
klagt, dass Canning auf die Anzeige von jenem Schritte gar nicht geantwortet 
habe, so erklärt sich dies ziemlich einfach. England hatte das Ansinnen 
einer besonderen Begünstigung, die auf Billigkeit Anspruch machte, zurück- 
gewiesen mit dem bestimmten Hinweis auf das, was Frankreich noch erst zu thun 
hätte, um jenen Anspruch zu erheben, Frankreich folgte diesem Wink und 
— England schwieg. Es erfüllte also dessenungeachtet jenes Französische 
Verlangen keineswegs. So hat Herr Canning allerdings mit seiner Note vom 
26. April 1823 das Marcy'sche Amendement anticipirt, aber nicht in der Ab- 
sicht, einen Grundsatz bleibend anzuerkennen, dem seine Politik sich in 
nächster Zeit keineswegs geneigt er^vies, sondern nur in der Form eines 
diplomatischen Manoeuver, um für die Abweisung des Französischen Verlangens 
einen triftigen Grund, gegen den sich nichts einwenden liesse, geltend zu machen. 
In demselben Jahre 1823 nahmen die Vereinigten Staaten von 
Amerika unter dem Präsidenten Monroe ihre alte Politik in der Seerechts- 
frage wieder auf. Bereits im Jalure 1794 hatte sich England ihnen gegenüber 
vertragsmässig anheischig gemacht, zwei Jahre nach Beendigung des Krieges, 
in welchem dasselbe damals befangen war, in Verhandlungen darüber einzu- 
treten, ob und in welchen Fällen die neutrale Flagge feindliches Eigenthum 
decken solle. Dazu kam es nicht, vielmehr sollte die Meinungsverschiedenheit 
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beider Staaten Ober die Stellung der Neutralen sie selbst noch einmal gegen 
einander in Waffen rufen. Die dann folgenden Verhandlungen von Gent und 
ein neuer Versuch im Jahre 1818 führten nicht zu einer principiellen Lösung 
des Gegensatzes. Da schien sich eine günstige Gelegenheit zu bieten ^ als, 
nach vorgängigen Besprechungen zwischen Stratford Canning und der 
Regierung in Washington, der Gesandte der letzteren in London, Mr. Rush, 
im Jahre 1823 den Auftrag erhielt, über eine grosse Anzahl von Gegen- 
ständen, welche beide Länder politisch und commerciell nahe berührten, mit 
dem Britischen Gouvernement zu unterhandeln. In der, mit einer die 
Aufrichtigkeit der Gesinnung ausser Zweifel stellenden Wärme geschriebenen 
Instruction für den Gesandten (No. LVI, 1) wählt der Staatssecretär John 
Quincj Adams seinen Standpunkt auf der freien Höhe des Franklin'schen 
Philosophems. Der Krieg im Verstände der heutigen Civilisation ist der 
Kampf zwischen den organisirten Staatsgewalten, er soll nicht sein ein Krieg 
der Privaten, und zwar in doppelter Richtung nicht, nicht activ durch 
die Betheiligung von Privaten an der Kriegführung (no privaieering), nicht 
passiv durch Wegnahme von Privat-Eigenthum des friedlichen Bürgers C^o 
fjoar/are against private property). In diesem Sinne werden in dem der De- 
pesche vom 28. Juli 1823 beigefügten Vertrags-Entwurf eine Reihe 
von Artikeln vorgeschlagen, welche den Schutz der Individuen nach ausge^ 
brochenem Kriege unter den Paciscenten bezw ecken, und darunter namentlich 
auch — to take ihe firat Step iowards the eoentual abolition, by the law of 
nalionSy of private loar upon the aea — die Bestimmung: — all merckatits and 
trading veasela employed in exchanging the producta of different placea^ and 
thereby rendering the neceasariea, conveniencea^ and comforta of human life more 
eaay to be obiained, and more generale ahall be allowed to paaa free and 
unmoleatedf and neither of the contracting partiea shall authorize 
their public veaaela to capture or deatroy them, or grant or iaaue 
any commiaaion to any private vesaehy empowering them to take 
auch trading veaaela^ or interrupt auch commerce. Der Staatssecretär 
beschränkt sich jedoch nicht darauf, seinen Vorschlag principiell zu rechtfer- 
tigen, er sucht zugleich durch eine Betrachtung über die veränderte Weltlage, 
in welcher England häußger als früher selbst die Rolle einer neutralen Macht 
übernehmen werde, diesem unter dem Gesichtspunkte seiner eigenen practischen 
Interessen das Aufgeben älterer Anschauungen plausibel zu machen. Den- 
noch nahmen die Verhandlungen keinen, auch nur einigermassen befriedigenden 
Verlauf hinsichtlich aller auf das Seerecht bezüglichen Fragen. Unter diesen 
war nämlich die brennendste, welche eine der Hauptursachen des letzten 
Krieges gebildet hatte, die nach dem von England behaupteten Rechte einer 
kriegführenden Macht, Staatsangehörige, welche sich an Bord neutraler Schiffe 
als Matrosen befinden, zum Dienste für die eigene Kriegsflotte zu pressen. 
Der Amerikanische Unterhändler war angewiesen, die befriedigende Ordnung 
dieses Punktes als conditio aine qua non ftir alle anderen seerechtlichen An- 
gelegenheiten hinzustellen, — mit alleiniger Ausnahme des obersten Grund- 
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sa^es von der Äbschafifung des Privatkrieges. In jener Vorfrage — des 
Preseens der Matrosen — beharrten nun aber beide Theile auf ihren alten 
Ansichten, kein Vermittelungs- Vorschlag kam zum Vorschein, und die Englischen 
Unterhändler — obwohl dazu ausser Stratford Canning, der neuen Ideen 
80 zugängliche Wm. Huskisson gehörte — erklärten, ihrerseits unter 
diesen Umständen in die Besprechung des LiebGngsthema der Amerikaner 
nicht eintreten zu könnnen; ander the circumstanceSj which prevented any present 
dücussion of the questions of maritime law discussed in former negociations, — 
heisst es im ProtocoU der 22. Conferenz vom 9. Juli 1824 — , there tßould he 
manifest inconvenience in now going into a question of the same ciasSy tßhich, 
hesides being totally new as an object of discussionj involved a most extensive 
change in the principles and practice of maritima war. In seinem Begleitbe- 
richt bemerkt Mr. Rush dazu, dass, abgesehen von dem formellen Grund der 
Ablehnung der Verhandlung, no sentiment dropped from the British plenipoten- 
tiaries authorizing the helief that they would have concurred in the object, if u>e 
had proceeded to the consideration of it; my own opinion unequivocaily is, that 
Ghreat Britain is not prepared to accede, under any circumstanceSj to the propo- 
sition for abolishing private war upon the ocean (No. LVI, 2). Diese Ueber- 
zeugung mag denn auch dazu beigetragen haben, dass in ihren Instructionen 
fbr spätere Gesandte, welche wiederholt die Aufoahme seerechtlicher Ver- 
handlungen unter geeigneten Umständen in Aussicht nahmen, die Vereinigten 
Staaten den Gedanken von Adams fallen Hessen und sich zunächst auf die 
Durchsetzung des Grundsatzes „frei Schiff — frei Gut für die neutrale 
Flagge** zurückzogen (No. LVI, 3). 

Obwohl es die ausgesprochene Absieht von Mr. Adams war, za- 
Dächst mit England zu einer Verständigung über die von ihm angeregte 
Idee zu gelangen, ehe er an die anderen grossen Seemächte damit heranträte, 
gab doch die diplomatische Mittheilung der oben erwähnten Französischen Or- 
donnanz im Spanischen Kriege schon am 23. August 1823 Veranlassung, den 
Gesandten in Paris mit der Sondirung der Ansichten des Französischen 
Kabine ts zu beauftragen (No. LVI, 4). Graf Chateaubriand drückte zwar 
hierauf in einer Note vom 29. Oetober (No. LVI, 5) die Befriedigung aus, 
welche Frankreich über die allgemeine Anerkennung eines von ihm ange- 
stellten Grundsatzes empfinden würde; der Amerikanische Geschäftsträger in 
Paris empfing aber den Eindruck, dass man nicht geneigt sei, sich vertrags- 
mäasig zu binden, vielmehr das einzuhaltende Verfahren von dem jedesmaligen 
Kriegsfälle abhängen lassen wolle. 

Ungetheilten Beifall fand der Amerikanische Vorschlag bei dem Ka- 
binet von St. Petersburg, welchem der Gesandte, Herr Middleton, mitttelst 
Note vom 5. December 1823 dieselben Eröffnungen gemacht hatte. Herr 
Middleton hob unter den mannigfachen Gründen zu Gunsten des Projects 
auch die ausserordentliche Leichtigkeit hervor, mit der es sich realisiren 
lasse, da es ja nur die Ergänzung eines Gebrauchs bezwecke, welclier 
bei Landkriegen bereits gelte, äim Schluss erinnerte Herr Middleton, 
dass das von den Vereinigten Staaten vorgeschlagene System nicht eine 
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Neuerung ihrer Politik enthalte, sondern aus den ersten Jahren ihrer Unah- 
hängigkeit herstamme: davon liefere der erst« Vertrag mit Preussen den Be- 
weis. Damals habe man noch nicht das Beispiel einer Seemacht vor Augen 
gehabt, welche das Privateigenthum zur See in Eriegszeiten respectirte. 
Graf Nesselrode erklärte am 1. Februar 1824 die Geneigtheit des Kaisers, 
Vertrags- Verhandlungen über diesen Gegenstand, ^qui serait un titre de gloire 
pour la diplomcUie moderne^, einleiten zu lassen, sobald die anderen Mächte, 
deren Mitwirkung unerlässlich erscheine, eine gleiche Bereitwilligkeit zu er- 
kennen gegeben hätten (No. LVI, 6). Dazu war nun freilich nach dem 
Scheitern der Bemühungen in London und Paris keine Aussichten vorhanden, 
und die Vereinigten Staaten*) erstrebten nunmehr in fast ununterbrochen, 
durch eine lange Reihe von Jahren fortgesetzten Anregungen Russland we- 
nigstens zu einer Convention über die Rechte der Neutralen in Kriegs- 
zeiten zu bewegen. Aber unter steten Versicherungen der Billigung der 
Principien lehnte das kaiserliche Kabinet die Ordnung einer das allgemeine 
Völkerrecht betreffenden Frage durch Vertrag unter nur zwei Mächten ab. 
Die Amerikanischen Gesandten sprachen die Vermuthung aus, dass Kaiser 
Nikolaus, um in der Verfolgung seiner grossartigen politischen Plane nicht 
behindert zu sein, dem Argwohn Englands nicht neue Nahrung geben wolle. 
Dies Motiv war denn nun allerdings 1854 nach Ausbruch des Krieges mit 
den Westmächten hinweggefallen, und nun drängte das eigene Interesse Russ- 
lands auf den Abschluss der von den Vereinigten Staaten lange vergebens 
gesuchten Convention, welcher am 22. Juli 1854 erfolgte. 

Deutschland war nicht theilnahmlos geblieben. Im Jahre 1848, 
also hundert Jahre nach der ersten doctrinellen Empfehlung des Grundsatzes, 
nahm die provisorische Deutsche Centralgewalt die fast verschollene 
Sache wieder auf. Nach den Aufzeichnungen des Deutschen Reichs-Handels- 
Ministers, Herrn Duckwitz, über seine Besprechungen mit dem Gesandten 
der Vereinigten Staaten, Major Donalson, war es die erklärte Absicht der 
Regierung des Reichsverwesers, ^.jede Wegnahme von Handelsschiffen, sei es 
durch Kriegsschiflfe oder durch gewöhnliche Kaper, für See raub zu erklären.** 
Der Gedanke fand sowohl bei den Vereinigten Staaten, als bei dem damaUgen 
Präsidenten der Französischen Republik, General Cavaignac, lebhaften An- 
klang. Das Einverständniss Preussens, Oesterreichs, Russlands hielt man für 
gesichert. In diesem Sinne war die Instruction abgefasst, welche das Reichs- 
ministerium behufs Abschlusses eines Handels- und SchiSfahrts-Vertrages mit 
den Vereinigten Staaten dem Gesandten des Deutschen Reichs in Washington, 
Herrn von Rönne, im October 1848 ertheilte (Nr. LVIT). 



*) Prfeidcnt Monroe kam noch einmal darauf zurück; in seiner Botschaft vom 7. De- 
eember 1824, derselben, von welcher die berühmte sog. Monroe-Doctrin herstammt („die 
Vereinigten Staaten werden jeden Versuch Europäischer Mächte, ihr System auf irgend welchen 
Theil der weatHchen Hemisphäre zu übertragen, als ein Attentat auf Frieden und Sicherheit 
Amerika's betrachten"), kündigte er die WlederaufbSime der Verhandlungen an und sprach sein 
Vertrauen auf einen glücklicheren Erfolg derselben ans. 
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Der Grundsatz kam wieder in Frage, als Preusseo im Jahre 1854 
den Vereinigten Staaten beimass, der Kaperei zu entsagen, und diese daran 
die Bedingung jenes weitergehenden Schrittes knttpften, genau wie zwei 
Jahre darauf gegenOber der Aufforderung, der Pariser Deelaration beizutreten 
(No. LVI, 7). 

Die erste practisehe Anerkennung in unser m Jahrhundert erhielt die 
Immunität des Privateigenthums zur See in Kriegszeiten durch den Freund- 
schaft«-, Handels- und Schiffahrts-Vertrag zwischen Costa-Rica und Neu- 
Granada vom 11. Juni l856, Artikel XI ^Loa dos partes^ (üebersetzung: 
Anhang No. LVIU). — 

Am 14. Juni 1856 theilte Herr Senator Smidt von Bremen dem 
Minister-Residenten, Herrn Dr. Schieiden in Washington, mit, der Preussische 
Gesandte daselbst, Herr von Gerolt, der in Schleiden's Abwesenheit diesen 
vertreten , habe mit Bezug auf die Pariser Deelaration bemerklich gemacht, 
es sei die Aufgabe der dieser Erklärung beitretenden Staaten, zum Ersatz 
fÖT die Verzichtleistung auf das Recht der Privatkaperei dem weiter gehenden 
Prinzip Geltung zu verschaffen, dass nicht blos dem neutralen Gut und der 
neutralen Flagge, sondern Oberhaupt dem Privateigenthum , mit Ausnahme 
der Kriegs -Contrebande, selbst wenn es den Unterthanen des Feindes ange- 
hörig, auf hoher See ganz die gleiche Behandlung und der gleiche Schutz 
vor feindlicher Wegnahme zu Theil werden müsse, wie dies in Landkriegen 
dem Privateigenthum in Feindesland gewährt werde, m. o. W. Abolition des 
Prisenrechts auch für die Staatskaper, wofern es sich um Privateigenthum 
handelt. ^Ohne Frage,*' schreibt Herr Senator Smidt, ^pflichten wir bereit- 
willig bei.^ Nur sei das Minus, welches der Pariser Congress biete, nicht 
um des Majus willen zu verschmähen. 

Am 6. August 1856 sagte der Amerikanische Unterstaatssecretär des 
Auswärtigen, Herr General Thomas, dem Vertreter Bremens: „Die Regie« 
ruDg hat diese Note (vom 28. Juli) allen ihren Gesandten im Ausland mit- 
getheilt, mit dem Auftrag au&ufordern , sich dem darin entwickelten Princip 
des Schutzes alles Privateigenthum s gegen Wegnahme auf ofiener See an- 
zuschliessen und darüber mit den Vereinigten Staaten eine Convention einzu* 
gehen.^ Er fügte hinzu, die Regierung werde gern sehen, wenn auch die 
Hansestädte eine solche Vereinbarung eingingen. Dem Bremischen Gesandten 
schien es nicht zweifelhaft, dass dies dem Jnteresse der Hansestädte entspräche. 
Eine andere Frage wäre, ob politische Rücksichten auf die grossen Euro- 
päischen Seemächte es gestalten oder rathsam erscheinen lassen, auf das An- 
erbieten einzugehen. 

Im Senat zu Washington nahmen, als dieser am 11. August 1856 
die Vorlage der von der Regierung in Betreff der Pariser Deelaration ge- 
führten Gorrespondenz verlangte, die Senatoren Mason und Cass Gelegen- 
heit, die Ansicht der Regierung über das Kaperwesen zu vertheidigen. 
(Bremischer Gesandtschafts-Bericht, Washington, 15. August 1856.) 
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Mittelst Circular-Note vom 13. Augiist 1856 theilte das ÄmerikaDische 
auswärtige Amt den Gesandten der am Pariser Congress nicht betheiligt ge- 
wesenen Regierungen die Note vom 28. Juli mit, „in Order that, before de- 
ciding upon (he suhject ^ it may have an opportunity of taking into consideration 
the reasons assigned by the President for deciining to accede to the proposition 
of the Powers adverted to,^ (Bremiecher Ges.-Ber., Washington, 19. Aug. 1856.) 

In England fand der Vorsehlag der Vereinigten Staaten keine gün- 
stige Aufnahme. Die ministeriellen Blätter nannten ihn eine ,,unerhörte Zu- 
muthung''. Nur die Times gaben die Unvollständigkeit der Pariser Declaration 
zu und meinten, England hätte keinen Grund, einer Ausdehnung dieser Prin- 
cipien entgegenzutreten, welche den Handel auch in Kriegszeiten sicher stellen 
würde; England als die grösste Handelsmacht wäre am meisten dabei inter- 
essirt, dass der Handel vor allen Störungen bewahrt würde; aber gerade aus 
diesem Grunde wären Nachbarstaaten, welche Englands Handelsgrösse noch 
immer mit Eifersucht ansähen, gegen die volle Durchführung des Princips 
gewesen und hätte man sich mit dem Kapereiverbot begnügen müssen: da 
nun aber die Vereinigten Staaten zum ersten Mal ein so wichtiges Princip 
aufstellten, stände zu hoffen, dass die Frage ernstlich erwogen werden würde. 
(Brem. Ges.-Ber., London, 23. August 1856.)*) Lord Palmerston aber 
überraschte die Welt durch eine am 7. November 1856 zu Liverpool gehaltene 
Rede, worin er die Hoffnung aussprach, ^that tkese relaxatiom of former 
dodrines .... which have «nee been ratißed by formal engagemenis, may per- 
haps be still farther extended and that in the eourse of iime those principles 
of war which are applied to hostilities by land may be extended without excepiion 
to hostilities by sea, so that private property may no longer be the object of 
aggression on other side.^ (No. X; vgl. w. u. die Rede vom 3. Febr. 1860, 
No. XXVII, Anmerkung.) Diese wenn auch hypothetischen Worte, ^doch im 
Munde des Premier • Ministers^ schienen dem Hanseatischen Gesandten in 
London die dereinetige Ausführung zu verbürgen. (Bericht vom 14. November 
1856.) In drei Briefen vom 8. November, 8. und 15. Dezember 1856 sprach 
sich Riehacd Cobden zu Gunsten des Marcy "sehen Amendements au6(No.XI). 

In Prankreich zeigte sich volle Geneigtheit, ^diesem grossartigen von 
den Vereinigten Staaten verlangten Princip beizutreten.'' Eine Note vom 
14. September 1856, welche der Amerikanische Gesandte in Paris, Herr 
Mason, an den Grafen Walewski gerichtet, entwickelte in musterhafter 
Form die Vorschläge der Vereinigten Staaten. Am 11. November schien der 
Abachluss einer Convention zwischen Frankreich und Nordamerika ^sehr nahe^. 
^Graf Walewski hat sich darüber vorläufig ohne Zweifel mit England ver- 
ständigt und Lord Palmerston, durch Frankreich überredet, vielleicht gezwun- 
gen, hat in seiner Liverpooler Rede offenbar das Praevenire spielen wollen. 
Diese Rede ist das treue Echo der von Mr. Maeon hier übergebenen Note.^ 



*) Vergl. Times vom 7. Decbr. 18&9, worio du 1866 im August so gebilligte Princip auf 
das Heftigste angegriffen ist; s. w. u. 
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(Hans. Ges.-Ber., Paris^ 11. Nov. 1856.) — Der Franzöfiische Minister des 
Auswärtigen ertheilte Herrn Mason keine schriftliche Antwort auf die Note 
Yom 14. September, sprach sich aber mündlich mit völliger Bestimmtheit dahin 
aus^ dass Frankreich zum Abschluss einer Convention bereit sei. Am 
3. November konnte Herr Mason nach Washington berichten, Graf Walewski 
hätte zugesagt, seine Bereitwilligkeit zum Abschluss der Convention noch vor 
dem 12. d. M. von Neuem und schriftlich zu erklären , damit der Präsident 
dies in seiner Jahres - Botschaft ankündigen könne. Aber die hierauf bezüg- 
lichen Verhandlungen Frankreichs mit England, ohne welches Graf Walewski 
(mit Rücksicht auf die damals zwischen beiden Staaten obwaltenden augen- 
blicklichen politischen Diäereözen) in dieser Sache nicht einseitig vorzugehen 
wünschte, zogen sich in die Länge und hinderten den Französischen Minister 
an der Erfüllung seiner Zusage. Doch konnte Herr Mason am 7. und am 
am 17. November in seinen Berichten wiederholen, dass die Französische Re- 
gierung ihre Ansicht nicht geändert, dass Graf Walewski das in der ihm 
vorgelesenen Depesche vom 3. November enthaltene Referat über die Unter- 
redung mit ihm als völlig genau gebilligt habe. Auf Walewski's Wunsch 
wandte sich Herr Mason am G. Dezember an seinen Collegen in London, 
Herrn Dallas, mit der Aufforderung, seinerseits, wenn seine Instructionen es 
irgend gestatteten, die Amerikanischen Vorschläge bei der Englischen Regie- 
rung möglichst zu befürworten, um die befriedigende Erledigung dieser An- 
gelegenheit dadurch zu beschleunigen. Herr Dallas erwiederte am 8. December, 
er wäre von Herrn Marcy beauftragt, den Gegenstand nur dann 
zu berühren, wenn er von Mitgliedern der Englischen Regierung 
selbst dazu veranlasst würde^ überdies ginge seine persönliche Ansicht 
dahin, dass die Vereinigten Staaten niemals und unter keiner Bedingung 
auf das Recht zur Ausrüstung von Kapern verzichten dürften. Herr Mason 
durfte natürlich nicht einen Collegen auffordern, gegen seine Instructionen zu 
handeln, beschränkte sich daher in seiner würdig gehaltenen Rückantwort 
vom 11. December darauf, sein Bedauern darüber auszusprechen, dass Herr 
Dallas in dieser ungemein wichtigen Angelegenheit durch seine In- 
structionen wie durch seine persönlichen Ansichten, welche Mason nicht 
zu theilen vermöge, verhindert sei, mit ihm gemeinschaftlich zu operiren. 
Jene Erwiederung des Herrn Dallas war übrigens so privater Natur, dass 
Herr Mason sich ausser Stande sab, darüber an seine Regierung zu berichten. 
Die eigenthümlichen Instructionen, auf welche Herr Dallas sich bezog, wollte 
man sich „einigermassen^ daraus erklären, dass England zur Zeit in Washington 
nicht vertreten war ! Auffallender Weise hatte aber der Staatssecretär Maroy 
auch auf vier Depeschen des Herrn Mason, vom 17. Septbr. (mit welcher 
derselbe ' seine Note an Graf Walewski vom 14. Sept. eingesandt), vom 3., 
7., 17. November mit keiner Silbe geantwortet, den Gesandten also im 
Verlauf der ,)Ungemein wichtigen^ Verhandlung, während sie sich dem Er- 
folg zuneigte, Wochenlang ohne Weisung gelassen. Wohl konnte man zweifel- 
haft werden, ob das Kabinet von Washington überhaupt noch daran dachte, 
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seinen Vorschlägen Folge zu geben. ^Kicht unwahrscheinlich ist es, dass 
diese Angelegenheit weit rascher gefördert sein würde, wenn der Amerika- 
nische Gesandte in London dieselbe unmittelbar nach der Rede Lord Pal- 
merston's eifrig betrieben hätte. Jetzt wird dieselbe schwerlich gefördert wer- 
den, ehe sie durch Cobden und andere Anhänger in der nächsten Parlaments- 
Sitzung zur Sprache kommt.** An der schliesslichen Annahme der Amerika- 
nischen Vorschläge auf Seiten Englands zweifelten in Paris Diejenigen durch- 
aus nicht, mit denen ein Diplomat, welcher sich damals dort aufhielt, zu 
sprechen Gelegenheit gehabt. Englands scheinbare Abneigung, schon jetst 
auf die Sache einzugehen, leitete derselbe weniger aus politischen RQcksichten 
auf Amerika, als aus dem Gedanken an die Möglickeit eines künftigen Krieges 
mit Frankreich ab. (Bericht aus Paris, 21. Januar 1857.) Auch meinte man, 
England wolle die Entscheidung aussetzen, bis der Vertrag über die Central- 
amerikanische Frage ratificirt worden, was damals in Washington auf Wider- 
stand des Senats zu stossen schien. (Bericht aus Liverpool, 30. Jan. 1857.) 

Russland hatte mittelst einer Note seines Geschäftsträgers in 
Washington vom 28. November 1856 und schon vorher seine unbedingte Zu- 
stimmung zu dem Marcy'schen Amendement zu erkennen gegeben. (No. VI.) 

Der Portugiesische Gesandte in London, der dort hochgeachtete 
Graf Lavradio, hatte, wie am 14. November nach Bremen berichtet wurde, 
^noch vor Kurzem auf sein Anfragen vom Auswärtigen Ministerium eine Ant- 
wort erhalten, welche es ihm unwahrscheinlich gemacht hatte, dass die 
Englische Regierung die in der Marcy 'sehen Note aufgestellten Grundsätze 
sich aneignen werde*^ ; dessenungeachtet .wollte Portugal die Amerikanischen 
Vorschläge annehmen. Das Niederländische Kabinet war, nach einer Mit- 
theilung d. d. Paris den 11. November 1836, zehn oder vierzehn Tage vorher 
durch eine Frage des Grafen Walewski an den Gesandten veranlasst worden, 
seine Ansicht auszusprechen; „diese Ansicht bestand natürlich in der leb- 
haftesten Beistimmung.^ Der Holländische Gesandte in Washington, Herr 
Du Bois (später in Kopenhagen), der mit dem Staatssecretär Marcy vielfach 
über dies Thema verhandelt, hat seiner Regierung damals dringend gerathen, 
sich offen und bindend für die Amerikanischen Principien zu erklären; das 
geschah nicht (Hans. Ges.-Ber., Kopenhagen, 17. Dezember 1859); es erfolgte 
vom Haag eine höfliche, aber ausweichende Antwort vom 1. Sept. 1856.*) 

Die Botschaft des Präsidenten Pierce an den Congress vom 
2. Dezember 1856 betonte die Seerechtsfrage von Neuem besonders stark, 
so dass die über den rechten Ernst der Bestrebung erwachten gewichtigen 
Bedenken verringert wurden. (No. VII.) Der Präsident hätte gern in diesem 
Jahresbericht die ausdrückliche Zustimmung Frankreichs verkündigt, die 
Graf Walewski verheissen, aber zu Herrn Mason's grossem Leidwesen wegen 



*) Sie schloBS mit dea Worten: „L'aectuä que ptumeurü puiuaneei pariutMiti d^ Unf 
(den Vorschlägen) acafrdtr^ atmbU Ugiiimtr autai Vetpair de tnon öomim^nmuntf de pomurir y 
^cddtr en tempt opportun." Gez. Ohen von EndegemU 
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Mangels vorgftngiger Yereiobarung mit England nicht hatte beibringen 
können (Hans. Ges.-Ber., Paris, 20. December 1856); die Botschaft erw&hnt 
die fbrmliehe Beistimmung Rasslands und „ihat assurances of a simüar purport 
have heen recewed in relation to the dispoaition of the Emperar of the French,^ 

Der Staatssecret&r Marcy, der wohl von den Pnvatansichten seines 
Gesandten in London erfahren hatte, bekämpfte 'dieselben in einem Privat- 
briefe vom 4. Januar 1857 (No. VIII), worin mit Recht hervorgehoben wird, 
dass die Vereinigten Staaten, wenn sie die Abschafiung der Kaperei ver- 
worfen hätten, ganz isolirt worden w&ren, dass, indem sie dieselbe jetzt von 
einer weitergehenden Forderung abhängig gemacht, alle Mächte ausser 
England auf ihrer Seite stünden. Als einen Akt geschickter Politik musste 
die Massregel nun wohl auch Herr Dallas anerkennen, der dem Inhalt der- 
selben abhold war. 

Die Hanseatischen Vertreter in London, P8ü*is und Washington 
hielten es für gerathner, „nicht vorzugehen^, verhehlten ihre „grossen 
Zweifel^ nicht, ob „der Augenblick zu solchem einseitigen Vorschreiten an« 
gemessen und unbedenklich^ , so „theoretisch erwünscht^ es sein mochte 
(Hans. Ges.-Ber., Paris, 6. Januar 1857.) Das „Sondiren'' der „Intentionen 
des britischen Cabinets"^, das am 16. December verabredet worden, ergab: 
^keine Regierung hat Lust, allein vorzugehen^. Unterredungen mit Lord 
Cowley, Graf Walewski, Herrn Mason bestärkten den Vertreter in Paris, 
dass es „höchst bedenklich und fast mehr als bedenklich^ wäre, in diesem 
Augenblick eine Unterhandlung in Washington anzuknüpfen. Lord Cowley 
und Graf Walewski versicherten Beide, „dass grosse Hoffnung zur baldigen 
Verständigung mit den Signataires über ein Supplement zur Declaration vom 
16. April 1856 wegen Adoptirung des von Nord -Amerika gewünschten 
fünften Punktes vorhanden sei und dass wir, wie früher, zur Adhäsion würden 
eingeladen werden^. „Dieselbe Antwort ist dem Mr. Mason auf seine An- 
frage vom Grafen Walewski ertheilt worden und Mr. Mason glaubt, dass 
seine R^erung sich damit begnügen, indessen die Form von Conventionen 
mit einzelnen Staaten der Form der Adhäsions-Declaration vorziehen würde^. 
(Hans. Ges.-Ber., Paris, 6. Januar 1857.) „Herr Mason ist... entschieden 
der Ansicht, dass es nicht ratlisam für die kleineren Europäischen Staaten 
sei, die Amerikanischen Vorschläge im Wege selbständiger Verhandlungen 
und Conventiimen mit den Vereinigten Staaten zu adoptiren, ehe eine der 
grossen Seemächte mit ihrem Beispiel vorangegangen sei, und ich glaube 
kaum, dass diese Ansicht allein durch den sehr erklärlichen Wunsch des 
Herrn Mason motivirt ist, seinen Namen durch den Abschluss der ersten 
Convention über diesen Gegenstand in der Geschichte des Völkerrechts un- 
sterblich zu machen^. (Bericht des Minister-Residenten Herrn Dr. Schieiden, 
Paris, 21. Januar 1857.) Der Vertreter Bremens nahm übrigens bei seiner 
Rückreise nach Washington (er verliess Bremen kurz vor Neujahr) die 
Autorisation, vorläufig die Uebereinstimmung Bremens mit den von Amerika 
TOigeeehlagenen Grundsätzen im Allgemeinen und mit dem Bemerken gegen 

b 
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das U. St. State-Department zu erkl&ren, daee nur der augeobiiekliche Stand 
der zur Zielt noch obschwebendeo Verhandlungen davon abhalte, schon jetat 
auf v^ragsmässige Feststellung jener Grundsätze Bedacht zu nehmen, womit 
dann die Bitte um nähere Formulirung des zweit^i Theils der Amerikani- 
schen Vorschläge in Betreff der Contrebande behufs näherer Srwägung auch 
dieses Punktes zweekmäsüsig zu verbinden sei. ^Andre Berichte der Ge- 
sandten bestallen den Eindruck, dass es wohlgethan, ein ddmitives Vorgehen 
nicht zu übereilen, wogegen die Abgabe einer vorläufigen einverständliehen 
Erklärung .... nach wie vor unverfänglich und formell gerechtfertigt erscheint^. 

Mittlerweile hatte auf Seite der Vereinigten Staaten eine gewaltige 
Aenderung in der öffentlichen Meinung über die Marcy'schen Vorschlftge 
Platz Bu greifen angefangen. Das hatte der frühere Englische Gesandte in 
Washington, Herr Crampton, schon vor seiner Abberufung wahrzunehmen 
geglaubt; er meinte, die bisherige Abneigung gegen die Amerikanischen 
Vorschläge sei bei den Engländern in raschem Weichen begiiffen, seit dies 
klar geworden. (Bericht des Herrn Dr. Schieiden, Liverpool, 30. Januar 1857*) 
In verschiedenen angesehenen Organen der Amerikanischen Presse fanden die 
Gedanken einer Flugschrift ein Echo, die der in Amerika lebende Englische 
Advokat, R. W. Busseil gegen Marcy'a Amendement zu Newjork hatte 
erscheinen lassen. *} Es war darin die grosse Gefahr geschildert, welche den 
Vereinigten Staaten von d^ Aufhebung der Kaperei drohe, gleichviel unter 
welchen Bedingungen sie erfolge. Herr Marcy habe sich <)urch die Auto- 
rität älterer philanthropischer Staatsmänner, wie Franklin, zu deren Zeiten 
ein Aufschwung des Amerikanischen Handels, wie er heute bestehe, nicht 
geahnt worden, blenden lassen und überdies durch seine Vorschläge die Be- 
fugnisse der Regierung weit überschritten. Eine Art von Agitation gereizter, 
leidenschaftlicher Art gegen humane Theorien und zu Gunsten der praoüsdi 
unentbehrlichen und durchaus gerechtfertigten Kaperei griff immer mehr 
um sich. 

Indessen fand der Bremische Gesandte bei seiner Rückkehr, dass 
die Regierung noch an ihren Vorschlägen festhalte (Bericht, Washington den 
26. Februar 1857). Aber das Ende der Präsidentschaft des Herrn Pierce 
rückte heran. In dieser letzten Zeit [Februar 1857] schickte Staatsseeretär 
Marcy dem Gesandten in Paris endlich die Instruction und Vollmacht zur 
Negotiation eines förmlichen Vertrags mit Frankreich. Mit einer meisterhaft 
redigirten Note vom 2. März 1857 überreichte Herr Mason dem Grafen Wa» 
lewski einen Vertrags-Entwurf (No. V, Anhang). Der erste Artikel 
desselben enthält die vier Punkte der Pariser Declaration, den ersten mit dem 
von Marcj in der Note vom 28. Juli 1856 vorgeschlagenen Zusatz. Es ist 
nicht abzusehen, wesshalb dieser Entwurf nicht im November 1856 in Händen 
des Herrn Mason hat sein können. In der Note beklagt sich Herr Mason 



•) The new maritime law, review of Mr. Vnrefn letter to Mr. de Sartiges, hy R. W. 
Kaoaell. Newjoik 1866. 
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yygeMhkkter Weise^ nioltt duilber, auf Beine frtthere ISote vom 14. Sept. v. J. 
noeh kniie sehriftliehe Antwort erhalten su haben, sondern hebt die Ojppor- 
tonitfti des gegenwärtigen Momeala des allgemeinen Friedens hervor, so wie 
die Notiiwendigkeit der Saneticm von Seiten aller eiviliairten Mächte der Welt, 
wenn ea ^oh um BrnftUmmg eines so wichtigen und neuan Elcanents in das 
Yölkerrecht handelt YertrauBch sagte Herr Mason dem FnmziöeiBoh^i Minister, 
er würde nidits dagegen haben, wenn derselbe dem Englischen GalHnet voa 
aeiner Note confidentielle Eenntniss geben wollte. Herr Dallas, der Gesandte 
ia London, der dem AbscUuss eines solchen Vertrages als schädlich für die 
YeKeimgten Staaten abgeneigt ist, hatte keinen analogen Auftrag erhalten. 
(Hans. 6es**Ber., Paris, 7. Mlira 1857.) 

Am 7. Man 1857 aberreiohte zu Washington der Preussische 
Gesandte, Herr von Oerolt, eine Note, worin er die ^adkdakm^ seiner Re» 
giening zu dem von dem Präsidenten Pierce in der Note Marcj's an den 
Amerikanischen Gesandten in Berlin vom 28. Juli gestellten Amendement 
ausspricht und die Regierung der Vereinigten Staaten des ^^appm ie piua 
prmwnd^ von Seiten Preusaens für den Fall versichert, dass es zu einer „de'- 
Hb^ration generale^ dieses Gegenstandes kommen sollte. (Brem. Ges. Ber., 
WaftUngtoB, 8. Mftrz 1857.) 

Im Senat beantragte Herr Crittenden von Kentucky am 9. M&rz vier 
ReflolntieoieB, welehe den Standpunkt und das Verfahren Maroj's in der See- 
reehtsfirage billigten; am Tage darauf wurden sie au das Gommitiu onforeiffn 
rä^Hona zur Berichterstattung verwiesen ; es war aber vorauszusehen , dass 
de niebt mehr zmr Verhandlung kommen wllrden, da der Senat am 12. mit 
25 gegen 11 Stimmen beaehlossen, sich am 14. au vertagen. Mittlerweile 
erhob sieh gegen den Inhalt der ResolutioBen ein Sturm in der Presse. 
(Brem. Ge8.-Ber., Washington, 13. Mürz 1857.) President Buehanan hatte 
die Regierung angetreten. Herr Marcj war nicht mehr am Ruder und 
seine Politik hatte ein Ende. 

Der Vertreter Bremens, der noeh keine schriffUehe Mittheilung ge** 
maebt, nahm nun Anstand, bis er ermittelt hfttte, wie die neue Regierung 
die Saebe auffiisate, um seine Note ,)danach einrichten zu können^. (Brem. 
6es.-Ber., Washington, 8. M&n 1857.) 

Am 2. April htodigta Herr SohMden, da es „raäisam^ schien, ^^nicht 
llBger zu z^m**, seine Note dem neuen Staatsseoretftr, General Cass, per^ 
ataHoh cm. (S^ EE.) Sie verband eine j^der Wflrde des Staats nicht ver« 
gebende Bestimmtheit^^ mit deijenigen Vorsicht und Bescheidenheit, welehe die 
BAeksicbt auf die grossen Europäischen Seem&dite gebietet*^. General Cass 
las sia gleich, sehiea sie freundlich aufiiunehmen, erwiederte vorläufig, die 
jetzige Regierung sei noeh nicht zu einem bestimmten Beschluss Ober den 
Gegenstand gekommen, werde „jedoch, wie er nicht bezweifle, auf dem von 
der abgetretenen Administration eingeschlagenen Wege verharren*^. ^y^^Bin- 
seine Modifioationen der MarojVhen Vorschlftge schienen allerdings 
notb wendig, wenn dar Zweck, völlige Freiheit des Handels und der Schiff« 
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fahrt, auch während eines Seekriegs, erreicht werden solle. Nanieiitti<A sei, 
seines Erachtens, erforderlieh, das Recht der Blokade auf die Verhfitang der 
Einfuhr von Kriegsbedürfnissen und sonstiger Contrebande zu beschränkeD, 
da die Abschaffung des Kapei^wesens von geringem Nutzen sdn wQrde, wenn 
die eigenen oder n^htralen Schiffe ohne Weiteres in einen blokirten Hafen ein* 
oder davon ausgeschlossen werden könnten. Er vemmthe, dass er bald in 
der Lage sein werde, sämmtlichen Regierungen seefahrender Staaten in dieser 
Beziehung nähere Mittheilungen zu machen, zumal da bei der in England 
für jetzt noch herrschenden Abneigung, auf -die Marcy 'sehen Vorschläge ein- 
zugehen, eine baldige definitive Erledigung dieser Frage kaum wahrscheinlich 
sei.'' Herr Schleidea bemerkte, seine Regierung werde alle solche Vor- 
schläge unterstützen, aber diese Modification des Blokaderechts werde den 
Engländern die Vorschläge noch weniger angenehm machen; er wünsche, 
dass die allgemeine Annahme jener nicht dadurch verzögert werde. (Brem. 
Ges.-Ber., Washington, 2. April 1857). Die überaus freundliche und zuvor- 
kommende Weise des neuen Staatssecretär stach sehr angenehm ab gegen 
das verschlossne, wortkarge Benehmen seines sonst so ehrenwerlhen Vor- 
gängers. 

Zehn Tage darauf meldete Herr Schleideu nach Bremen (Ges.-Ber., 
Washington, 12. April), die Gesandten bei den fünf Europäischen Grossmäch- 
ten seien entweder schon oder'^würden demnächst von der neuen Regie- 
ining instruirt, keinen Vertrag wegen Feststellung des Seerechts 
abzuschliessen, ehe sie nähere Weisungen wegen der Stipulation über 
das Blokaderecht erhalten. Ohne diese Modiiication werde der Präsident 
Buchanan die betreffenden Verträge nicht abschliessen. 

Und gerade jetzt trafen die zustimmenden Erklärungen Preus- 
sens und Rüsslands ein! Der Preussische Gesandte zeigte an, seine 
Regierung würde jetzt bereit sein, abzuschliessen, auch wenn die anderen 
Grossmächte Anstand nähmen ohne Englands gleichzeitiges Vorgehen. Die 
Depesche des Fürsten Gortschakoff an den Russischen G^andten vom 
23. Februar [a. St.] sprach die Bereitwilligkeit Russlands aus, mit allen 
oder wenigen der bei der. Pariser Gonferenz vertreten gewesenen Regiemngen 
den vom Präsidenten Pierce vorgeschlagenen Vertrag einzugehen. 

Unter Pierce hatten die Vereinigten Staaten die AbschaHiing des 
Eaperwesens an eine Bedingung geknüpft — einen weiteren Fortsehritt 
betreffend — jetzt unter Buchanan knüpften sie die Erfüllung der von ihnen 
gestellten Bedingungen abermals an eine Bedingung — einen noch weiteren 
Fortschritt betreffend. Inzwischen aber bewahrten sie sich, immerfort an der 
Spitze der Civilisation dahersehreitend und an Humanität Alles überbietend, 
das in der ganzen übrigen Welt abgeschaffte Recht der Kaperei, das sie 
nicht entbehren können, weil es unter ihrer Würde ist, zum Schutz ihrer 
Küsten und ihres Handels eine Flotte zu halten. 

Wirklich war ^die wichtige Angelegenheit auf unbestimmte Zeit 
vertagt^, wenn nicht etwa Russland, Oesterreich, Frankreiok die ModifieatioQ 
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des Blokadereohts ohne Backdcht auf England zugeben sollten. (Brem. Ges.- 
Ber., Washington, 27. April 1857). Herr Dallas in London verhehlte nicht, 
dasa er von dem Präsidenten jetzt instruirt sei, die Yerhandlungen Ober die 
seereehtlichen Prineipien einzustellen; ^Mr. Buehanan sei zu der entschie- 
denen Ansicht gekommen, dass Mr. Marcy mit seinen Vorschlttgen zu weit 
gegangen sei, und dass es besser wäre, die Sache ruhen zu lassen, weil 
die Vereinigten Staaten das Kaperrecht nicht aufgeben könnten, so lange sie 
nicht eine der Englischen Marine an Stärke gleiche Macht besässen;^ die 
vom General Cfass gemeldeten Aeusserungen über eine Ausdehnung der 
Marcj'schen Prinzipien in Betreff der Blokade erklärte Herr Dallas itir eine 
,)blos8e Maske^, um den bei der Regierung eingetretenen vollständigen 
Meinungswechsel zu verbergen. (Brem. Ges.-Ber., London, 27. Mai 1857.) 
Die letzten Zweifel mussten schwinden, als der Unterstaatssecretär, Herr 
Appleton, sich in Washington gegenüber dem Vertreter Bremens zu äussern 
hatte. Es geschah mit einer „gewissen Beschämung*; es war „wie wenn 
ein wunder Punkt* berührt wurde. Die Frage habe geruht. Es sei noch 
nicht erwogen, „ob die Marcy'schen Vorschläge ihres bedenklichen Charak- 
ters entkleidet würden durch die Modification des Blokculerechts.* Wann 
diese Erwägungen stattfinden sollten, war nicht abzusehen. Mehr und mehr 
komme man zu der Ueberzeugung, dass Amerika seine Stärke und seine 
Vertheidigungskraft in seiner Handelsflotte (d. h. im Eaperwesen) erblicke, 
wie England in seiner Kriegsmarine. „Diese stolze Regierung*, wandte der 
Hanseatische Diplomat ein, sollte „so ohnmächtig* sein, dass sie ^nur durch 
Kaper* ihr Dasein friste? Mit Recht constatirte er nun, „dass der Zeitpunkt, 
wo die humanen Marcy'schen Vorschläge in das allgemeine Völkerrecht ein- 
geführt werden konnten, vorläufig und für längei*e Zeit vorüber ist.* (Brem. 
Ge8.-Ber., Washington, 23. Juni 1857).*) Nachträglich also machte man es 
sich klar, dasa jener Fortschritt gesichert werden konnte, wenn man den 
richtigen Augenblick wahrnahm. Er war von allen Seiten — auch von den 
Vereinigten Staaten selbst, da doch für ehrliche Absicht zu präsumiren ist 
•— auf das Gedankenloseste verpasst worden. 

Im Englischen Hause der Gemeinen beantragte am 14. JuH 1857 
emer der bedeutendsten Rheder des Landes, Herr Lindsaj, die Mittheilung 
der das Marcy^sche Amendement betreffenden Correspondenz , damit das 
Parlament sich aussprechen könne, ob es rathsam sei, noch weiter zu 
gehen, als 1856 In Ftaie. Herr Lindsay sprach seine Meinung dahin aus, 
die Pariser Declaration wäre unhaltbar; der ganze Frachthandel werde bei 
jeder drohenden Kriegsgefahr an die Neutralen kommen; die Versicherungs- 
prämie auf Englische Schiffe um 5 — 10 Procent höher stehen. Die Regie- 



*) Denselben Eindruck machte auf den Rassischen Gesandten, Herrn von Stöckl, 
der die Seerechtsrerorm in Jeder Weise zu fordern bemüht war, eine Unterredung mit General 
Cass, die in den eisten Tageii^ee Febroar 1S0O stattiknd. 
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rong verweigerte die Toriage; die Obrigens England auf das Marcy^sche 
Amendement geantwortet habe, sei der PrÄsidenteöwechsel eingetreten und 
der neue President habe sagen lassen, er wünsche keine Antwort, die An- 
gelegenheit möge jedenfSälls für jetzt als suspendhrt angesehen werden, eine 
weitere Verhandlung über den Gegenstand solle nicht stattfinden (No. XIF). 
Lord Palmerston nalim in dieser Sitzung bereits offen Partei gegen die 
GruDda&ize, denen er am 7. November vorigen Jahrs (No. X) gehuldigt 
hatte; er betcmte* die Sohwierigkelt einer Gleichstellung des Privatag^thuma 
bei Seekriegen und Landkriegen; er stellte die Unverletzlichkeit desselben bei 
letzteren überdies in Frage. Diesen neuen Standpunkt hat Lord Palm^ston 
behauptet Eine Ansprache desselben an die Vertreter des Handelsstandes von 
Bellast, Glocester, Hüll, Leeds, Liverpool, Manchester (No. XXVII, Anmer- 
kung), war von solcher Entschiedenheit, dass eine Nebeneinanderstellung 
dieser Rede vom 5. Februar 1860 und jener vom 7. November 1856, wie 
sie eine Londoner Zeitung auf einem und demselben Blatte veranstaltete 
(Brem. Ges.-Ber., London 8. 1860), das Bild einer durchdachten Schachpartie, 
die man mit sich selber spielt, darbot. Lord Palmerston aber hatte seine Figuren 
von 1856, wie bemerkt, schon am 14. Juli 1857 seinen Gegnern überlassen. 

Unter dem 27. Juni 1859 richtete der Amerikanische Unterstaats- 
secretftr des Auswärtigen, General Cass, eine Circulardepesche an die Ge- 
sandten bei den Grossmftchten, umfangreich wie ein Buch, worin die see- 
rechtlichen Fragen ausführlich erörtert wurden und worin Herr Cass nachzu- 
weisen versuchte, dass die partielle Annahme der Pariser Declaration Cohne 
Abschaffung der Kaperei) statthaft sein müsse, trotz der darin enthaltenen 
abweichenden Ansicht der ursprünglichen Unterzeichner; die Vereinigten 
Staaten könnten nicht zugeben, dass diese grossen Fragen des internationa- 
len Rechts einseitig ohne sie entschieden werden könnten. Die Depesche 
war, wie Herr Dallas in London bemerkte, unter dem Eindruck der Fort- 
dauer des Italienisehen Krieges geschrieben, so dass „der Eintritt des Frie- 
dens • natürlich die Erörterung der ganzen Angelegenheit jetst unnötbig ge- 
macht.^ Herr Dallas hatte sie Ende Juli an Lord John Rüssel verteaeo, der 
keinen Widerspruch erhoben, ausser in Betreff der Kohlen, deren BehandHung 
als Contrebande die VereinigteB Staaten sieht dulden %u wollen erkl&rten. 
Dieselbe Depesche «bergab Herr Wright in Berlin an Baron SohldnitB. 
(No. Xai). (Hans. 6eB..Ber., Londoo, 3. und 4. August 1S59). 

Mittlerweile war de« Krieg der Westmäohte gegen Ghioa «nagebro» 
eben. Sowohl Frankreich wie England erllessen ErUlUrungen (No. XXXIX), 
wonach Beide nicht nur die Anwendung der Pariser Deelaratk>n auf solche 
Staaten ausdehnten, die derselhea nicht beigetreten waxtn, aondem auch das 
Privateigenthum der Chinesen i;«r See als iKQverletsliob aaerkaim- 
ten und den Handel ihrer Unterthanen mit dem Feinde während des Krieges 
freigaben. (Note des Französischen Gesandten, Herrn Cintrat, an die Hanse- 
städte vom 3(X Juni 1859. Note des Englischen Gesandten, Herrn Ward, an 
dieselben vom 4. Juli 1859). * 



Der PreuBsisohe Ministej:) Baron Schleinitz, hatte sich am 5. Novbr« 
1859 «ehr gttiuitig aber die FortentwickloBg des Seerecbts im Sinae des 
weiland Marcj'schen Amendements ausgesprochen. *) Für ihn entwarf^ in 
der Aussicht, Preossen su vermögen, dass es die Seereohtsfrage auf dem be- 
Toretehenden Pariser Congress in die Hand nehme**), der Haoseatisebe 
Minister am Preussischen Hofe, Herr Geff cken, eine besondere Denkschrifk| 
15. November 1859, welche derselbe ^^hanseatico nomine^ dem Preussischen 
Minister zu übergeben autorisirt wurde (No. XV). 

Die erste Anregung hatte die Bremische Presse gegeben durch swei 
Besprechungen der Seerechtsfrage (Bremer Handelsblatt vom 29. October, 
Wes^neitung vom 1. November 1859). Am 18. November war die Sache 
bereits Gegenstand der Agitation Bremischer Bheder (Herr H. H. Meier u» 
A.); man trug sich mit dem Gedanken, bestimmte Resolutionen zu fassen. 

Herr von Schleinitz, bei aller Geneigtheit, liess sich durch die for- 
melle Schwierigkeit imponiren, dass England verlange, der Congress solle 
sich auf die italienische Frage beschränken. Diese Schwierigkeit war kaum 
imponirend; wenigstens wollte die Amerikanische Gesandtschaft in Berlin 
von London her die Gewissheit erbalten haben, England würde einer Propo- 
sition Preussens auf Annahme der Amerikanischen Prindpien nicht entgegen- 
treten. Preussen lehnte indessen die ihm Hanseatischer Seits beigemessne 
ehrenvolle Aufgabe ersichtlich ab. Dagegen gab Baron Schleinitz auheim^ 
ob m'cht die am Congress unbetheiligten Staaten sich in Sachen der See- 
rechtsreform an den Congress wenden könnten. Diese Idee *) fiel auf frucht- 
baren Boden: der Hanseatische Resident in Berlin machte seinen Begie- 
rungen den Vorschlag, die maritimen Staaten zweiten Ranges zu einem 
CoUectivschritt bei dem Congresse zu veranlassen. Die Initiative zu ergrei* 
fen, schien kein Staat geeigneter al»Holland, das unter den Seemächten 
zweiten Ranges die erste und das stets für eine humane Fortentwicklung 
des Seerechts in Kri^szeiten eingetreten war. Demgemäss beschlossen die 
Senate der drei Hansestädte, ihren Minister am Preussischen Hofe, Herrn Dr, 
Geffcken, in vertraulicher Mission nach dem Haag reisen zu lassen, um die 
Niederländische Regierung f&r den gedachten Plan zu gewinnen« 

Herr Geffcken trat seine Sendung am 31. December 1859 an. Die 
Sadie, welcher sie diente, war mittlerweile in bedeutsamer Weise fortgcr 



*) EU>eii8o bifl zam 14» dex Ministerpxisident Füiiit von Hohesxullem-SigDiluiDgeD und 
Graf Poortales. 

**) Am 4. Novbr. schien der Congress nach der Ansicht des Herrn v. Schleinitz gesichert. 
Doch ftttgte es sich, ob ftusser der Italienischen and der Bessarabischen, welche Oesterreich aaf- 
genonimenza sehen wünschte, noch andere Fragen znr Sprache kommen würden. GnfWalewskl 
war geneigt, auf die Seerechtsache einzageben. Auch in Berlin und Peteisbarg war dieSUmmnng 
eine günstige. Für die damalige Leitung der Preussischen Auswärtigen Angelegenheiten war 
freilich die „Schlaffheit^ sprüchwörtlich, oder, wie ein scharfsinniger Monarch sie charalcterisirte, 
sie war „ein Znstand zwischen Traum nnd Wachen**. 

***) Der Belgische Gesandte in Berlin prftciairte den Gedanlcen, wies auf die Miederlande 
hin und empAihl direct Verhandlung im Haag. 
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schritten. Eine Macht war für sie aufgerofen, die in der gesammten Ge- 
schichte des Völkerrechts eine Bolle ersten Ranges für sich in Ansprach 
nimmt, die Macht der öffentlichen Meinung. 

Am 2. Decbr. 1859 fasste zu Bremen eine Versammlung notabler 
Rlieder und Kaufherrn die berühmten Resolutionen zu Gunsten der Freiheit 
des Privateigenthums auf See in Kriegszeiten und begann eine Bewegung 
in grossem Masstab, um die gebildete Welt zu einer Anerkennung der 
gleichen Grundsätze und zu Kundgebungen dieser Anerkennung zu yermögen. 
CNo. XVI.) 

Der Senat von Bremen machte die Sache zu der Seinen. Er 
constatirte in der Erwiederung auf die Eingabe der gefiissten Beschlüsse ^die 
Uebereinstimmung des Zweckes^ nicht nur mit Beinen bisherigen Bestrebungen, 
sondern auch ^^mit der höheren und bleibenden Angabe des Bremischen 
Staats** (No. XVü). 

Das Hamburger Commercium blieb nicht hinter Bremen zurück 
(No.XVlII); die Schwesterstadt Lübeck pflanzte die Bewegung fort (No.XIX); 
sie wurde zu einer Hanseatischen Ehrensache. 

Mit Ausnahme der Times (No. XXIII) *) und weniger anderer Organe 
trat die Presse von Europa flQr sie ein. 

Richard Cobden sprach in einem Briefe an Herrn Alexander Fritze 
und die übrigen Mitglieder des Bremer Comit^ (Cannes, France, 22. März 1860) 
seine volle Zustimmung aus: „I need not add (for my opinums are not seoret 
to tke public) thal I heartüy coneur ißUh you in the objeet you haoe in view and 
I beg mo9t sincerely to thank you for the in/ormation ioith which you kwe forH- 
ßed those iMo like tnyself are -disposed to do all in their pou}er to enforce the 
adoption of your principles.^ 

Deutsche, Holländische, Schwedische, Dänische, Französische, Eng- 
lische Handelskammern (No. XXVIII, XXVI, XXVII) sprachen sich im Sinne der 
Bremer Resolutionen aus.*) Ebenso der Preussische Handelstag (No. XX), 
die Hannoversche Ständeversammlung (No. XXII), die angesehensten Vertreter 
des Preussischen Volkes, welche die Anträge des Bürgermeisters von Danzig, 
Herrn Groddeck, im Herrenhause, des Präsidenten von Rönne im Hause der 
Abgeordneten zahlreich unterstützten (No. XXT)« IH« Hanseatischen Minister- 
Residenten in Berlin, London, Kopenhagen, Washington, die deutschen C!on- 



*) Von Herrn Wingrove Cook, Veriksser der Letters on ChliiUL Gegen ihn vgl. in 
der Times vom 12. Decbr. das vorzügliche Eingesandt von Hercat.or. Vgl. aach diesseits 
den trefflichen An&atz der Weserzeitung vom 13. Decbr. 1869. 

*) Handelskammer von Lübeck IS. Decbr., Cottbus 17. Decbr., Chemnitz 19. Dec, 
Dnisberg 28. Decbr., Rotterdam 23. Decbr., Landeshat24. Decbr., Breslau 29. Decbr., 
Bordeaux und Marseille 30. Decbr., Centralstelle für Handel in Stuttgart 7. Januar 1800, 
Handelskammer von Schweidnitz 17. Jan., St Johns (Neu-Braunschweig) 2. Jan., Liver- 
pool 19. Jan., Newjork 10. Febr., Baltimore 25. MArz, Triest und Riga. (No. XVI, Seite 
68. Anmerknng> — Eine n&here Begründung und Prficisirung seiner Vorschlftge Hess das Bremer 
Comite durch eines seiner Mitglieder (Dr. H. vonLengercke) ausarbeiten, welche anter 
dem Titel: „Das internationale Seerecht in Kriegszelten*', Bremen 1860 eiBchienen ist 
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solo in der alten **} und neuen Welt wirkten unermüdlich in ihren' Kreisen. 
Den Letzteren***) gelang es, mit namenloser Mühe, in der Heimath der 
llBYCj^schen Vorschläge, die gewichtigen Stimmen der Handelskammern von 
New York (No. XXIX), Baltimore (No. XXX), San Francisco, wenn auch 
nicht für die Dauer, da die Anhänger der Kapeiei, gestütet auf die Regierung 
des Herrn Buchanan, immer wieder durchdrangen, für die Freiheit des Privat- 
eigenttiums- zu gewinnen. 

Herr &effcken, der in einem Schreiben vom 31. December 1859 dem 
Holländischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten den Zweck seiner 
Sendung angezeigt hatte (No. XXXII), begab sich am 1. Januar 1860 nach 
dem Haag und fand dort die zuvorkommendste Aufnahme. Baron Golstein, 
welcher schon vorher den Versuch gemacht, bei der Französischen und 
PreuBsischen Regierung dafOr zu wirken, dass die Seerechtsfrage im Congresse 
zur Sprache komme und dabei auf das gleiche Hindemiss der Englischen 
Weigerung gestossen war, ging lebhaft auf die Idee eines Gollectivschrittes 
der nicht vertretenen Staaten ein und verhiess, die Initiative zu ergreifen, in- 
dem er eine Note aufsetzen werde, welche dann behufs der Beitrittserklärung 
an alle Seemächte zweiten Ranges gesandt werden solle, nämlich an Han- 
nover, Oldenburg, Mecklenburg, die Hansestädte, Belgien, Dänemark; sofern 
diese sich zuatimmig erklärten, werde dann diese Note nebst einer erläuternden 
und ebenfalls mitzutheilenden Denkschrift dem Congress durch den Niedei^- 
ländiscben Gesandten in Paris als Wortführer der ganzen Liga von Staaten 
überreicht werden. Herr Oeficken unterhandelte dann noch im Sinne seiner 
Hksion in Brüssel, Paris, Hannover. Sie hatte vollständigen Erfolg und war 
von bleibend fbrdersamer Wirkung. 

Der Holländische Minister hielt Wort. Eine Circulardepesche vom 
11. Januar 1860 wies die Gesandten an, den Entwurf einer CoUectivnote den 
Regierungen, bei welchen sie beglaubigt waren, anzuempfehlen. Mecklenburg 
(No. XXXIX) und Oldenburg*) lehnten ab; Mecklenburg fühlte sich durch 
das Ansinnen sogar in dem Gefühl seiner Souveränetät betroffen. Belgien 
hüllte sich in Schweigen — mit Rücksichtnahme auf die garantirte Neutra- 
lität und auf England, wie König Leopold nach Hanseatischer Seite von vorn- 
herein zu verstehen gegeben. Dänemark hatte seine Bedenken in Bezug auf 
einen Krieg mit Deutschland, liess sich aber von geistesüberlegenen Staats- 
männern umstimmen (No. XXXVIII). Hannover (No. XXXYI) und die Hanse- 
städte (Bremen No. XXXV, Lübeck No. XXXVll) nahmen pure an. — Da 
der Congress nicht zh Stande kam, ist das gemeinschaftliche Auftreten der 
Seemächte zweiten Ranges unterblieben. 

*) Prauge Id Liverpool, Wiencken in Gothenburg, Motz in Buideanx, Mlchael- 
son in Stockholm. 

**) Lauter deutscbe Namen: Bierwirtb, Schuhmacher, Duisenberg, Rode%yald, 
Plate, Hirsch, Kentgen. 

***) Bericht der Holl&ndiBchen Hinister des Auswfirtigcn nnd der Finanzen an den König 
vom 25. Mai 1860 über die Resultate der mit den kleineren Seestaaten geführten Correspondenz. 
(Brem. Ges.-Ber., Washington) 2S. September 1860.) 
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Unter dem 22. Mai 1860 meldete der Vertreter Bremens in Washington, 
dasB der Sardinische Geschäftsträger, welcher die Bremer BesolatioMO 
nebst dem Bericht der Newyorker Handelskammer nach Turin eingesandt, 
mit letzter Post instruirt worden, die Bemühungen Bremens, das Seeracht 
betrefifend, in jeder Weise, mündlich und schriftlich, möglichst zu unterstiUaen. 
Aber während der Präsidentschaft des Herrn Buchanen war nicht der min- 
deste Erfolg zu erwarten. In seinem Brief an den Präsidenten der Handels- 
kammer von Newyork vom 31. März 1860 (No. XXIX) hatte dieser sich des 
Vorwandes bedient, welchen Herr Dallas ^^eine blosse Maske^ genannt, 
„ein Beschluss in der Sache lasse sich erst fassen, wenn die Europäisdieii 
Regierungen sich bereit erklärten, gleichzeitig das Blokaderecht in der Tcm 
ihm vorgeschlagenen Weise auf den Fall eines gleichzeitigen Landangriffs 
gegen den blokirten Hefen zu beschränken.^ Einem Mitgliede der Newyorker 
Handelskammer aber sagte der Präsident ohne Umsohweif : y,ihe United States 
toouid not surrender privateering , ißhile he (Mr. Buchanan) was at the head of 
the Government.'' (Brem. Ges.-Ber., Washington, 22. Mai 1860.) 

So lange die Vereinigten Staaten am Kaperwesen festhielten, schien 
es hoffnungslos, an eine neue Bekehrung Lord Palmerston's 2u denken. 
Gleichwohl, als wegen der sog. Schweizer Frage im Sommer 1860 Gonfe- 
renzen in Aussicht standen , war die Niederländische Regierung darauf Be- 
dacht, mit andern Staaten zweiten Ranges daselbst die Seerechtsfrage anza- 
bringen. (Hans. Ges.-Ber., London, 28. Juni 1860). In einem Erlass an die 
diplomatischen Vertreter Hollands vom 12. Juni 1860 hatte der Ministör Graf 
Zujlen mitgetheilt, dass das Haager Eabinet diese Angelegenheit ,)nicht aas 
den Augen verloren habe,^ dass es zwar einen Gongress fUr das zweek* 
massigste Forum erachte, jedoch in Ermangelung eines Oongresses auch auf 
andrem Wege vorzugehen gesonnen sei. *) (Hans. Ges.-Ber. , Kopenhagen, 
19. Septbr. 1860.) Weitere Schritte waren allerdings ' nicht gethan; aber 
Herr Rochussen, Nachfolger des Herrn Du Bois in Kopenhagen, vorher in 
Paris für die Beereehtssache thätig, war überzeugt, Graf Zujlen würde leieht 
zu bewegen sein, wenn ihm die Möglichkeit eines praktischen Erfolgs an- 
schaulich zu machen wäre. **) 



*) Antwortdepesche des Holl&ndisclien Gesandten am Dänischen Hofe (damals noch Hr. 
Du Bois) an den Minister Grafen Zuylen d. d. Sophienholm 7. Juli 1Ö60, worin u. A. die Be- 
iViedignng ausgesprochen ist. „gue le Chwem^ment Neerlandms n*eft pcu d'<w& d€ Imuer rtpoter 
Vafaire importante dt Vextensum ditirahU ä donner au droii marilm^ adopU «n ZSS6 jtuqu'ä la 
nouveUe riunion cTun congrhf num qu*ü a VintenHon apr^ Vtniu'atwe au commmcemMt de ceü4 
antike, de tdeher dratteindre par une autre voie le noble but qu^Il ee propote." 

*) In einer Depesche an den Grafen Zujlen von Kyeveld, seinen Chef, Kopephagen den 
90. November 1860, sprach sich Herr Rochussen dahin aus, warum immer erst Kriege abgewartet 
würden, nm dann auf Congressen Grundsätze anzunehmen, die das verdammen, was eben ge- 
schehen? Herr Rochussen wies auf Lindsay's Reise, auf seinen Parlamentabericht und auf den 
Umstand hin, dass der englische HandeUminister Gibson den Torsitz in jenem Comit« geführt 
Er rieth endlich zu einem einfachen Notenaustausch über die Grundsfitze, die man beob- 
achten wolle gegenüber denen, welche sich zu gleichen GrnndsAtzen verpflichten. 
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Im August 1860 regte eich eine neue Theilnahme in England. Für 
den Ghinesisohen Krieg hatten beide Westmächte im März d. J. das Princip 
der Freiheit des Privateigenthums zur See prodamirt, da es sich hier nutz- 
bringend erwies. (No. XXXIX). Am 7. August sprach der Bericht eines 
Englisehen Parlamentsoomit^ , welchem der Handelsminister, Herr Milner 
Oibson, die Herren Cardwell, Lindsay und andere bedeutende Männer ange- 
hörten, sich zu Gunsten desselben Grundsatzes aus. (No. XL, siehe auch die 
Anmerk.). Am 18. Februar 1861 wurde darüber im Hause der Gemeinen 
debattirt (No. XLI). Diese Verhandlung bezeichnet einen bemerkenswerthen 
Fortschritt der Ideen. Herr Lindsay, der im Comite wie in der Parla- 
mentssitzung als besonders einflussreich hervortrat, übertrug die Agitation 
von England in die Vereinigten Staaten, wo er vor den wichtigsten Handels- 
kammern (am 24. Septbr. in Boston, am 9. Octbr. in Newyork u. s. w.) 
Reden hielt, auch in Betreff der Beform des Seerechts in Kriegszeiten auf 
die ö£fontliche Meinung in Amerika bedeutsam wirkte, jedoch was die unmit- 
telbare Durchführung dieser Beform anlangt, tauben Ohren predigte.^) 
Indessen sprach nicht lange darauf mit vernehmlicher Stimme ein Ereignisss, 
das den Norden der Vereinigten Staaten mächtig bewegte, zu den Staats- 
männern, welche mit dem neuen Präsidenten Lincoln ans Ruder gekom- 
men. Die Sfldstaaten in offenem Aufstand gegen die Union, hatten Kaper- 
briefe ausgesehrieben! Die gepriesne Waffe**) kehrte ihre Spitze gegen die- 
jenigen, welche sie für unentbehrlich ausgegeben oder im Stillen gehalten 
hatten. Der Bremische Resident benutzte die Gelegenheit, dass der Staats- 
seeretär ihn und Herrn Lyons, den Englischen Gesandten, zu einer Berathung 
über die bei der projectirten Schliessung der südlichen Häfen in Betracht 
kommenden Rechts- und Handelsfragen eingeladen, Herrn Seward darauf 
anfinerksam zu machen, „dass die Kaperproclamation des Präsidenten Davis 
der hiesigen Regierung einen günstigen Anlass biete, sich durch sofortige 
Wiederaufnahme der Maroy 'sehen Vorschläge allgemeine Sympathie in Europa 
zu sichern.^ „Ohne eine bestimmte Erklärung abzugeben, wies Herr Seward 
dies wenigstens nicht zurück.^* (Brem. Ges.-Ber. 19. April 1861). 

In der Eabinetssitzung vom 24. April 1861 fasste die Regierung den 
Besohloss, der Pariser Declaration ^einfach und ohne irgend- 
welche Reservation oder Amendement^ in Form besonderer 
Gonventionen beizutreten; mit dem Dampfboot vom 27. gingen die 
Instructfenen an die Gesandten ab. *^) 

Jetzt lag den Vereinigten Staaten Alles daran, die Uebereinstimmung 



*) Hans. Ge8.-Ber., London, 26. Octobar 1860: „Auf den hiesigen Ministerien leugnet 
man noch fortwährend, dass Mr. Lindsay ofBcielle Auftr&ge habe; seine Mission sei allein von 
ihm nnd seinen Geschftftoflrennden aasgegangen, wenn auch die Regierung ihm alle Unter- 
stntXQttg angedeihen lasse nnd es möglich sei, dass seine Anregungen zu demn&chst ofHciellen 
Verhandlungen fahrsn könnten."* Vgl. No. XL., S. 96, Anm. 

**) «TAe right arm of owr national dienst,*' n&mUch „th4 ütue of leUert of marque to 
fMrekant vetsels m Urne of war.*' Rede des Herrn P. M. Wetmore in der Newyorker Handels- 
kammer vom 7. Juni 1860 gegen Herrn Bierwirth (Newyork Journal of Ckimmerce, 13. Juni 1860.) 
***) Sie trugen die Nachschrift: „A füll power to treat is also Kerwdth sent," 
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der ganzen civilisirten Welt für Absehaffiing des Kaperwesens unverzüglich 
constatiren zu können. Eine arri^re pensee verband sich damit. Frank- 
reich und England neigten zu einer Anerkennung der Südstaaten; sie fassten 
den grossen Kampf in der Union nicht unter dem Gesichtspunkt eines Auf- 
standes, sondern eines Krieges auf. Dieser Auffassung zu begegnen, der An- 
erkennung vorzubeugen, war für das Kabinet von Washington eine Aufgabe, 
für deren Erfüllung kaum ein Preis zu hoch schien. Um den Preis des Ver- 
zichts auf die Kaperei hoffte Herr Seward das Ziel zu erreichen. Denn, 
wenn Pr&sident Lincoln jetzt die Pariser Declaration einfach annahm, so war 
dabei vom Amerikanischen Standpunkt ohne Weitei*es vorausgesetzt, dass 
dieser Beschluss auch für die Südstaaten verbindlich sei, dass das 
neue Völkerrecht auch auf sie Anwendung finde. Die Kaperschiffe dersel- 
ben nahmen dann sofort den Charakter von Piraten an. Und die Europäi- 
schen Mächte, sobald sie sich darauf einliessen, würden ihre bisherige Auf- 
fassung des Kampfes mit der in Washington herrschenden vertauscht und 
implicite die Südstaaten für Insurgenten genommen haben. Im Interesse der 
Europäischen Staaten lag es ohne Zweifel, die Grundsätze der Pariser Deda^ 
ration allgemein anerkannt zu sehen. Der für unbesieglich gehaltne Wider- 
stand der Grossmacht im Westen erklärte sich selbst für besiegt. Dem Ka- 
perwesen konnte jetzt wirklich ein Ende gemacht werden. Die Veranigt^i 
Staaten stellten kcinerliei Bedingung, weder mögliche, wie unter dem Präsi- 
denten Pierce, noch unmögliche, wie unter Buchanan. Nur wollten sie jene 
Consequenzen, auf die jetzt Alles ankam, sich nicht verkümmern lassen. Aber 
es ergab sich, dass England gerade diese Consequenzen, noch ehe sie Ame- 
rika zu erkennen gab, aufspürte und ihnen den Weg vertrat. Auch die 
andern Staaten Europas, mit Ausnahme Russlands, nahmen das Kabinet von 
Washington nicht beim Wort, und der Moment, die Vereinigten Staaten f&r 
Abschaffung der Kaperei zu gewinnen, ist ungenutzt vorübergegangen. Nach 
dem Siege der Union über den Aufstand des Südens hat Earl Rüssel dai'über 
nachdenken können, ob der Preis, welchen damals Herr Seward für den 
Beitritt zur Pariser Declaration forderte, nänrtich das stülsohweigeiide Zuge- 
ständniss, dass die Südstaaten Rebellen wären, zu hoch gewesen ist im Ver- 
gleich zu dem, was vor Allen den Engländern der Verzicht der Vereinigten 
Staaten auf das Kaperwesen werth sein würde. 

Am 24. Mai 1861 hatte der Bremische Resident in Washington eine 
Conferenz mit Staatssecretär Seward über den Beitritt zur Pariser Declara- 
tion; Herr Dr. Schieiden bedauerte das Aufgeben des Marcy 'sehen Amendements 
und Herr Seward gab zu erkennen, er sei nachträglich zur Einsicht gekom« 
men, sich übereilt zu haben. (Hans. Ges.-Ber., Washington, 29. Mai 1861). 

Mittelst Note vom 29. Mai 1861 übersandte Staatssecretär Seward 
dem Bremischen Residenten den Entwurf einer Convention über den Beitritt 
der Vereinigten Staaten zur Pariser Declaration und sprach den Wunsch aus, 
mit Bremen einen solchen Vertrag in kürzester Frist abzuschliessen. Herr 
Dr. Schieiden gab anheim, dass man ihn instruire, die Aufnahme des Marcy^ 
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sehen AmendementB zu erlangen. (No. XUY). Dies wünsohte er, obwohl 
ihm Herr Beward mitgetheilt, dass der Hauptzweck seines Vorschlags 
darin bestehe, ^die südlichen Kaper baldthunlichst in den Augen von ganz 
Europa als Piraten zu stempeln.^ Darum war Herr Senator Smidt von Bre- 
men in der Senatssitzung vom 21. Juni 1861 der Ansicht, zwar das Marcy'sche 
Amendement aufzunehmen, doch keineswegs als conditio sine qua non und, 
ohne auf andere Staaten zu warten, die Gelegenheit zu einem solchen Ver- 
trage zu benutzen. Dahin wurde Herr Dr. Schieiden am 26. Juni 1861 instruirt 
und ihm die Vollmacht Bremens d. d. 24. Juni 1861 zum Abschluss des 
Vertrages ertheilt. Lübeck schloss sich an und sandte am 27. Juni die Voll- 
macht an Herrn Dr. Schieiden; desgleichen Hamburg am 28. Juni 1861. Dem 
Abschluss des Vertrages stand also nichts entgegen. 

Preussen war am 29. Juni 1861 noch ohne Kenntniss von dem An- 
trage der Vereinigten Staaten. Diese hatten einen neuen Gesandten in Ber- 
lin ernannt, welcher die Instructionen erhalten, und Herr Judd kam dort erst 
am 28. Juni an. So geschah es, dass mit jenem Antrag sich die Preusische 
Depesche vom 13. Juni gekreuzt hatte, welche an Herrn von Gerolt in 
Washington erlassen war. (No. XLIII). Von Seiten des Preusischen Ge- 
sandten war keinerlei Bericht über die so wichtigen Absichten der Vereinig- 
ten Staaten in Berlin eingegangen. 

Dass Preussen in diesem Zeitpunkt das Marcy'sche Amendement 
hervorkehren werde, st^nd nicht zu erwarten. Ein hochstehender Beamter 
des auswftrtigen Ministeriums äusserte, Preussen würde durch einen das 
Princip der Freiheit des Privateigenthums zur See anerkennenden Vertrag 
mit Amerika sich lächerlich machen, folls England gegen dies Princip sei.*) 
Als ob Friedrich der Grosse sich durch den Vertrag von 1785 ,)lächerlich ge- 
macht*^ hat! Ueber den Chef des Ministeriums urtheilte man aber allgemein: 
„Herr Schleinitz ist viel zu indolent, um sich mit solchen völkerrechtlichen 
Fn^n ohne die dringendste Veranlassung zu beschäftigen, und viel zu zag- 
haft, um sich ohne Noth mit England in Widerspruch zu setzen.^ 

Der neue Amerikanische Gesandte in Berlin war mit den ihm er- 
theilien Aufträgen seiner Regierung durchaus nicht einverstanden. Herr 
Judd meinte, ^Seward habe sich etwas vergeben^; es sehe fttst danach aus, 
„als fühlten sich die Vereinigten Staaten schwach und bedürften der Pariser 
Dedaration.^ Oleichwohl hielt sich Herr Judd ftir verpflichtet, mit der Ver- 
handhing vorzugehen; lag doch in seinen Händen der Vertrags - Entwurf, 
welchen seine Regierung dem Berliner Kabinet anbot. Dagegen wurde dem 
Gesandten aus dem Kreise seiner Gollegen der Rath ertheilt, abzuwarten, 
was Herr von Gerolt auf die Depesche vom 13. Juni thun werde, — femer 
aadi abzuwarten, ob nicht ein Vertrag über volle Freiheit des Privateigen- 
thums mit den Hansestädten zu Stande komme, ,)in Folge dessen ein gleicher 



*) Separat-Conventlonen 'waren das allein Geeignete und Zweckmiaaige. (Hana 
Ges.-Ber. Kopenhagen, den 2. Juli 1861). 
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Schritt Preusaen leichter werden und bei demselben von den HansestiUlten 
gewiss lebhaft befürwortet sein wflrde.^ 

Der College des Herrn Jiidd in Paris, Herr Dayton, hatte auch noch 
im Anfang Juli keinen Schritt gethan: die Instruction an die Amerikanischen 
Gesandten datirt vom 24. April. Auch Herr Dayton hatte seine Gründe, der 
eigenen Regierung zuwiderzuhandeln; er hoffte, noch positive Vollmacht zur 
Abschliessung eines Vertrags für die vollständige Freiheit des Privatigen- 
thums zur See zu erhalten. Es ist dabei nicht zu vergessen, dass, wenn der 
von Herrn Seward begehrte Vertrag scheiterte, das Kaperwesen den Ameri- 
kanern unverkümmert blieb. — Uebrigens war der oben angedeutete Haupt- 
zweck des Washingtoner Kabinets bereits in Frage gestellt; wenigstens in 
Paris war die Zumuthung , den einzugehenden Vertrag auch als „bindend fQr 
die SOdstaaten^ anzusehen, rund abgelehnt. Die Französische Regierung 
liebäugelte vielmehr mit den sog. conföderirten Staaten. 

Herr Adams, der Amerikanische Gesandte in London, getreu den 
Traditionen seiner Familie, war nicht säumig, sondern wollte unterhandeln, 
stiess aber auf Hindernisse. Man sagte ihm, die Herren Lyons und Mercier 
würden in Washington die Neutralitätsverhältnisse zur Sprache bringen. 
Das hatte Herr Seward indessen abgelehnt. 

So waren einstweilen alle weiteren Verhandlungen abgeschnitten oder 
unterblieben — mit Einer Ausnahme, von der weiter unten die Rede sein wird. 

Am 15. Juli 1861 hatte der Hanseatische Vertreter die erste Con- 
ferenz mit dem Director im Staatsdepartement, Hexrn Hunter, über den 
zwischen den Hansestädten und den Vereinigten Staaten abauschliessenden 
Vertrag. Herr Dr. Schieiden legte seine Amendements zu dem Amerikanischen 
Entwürfe vor; das eine enthielt den Marcy 'sehen Vorschlag in verbesserter 
Fassung*), das andre bestimmte, dass Blokadebruch erst nach erfolgter Ab- 
weisung eintreten solle,**) was der Amerikanischen Praxis entsprach; zu 
diesem zweiten Amendement hatte d^ Gesandte keine Instruction. Seine 
Anträge machten günstigen Eindruck, doch wollte man sie näher prüfen. 
Zu diesem Behuf richtete am Nachmittag Herr Dr. Schieiden eine Note an Herrn 
Seward, der er einen vollständigen Vertragsentwurf beiftlgte. (No. XLV.) 

Auf die Note des Herrn Dr. Schieiden erfolgte die Antwort in der Note 
des Herrn Seward vom 17. Juli 1861; sie lautete hinausschiebend, ^^de* 
dining at present to bring to a eonclusian the proposed negoiiation^, dabei i;i 
höflicher Weise ^uUy appreciating the liberal and enUghimed vmo$^ »^V^^ 
this aubjeci^. Eine j^reecnMeraiion^ des Bremischen Residenten vom IS. Juli, 



») In dem Marcy'schen Vertrag8eÄt\?urf stAnd „on hiffh ua*": das achloss nicht W6g- 
natonie ^Angesiolitii d«r KAste* «q»; dArau Mtste Herr Dt. 8chl«ld«ii ^fin maf. (Ko.XLV., 8^ 107 
und BeUoge S. 106). 

**) Danach h&tte der 4. Punkt der Pariser Declaration den ZuMtz erhalten: ^nnd soll 
kein ÖchüST des Bruchs einer effecllven Blokade für schuldig erkl&rt werden, es sei denn vor- 
her von dem Blokadegeschwader abgewiesen worden.** 
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60 wie die Uoterstüteung, welche demselben der Preuesiehe Oeeaodte »nge^ 
deihen Hess, blieb ohne Erfolg. (No. XLVI.) 

Herr Dr. Sehleiden maehie noeh den Versuch) den Absohluss ohne 
seine Amendementa, wie er angeboten worden war, su erlangen« Jetzt wurde 
Amerikanischer Seits der Vertrag definitiv abgelehnt, mit oder ohne Amende* 
ments. Politische Kttcksichten der ernstesten Art, so eröffnete Herr Seward 
mflndlich, machten die Uebereinkunft unmöglich; er Hess die Besorgniss eines 
Krieges mit England durchblicken. Das frühere Anerbieten des Eabinets von 
Washington war aus dem Wunsch entsprungen, die Sadstaaten als Insur^ 
gent^ ihre Kaper als Piraten zu behandeln; die jetuge Weigerung entsprang 
aus dem BedOrfniss, England durch eigenes Kaperwesen zu schrecken und^ 
k&me es sum Kriege, zu schädigen. Auf einen philanthropischen Fortschritt 
war es nicht abgesehen. (So. XL VII.) Die schriftliche Ablehnung erfolgte 
in einer Note des Herrn Seward an Herrn Dr. Sehleiden vom 23. Juli 1861. 
(Brem. Ges.-Ber., Washington, 26. Juli 1861.) 

Einigermasen tröstlich bei diesem Scheitern der von den Hansestädten 
ertheilten Aufträge mochte der Umstand sein, dass Herr Seward an den In- 
structionen, welche er am 24. April seinen Agenten ertheilt hatte, festhielt. 
Das bewies seine Note an den Preussischen Gesandten vom 16. Juli 1861 
(auf die Depesche des Preussischen Ministers an denselben vom 13. Juni), 
worin er sich bereit erklärte, mit Preussen auf dieser Basis einen Vertrag 
abzuschliessen. Auch nach London und Paris ergingen noch neue Weisungen 
an die Gesandten, den Abscbluss von Conventionen über den Beitritt zur 
Pariser Dedamtion zu beschleunigen. Dies fand Herr Dr. Scbleiden ,)Schwer 
vereinbar^ mit der Ablehnung gegenüber den drei Staaten, in deren Namen 
er verhandelt und Anfangs bedingte, dann unbedingte Annahme angeboten 
hatte, Ein glaubhafter Gewährsmann versicherte, „dass der Vorschlag, anf 
die Kaperei zu verzichten, aberall nicht ehrlich gemeint sei,^ der Staats« 
aecretär sieh vielmehr in vertraulichem Gespräch dahin ausgesprochen habe, 
es komme nur darauf an, durch Abscbluss solcher ConventioBen den sild* 
liehen Kapern ihre völkerrechtliche Berechtigung au entzieben, auch habe der 
Y^rancbt auf Kaperei aelbst England gegenüber nicht viel zu bedeuten, da 
aieh die Kaper leicht durch eine Seemiliz ersetzen Hessen, die zwar kein feind- 
liohes Eigentimm würde nehmen, Wohl aber solches würde zerstören können, 
und der man reiche Belohnung für solche Eigenthumsveruicbtung ausoetaen 
würde. (Brem. Ges.-Ber., Washington, 26. Juh 1861.) 

Der Englische Gesandte in Washington, Herr Lyons, erklärte, England 
wäre bereit, eine Ck>nvention wegen Beitritts der Vereinigten Staaten zur 
Pariser Declaration abzuschliessen, unter der Bedingung, daBS gleichzeitig 
aach Frankreich in diesem Sinne contrahiren würde. Diese Erklärung war 
abgegeben, ehe die neuen Instructionen nach England gelangten. Aus Paris 
fehlten noch neuere Nachrichten. — Der Oesterreichische Gesandte hatte von 
seinem Hofe eine Weisung erhalten, die Sa»i ganz mit dem Inhalte der Schlei- 
uitzBchen Depesche an Herrn von Gerolt (No. XLIII.) übereinstimmte, und 
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am 7. August 1861 davon vorläufige MittbeOuDg an Herrn Seward gemacht. 
(Brem. Ges.-Ber., Washington, 9. August 186 L) 

Am 24. August 1861 hatte mittlei-weile Bussland mit dem Amerika- 
nischen Gesandten, Herrn Claj, einen Vertrag unterzeichnet, welcher den 
Beitritt zur Pariser Dedaration stipulirte, worin also Amerika die Abschaf- 
fung des Kaperwesens zugestand. Dagegen war der Abschluss gleicher 
Yertr&ge mit England und Frankreich vollkommen gescheitert. Earl Russell 
hatte seine Bereitwilligkeit nämlich nur unter der Reserve erklärt, „dass 
dadurch die Englische Au&ssung des Conflicts in den Vereinigten Staaten in 
keiner Weise geändert wfirde.^ Das traf den Nerv der Amerikanischen Ab- 
sichten und liess solchen Vertrag dem Washingtoner Eabinet als werthlos, 
den darin auszusprechenden Verzicht auf die Kaperei als eines erwanschten 
Aequivalents entbehrend, somit unstatthaft erscheinen. Den englischen Vor- 
behalt wollte der amerikanische Gesandte in London, HeiT Adams, natürlich 
nicht annehmen, weil er darin die Zumnthung erblickte, die Auffassung 
Englands zu billigen, welche den Secessionisten Rechte eines kriegführenden 
Theils zugestanden; er lehnte also die Basis ab und aus der Convention 
wurde in London und Paris nichts. — Herr Judd in Berlin hatte eine Note 
an Baron Schleinitz eingereicht, worin er den Wunsch ausgesprochen, einen 
Vertrag für die Freiheit des Privateigenthums zur See auf der breitesten 
Grundlage abzuschliessen; seine Regierung hatte die« gebilligt. Preussischer 
Beits war aber keine Anti?i'ort erfolgt. Nach Washington hatte Herr Judd 
geschrieben, dass er keinerlei Veranlassung fände, Gonv^tionen über den 
blossen Beitritt der Vereinigten Staaten zu der Pariser Declaration zu 
schliessen, sondern dass er einen wirklichen Vortheil für die Union nur 
darin sähe, wenn ein Staat darauf einginge, durch einen Vertrag das von 
Marcj aufgestellte Prinzip der vollständigen Freiheit des Privateigenthums 
zur See zu sanctioniren. Der Gesandte befand, der Staatssecretair habe erst 
das Marcy^sche Amendement vertreten und scheue in dem Augenblicke 
zurück, wo es gelte, dasselbe zu verwirklichen. Herr Judd wünschte die 
Sache in Berlin weiter zu betreiben; dodi da man immer aufs Neue consta- 
tiren musste, wie sehr lau und furchtsam man auf dem auswärtigen Ministe- 
rium in dieser Frage war, so schien es rathsam, den Amtsantritt des Grafen 
Bemstorff abzuwarten, der sie vielleicht richtiger würdigen möchte. Wenig 
schien daran gelegen, dass die Vereinigten Staaten jetzt mit Preussen einen 
-Vertrag abschlössen, durch welchen sie dem Kaperwesen entsagten, da sie an 
die Grundsätze der Pariser Declaration ,.doch moralisch^ durch die De- 
pesche vom 24. April 1861 und Jetzt audi rechtlich durch den Vertrag mit 
Russland gebunden seien.^ 

Aufiallenderweise hatte der Amerikanische Gesandte in Petersburg 
bie Anfang October über den von ihm abgeschlossenen Vertrag vom 
24. August noch nicht berichtet. Der Russische G^andte in Wa- 
shington, Herr von Stöckl, hatte vom Abschluss allerdings offioielle 
Kunde, aber den Vertrag selbst noch nicht erhalten. „Darin,^ bemerkte 
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der Bremische Resident^ ^findet Herr Seward einen Vorwand, die betreffen- 
den Verhandlungen mit mir noch weiter hinauszuschieben.^ Er erklärte, 
dass er jedenfalls wünschen müsse, zunächst in dieser Sache klar zu sehen, 
da er besorge, dass die Russische Regierung sich nur aus freundlichen Rück- 
sichten för die Vereinigten Staaten auf den Vertrag eingelassen habe und 
den Schritt rückgängig zu machen suchen werde , • sobald sie von dem Ab- 
bruch der ähnlichen Verhandlungen mit England und Frankreich Kunde er- 
halte. Dieser Auffassung diente zum Anhalt, dass nach eigener Aussage des 
Russischen Gesandten, Herrn von Stöckl, man in Petersburg Anfangs auf dem 
blossen Austausch gegenseitiger Declarationen bestanden und nur auf den 
dringenden Wunsch des Herrn Claj eine förmliche Convention geschlossen 
habe. Uebrigens wiederholte Herr Seward, dass er seine Ansichten über diese 
wichtige Frage, namentlich auch über das Marcj'sche Amendement seit dem 
24. April d. J. nicht geändert habe und „bald in der Lage zu sein hoffe^, 
die Verhandlungen mit Herrn Schieiden au&unehmen. Diese „an sich so er- 
freuliche** Erklärung bot leider keine Garantie. (Hans. Ges.-Ber., Washington, 
4. October 1861.) Bei erster Gelegenheit brachte Herr Schieiden die See- 
rechts -Verhandlungen von Neuem in Anrege: nimmehr wurde von Herrn 
Seward, allen Gegenvorstellungen zum Trotz, „deßnitiv abgelehnt, dieselben 
aufzunehmen.^ „Da England und Frankreich^, sagte er, „den Abschluss der 
von hier aus vorgeschlagenen Convention von unzulässigen Restrictionen ab- 
hängig gemacht hätten, so bliebe der Regierung nur übrig, die ähnlichen 
Verhandlungen mit anderen Staaten auf ungewisse Zeit zu suspendiren. 
Allerdings sei eine Convention über den Beitritt der Vereinigten Staaten 
zur Pariser Declaration am 24. August mit Russland geschlossen, aber 
ein Beschluss darüber, ob dieselbe dem Senat zur Ratification vor- 
gelegt werden solle, noch nicht gefasst. Er könne deshalb zur Zeit 
nur die Zusicherung ertheilen, dass er bereitwillig auch mit anderen Staaten 
eine solche Convention schliessen werde, sobald diejenige mit Russland 
ratificirt werden sollte. Bis dahin müsse die hiesige Regierung sich das 
Recht vorbehalten, nöthigenfails in einem Seekriege Kaperbriefe auszuschreiben, 
wenn es gleich selbstverständlich von den Umständen abhängen müsse, ob 
sie von einem solchen Recht Gebrauch machen werde.^ Gegen den 
Russischen Gesandten liess sich Herr Seward noch weiter aus, indem 
er auf dessen Frage (drei Wochen vorher), ob die Vereinigten Staaten 
im Fall eines Krieges mit Frankreich und Engletnd Kaper ausrüsten 
würden, erwiederte, „das verstehe sich von selböt.*^ Als darauf 
Herr von Stöckl bemerkte, dass sich jedenfalls kein Amerikanischer Kaper 
im Korden des Stillen Meeres werde zeigen dürfen, weil Russland, das 
dort allein Häfen besitze, sie nach der Convention vom 24. August 
als Piraten behandeln werde, rief Herr Seward erstaunt aus: „Daran 
habe ich nicht gedacht, ich muss an Herrn Clay deshalb schreiben.^ Doch 
schien es, als wünsche die Russische Re^erung selbst nicht die Ratification 
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des Vertrages vom 24. August 1861. Dieselbe ist denn auch unterblieben. 
(Brem. Ges.-Ber., Washington, 14. November 1861.) 

So haben die Vereinigten Staat& nicht nur den Schritt Ober die 
Pariser Declaration hinaus, welchen die Note von Marcy als Bedingung des 
Beitritts zu derselben in Aussicht stellte, nicht gethan, sondern sie be- 
haupten noch heute das Recht der Kaperei, welches in jener Französischen 
Note an die Hansestädte vom 15. Juli 1792 als eine „esp^ce de brigandage 
aussi d^shonorarU pour les'etais qui ie toürent, que pour iea sujeta qui s'y livrent*' 
brandmarkte und das seit 1856 alle Staaten der Welt, bis auf Spanien, 
Mexico* und die Staaten des Sternenbanners, abgeschafft haben. Selbst zur 
Beobachtung des zweiten und dritten Artikels der Pariser Declaration besteht 
für die Vereinigten Staaten eine formelle Verpflichtung auf Grund nur Eines 
officiellen Documents, das dadurch eine besondere Bedeutung gewinnt, nämlich 
der Note des Herrn Seward an den Preussischen Gesandten, Herrn von Gerolt, 
vom 16. Juli 1861,*) worin es heisst, ^^by authority of the United States^ be- 
nachrichtige der Staatssecretär den Vertreter Preussens, „that ikis Oovemment 
cheerfully declares its asseni to principles 2 and 3 of the Paris Declaration in 
the present case and to continue until the insurrection shall come to an end and 
they will be fully observed by this Oovemment in its relations tcith Prussia.^ Also 
auch diese Verbindlichkeit ist eine beschränkte und die Vereinigten Staaten 
haben es nach Niederwerfung der Insurrection des Südens in ihrer freien 
Hand, sich zu den Rechten der Neutralen zu stellen, wie die augenblicklichen 
Strömungen der Politik es ihnen vortheilhaft erscheinen lassen. 

Während die grosse Republik des Westens, die, wie Herr Cass ver- 
kündigte, die Declaration von Paris zurückgewiesen, nicht weil ihr Inhalt zu 
weit, sondern weil er nicht weit genug ging, in Betreff des Seekriegsrechts 
von fast allen Nationen überholt ist und nachgerade in der Reihe der civi- 
lisirten Staaten, was diesen wesentlichen Gegenstand anbelangt, den letzten 
Platz einnimmt, hat der Grundsatz der Freiheit des Privateigentbums zur See 
in Kriegszeiten, welcher eine geraume Zeit den Namen des Amerikanischen 
Ministers Marcy getragen und dann als das Programm von Bremen bezeich- 
net ist, eine practische Anerkennung bei drei Grossmächtai von Europa 
gefunden und gilt unter diesen als Völkerrecht seit dem gegenwärtigen 
Kriege. Italien hat ihn in dem Codex für seine Handelsmarine, welcher seit 
Neujahr 1866 in Kraft getreten ist, schon am 25. Juni 1865 sanctionirtCNo.LF); 
es fordert aber Gegenseitigkeit und zwar eine vor Ausbruch der Feindselig- 
keiten erklärte Gegenseitigkeit. Und vor dem Kriege haben Oesterreich 
mittelst Verordnung vom 13. Mai 1866 (No. LU), Preussen durch Erlass 
vom 19. Mai 1866 (No. LIII) sich, ebenfalls unter Voraussetzung der Reci- 
procität, dazu bekannt, Preussen im Einklang mit seinen Traditionen, die 
zurückgreifen auf die erste Verkündigung dieses Princips durch Friedrich 



*J^ Aaf die Depesche des Prenssischen Ministera an den Gesandten zu Waablngtoii vom 
la Jnni 1861. 
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den Grossen im Bunde mit den Republikanern Adams, Jefferson und Benja- 
min Franklin. Das Marcy'sche Amendement und das Bremer Programm sind 
ja im Wesentlichen desselben Inhalts mit dem Vertrage von 1785. 

Die vorausgehende Darstellung hat den Nachweis geführt, dass mit 
alleiniger Ausnahme Englands alle Seestaaten der Freiheit des Privat- 
eigenthums im Seekriege prineipiell nicht abgeneigt sind. Die Vereinigten 
Staaten, trotz zeitweiliger Schwankungen ihrer Politik, die sogar aufiallende 
Backschritte möglich gemacht, müssen als fest engagirt, wenigstens als 
^bound by honour^ gelten. Russland hat sich feierlich verpflichtet, den 
Grundsatz anzuerkennen. Frankreich hat sich wiederholentlich auf das 
Günstigste darüber ausgesprochen und darf einer Idee nicht untreu werden, 
welche der erste Kaiser als eine bleibende des Kaiserthums, als eine wahr- 
haft Napoleonische Idee hingestellt hat: in diesem Punkt hat die Regierung, 
abgesehen von selbstsüchtigen Gelüsten der Marine, die sich anderweitig be- 
friedigen lassen, die Unterstützung aller Kreise, aller Parteien, wie dies die 
neuliche Rede des Herrn Garnier-Pages über das Bombardement von Val- 
paraiso und der seiner Forderung einer Reform des Seerechts im gesetzge- 
benden Körper gespendete Beifall ausser Zweifel stellen. Preussen, 
Oesterreich und Italien haben nicht nur für Sie Dauer des jetzigen Krie- 
ges, sondern als einen integrirenden Theil ihrer Gesetzgebung den Grundsatz 
proclamirt. Die -Seestaaten zweiten Ranges sind für eine allgemeine 
Anerkennung desselben zu Collectivßchritten bereit gewesen und erforderli- 
chenfalls immer wieder bereit; aus ihren Kreisen ist die nachdrückliche Agi- 
tation hervorgegangen, welche der Reform des Seerechts die lebhafte Zu- 
stimmung der öfientlichen Meinung in der alten und neuen Welt zu sichern 
gewusst hat. 

Aber allerdings in England, scheint es, wird ein erheblicher Wi- 
derstand noch erst zu überwinden sein. Alle namhaften Staatsmänner, die 
am Ruder sind, oder allenfttlls erwarten dürfen, ans Ruder zu kommen, Führer 
verschiedener Parteien, haben sich bis in die neueste Zeit gegen die Neuerung 
ausgesprochen — Earl Derby nicht weniger entschieden und bestimmt als 
Earl Rössel. Die erschöpfendste Darlegung dieses Standpunkts, den man 
versucht sein könnte, den reinpolitischen zu nennen, bietet die Rede 
Lord Palmeraton's in der Sitzung des Hauses der Gemeinen vom 17. März 
1862(No.XLIX). Es ist nicht zu leugnen, die völkerrechtliche Geltung des Grund- 
satzes würde eine totale Aenderung des Systems der bisherigen Kriegführung 
zur ScQ bedingen, die Beschränkung derselben auf Schlachten und Gefechte 
«wischen den Staatsflotten und auf Blokaden. Ist es da zu verwundem, dass 
England sich besinnt und dem Ansinnen widerstrebt, einer Art der Kriegftlh- 
rung ^u entsagen, mit welcher es zu siegen gewohnt ist? mit welcher es in 
frühem Kriegen die Macht seiner Gegner gebrochen hat? Ist die An- 
nahme des Satzes nicht für England gleichbedeutend mit einer Thronentsa- 
gung auf sein Uebergewicht zur See? Wo Interessen von solchem Gewicht 
auf dem Spiele stehen, da ist nach dem traditionellen Charakter Britischer 
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Politik eher zu erwarten, dase sie es auf blutige Kämpfe ankommen l&sst, 
als dass sie sich nachgiebig erweist. 

Auf der andern Seite ist indessen nicht zu übersehen, dass dem Aus- 
lände, welches mit einer solchen Forderung au England herantritt, ein mäch- 
tiger Bundesgenosse im Lande selbst sich beigesellt. Sind die offlcielleo 
Kreise, die reinpolitischen, gegen den neuen Grundsatz eingenommen, so sind 
die volkswirthschaftlichen Autoritäten ebenso bestimmt und entschieden 
dafür. Jener klare Denker, der ohne jemals ein Amt bekleidet zu haben, so 
bedeutenden Einfluss auf die Geschicke Englands in diesem Jahrhundert 
geübt hat, Richard Cobden, hat sich gleich nach dem ersten Bekanntwer- 
den für das Marcy'sche Amendement ausgesprochen. Seitdem ist die Agita- 
tion für dasselbe in stetem Wachsen gewesen. — Den Rhedern stellte sich 
zunächst die Gefährdung ihres Interesses durch die Anerkennung des Satzes 
,)frei Schiff, frei Gut^ in dessen beschränkter bisheriger Auffassung, wie die 
Pariser Declaration ihn zur Geltung brachte, vor Augen. Wenn Feindes Gut 
unter neutraler Flagge nicht mehr weggenommen werden kann, so ist es 
natürlich, dass nicht nur nach ausgebrochenem Kriege, sondern schon 
bei drohender Kriegsgefahr der Frachthandel sich den Schiffen der muth- 
masslich Neutralen zuwendet. England hat die grösste Handelsflotte, seine 
Stellung in Europa setzt es fast bei jeder Verwicklung, einer, wenn auch 
noch so widerwilligen Betheiligung aus. Ihm kann der grösste Verlost 
erwachsen : der Gewinn muss den durchgängig neutralen Amerikanern in 
den Schooss fallen. Diese unliebsame Folge wird auch von den ofüciellen, 
reinpolitischen Kreisen nicht verkannt, und in ihr concentriren sich die An- 
giiffe, welche gegen die Pariser Declaration Derby und Rüssel gerichet haben. 
Auch auf die Constatirung der^ Thatsache, noch ohne Entscheidung der 
Frage, ob man von der Pariser Declaration abzukommen suchen oder einen 
Schritt weiter gehen müsse, beschränkte sich Lindsaj, als er am 14. Juli 
1857 die Sache zuerst in die Hand nahm. Seither hat sie aber an Klarheit 
immer mehr gewonnen. Ein Ausschuss des Hauses der Gemeinen, 
niedergesetzt am 7. März 1860 (No. XL) zur Untersuchung der Desiderien 
der Handelsschißfahrt, zusammengesetzt aus den volkswirthschaftlichen 
Koryphäen des Hauses, hat sich für die Freiheit des Privateigenthums im 
Seekrieg ausgesprochen. Fast eine jede nachfolgende Session des Paria* 
ment« hat die Frage wieder auf die Tagesordnung gebracht, bisher ohne 
Erfolg, aber — wie es bei Englischen Agitationen der Fall zu sein pflegt, 
wenn sie durchdringen — mit stets wachsender Aussicht auf den schliessliehen, 
Sieg: noch zuletzt in diesem Jahr 1866, wo die von den Amerikanern während 
ihres Bürgerkrieges gemachte Erfahrung, dass die Existenz von einem halben 
Dutzend Alabamas hinreicht, um den nationalen Handel den Neutralen zu über- 
liefern, ein neues Gewicht in die Wagschale warf. Dem Argument, dass die Zer- 
störung des Handels seiner Feinde das einzige Mittel sei, das England in Händen 
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habe, um seine Feinde zur Nachgiebigkeit oder Unterwerfung zu zwingen, wird 
der Boden entzogen durch die Entgegnung: ,,Ihr beschädigt gar nicht mehr 
die nationale Kraft, die in dem Handel liegt, Ihr treSt nur noch den verein- 
zelten Stand der Schiffseigner und dieser ist in Eurem eigenen Lande 
gerade der yerwundbarste. Die modernen Kriege werden nur noch durch 
grosse Schlachten und kühn combinirte Heereszüge entschieden. Ihr schont 
Eure financielle Leistungsfähigkeit., wenn Ihr die zahlreichen zur Gonvojirung 
unseres immensen Handels erforderlichen Fahrzeuge spart und Ihr könnt die^ 
selbe zusammenfassen zur Erhöhung Eurer militärisch- maritimen Stärke.^ 
Es wiederholt sich die alte Wahrnehmung, dass ein System unhaltbar wird, 
sobald man eine seiner Stützen herausnimmt. War es eine Consequenz der 
altengliscben Weise der Kriegführung, dass das Eigenthum des Feindes auch 
an Bord neutraler Schiffe der Wegnahme unterliegen musste, so muss, seit- 
dem dieser Satz durch die Pariser Declaration beseitigt ist, früher oder 
später das eigne Interesse England zur vollen Yerzichtleistung auf Kriege 
gegen Privatpersonen und Privateigenthum nöthigen. Aber wünschenswerth 
ist es, dass dies bald geschehe, damit nicht ein mit Amerika, das noch nicht 
das Kaperwesen aufgegeben hat, ausbrechender Krieg England in die Ver- 
suchung führe, die Pariser Declaration zu zerreissen. Dies wäre, abgesehen 
davon, dass die ohnehin ungesicherte Fortbildung des Völkerrechts einer 
völligen Willkür preisgegeben würde, eine Calamität für die Welt und nicht 
am wenigst^i für England. Trauen wir der Voraussicht des Englischen Staats- 
mannes, der mit starkem Accent es betont hat, nie würde ein Minister Eng- 
lands den Fortschritt des Pariser Congresses rückgängig machen: es war 
Lord Napier, der bei seinem ersten öffentlichen Auftreten als Gesandter in 
Washington dies den Amerikanern betheuem zu dürfen und zu sollen meinte. 
Die Aufgabe für die nächste Zukunft leidet nicht an Unklarheit. 
Wer an einer Regierung mittelbar oder unmittelbar Theil hat, sei sie die 
eines grossen oder eines kleinen Staates, der versäume keine Gelegenheit, 
den Grundsatz befestigen zu helfen in jeder gedenkbaren Weise, in der 
eignen Gesetzgebung seines Landes, im Notenaustausch oder in bindenden 
Verträgen mit andern Staaten, zwar nicht ohne Rücksicht auf Gegenseitig- 
keit, aber ohne abzuwarten, was andere und vielleicht mächtigere Staaten 
belieben.*) Die Solidarität der Seestaaten zweiten Ranges gewinne, gleichviel 



*) Mit Befriedigung registriren wir noch, dass in diesen Tagen (& Jani 1866) der in 
Cassel versammelte bleibende Ausschnss des deutschen Handelstags an die Regie- 
rungen sftmmtlieher seefkhreuden Nationen in einer wohl motivirten kurzen Eingabe die Bitte 
^'crichtct hat, j,daä Vorgehen der Oesterreiebischen und Preussischen Regierungen zu adoptircn 
und dahin zu wirken, dass das bis jetzt fVeie Belieben einzelner In eine Rechtsverbindlich- 
keit für alle Nationen umgestaltet werde." — Wenn dabei zugleich die weitere Forderung hin- 
zQgefogt wird, „eine Bestimmung in das Seerecht auf^nehmen, nach welcher eine Blokade reiner 
Handelshafen nicht stattfinden darf," so ist zu wünschen, dass diese Ausdehnung der AgitatioQ 
nicht abermals die Erreichung des zusiehst vor|;ezeichneten Zieles gefthrden möge. 
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in welcher Form, eine mögliehste Bestimmiheit, unabhängig von allen Gon- 
gresseo, aber zu Schritten bei einem solchen stQndlich bereit. Die einge- 
gangne Verpflichtung Preussens, Italiens, Oesterreichs werde durch ErAlllung 
der von diesen Staaten geforderten Reciprocität auf möglichst weite Kreise 
ausgedehnt. Russlands schon verpfändete Zusage, Frankreichs auf ruhmvolle 
Traditionen gestützte Geneigtheit möge bei nächster Oelegenheit vertrags- 
mässig fixirt werden. Kein irgend günstiger Moment, die Vereinigten Staa- 
ten, deren Ehre darunter leidet, dass sie im Bereich des Völkerrechts die 
Sache der Reaetion vertreten, bei der Ehre zu fassen und an Verträge zu 
binden, werde je wieder verabsäumt. Und endlich concenCrire sich die auf 
Reform des Seerechts gerichtetete Bewegung, die nicht ermatten darf und 
an Bremens Vorgang vom December 1859 ein Beispiel nehmen kann, in 
unablässigen Bemühungen, England für die grosse Sache zu gewinnen. 
Muthlos zu werden, gestattet die bisherige Erfahrung nicht. Was eine ge^ 
sunde volksM*irthschaftHche Einsicht in England für wahr erkennt, das mögen 
die ^Times^ eine Weile verspotten und die reinpolitischen, officiellen Kreise 
verleugnen, der Sieg ist ihm gewiss. Wenn aber nicht Alles trügt, so be- 
darf die Agitation fbr die Freiheit des Privateigenthums zur See nur einer 
fortgesetzten grossen und gemeinsamen Anstrengung der übrigen Staaten und 
Völker und vieUeicht, wenn das Glück günstig ist, eines einzigen concreten 
Falls, wo der Britische Nutzen auch die leitenden Staatsmänner in dieselben 
Bahnen drängt, um dem Grundsatz die Stimme Englands und somit die An- 
erkennung der Welt zu gewinnen. 

Hamburg, Juli 1866. 
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No. I. 

fAUSER' 00I6HE8S. — Verhandlung über das Seerecht in Kriegszeiten. — 
Auszug aus dem 22. Protokoll der Conferenz vom 8. April 1856. — 

M. le Comte Walewski propose au Congr^ de termiaer son oeuvre >•• I- 
par uoe d^claration qui constituerait un progr^s ootable dans le droit inter- (.y*"^- 
national, et qui serait accueillie par le monde entier avec un sentiment de a— 16. 
vive reconnaissance. ^P^^ 1®^- 

Le Gongr^s de Westphalie, ajoute-t-il, a consaer^ la Iibert6 de conscience, 
le Congr^s de Vienne labolition de la traite des noirs et la libert6 de la 
navigaiion des fleuves. 

D serait vraiment digne du Congr^s de Paris de poser les bases d'un 
droit maritime uniforme en temps de guerre, en ce qui concerne les neutres. 
Les quatre prineipes suivants atteindraient compl^tement ee but: — 

1. Abolition de la eourse; 

2. Le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie, except6, la con- 
trebande de guerre; 

3. La marchandise neutre, except6 la contrebande de guerre, n'est pas 
saisissable mSme sous pavillon ennemi; 

4. Les blocus ne sont obligatoires qu'autant qu'ils sont effectifs. 

Ce serait certes 1& un beau r^ultat auquel aueun de nous ne saurait 
§tre indifferent. 



H. le Comte de Clarendon rappelle qu'ainsi que la France, TAngleterre, 
au commencement de la guerre, a cherch^, par tous les mojens, k en att^ 
nuer les effets, et que, dans ce but, eile a renonc^, au profit des neutres, 
durant la lutte qui vient de cesser, k des prineipes qu'elle avait jusque Ik in- 
variablement maintenus. II äjöute que TAngleterre est dispos^e k y renoncer 
ddflnitivement, pourvu que la course soit dgalement abolie pour toujoars ; que 
la course n'est autre chose qu une piraterie organisde et legale, et que les 
corsaires sont un des plus grands fldaux de la guerre, et que notre etat de 
eiiüisation et Thumanite exigent qu'il soit mis fin k un Systeme qui n'est plus 
de notre temps. 8i le Congr^s tout entier se ralliait k la proposition de 
H. le Comte Walewski, il serait bien entendu qu'elle n'engagerait qix'k T^gard 
des Puissances qui j auredent acc^de, et qu'elle ne pourrait §tre inroqu^e 
par les GouTemements qui auraient refusä de s'j associer. 

Scaneiit. 1 



J 
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■•• I. M. le Comte Orloff fait observer que les pouvoirs dont il a 6t6 muni, 

«»•ser j^yg^jj^ pQ^j. Qj^g^ unique le *r6tablis8ement de la paix, il oe se croit pas 
a-ie.' autorisä & prendre part k une discussioD que ses instructions n'oot pas pu 
April 1866. prevoir. 



En ce qui coneerne les principes de droit maritime dont M. le premier 
Pl^nipotentiaire de la France a propos^ l'adoption, M. le Comte de Buol 
d^clare qu'il en appr^eie lesprit et la port^e, mais que n'^tant pas autorisö 
par ses instructions & donner un avis sur une mauere aussi importante, il 
doit se borner, pour le moment, k annoncer au Congr^s qu'il est pr§t & soli- 
citer les ordres de son Souverain. 



Les principes maritimes, dit M. le premier P16nipotentiaire de laPrusse, 
que le Congres est invit6 k s'approprier, ont toujours 6t6 profess^s par la 
Prusse, qui s'est constammant appliqu^e k les faire prdvaloir; et il se con- 
sid^re comme autoris^ k prendre part k la signature de tout Acte ajant pour 
objet de les faire admettre definitivement dans le droit public Europeen. II 
exprime la conviction que son Souverain ne refuserait pas son approbation 
k Taccord qui s'^tablirait. dans ce sens entre les Pl^nipotentiaires. 



MM. les Pl^nipotentiaires de la Russie ajoutent qu'ils prendront les ordres 
de la Cour sur la proposition soumise au Congrfes relativement au droit 
maritime. 



H. le premier Pldnipotentiaire de la France 6tablit qu^il en ressort, 
en effet: 



4. Qu'enfin Taccueil fait, par tous les Pl^nipotentiaires, k Tidfe de clore 
leurs travaux par une d^claration de principes en mati^re de droit maritime, 
doit faire esp6rer qnk la prochaine s^ance, fls auront reQu de leurs Gou- 
venrements respectifs Tautorisation d adh^rer k un Acte, qui, en couronnant 
Tceuvre du Congres de Paris, r^aliserait un progr^s digne de notre dpoque. 



Auszug ftus dem 23. Protokoll der Conferenz vom 14. April 1856. 

M. le Comic Walewski rappelle qu'il reste au Congr&s k se prononcer 
sur le projet de D^elaration dont il a indiqu^ les bases dans la demi^re 
r^union, et demande aux Pl^nipotentiaires qui s'6taient r^serv6 de prendre les 
ordres de leurs Cours respectives, k cet ^ard, s'ils sont autoris^s k y donner 
leur assentiment. 
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M. le Comte de Buol d6clare que TÄutriche se fi^licite de pouvoir con- ■•• '• 
courir h un Acte dont eile reconnatt la salataire iafluence, et qu'il a itA (^^uaesa. 
miiDi des pouvoire n^cessaires pour y adh^rer. a— 16. 

H. le Comte Orloflf ß'exprime dans le m§ine sens; il ajoute, toutefois,^?*^* ^®^' 
qu'en adoptaot la proposition faite par M. le premier Pl^nipotentiaire de la 
France, sa Cour ne saurait s'engager k maiatenir le priocipe de labolitioD de 
la course et k le d^fendre, contre des Puissances qui ne croiraient pas 
devoir y acc^er. 

MM. lea Pl^nipotentiaires de la Prusse, de la Sardaigne, et de la Turquie, 
ayant dgalement donn^ leur assentiment, le Congr^s adopte le projet de r6- 
daction annex6 au präsent Protocole, et en renvoie la signature k la pro- 
chaine r6unioa. 



Annexe au Protocol No. 23. 
D^claration. 

Les Pl^nipotentiaires qui ont signö le Trait^ de Paris du trente Mars, 
aiil huit cent cinquante-six, r6unis en Conference, — 
Consid^rant: 

Que le droit maritime, en temps de guerre, a 6t6 pendant longtemps 
Tobjet de contestations regrettables; 

Que rincertitude du droit et des devoirs en pareille matiere, donne 
lieu, entre les neutres et les belligerants, k des divergences dopinion qui 
peuvent faire nattre des difficult^s s^rieuses et mdme des conflits; 

Qu'il y a avantage, par cons6quent, & ^tablir une doctrlne uniforme sur 
un point aussi important; 

Que les Pl^nipotentiaires assembl^s au Congr^s de Paris ne sauraient 
niieux r^pondre aux intentions dont leurs Gouvernements sont anim^s, qu'en 
cherchant k introduire dans les rapports internationaux des principes fixes k 
cet 6gard; 

Düment autoris^s, les susdits Pl^nipotentiaires sont convenus de se 
concerter sur les moyens d'atteindre ce but; et 6tant tomb^s daccord ont 
arr§t6 la D6claration solennelle ci-apr&s: — 

1. La course est et demeure abolie; 

2. Le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie, k Texception de 
la contrebande de guerre; 

3. La marchandise neutre, k Texception de la |contrebande de guerre, 
n'^est pas saisissable sous pavillon ennemi; 

i. Les blocus, pour 6tre obligatoires, doivent Stre effectifs, c'est-&-dire, 
maintenus par une force süffisante pour interdire r^ellement Tacc^ du littoral 
de Fennemi. 

Les Gouvernements des Pl^nipotentiaires soussign^s s'engagent k porter 
cette Ddclaration k la connaissance des Etats qui n'ont pas €\A appelös k 
partidper au Congr^s de Paris, et k les inviter k y acceder. 

Gonvaincus que les maximes qu'ils viennent de proclamer ne sauraient 
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■o. I. ^tre aecueillles qu'ayee gratitude j>ar le monde entier, les Plenipotentiaires 
Coner^ soussignes ne doutent pae que les eflforts de leurs Gouvernements pour en 
a— 16. generaliser Tadoption ne soient couronn^s d un plein succ^s. 
April 1856. La präsente Declaration n'est et ne sera obligatoire qu'entre les Puis- 
sances qui y ont ou qui y auront accede. 

^dit k Paris, le seize Avril, mil huit cent cinquante-six. 
(Suivent les signatures.) 



Auszug aus dem 24. Protokoll der Conferenz vom 16. April 1856. 

II est donne lecture du projet de Declaration annexö au Protoeole de la 
dernifere reunion, apr^ quoi, et ainsi qu'ils lavaient deeide, MM. les Pleni- 
potentiaires procMent k la signature de cet Acte. 

Sur la proposition de M. le Comte Walewski, et reconnaissant qu^il est 
de rinter^t commun de maintenir Tindivisibilite des quatre principes men- 
tionn^s k la Declaration sign^e en ce jour, MM. les Plenipotentiaires con- 
yiennent que les Puissances qui l'auront signee ou qui y auront accede^ ne 
pourront entrer, k 1 avenir, sur Tapplication du droit des neutres en temps 
de guerre, en aucun arrangement qui ne repose k la fois sur les quatre 
principes objet de la dite Declaration. 

Sur une Observation faite par MM. les Plenipotentiaires de la Russie, le 
Congr^s reconnalt que la presente resolution, ne pouvant avoir d'effet re- 
troactif, ne saurait invalider les Conventions anterieures. 



No. 11. 

FRARKRKIOR. — Minister des Auswärtigen an den kaiserlichen Gesandten 

bei der freien Stadt Bremen. — Aufforderang zum Beitritt za den 

vorstehenden Declarationen.*) — 

Paris, le 15. Mai 1856. 

lo n. Monsieur, les principes du droit maritime en temps de guerre 6taient, 

Frankreich, vöus le savez, diversement interprdte et il r^sultait de Tapplication contra- 
15. Mai dictoire qui en 6tait la consequence obligee des complications dont Thistoire 
1866. ^ garde le souvenir. 

L^Empereur s'inspirant de la politique traditionnelle de la France k oe 
sujet, a pense, dans sa haute sollicitude pour les int^rSts generaux du com- 
merce et de la navigation, que nous devions, au moment de la conclusion 
de la paix, saisir Toccasion que nous oßrait la presence des Plenipotentiaires 

*) AufforderoDgen Ähnlichen Inhalts ergingen auch Sdtens der übrigen Mitanterzelchner 
des Pariser Friedens — mit Ausnahme der Türkei — an alle Staaten ; von Grosbritannien 
Ist jedoch eine solche Einladung an die Vereinigten Staaten von Amerika nicht gerichtet wor- 
den, da dasselbe z. Z. in Washington durch einen Gesandten nicht vertreten war. Yergl. die 
Botschaft des Prftaidenten Piere e an den Congress vom 2. December 1866w 
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k Pari«, pour nous concerter avec les Puißsances r^unies au Congr^s dans le i>^- ^\- 
but d'amener un accord propre k resoudre et k prevenir les difBcultee et ™^ j^\ ' 
les conflite dus ^ .rineertitude de la loi internationale en pareille mati^re. 18&6. 

Conformement aox intentions de sa Majeste et comme vous Taurez vu 
par la lecture des protocoles, j'ai propose au Congr^s, k eet effet, un projet 
de declaration qui a reuni Tassentiment de toutes les Puissances signataires 
da traite de paix, et oet acte ayant acquis la valeur d'un engagement mu- 
tuel, forme desormais entre elles la r^gle invariable de leur eonduite sur 
les quatre points qui sV trouvent pos^s et rösolus. 

Cette declaration rendue publique a ete accueillie avec un sentiment de 
vive satisfoction; il nous revient qu'elle a 6t^ consid^r^e partout comme le 
v^ritable couronnement de Toeuvre de paciflcation conclu k Paris. Cette 
impression ne nous a pas surpris: eile s'explique naturellement par les pro- 
gr^ qui fönt la gloire de notre temps. Les rapports commerciaux et la 
multipUcit^ des transactions, en effet, ont pris aujourd'hui un ddveloppement 
tellement consid^rable que si la guerre venait ä les surprendre sans que le 
droit conventionnel en ait limit^ les eSets, notamment en ce qui conceme les 
neutreS) il en r^sulterait une perturbation immense pour le bien^tre comme 
pour la s^curit^ de tous les ^tats indistinctement. Nulle autre mesure d^slors 
ne pouvait mieux r^pondre k Pesprit de notre 4poque et aux tendances du monde 
entier. Mais le Congr^ n'a put se dissimuler que Tobjet qu'il se proposait 
ne serait pleinement atteint que si tous les gouvernenjjsnts, sans exception, 
consentaient k y concourir et, dans ce but, il a d^cid^ que sa declaration 
serait propos^e k Taccession des Puissances qui n'^taient pas r^present^es 
dans son sein. 

G'est afin de remplir cette r^olution, en ce qui nous conceme, que je 
crois aujourd'hui, Monsieur, vous inviter k vous mettre en rapport k ce 
Bujet avec M. le Bourguemaitre pour les Affairs Etrang^res en lui remettant 
officiellement la copie de la declaration que vous trouverez ci jointe. Cet 
acte se justifie lui-m^me, et se recommande, par Fesprit qui Ta dicte, k Tac- 
cueil favorable de tous les gouvernements. Nous aimons k penser que le s^nat 
de Brdme voudra bien, dans cette circonstance, s'associer k une determination 
dont les bienfaits s'adressent k tous les peuples et nous nous feliciterions 
vivement d'apprendre qu^il y a adh^r^. 

Je dois toutefois vous faire remarquer que dans Topinion du Congrte 
les principes qui fönt Tobjet de sa declaration^ sont et demeurent indivisibles; 
il nous a paru que cet acte ne peut produire Teffet que nous en attendons 
que s'il est agree sans restriction. C'est dans cette pr^vision que les pleni- 
poteutiaires, ainsi que le porte le protocole No. 24 se sont engages, au nom de leurs 
gouvernements respectifs, k n'entrer k Tavenir en aucun arrangement sur 
Tapplication du droit maritime en temps de guerre, sans stipuler la stricte 
Observation des quatre points r^solus par la declaration, et vous comprendrez 
dtelors que nous ne pourrions accepter une accession limit^e et qui n'em« 
brasserait pas dans leur ensemble les principes accept^s par les puissances 
signataires. 
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^' i|* Le CoDgr^s, par an seDtiment de deförence qoi sera saos nul doate 

15 Mal ' *PPrecie, n'a pas cru devoir determiner la forme de Taccession des Gouver- 

1866. nements qui n'ont pas pris pari k ses travaux, et je n'ai pas moi-meme par 

consequent ^ vous indiquer s'il est prefferable qu'elle ait lieu au mojren d'iine 

note ou bien d'une dep^che qui nous serait communiquee. 

J'ai tout lieu de eroire que les agens des puissances representees au 
CoDgr^s recevront, de leur cote, des instructions analogues ^ oelles que j'al 
rhoDueur de vous adresser et vous t^herez par consequent de faire coineider 
votre demarche avec celle de vos CoU^gues. 

Vous voudrez bien, d'ailleurs, donner lecture et laisser copie de cett« 
dep§che ^ M. le Bourguemaitre Smidt. 

Recevez, Monsieur, Tassurance de ma haute consideration. 

Walewski. 

Mr. Ed. eintrat, Hambourg. 



No. III. 

FRANKREICH- — Bericht des Ministers des Auswärtigen an den Kaiser, 

betreffend den Beitritt derMächte., welche am Paris er<Frieden8schlus6 

nicht Theil genommen haben, zu den Seerechts-Deciarationen. — 

Paris, le 12. Juin 1858. 

!•. III. Votre Majeste daignera se rappeler que les puissances signataires de la 

^"^° j**^^ declaration du 16. Avril 1856 s'etaient engagees k faire les demarches pour 
1868. en göneraliser Tadoption. Je me suis empresse en consequence de commu- 
niquer cette declaration k tous les Gouvernements qui n'^taient pas repre- 
sentt^s au Congr&s de Paris, en les invitant ä. y acceder, et je viens rendre 
compte k r£mpereur de raccueil favorable que cette communication a re^u 
de la plupart de ceux auxquels eile a ete transmise. 

Adoptee et consacree par les Plenipotentiaii*es de rAutriche, de la France, 
de la Grande Bretagne, de la Prusse, de la Sardaigne et de la Turquie, la 
deelaration du 16. Avril a obtenu rentiere adhesion des Etats dont les noms 
suivent, savoir 

Bade, la Bavifere, la Belgique, Brfeme, le Bresil, le Duche de Brunswick, 
le Chili, la Confedcration Argentine, la Confederation Germanique, le Dane- 
mark, les Deux Siciles, la Republique de rEquaieur, les Etats - Romains, 
Francfort, la Grfece, Guatemala, Haiti, Hambourg, le Hanovre, les deux 
Hesses, Lübeck, Mecklembourg - Schwerin, Mecklembourg - Strelitz, Nassau, 
Oldeubourg, Parme, les Pajs-Bas, le Perou, le Portugal, la Saxe, Saxe- 
Altenbourg, Saxe-Cobourg-Gotha, Saxe-Meiningen, Saxe- Weimar, la Suede et 
la Norwöge, la Suisse, la Toscane, le Wurtenberg. 

Ces Etats reconnaissent donc avec la France et les autres Fuissances 
signataires du trait6 de Paris 
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1. que la course est et demeure abolie, la. in. 

2. que le pavillon neutre couvre la marchaDclise ennemie, k Texception ^^ j^J 
de la contrebande de guerre, i86a 

3. que la marchandise neutre, ä Texception de la contrebande de 
guerre, n'est pas eaisissable sous pavillon ennemi, 

4. enflUf que les blocus, pour 6tre obligatoires, doivent ^tre effectifs, 
c'est-ä-dire, maintenus par une force süffisante pour interdire reelle- 
ment Tacefes du littoral enuemi. 

Le Gouvernement de TUruguay a donn^ egalement son entier assentiment 
a ces quatre principes, sauf ratification du pouvoir legislatif. 

KEspagne, sans accMer a la d^claration du 16. Avril, a cause du pre- 
mier poiot, qui concerne l'abolition de la course, a repondu qu'elle s'appro- 
priait les trois autres. Le Mexique a fait la m^me reponse. Les Etats-Unis 
seraient pr§ts de leur cöte ä accorder leur adhesion, s'il etait ajoute a Tönonoe 
de Tabolition de la course que la propriet6 privee des sujets ou citojens des 
natioDS belligerantes serait exempte de saisie sur mer de la part des marines 
militaires respectives. 

Sauf ces exceptions, tous les cabinets ont adhere sans reserve aux 
quatre principes qui constituent la d^elaration du Congres de Paris et ainsi 
se trouve consacr^ dans le droit international de la presque totalit6 des Etats 
de TEurope et de TAm^rique un progres auquel le Gouvernement de Votre 
Majest^, continuant Tune des plus honorables traditions de la politique fran- 
gaise, peut se fäiciter d'avoir puissamment contribu^. 

Aiin de constater ces adhesions, je propose ä TEmpereur d'autoriser Tin- 
sertion au buUetin des lois des notes ofßcielles dans lesquelles elles se trou- 
vent consign^es, et si Totre Majest^ agr6e cette proposition, je ferai publier 
de la meme maniere les accessions qui pourront me parvenir ult6rieurement. 

Je suis avec respect &g, <&c. 

A. WoLewshi. 



Anmerkung. — BRASIUEI hat in der betreffenden Erklärung (18. März 1858) 
nachfolgenden Zusatz gemacht: 

,,L'humanite et la justice doivent certainement au Congres de Paris une Zu No. Iil. 
grande amelioraüon apportee a la loi commune des nations; mais au nom ^'^^^t^'^ 
des mtmes principes, on peut encore demander aux Puissances signataires i<^y^ 
du traite du 30. Mars 1856, comme complement de son oeuvre de justice et 
de civilisation, la consequence salutaire que renferment ces maximes qu'elles 
ont proclamees. Cette consequence est que, toute propriete particuliere 
inoffensive, sans exception, des navires marchands, doit 6tre placee sous la 
protection du droit maritime ä Tabri des attaques des ci-oiseurs de guerre. — 
Le Gouvernement Imperiale adhere en cela a TinvitatioD des Etats -Unis 
d'Amerique et, dans Tespoir que la modification proposee par cette Puissance 
au Premier des principes prodames par le Congres de Paris se realisera, 
se d^lare des a present dispose k Fadmettre comme la complete expression 
de la nouvelle juridiction internationale.^ 
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No, IV. 

TEREIRKTE STAATEN YOI ANERIKA. — Staatasecretair d«s Auswärtigen an 
die Gesandten in Brüssel, Neapel, Madrid, Stockholm, Copenhagen, 
Lissabon, Mexiko, Nicaragua, Bogota, Caraccas, Rio de Janeiro, 
Buenos Ayres, Santiago de Cliile, Lima, Quito, La Paz und Hawaii. — 
Bedenken gegen die Annahme der Pariser Declarationen. — 

Department of State, Washington, Jnly 14^ 1&56. 

■o. I?. Sir: The diplomatic representaüves of several of the European powers, 

^*t«Ät"?^ whidi were parties to the late Paris Conference, have very recently presented 

14. Jnli to this govemment ^the declaration relative to neutral rights^ adopted at 

1856. that Conference, and, on behalf of their govemments, asked the adhesion of 

the United States to it. It is presumed that the same course has been adopted 

by the confederated powers towards other nations. The United States have 

iearned, with sincere regret, that, in one or two instances, the four propo- 

sitions, with all the conditions annexed, have been promptly, and this go- 

vernment cannot but think unadvisedly, accepted without reptriction or qualißcation. 

It is well known that the United States, about two years since, 
opened negotiations with maritime nations for the general adoption of the 
second and third propositions contained in the Paris declaration, and that the 
fourth is but the enunciation of a principle of international law now uni- 
versally recognised. The conditions which are to accompany the acceptance 
of the propositions of the Paris Conference will, as a necessarj- consequence, 
defeat the negotiations of the United States for the adoption of the second 
and third of the series with every power which has adhered, or may deter- 
mine to adhere, to ^the declaration.^ In the first place, all the four pro- 
positions must be taken, or none; and second, thej must be taken not onlj 
indivisibly, • but with the surrender of an important attribute of sovereignty — 
that of negotiating with any nation on the subject of neutral rights, unless 
such negotiations embrace all the propositions contained in the Paris ^de- 
claration.^ Any nation might well hesitate before making such a surrender. 

Some of the powers which are parties to that ^declaration,^ and many which 
are invited to concur in it, are under solemn treaty stipulations with the 
United States, and it is presumed they are with other nations, in which the 
right to resort to privateers is not only recognised, but the manner of em- 
ploying them is regulated with great particularity. How the proposed new 
engagement can be reconciled with the faithfnl observance of existing ti'eaty 
stipulations on the subject cannot easUy be perceived. . 

I shall not, in this dispatch, remark upon the incompatibility of these obli-> 
gations, nor shall I now exhibit the views which this go vernment entertains 
of the fatal consequences lik^ly to result firom the new doctrine now attempted 
to be introduced into Üie maritime oode to most commercial nations, and 
especially to thpse which are not burdened, or may not choose to bürden 
themselves, with large naval establisbrnents. 
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The right of a coinmercial state, when uohappily involved in war, Ho. ly. 
to employ ite mercantile marine for defence and aggression, has here- «f^*?*^**^ 
tofore proved to be an essential aid in checking the dominatioo of a belli- 14. juu 
gerent posseesed of a powerful navy. By the surrender of that uncontested lös^- 
right, one legitimate mode of defence is parted with for a like surrender 
only in form by a strong naval power; but in eflFect the mutual surrender 
places the weaker nation more completely at the mercy of the strenger. 
While the former loses, the latter gains by the mutual surrender^ and the 
freedom of the seas is mueh more completely given up to. a few great powere 
which have the means and disposition to maintain large navies. Tliis gov- 
emment will more fuUy develop its views as to the Operation of the first 
principle of the Paris ^deelaration^ — that in relation to the abandonment 
of the right to issue letters of marque — in its reply to those powers which 
have invited its concurrence in that ^declaration.^ The measure, unless it 
gives a füll applicaüon to the principle upon which it is based, and is 
made to withdraw private property upon the ocean from seizure by public 
armed vessels, as well as by pnvateers, will be exceedingly injurious to 
the commerce of all nations which do not occupy the first rank among naval 
powers. 

I am directed by the President to instruct you to present this geneml 
view of the subject to the govemment to which you are accredited, 
in the hope that it may be induced to hesitate in acceding to a proposition 
which is here conceived to be fraught with injurious consequences to all but 
thoae powers which already have, or are willing to furnish themselves with, 
powerful navies. 

I am, sir, your obedient servant, 

W. L. Marcy. 



No. V. 

TEREIRIGTE STAATEI YOH AMERIKA. — Staatssecretalr des Auswärtigen an 
die Gesandten Frankreichs, Russlands, Preussens, Oesterreichs und 
Sardiniens in Washington. — Erwiederung auf die Aufforderung^zum 
Beitritt zu den Pariser Declarationen. — 

Department of State, Washington, July 28, 1856. 

The undersigned, Secretary of State of the United States, has laid before ■••.^; 
the President ,^the declaration concerning maritime law,^ adopted by the g'^ajen.^ 
plenipotentiaries of Oreat Britain, Austria, France, Prussia, Russia, Sardinia, 28. Juli 
and Turkey, at Paris, on the 16th of April, 1856, which the Count deSar- *^- 
tiges, envoy extraordinary and minister plenipotentiary of France, has pre- 
eented , in behalf of the Emperor of the French , to the govemment of the 
United States, for the purpose of obtaining its adhesion to the principles 
therein contained. 
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■•• 7« Nearly two years since, the President submitted, not only to the 

sTaatfn^ powers represeoted in the late congress at Paris, but to all other maritime 
28. Juli natioDS, the. second and third propositions contained in that ^declarsr 
1856. tion,^ and aaked their assent to them ae permanent prindples of inter- 
national law. The propositions thus submitted bj the President were: 

^1. That free ships make free goods — that is tosay, that the effeets or 
goods belonging to subjects or Citizens of a power or state at war are free 
froni eapture or confiscation when found on board of neutral vessels, with 
the exception of articles contraband of war.^ 

,,2. That the property of neutrals on board an enemj's vessel is not 
subjeet to confiscation, iinless the same be contraband of war.^ 

It will be perceived that these propositions are substantially the same 
as the second and third in the ^^declaration^ of the Congress at Paris. 
Four of the governments with which negotiations were opened on the 
subjeet by the United States have signified their aceeptance of the fore- 
goiug propositions. Others were inclined to defer acting on them until 
the return of peace should furnish a more auspicious time for considering 
such international questions. The proceeding of the congress of the pleni- 
potentiaries at Paris will, as a necessary consequence, defeat the peuding 
negotiations with the United States, if the two following propositions, 
contained in protocol No. 24, are acceded to: first, that the four principles 
shall be indivisible; and, second, that the powers which haye signed or may 
accede to the ^declaration^ shall not enter into any arrangement, in regard 
to the application of the right of neutrals in time of war, which does not, 
at the same time, rest on the four principles which are the objeet of said 
„declaration.^ As the indivisibility of the four principles and the limitation 
upon the sovereign attribute of negotiating with other powers are not a part 
of the „declaration,^ any nation is at liberty to reject either or both, and 
to act upon the ^^declaration^ without restrietion, aeceding to it in whole or 
in part. In deliberating on tliis important subjeet, it behooves all powers 
to consider, und, if they thiuk proper, to act upon this distinction. All the 
powers which may accede to that „declaration^ and the subsequent restrietions 
contained in the 24th protocol, will assume an Obligation which takes from 
them the liberty of assenting to the propositions submitted to them by the 
Uuited States, unless they at the same time surrender a principle of maritime 
law which has never been contested — the right to employ privateers in 
time of war. 

The second and third principles set forth in the „declaration,* being 
those submitted to other maritime powers for adoption, by this government, 
it is most anxious to see incorporated , by general consent, into the 
code of maritime law, and thus placed beyond future controversy or question. 
Such a result, securing so many advantages to the commerce of neutral 
nations, might have been reasouably expected, but for the proceedings of tbe 
congress at Paris, which require them to be purchased by a too cosfly sacri* 
fiee — the surrender of a right which may well be considered as essential 
to the freedom of the seas. 
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Tlie fourth principle contained in the ^declaration,^ name]y : ^Blockudes, >«• y- 
io Order to be bindiog, must be efiective — that is to say, maintained by ,s^J"n 
a force sufBcient really to prevent access to the coast of the enemy/ can 2& Juli 
hardly be regarded as one falling withln that class with which it was the ^^^' 
object of the coogress to ioterfere; for this rule has not, for a long time, 
beei) regarded as uncertain, or the cause of any ^deplorable disputes.^ If 
there have been any disputes in regard to blockades, the uncertainty was 
about the facts, but not the law. Those nations which have resorted to what 
are appropriately denominated „paper blockades/ have rarely, if ever, under- 
taken afterwards to justify their conduct upon principle; but have generally 
admitted the illegality of the practice, and iudeinniiied the injured parties. 
What is to be adjuged ^a force sufficient really to prevent access to a coast 
of the enemy/ has often been a severely contested question; and certainly 
the declaration, which merely reiterates a general undisputed maxim of mari- 
time law, does nothing towards relieving the subject of blockade from that 
embarassment. What force is requisite to constitute an effective blockade 
reaiains as unsettled and as questionable as it was before the congress at 
Paris adopted the ^^declaration.'* 

In regard to the right to employ privateers, which is declared to be 
abolished by the first principle put forth in the ,,declaration ,^ there was, if 
possible, less uncertainty. The right to resort to privateers is as clear as 
the right to use public armed sbips, and as incontestable as any other right 
appertaining to belligerents. The policy of that law has been occasionally 
questioned, not, however, by the best authorities ; but tlie law itself has been 
universally admitted, and most nations have not hesitated to avail themselves 
of it; it is as well sustained by practice and public opinion as any other to 
be found in the maritime code. 

There is scarcely any rule of international law which particular nations 
in their treaties have not occasionally suspended or modified in regard to its 
appliofttioQ to themselves. Two treaties, only, can be found in which the 
coatracting parties have agreed to abstain from the employment of privateers 
in case of war between them. The first was a treaty between the King of 
&Mreden and the States General of the United Provinces, in 1675. Shortly 
after it was conciuded the parties were iovolved in war, and the stipulation 
Goncerning privateers was entirely disregarded by both. The second was 
tbe treaty of 1785, between the United States and the King of Prussia. When 
tbis treaty was renewed, in 1799, the clause stipulating not to resort to pri- 
▼ateeriog was omitted. For the last half Century there has been no arrange- 
meot, bj treaty or otherwise, to abolish the right, until the recent proceed- 
isgß of tbe plenipotentiaries at Paris. 

By taking the subject of privateering into consideration, that congress 
has gone beyond its profeeeed ob|ect, which was, as it declared, to remove 
the aoeertainty on points of maritime law, and thereby prevent ^differences 
of opinion between neutrals and belligerents, and, eonsequently, serious 
difSculties and even conflicts.^ So far as the principle in regard to privat- 
ecmg 18 cooeemed, the prooeeding« of the congress are in Ihe natura of an 
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Äo. V. act of legislation, and seek to change a well setüed principle of inter* 

Vereinigte ^^^.^^^j ^^^ 
Staaten, 

28. Juli The interest of commerce is deeply concerned in the establishment of 

^^^' the two principles which the United States had submitted to all maritime 
powers; and it is much to be regretted that the powers represented in the 
congress at Paris, fully approving them, should have endangered their adoption 
bj uniting them to anothcr inadmissible principle, and making the failure of 
all the necessary consequence of the rejection of any one. To three of the 
four principles contained in the ^declaration,^ there would not probablj be 
a serious objection from any quarter; but to tlie other a vigorous resistance 
must have been anticipated. 

The policy of the law ^hich allows a resort to privateers has been 
questioned for reasons which do not command the assent of this government. 
Without entering into a füll discussion on this point, the undersigned will 
confront the ordinary and chief objection to that policy, by authority which 
will be regarded with profound respect, particularly in France. In a com- 
mentary on the French ordonnance of 1681, Valin says: 

^However lawful and time-honored this mode of warfare may be, it 
is, nevertheless , disapproved of by some pretended philosophers. According 
to their notions, such is not the way in which the state and the sovereign 
are to be served; whilst the profits which individuals may derive from the 
pursuits are illicit, or at least disgraceful. But this is the language of bad 
Citizens, who, under the stately mask of a spurious wisdom, and of a craftilj 
sensitive conscience , seek to mislead the judgment by a concealment of the 
secret motive which gives birth to their indifference for the welfare and ad- 
vantage of the state. Such are as worthy of blame, as are those entitled 
to praise, who generously expose their property and their lives to the dangers 
of privateering.** 

In a work of much repute, published in France almost simultaneouslj 
with the proceedings of the congress at Paris, it is declared that ^the issuing 
of letters of marque, therefore, is a coustantly customary belligerent act 
Privateers are bona fide war vessels, manned by volunteers, to whom, by 
way of reward, the sovereign resigns such prizes as they make, in the eame 
manner as he sometimes assigns to the land forces a portion of the war 
contributions levied on the conquered enemy.^ — (Pistoye et Duverdy, des 
Prises Maritimes.) 

It is not denied that annoyances to neutral commerce, and even ab- 
uses, have occasionally resulted from the practice of privateering; such was 
the case formerly more than in recent times; but when it is a question of 
ehanging a law, the incidental evils are to be eonsidered in connexion with 
its benefits and advantages. If these benefits and advantages can be ob- 
t-ained in any other way, without injury to other rigths, these occasional 
abuses may then justify the change , however ancient or firmly established 
may be the law. 

The reasons which induced the Congress at Paris to deelare privateermg 
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abolished are not stated , but thej are presumed to be onlj such as are >«• ▼• 
usuallj ui^d against the exercise of that belligerent right. stLten** 

The prevalence of Christianitj and the progress of civifization have 28. Jaii 
greatlj mitigated the severity of the ancient mode of prosecutiDg hostilities. i^^- 
War is now ao affair of governmeüts. „It is the public authoritj which 
makes and carries on war; individuals are not permitted to take part in it, 
unless authorized to do so hy their government.^ It is a generallj received 
rule of modern warfare, so far at least as Operations upon land are con- 
cemed, that the persons and effects of non-combattants are to be respected. 
The wanton pillage or uncompensated appropriation of individual propertj by 
an army, even, in possession of an ennemy's country, is against the usage 
of modern times. Such a mode of proceeding at this day would be con- 
demned by Üie enlightened judgment of the world, unless warranted by special 
circumstances. Every consideration which upholds this sentiment, in regard 
to the conduct of a war on land, favors the applieation ot the same rule to 
the persons and property of Citizens of the belligerents found upon the ocean. 
It is fair to presume that the strong desire to ameliorate the severe 
usages of war by exempting private property upon the ocean from hostile 
seizure, to the extent it is usuaUy exempted on land, was the chief inducement 
which led to ,,the declaration,** by the congress at Paris, that ^privateering 
is, and remains, abolished.^ 

The undersigned is directed by the President to say, that to this 
principle of exempting private property upon the ocean, as well as upon the 
laod, applied without restriction, he yields a most ready and willing assent. 
The undersigned cannot better express the President's views upon the sub- 
ject, than by quoting the language of bis annual roessage to Congress, of 
December 4, 1854: 

^The proposition to enter into engagements to forego a resort to 
privateers, in case this country should be forced into a war with a great 
naval power, is not entitled to more favorable consideration than would be 
a proposition to agree not to accept the Services of volunteers for Operations 
on land. "When the honor or rights of our country require it to assume a 
hostile attitude, it confidently relies upon the patriotism of its Citizens, not 
ordinarily devoted to the military profession, to augment the army and navy, 
so as to make them fully adequate to the emergency which calls them into 
action. The proposal to surrender the right to employ privateers is professedly 
founded upon the principle Üiat private property of unoffending non-combatants, 
though enemies, should be exempt from the ra vages of war; but the pro- 
posed surrender goes but little way in carrying out that principle, which 
eqaally requires that such private property should not be seized or molested 
by national ships of war. Should the leading powers of Europe concur in 
proposing, as a rule of international law, to exempt private property, upon 
the ocean, from seizure by public armed cruisers as well as by privateers, 
the United States will readily meet them on that broad ground.*^ 

The reasons in favor of the doctrine that private property should be 
exempted from seizure in the Operations of war are considered in this en* 



14 Secreeht in Kriegsselten. 



lo. T. 



■ Kghtened age so Controlling as to have seoured its partial adoption by all 
Staaten civilized nations; but it would be difficult to ßnd any eubstantial reasona for 
2a Juli the distinction now recogoised in ita application to snx^fa property on land, 
^^^' and not to that which is found lipon the ocean. 

If it be the object of the declaration adopted at Paris to abolish this 
distinction , and to give the same security from the mvages of war to the 
property of belligerent subject« on the ocean, as is now aecorded to such 
property upon the land, the congress at Paris has fallen short of the pro- 
posed result, by not placing individual effects of belligerents beyond the 
reach of public armed ships as well as privateers. If such property is to 
reroain exposed to seizure by ships belonging to the navy of the adverse 
party, it is extremely difficult to perceive why it should not, in like manner, 
be exposed to seizure by privateers, which are in fact but another branch 
of the public force of the nation commissioning tiiem. 

If the principle of capturing private property on the oceau and con- 
demning it as prize of war be given up, that property would and of right 
ought to be as secure from molestation by public armed vessels as by priv- 
ateers; but if that principle be adhered to, it would be worse than useleas 
to attempt to coufine the exercise of the right of capture to any particular 
descriptioQ of the public force of the belligerents. There is no sound prin- 
ciple by which such a distinction can be sustained; no capacity which could 
trace a de&nite line of Separation proposed to be made; and no proper tri- 
bunal to which a disputed question on that subject could be referred for ad- 
justment. The pretence that the distinction may be supported upon the grouod 
that ships not belonging permunently to a regulär navy are more likely to 
disregard the rights of neutrals than those which do belong to such a uavy^ 
is not well sustained by modern experience. If it be urged that a partieipation 
in the prizes is calculated to stimulate cupidity, that, as a peculiar objection, 
b removed by the fact that the same passion is addressed by the distribution 
of prize- money among the officers and crews of ships of a regulär navy. 
Every nation which authorizes privateers is as responsible for their conduct 
as it is for that of its navy, and will, as a matter of prudence, take proper 
[Nrecautioa and security against abuses. 

But if such a distinction were to be attempted, it would be rery 
difficult, if not impractieable, to define the particular class of the public 
maritime force which should be regarded as privateer«. yiDeplorable dia- 
putes,^ moi'e in number and more difßcult of adjuatmeut, would arise from 
tm attempt to discriminate between privateers and public armed ships. 

If such a discrimination were attempted, every nation would have 
an undoubted right to declare what vessels should constitute its navy, and 
what should be requisite to give ihem the character of public armed ships. 
These are matters wliich could not be safely or prudenUy left to tha deter- 
mination or supervision of aay foreign power, yet the decisioci of auch ooo- 
troversies would uaturally fall ioto the haods of predominant aaval powers, 
whiefa would have the afoility to enforee their judgments. it cannot be ofien- 
flive to urge weakar powers to avoid as far as possabie such aa arbitramaoi, 
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and to maiiitftin with firmnesB every existiofi: barrier asaiDBi enoroachmentB "*- ^« 
tom Buch a quarter. g^^t^^^ 

No nation which has a due eense of self-respect will allow anj other, 28. JuU 
belligerent or neutral, to determiDe the character of tbe force which it may ^^^ 
deem proper to use in prosecuiing hostilities; nor 'will it act wisely if it 
yoluntarilj sttrrendera. the right to resort to anj means, eanctioned by inter- 
national law, wbich, under anj drcumstances, may be adyantageously usad 
for defenee or aggression. 

The United States consider powerful navies and large standing armies, 
a8 permanent eatablishments, to be detrimental to national prosperity and 
dangerous to ciyil liberty. The expense of keeping them up is burdensome 
to the people; they are, in the opinion of this goyernment, in some degree) 
a menace to peace among nations. A large force, ever ready to be deyoted 
to the purposes of war, is a temptation to rush into it. The policy of the 
Uoited States has eyer been, and neyer more than now, adyerse to such 
establishments ; and they can never be brought to acquiesce in any ehange 
in international law which may render it necessary for them to maintain a 
powerful navy or large regulär army in time of peace. If forced to yindicate their 
rights by arms, they are content, in the present aspect of international rela- 
tious, to re]y, in military Operations on ]and, niainly upon volunteer troops, 
and for the protection of their commerce in no inconsiderable degree upon 
their mercantile marine. If this country were deprived of these resources, 
it would be obliged to ehange its policy and assume a military attitude be- 
fore the world. In resistiug an attempt to ehange the. existing maritime law 
that m^y produce such a result, it looks beyond its own interest, and em- 
braces in its view the interest of all such nations as are not likely to be 
dominant naval powers. Their Situation in this respect is similar to that of 
the United Sitates, and to them the protection of commerce and the mainte- 
nance of international relations of pe^ce appeal as strongly as to this coun- 
try to withstand the proposed ehange in the settled law of nations. To 
such nations the surrender of the right to resort to privateers would be 
attended with consequences most adverse to their commercial prosperity 
without any compensating advantages. Most cert^^inly no better reasons can 
be given for euch a surrender, than for foregoing the right to receive the 
seryices of volunteers; and the proposition to abandon the former is entitled, 
in the judgment of the President, to no more favor than a similar proposition 
iu relation to the latter. This opinion of the importauce of privateers to the 
Community of nations, excepting only those of great nayal strengtli, is not 
only vindicated by history, but sustained by high authority. The foUowing 
passage in the treatise on maritime prizes, to which I haye before referred, 
deseryes partieular attention: 

^Privateers are especially useful to tliose powers whose navy is in- 
ferior to that of their enemies. Belligerents, with powerful and extensive 
naval armaments, may cruise upon the seas with their national navies; but 
sbould those states, whoae naval forces are of less power and extent, be 
ieft to their own resources, they could not hold out in a maritime war} 
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whflst bj the equipment of privateers they may saeceed in iiifiicting upoo 
stwiten ^ the eoemy an icjurj equivalent to that which they themselves suBtain. 
28. Juli Hence goyernments have frequently been known, by every possible appfiance^ 
I8ö6. to favor privateeriog armaments. It has even occurred that sovereigDS, not 
merely satisfied with issuing letters of marqoe, haye also taken, ae it were, 
an interest in the armament. Thos did Louis the Foorteenth freqaently 
lend out his ships, and sometioies reserve for himself a share in the prizeB> 
It certaioly ought not to excit« the least surprise that strong naval 
powers should be willing to forego the practice, comparatively useless to 
them, of employing privateers, upon condition that weaker powers agi-ee to 
part with their most effective means of defending their maritime rigths. It 
is, in the opinion of this government, to be seriously apprehended that if the 
use of privateers be abandoned, the dominion over the seas will be surren- 
dered to those powers which adopt the policy and have the means of 
keeping up large navies. The one which has a decided naval superiority 
would be potentially the mistress of the ocean, and by the abolition of pri- 
vateering, tliat domination would be more firmly secured. Such a power 
engaged in a war with a nation inferior in naval strength, would have 
nothing to do for the security and protection of its commerce but to look 
after the ships of the regulär navy of its enemy. These might be held in 
check by one-half, or less, of its naval force, and the other might sweep 
the commerce of its enemy from the ocean. Nor would the injurious effects 
of a vast naval superiority to weaker states be much diminished if that 
superiority was shared among three or four great powers. It is unquestion- 
ably the interest of such weaker states to discountenance and rtsist a 
measure which fosters the growth of regulär naval establisments. 

In discussing the effeot of the proposed measure ~ the abolition of 
privateering — a reference to the eidsting condition of nations is almost 
unavoidable. An instance will at once present itself in regard to two na- 
tions where the commerce of each is about equal, and about equally wide- 
spread over the world. As commercial powers, they approach to an equa- 
lity; but as naval powers, there is great disparity between them. The 
regulär navy of one vastly exceeds that of the other. In case of a war 
between them, only an inconsiderable part of the navy of the one would be 
required to prevent that of the other from being used for defence or aggres- 
sion, while the remainder would be devoted to the unembarrasscd employment 
of destroying the commerce of the weaker in naval strength. The fatal con- 
sequences of this great inequality of naval force between two such bellige- 
rents would be in part remedied by the use of privateers; in that case, 
while either might assail the commerce of the other in every sea, they 
would be obliged to distribute and employ their respective' navies in the 
work of protection. This Statement only illustrates what would be the case, 
with some modification, in every war where there may be considerable 
disparity in the naval strength of the belligerents. 

History throws much light upon this question. France, at an early 
period, was without a navy; and in her wars with Great Britain and Bpain, 
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It. T. 



both then nayal powers, ehe resorted with signal good efiect to privaieeriag, 

not 011I7 for protectioQ, but saocessful aggression. She obtained manj pri- sul\e'f ^ 

vateere firom Holland, and bj this force gained decided advantages od tbe 28. Jaü 

ocean over her enemj. Whilst in that condition, France could hardlj have '^^* 

been expected to originate or concur in a propoBition to abolish privateeiing. 

The oondition of many of the smaller states of ihe world is now, in relatioa 

to naval powers, not much unlike that of France in the middle of the six- 

teentb Century. At a later period, during the reign of Louis the Fourteenth, 

jseveral ezpeditions were fitted out by him, composed wholly of privateers, 

which were most effectively employed in proeecuting hoetilities with naval 

powers« 

Those who may have at any time a control on the ocean will be 
strongly tempted to regulato ite use in a manner to subeerve their own 
interests and ambitious projects. The ocean is the common property of all 
nations; and instead of yielding to a measure which will be likely to secure 
to a few — possibly to one — an ascendency over it, each should pertina- 
eiously retain all the means it possesses to defend the common heritage. A 
predominand power upon the ocean is more menacing to the well-being of 
others than such a power on land; and all are alike interested in resisting 
ft measure calculated to facilitate the permanent etablishement of such a 
doounation, wbether to be wielded by one power or shared among a few 
others. 

The injuries likely to result from surrendering the dominion of the 
seas to one or a few nations which have powerful navies, arise mainly from 
the practice of subjecting private property on the ocean to seizure by belli- 
gerents. Justice and humanity demand that this practice should be aban- 
doned, and that the i-ule in relation to such property on land should be 
extended to it when found upon the high seas. 

The President, therefore, proposes to add to the first proposition in 
the ^declaration** of the cougress at Paris the following words: ,,And that 
Üie private property of the subjects or Citizens of a belligerent on Üie high 
seas shall be exempted from seizure by public armed vessels of the other 
belligerent, except it be contraband.** Thus amended, the government of 
the Ullited States will adopt it, together with the other three principles con- 
tafned in that ^declatation.^ 

I am directed to communicate the approval of the Pi-esident to Üie 
second, third, and fourth propositions, independently of the first, should the 
amendmend be unacceptable. The amendment is commended by so many 
powerful consideratioDS, and the principle which calls for it has so longhad 
the emphatic sanction of all enlightened nations in military Operations on 
land, that the President is reluctant to believe it will meet with any serious 
Opposition. Without the proposed modiflcation of the first principle, he 
cannot convince himself that it would be wise or safe to change the existing 
law in regard to the right of privateering. 

If the amendment should not be adopted, it will be proper for the 
United States to have some understanding in regard to the treatment of 

2 
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»0. T. their privateers when they shall have occasion to visit the ports of those 

stnaten ^ Powers which are, or may become, parties to the declaration of the congress 

28. Juli at Paris. The United States will, upon the ground of right and eomitr, 

1856. Claim for them the same consideration to whieh they are entitled; and which 

was extended to them, under the law of nations, before the attempted mo- 

dification of it by that congress. 

As connected with the subject herein discussed, it is not inappropriate 
to remark, that a due regard to the fair Claims of neutrale would seem to 
require some modiflcation, if not an abandonment, of the doctrine in relation 
to cantraband trade. Nations which preserve the relations of peace shonld 
not be injurionsly affected in their commercial intercourse by those which 
choose to involve themselves in war, provided the Citizens of such peacefiil 
nations do not compromise their character as neutrals by a direct inter- 
ference with the military Operations of the belligerents. . The laws of siege 
and bloekade, it is believed, affoid all the remedies against neutrals that 
the parties to the war can justly claim. Tliose laws interdict all trade with 
the besieged or blockaded places. A further interference with the ordinary 
pursuits of neutrals, in nowise to blame for an existing state of hostilitieS) 
is conti*ary to the obvious dictates of justice. If this view of the subject 
could be adopted, and practically observed by all civilized nations, the 
right of search, which has been the source of so much annoyance and of 
so many injuries to neutral commerce, would be restricted to such cases 
only as justified a stTspicion of an attempt to trade with places actually in 
a State of siege or blockade. 

Humanity and justice demand that the calamities ineident to war 
should be strictly limited to the belligerents themselves, and to those who 
voluntarily take part with them; but neutrals abstaining in good faith from 
such compHcity ought to be left to pursue their ordinary trade with either 
belligerent, without restrictioi^ß in respect to tlie articles entering into it 

Though the United States do not propose to embarrass the other 
pending negotiations relative to tlie rights of neutrals, by pressing this 
change in the law of contraband, they will be ready to give it their sanc- 
tion whenever there is a prospect of its favorable reception by other mari- 
time powers, 

The undersigned avails himself of this opportunity to renew to . . • 
the assnronce of bis high consideration. 

TT. X. Marcy. 



Seerecht in KriegäzeUen. |9 



Anhang. — Entwarf zu einem Vertrage, als Grundlage der Verhandlung 

den Gesandtschaften der Vereinigten Staaten bei den europäischen 

Grossmächten im Februar 1857 mitgetheilt. 

A TREATY &c. 

The United States of America, and 

aoimated by a common desire to render more intimate the relations of friend- ^° f®; ^• 
ship and good understanding , now so happily subsisting "between them , and l^^ateD ^ 
more especially to establish these relations in accordance with the present Februar 
State aod progress of civilization, have mutually resolved to declare by means ^^'^• 
of anormal Convention," the prfticiples of maritime law which the high con- 
traotiog parties acknowledge as the basis of neutral and belligerent rights 
at sea, and which they agree to recognize as permanent and immutable and 
to observe between themselves and with other powers which shall recognize 
aod observe the same towards«the parties to this Convention. 

For this purpose, the President of the United States has conferred füll 
powers OQ 

and 
bas conferrd like powers on 

and 
said Plenipotentiaries after having exchanged their füll powers found in good 
and due form, have concluded and signed the following articles: 

Article I. 

The higb contracting parties do hereby agree to observe the following 
principles as immutable rnles of maritime law: 

First. That Privateering is and shall remain abolished, and the private 
property of subjects or Citizens of a belligerent on the high seas shall be 
exempted from seizure by the public armed vessels of the other belligerent, 
except it be contraband. 

Second. The neutral flag Covers enemy's good with the exception 
of eontraband of war. 

Third. ^Neutral goods, with the exception of contraband of war, are 
not liable to capture under enemy's flag. 

Fourth. Blockades in Order to be binding, must be efiective; that 
is to say, maintained by a force sufficient really to prevent access to the coast 
of the enemy. 

Article II. 

The high contracting parties do hereby declare that henceforward, in 
jadging of the rights of Citizens and subjects of neutral nations, they will 
observe tiie principles contained in the foregoing article, and be guided by 
them; and that all nations which shall stipulato by treaty to accede to the 
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Za Ho. y. aforesaid principles and observe the same, shall enjoy the rights secured 

StMten *^®reby as fullj as the powers signing thiß Convention. 

Februar This Convention shall be ratified hy the President of the United States, 

1857. jjy ^nd with the advice aud consent of the Senate thereof, and bj 

and the ratifications shall be exchanged at within fifteen months 

counted from the date of the Signatare hereof, or sooner if possible. 



No. VI. 

KÜSSLARD. — Geschäftsträger in Washington an den Staatssecretair der 
Vereinigten Staaten. — Zustimmung zu der von Amerika vorgeschla- 
genen Erweiterung der Pariser Declarationen. — • 

(Übersetzong.) 

Imperial Legation of Russia, Washington, Kovbr. 28, 1856. 

Ho. VI. The undersigned, charg6 d'affairs of bis Majestj the emperor of all the 

28. Novbr. ^^^^^^^) ^^^ ^^^ honor, in compliance with the order of bis govemment, of 
1856. addressing the following communication to the honorable Mr. Marcj, Secre- 
tarj of State of the United States: 

The attention of the Emperor has, in an eminent degree. dwelt on 
the proposition hy which the United States answered the invitation vehich 
had been extended to them to accede to the declaration of the 16th of 
April. His Majesty entirely concurs in the views of the government of the 
United States \(^hich the honorable Mr. Marcy has laid down in his equally 
lucid as temperate note of the 28th of July. The proposition of the federal 
government, in the opinion of his Imperial Majesty, deserves so mach the 
more to be taken into consideration tliat the honorable Secretary of State 
argues not for the exclusive interests of the United States, but for those of 
the whole of mankind. 

The Imperial government would have room for self-gratulation should 
its concurrence contribute to the add))tion of the proposition of the United 
States, and should all the powers by a common resolution, proclaimed in the 
face of the world, agree to apply to private property on th% seas the -same 
principles of inviolability which belligerents profess for property on land. 

The undersigned is accordingly instructed to notify to the honorable 
Mr. Marcy that his Majesty the Emperor accepts, for his part, the condition 
linder w^hich the United States consent to the abolition of privateering — 
namely, that the private property of the subjects and Citizens of the con- 
tracting parties shall in time of war be respected by their respective naval 
forces, as well as by those of all the powers which may join in this de- 
claration. 

The undersigned is equally instructed to dedare to the honorable 
Secretary of State that, should the proposition of the United States beoome 
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the subject of a coUective deliberation, the vote of the imperial cabinet is *«• ^- 
pledged to theo.. ' «"^Ä 

The undersigned improves this opportunity to tender to Mr. Marcy the 1866. 
afisuraoce of his very high coasideration. 

Stoeckl. 

The Hon. W. L Maroy. 



No. vn. 

YEREIWlfiTE STAATEH YOH AMERIKA. — Aus der Botschaft des Präsidenten 
Franklin Pierce an den Congress, vom 2. Dezember 1856. 

Soon after the coromeocemeDt of the late war in Europe this govern- '<*• .^*- 
ment submitted to the consideration of all maritime nations, two principles Staaten 
for the security of neutral commerce: one^ that the neutral äag should cover 2. Decbr. 
enemies" goode, except articles eontraband of war, and the other, that neutral ^^^- 
property on board merchant vessels of beliigerents should be exempt from 
condemnation) with the exception of contraband articles. These were not 
presented as new rules of international law; having been generally claimed 
by neutrals, though not always admitted by beliigerent«. One of the parties 
to the war — Kussia — as well as several neutral powers, promptly acceded 
to these propositions; and the two other principal beliigerents, Great Britain 
and France^ having consented to observe them for the present occasion, a 
favorable opportunity seemed to be presented for obtaining a general recog- 
nition of them both in Europe and America. 

But Great Britain and France, in common with most of the states of 
Europe, while forbearing to reject, did not afarmatively act upon the over. 
tures of the United States. 

While the question was in this position, the representatives of Russia, 
France, Great Britain, Austria, Prussia, Sardinia, and Turkey, assembled at 
Paris, took into consideration the subject of maritime rights, and put forth 
a declaration containing the two principles which this* government had sub- 
mitted, nearly two years before, to the consideration of maritime powers, 
and adding thereto the following propositions: „Privateering is and remains 
abolished,^ and ,)Blockades, in order to be binding, must be eSective, that is to 
say, maintained by a force, suificient really to prevent access to the coast of the 
enemy;"^ and to the declaration thus composed of four points, two of which 
had already been proposed by the United States, this government has been 
invited to accede by all tiie powers represented at Paris, except Great 
Britain and Turkey. To the last of the two additional propositions — that 
in relation to blockades — there can certainly be no objection. It is 
merely the definition of what shall constitute the effectual investment of a 
blockaded place, a definition of which this government has always contended, 
claiming indemnity for losses where a practica 1 violation of the rule thus 
defined has been iigurious to our commerce. As to the remaining artide of 
the declaration of the Conference of Paris, ^that privateering is and remains 
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VcreiJ"te *'^^^^*^'*' "~ ^ certaioly cannot ascribe to the powere .reprefientcd In the 
Staaten, Conference of Paris, any but liberal and philanthropie views in the attempt 
2. Decbr. to change the iinquestionable rule of maritime law in regard to privateering. 
1856. »pjjgi^ proposition was doubtless intended to implj approval of the principle 
that private propertj upon the oeean, althoiigh it might belong to the Citizens 
of a belligerent State, should be exempted from capture; and had that pro- 
position been so framed as to give füll eftect to the principle, it would hare 
received my readj assent on behalf of the United Stetes. But the measure 
proposed is inadequate to that purpose. It is true that if adopted, private 
pron^;;^y upon the ocean would be withdrawn from one mode of plunder^ 
but left exposed, meanwhile, to another mode, which could be used with 
increased effectiveness. The aggressive capacity of great naval powers would 
be thereby augmented, while the defensive ability of others would be reduced. 
Though the surrender of the means of prosecuting hostilities by employing 
privateers, as proposed by the Conference of Paris, is mutual in terms, yet, 
id practical effect, it would be the relinquishment of a right of little value 
to one class of states, but of esseutial importance to another and a far 
larger class. It ought not to have been anticipated that a measure, so 
inadequate to the accomplishment of the proposed object, and* so unequal in 
its Operation, would receive the assent of all maritime powers. Private 
property would be still left to the depredations of the public armed cruisers. 

I have expressed a readiness on the part of this government, to 
accede to all the principles contained in the declaration of the Conference 
of Paris, provided that the one relating to the abandonment of privateering 
can be so amended as to efifeet the objebt for which, as is presumed, it 
was intended, the immunity of private property on the ocean from hostile 
capture. To effect this object, it is proposed to add to the declaration that 
„privateening is and remains abolished,^ the following amendment: ,)And 
that the private property of subjects and Citizens of a belligerent on the 
high seas, shall be exenipt from seizure by the pubhc armed vessels of the 
other belligerent, except it be contraband.** This amendment has been pre- 
sented not only to the powers which have asked our assent to the declara- 
tion to abolish privateering, but to all other maritime states. Thus far it 
has not been rejected by any, and i« favorably entertained by all which 
have made any communication in reply. 

Several of the governments, regarding with favor the proposition of 
the United States, have delayed definitive action upon it, only for the 
purpose of Consulting with others, parties to the Conference of Paris. I have 
the satisfaction of stating, however, that the Emperor of Russia has enlirely 
and explicitly approved of that modification, and will co-operate in endear 
voring to obtain the assent of other powers; and that assurances of a siroilar 
purport have been received in relation to the disposition of the Emperor of 
the French. 

The present aspect of this importaut subject allows us to cherish the 
hope that a principle so humane in its character, so just and equal in it« 
Operation, so essential to the prosperity of commercial nations, and so con- 
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sonant to the Bentiments of this enlightened period of the world, will com- ^«- ^^' 
mand the approbation of all maritime powers, and thus be incorporated into g^^^fen 
the Code of international law. 2. Dccbr. 

Mj views on the subject are more fuUj set forth in the replj of the ^^^ 
Secretarj of State, a copj of which is herewith transmitted, to the com- 
monications on the subject made to this government, especiallj to the com- 
miinication of France. (No. V.) 

Franklin Pierce. 



No. VIII. 

nREinCTE STüTEH YOH AMERIKA. — Staatssecretair des Auswärtigen an 
<)«n Gesandten in London, die amerikanische Politik in der See- 
rechtsfrage betreffend. 

Washington, January 4, 1857. 

[Private.] Sir, ... In one of your private notes to me you Ho. vm. 
ihlimate the opinton that it would be better for the United States that things Vf^lngte 
remain as they are than to have them as thej would be if the privateering 4, jannar 
proposition was amended in the way proposed by this government. I have 1867. 
not been able to bring myself to concur in that view of the case. Others 
in the ü. St. have expressed a similar opinion and offered reasons for it, 
but these reasons have not been satisfactofy to my mind. With many here 
the main ground of objection is that our proposition does not go far enough, 
-- that it ought to provide for free commerce with blockaded ports and 
abolish the law in relation to contraband. That would be going to an 
utterly unattainable extreme, und had we proposed it, would have subjected 
US to the imputation of resorting to a subterfuge by way of extricating our- 
selves from the embarrassment in which we were placed by the Paris de- 
claration. Had we declined concurronce in the declaration simply because 
it abolished privateering, we should have been placed in a State of isolation. 
All other powers would have asscntcd to the entire declaration: — Our 
Position before the world is now nearl}' reversed — we shall have all 
nations except, perhaps, great Britain, with us; but to avoid the one, or to 
eecure the other, I would not put forth a proposition which I did not think 
was right, in itself, and in its general Operation, favorable to the interests 
of üAb country. 

W. L. Marcy. 

The fion. £^ e o. M. D a 1 1 a 8. 
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. No» IX. 

BREHEH. — Hinister-Resident in Washington an den Staatsse'cretair der 

Vereinigten Staaten, in Antwort auf die mitgetheilte Kote Tom 

28. Juli 1856 an die Unterzeichner des Pariser Friedens.*) 

Bremen Legation, Washington, April 2, 1857. 

Ho. B. The undersigned, Hinister resident of the Republic of Bremen, bas 

2.'^A*^ril ^^^ honor to submit, by Order of bis Government, the foUowing communica- 
1857. tion to the Honorable Secretary of State of the United States. 

The Bremen Government bas taken into that serious consideration, 
to which it ie so eminently entitled, the note addressed by the United 
States, on the 28. of July last, to the European powers represented in the 
late Congress at Paris, in reply to their invitation to join in the dedaration 
respecting maritime law, signed on the 16th of April last. 

The Bremen Government fully concurs in the proposition of the 
United States to establish the principle of immunity of all private property, 
not eontraband, upon tlie high seas in time of war, and will cordially 
cooperate, as far as mB,y be in its power, to promote the general adoptioQ 
of that principle as one of international law. 

The Bremen Government has also noticed with great interest, that 
the question of modifying, if not abandoning, the doctrine hitherto reeognized 
in relation to contrabande trade, has engaged the attention of the United 
States, while it ia not proposed to press at this time a change in the existing 
law upon this subject. 

As a small State almost exclusively devoted to commerce and 
navjgation Bremen is naturally deeply interested in having the rights of 
neutrals fixed and settled by the common consent of all nations on the 
broadest and most liberal basis, and its govemment is anxious also, that 
these changes in the principles of maritime law should receive the eonsidera- 
tion of all the powers concemed therein at an early day, 

The Undersigned is accordingly further instructed to inform the 
Honorable Secretary of State, that any Communications more fully developing 
the views of the United States on this important subject, will be thankfully 
received by this Government. 

The undersigned avaiis himself of this opportunity to renew to the 
Honorable Lewis Gass the assurance of bis high consideration. 

E. Schleiden. 
The Hon. h. C a s b. 



^) Iiiswisohen war nnter der Pr&ddeutscbalt Buchanan an die Stelle Marcj's Genemi 
Cass als Staatssecretair getreten. 
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No- X. 

ttUMSBUTAIlON. — Lord Palmerston, z. Z. Premier-Minister, in Antwort 
aaf eine ihm b^i einem Besuch in Liverpool in besonderer Sitznng 
des Town Council überreichte Adresse. 

.... Gentlemen) we were not inatteative to other interegts beaidefi *<*• ^ 
those couDected with the grave transactioos of war. It has been a subjeet 7/^„vbr 
of great satisfaction to us to reflect that at the commenceEneDt of that con- 18»6. 
ffiet the Government of England, in conceit with that of France, made 
changes and relaxations in the doctrines of war, which, without in any 
degree iinpairing the power of the belligerents against their opponents, 
maintained the course of hoetilities, jet tended to mitigate the pressure which 
hoetilitics inevitably produce upon' tlie commercial transactions of countries 
that are at war. (Hear, hear) I eannot help hoping that these reiaxatlons 
(rf former doctrines, which were eatablished in the beginning of the war, 
practised during its continuance, and which have been since ratified by 
formal engagements, may perhaps be still further exteuded; and, in ih» 
course of time, those prindples of war, which are applied to hostilities by 
land, may be extended, wiüiout exeption, to hostilities by sea, so that private 
property »hall no longer be the otgect of aggression on either side. (Cheers.) 
If we look at the example of former periods, we shall not find that any 
powerful couutry was ever vanquished by losses sustained by individuals; 
it is the conOicts of armies by land, and of fleets by sea that decide the 
great contest of nations ; and it is, perhaps, to be desiied that those confficts 
should be confined to the bodies acting under the Orders and directions of 
the respective States. (Cheers) .... 



No. XI. 

fiROSSBRITAinEN. — Drei Briefe von Richard Cobden über das Seerecht 
and das Marcysche Amendement. 

1. Mr. Gabden to Thomas BazJey, Esq., President of the Manchester Chamber of 
commerce. 

Glyn Garth, near Bangor, Nov. 8, 1856. 

My dear Sir, — Will you allow me to call your attention to a *•• n. 
peadmg diptematic negotiation in which our commercial and manufacturing ^ ^^ _ 
interests are deeply involved? You will have observed a declaration made 15. Decbr. 
by tbe kte Paris Congr^is against privateenng. That resolution was after- 1^^* 
wards submitted for the approval of the American Government, whose answer 
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Ho. XL has not, I think , attracted all ihe attentioD it deservee from oar mercantüe 

Grossbrit ., 

a Nov.- commumtj. 

15. Decbr. In substance, Mr. Marcy, the United" Statea' Foreign Secretary, says : 

1856. yiq ^q qqI; maintain, like the great European Powers, large warlike establish- 
ments in time of peace, and therefore we should, in case of hostilities, relj 
on the public spirit and patriotism of our private Citizens, who would, with 
the sanction of Government, eonvert our merchant ships into vessels of war. 
To deny to this improvised navj the right of making prizes of your mer- 
cantile shipping , while to the thousands of vessels eonstituting yoar Royal 
and Imperial navies this privilege is to be reserved, would be voluntarily to 
surrender our commerce to annihilation. On no conditions whatever will the 
American Government renounce the use of its mercantüe marine in case of 
war; and the same power to burn, capture, or sink enemy's property which 
you give to your Imperial or Royal navies we shall give to our naval volon- 
teers, whether they be called privateers or by any other name. But being 
anxious to promote the object aimed at'by the Congress we invite you to 
carry out your principle by going one step further — exempt private pro- 
perty on the ocean from seizure by Government^armed cruisers, as well as 
by privateers, and the United States will readily meet you on that broad 
ground. 

Now, really, there is no logical way of meeting this proposition but by 
an instant acquiescence; and, had it not been misrepresented and dealt witk 
in a flippant spirit by some of our Journals, it must have received as nn- 
animous an assent in this country as it has from all parties in the United 
States. 

But, with this declaration against privateering at the Paris Congress 
two other resolutions were coupled, and, had their füll scope been understood 
by our plenipotentiaries, it would have led them to propose to add to M. 
Walewski's protocol the very clause which has now been suggested by 
Mr. Marcy. 

The congress declared: — 

^That the neutral flag Covers an enemy's goods, with the exception 
of contraband of war, 

„That neutral goods, with the exception of contraband of war, are 
not liable to capture under an enemy's flag.^ 

These resolutions reverse the most venerated judgmeots of our Ad- 
miralty Courts, and, for the first time, impart the force of maritime law to 
principles which were resisted by England against the world in arms down 
to tlie ciose of the war in 1815. Without dwelling on ihe imperious 
necessity which led us during the late Russian war to abandon our ancient 
belligerent rights, let us look at the altered position in which we should be 
placed in case of a future rupture with a maritime Power. 

We will suppose •— and it is no great stretch of the imagination, 
after all that diplomacy has achieved during the last three y'ears — that we 
are at war with France. I remember hearing the iKte Mr. Samuel Gorney 
stete, in the presence of the Prime Minister of the time, as the result of 
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carefiil inquirj, Üiat the amount of British property in sbips and cargoes '*• ^- 
afloat averaged froin 80,000,000/. to 100,t)00,000/. Sterling. It would be a g®^^'*! 
liberal estimate to put down ibe amount owned by f*rance at from 20,000,000/. i& Decbr. 
to 30,000,000/. We sboald thus bave nearly four times as mva^ private ^^^ 
property exposed to the depredations of Government cruisers as our enemy. 
But under the new maritime code, which admits the competition of neutrals, 
it may fairly be questioned whether a merchant ship under either of the 
belligerent flags would long continue to find it profitable to keep the sea. 
Railroads, which transmit the heaviest commodities 500 miles with little de- 
triment to their*exchangeable value, have virtually put an end to blockades. 
France, in case of war, could use ports of Bölgium, Holland, or Germany, 
through which Channels her commerce, even with England, might be carried 
on in neutrals; for, once on board an American or Dutch ship, French 
exports or Imports would be safe from molestation. The same applies to 
British commodities, whether imported raw materials or exported manu- 
factnree; they would be liable to seizure only when on board a British 
vessel. Now, I ask, would it be possible for French and English ships and 
cargoes, which would be subject to a charge of 10 or 20 per cent. for 
assurance against risk of capture, to compete with the neutral fiage which 
woujd be free from any such bürden? And bear in mind that our loss 
would be fourfold that of our enemy, owing to the larger amount of our 
tonnage exposed to this unequal competition. 

Or, let US suppose ourselves at war with the United States. It may 
be estimated that the value of American property afloat on salt water (a 
large part of their navigation is upon the interior lakes and rivers) does not 
exceed the half of ours. Unless their late proposal were previously adopted, 
the old System of privateering would be in fbrce on both sides, to which 
we should offer two-thirds of the prey to their one-third. But the rights of 
neutrals which were proclaimed at the Paris Congress would admit all the 
European flags to bring and carry to and from England and America the 
produce of both coutries without risk of capture during the war. Again, 
I would ask — could a vessel bearing the British flag keep the sea under 
these circumstances, with 500 or 1,000 armed American vessels. cruising 
against our commerce? It is clear that nobody would charter an English 
vessel, and pay a heavy insurance against capture, when a neutral ship 
could be had free from any such charge. The practical efifect, then, of the 
alterations made in our maritime law at the Paris Conferences, if we go no 
further, would be, in case of war with a naval Power, to transfer the 
carrying trade even of our own ports to neutral bottoms. It is then our 
interest espedally, and beyond all other countries, to go forward in the 
path to which the American have invited us. 

I cannot help regretting, as an Englishman, that the proposal did 
not originate with us. But the next best thing will be to give it a prompt 
and hearty acceptance, and aid in securing for it, if possible, a world-wide 
acquieaoence. It is impossible to foresee all the consequenoes of such a 
revolution in the rules of war. It is, I believe, the first time in the annale 
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Äo. II. 0f the World tiiat the powers of belligerents will be restrained and defined 
g. i^ov -^ ^° ^^ interest of individuals hy written international law. Who can teil in 
16. Decbr. wbat other direction the precedent may be foÜowed? Ware will bencefop- 
1656. ward partake more of the character of duelß betweeu Governfnents than of 
the old conteet of nations. Private citiz^d will cease to be held reeponrible 
or liable to injury^ unless they become participators in tbe stidfe. There 
will no longer be plunder and prize money to add the stimulua of cupiditj 
to the paseions of hatred and revenge; and we shall have one pretenoe leas 
for constautly increasing the bürden of war navies in proportion to the 
growth of foreign commerce, on the plea of protecting our mercantile marine. 
These are eome of the obvious consequences of thia proposed innovation 
lipon the traditions and precedents of the last Century* The mercantile 
world will, I trust, allow its voice to be heard upon the question by 
Government and Parliament; and it is in the hope that the Chamber will 
throw the weight of its great influence into the soale of humanity and pro- 
gressive civlUzation that I have ventured to trouble you with this letter. 

I remain, very truly yours, 

Bichard Cobden. 

Thomas Bazley, Bsq., Manchester. 



2. Mr. Cobden to J. E. Jenkinson, Esq., Secretary of the Bradford Cömmittee for 
Investigating State Affairs. 

Glyn Garth, near Bangor, Dec. 8, 1856. 

Sir, -- The whole of the argument in your letter is founded upon 
the assumption that we surrendered our belligerent rights in the late war 
from feelings of forbearance to Russia. I should have thought our maritime 
Operations in the Sea of Azoff and the Gulf of Botfania would have prevented 
any one from falling into such an error. It was the attitude assumed by 
the United States which led to the change. Those who were in a posation 
to observe the manifestations of public opinion in the press of that country, 
and through the Speeches at Washington, on the eve of the Russian war; 
and, still more, they who knew what was passing between the United 
States Minister in London and our Foreign office, need not be told that aay 
serious attempt on our part to uphold the right of search, which, as yen 
truly say, is essential to the maintenance of our ancient belligerent rights, 
would not have been tolerated by that country. It may be all very true 
that our common law was opposed to the preteneioiis of the Americans, and 
eren that, as you State, their own most eminent jtdges had confihned the 
decisions of our Admiralty courts. But this did not touofa the faets of fte 
case as they were presented to our Government in 1854, when ü was 
uDBMstakably evident that the American people were detennined tbait their 
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merohant ships shoold not be vidted aad searohed by oar cruieers; and ^' ^ 
that any attempi to revivc ihe prooeediogs which lad to tbe ruptare of 1812 ^ ^^^ _ 
wottld be resisted, would lead to bloodsbed, and would, in all probability, i& Decbi. 
eod in a war between the two countries. Oor Goveniinent, thereforc, very ^***- 
wiaely yieldcd the point and, in doing eo, met the wisheS) not merely of 
America, bat of eyery nation of Europe. 

Yott eeem to attach some importance to the mode of efieoting this 
change in our policy, and to be of opinion that, before any alteration caa 
be made in the law of nations, a corresponding change must be effeoted in 
oar municipal law. 1 am afraid the law of nations has been hitherto little 
more than the will of the strongeet, modified and slightly controUed by the 
progress of civilization. I ean see no objection, however, to an act of Par- 
liament being passed confirming the decision of the Congress of Paris. But, 
after this explanation of the meaning of my words ^imperious necessity^ I 
need not add that I ehould look upon euch an act as a mere mattet of form. 

Bat the question which Parliaroent will still have to decide, judging 
from the sentiments put forward by those organs of the press suppoeed to 
be connected with the Government, is, whether, having of necessity gone so 
far, it is not for oar interest, beyend that of any other nation, to embrace 
the oflTer made to us by Mr. Marcy, to exempt private property afloat from 
captare during war. I have not the least doubt, when this proposal is 
discussed in the House of Commons — taking for the starting point of the 
argument the siatus quo as settled in the Congress of Paris, which no sane 
man will dream of disturbing — that there will be all bat an nnanimous 
decision in its favour. 

I think I can foresee great benefits to the cause of peace and 
humanity, in a variety of ways, from this change; bat, as it seems to be 
ofiensive in some quarters to give utterance to the aspiration that the inter- 
course of nations, as well as incfividuals, may some day be brought into 
harmony with the precepts of the New Testament, I will forbear saying 
more upon the subject. 

I am, Sir, your obedient servant, 

Richard Cobden. 
J. £. Jeakinaon, Esq., Bradford. 



3. Mr. Oobden to F. Oarr, Esq., Beeretery of tbe Sheffield Foreign Affairs Committee.* 

Glyn Gartb, near Bangor, Oec. 15, 1856. 

Sir, -*- Tour lettar, with tbe acoompanyiag Gommaiits of the ^GHief- 
field Foreign Affairs Committee^ on my letter to the President of the 
Manchester Chamber of Commerce, respecting the proposed change in our 
maritime law, has reached me here. I have already, in reply to a similar 
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W«. xt. communication from Bradford, briefij explained the error into which yon 

8 Nov — ^^^^ ^^^^ fallen in asauniing that the abandonment of our ancient belligerent 

16. Decbr. rights was a voluntarj act on our part in favour of Russia. I have sbown 

1^^* that it was the attitude assumed bj the United States which led to the 

change. It will not, I hope, be deemed disrespectftil if I refer jou to that 

letter, or if I add, for the information of jour coinmittee, and others who 

have hoQOured me with their Communications, that I must decline, until the 

meeting of Parliament, anj furtlier diseussion of the subject. 

I will only offer a remark or two upon the dangers which your 
committee think the proposed changes threaten to our „maritime supremacy*. 
If by supremacy be meant the exclueive power to give laws to the world 
in maritime affairs, let the word be abolished from your vocabulary, for the 
day is for ever gone when any one nation can „rule the waves^ with an 
arbitrary sceptre. I am reminded of the words of Nelson, that England 
would spend her last guinea, and sacrafice her last man and last ship, 
before she would yield this supremacy. But since bis dajs a people have 
grown up bejond the Atlantic who lay claim to equal rights (and the pro- 
posed changes ask no more) with ourselves on the ocean. Our children 
will witness the creation of yet anoth^r powerful empire in the Pacific, 
which will demand also to be heard in matters in which its rights and 
intereste are involved. 

We should, indeed, deserve the title of the „Chinese of the West* if 
our maxims of State policy could not be made to expand to the dimensions 
requisite to meet these new conditions of the world's progress. Far from 
agreeing with your committee that such an altered State of things portends 
danger to England, I believe that she will find both security and economy 
in the Substitution of just international laws^ having the willing assent of all 
nations, for that transient ascendency which depends upon the costly display 
of superior physical force. Be assured that the people of this country have 
nothing to gain from asserting a supremacy over any other people. The 
ambition of individuals may^ indeed, be gratified by the subjection of other 
communities to our will; but it is for the interest of the population of this 
and every other country that their international relations should be founded 
on principles of moral right, and equal justice to all, totally irrespective of 
their material strength; and it is because I see in the American proposal, 
and in the proceedings which led to it, a tendency in this direction, that 
they have my approval and support. — I am, Sir, your obedient Bervant, 

Richard Cdbden. 
F. Carr, Esq., Sheffield. 



Seerecht in KriegBxeiteii. 3l 



No- XII. 

fi&OSSBBrrilllU. — Unterhans-Sitzüng vom 14. Jali 1857.*) — 

Mr. Lindsay said, he rose to move an Address for copies of Mr. '•• ***• 
Marcy^s letter to ihe French Government, in answer to the communication 14. jqu' 
of the Resolution of the Paris Conference upon the sabject of privateering*, I85a 
and of any other papers or correspondence that may haye passed between 
Üie British Ooyemment and other Powers upon the same object. Those 
papers related to a subject of some importance to England as a maritime 
nation. Certain Resolutions bad been agreed to at the Conferences of Paris 
relating to the question of neutral rights and privateers. When these Reso- 
lutions were brought before the American Government they had readily con- 
sented to the majority, but had refused to give in their adhesion to that pro- 
position which dealt with the rights of privateers, as it would be a surrender 
on their part of a strong arm of defence and aggression. He asked for pa- 
pers with the view of putUng hon. Merabers in possession of information 
on this subject; for the House would sooner or later be called on to deeide 
whether we should stand by our present declaration or adopt the American 
view — that private property should be as much respected at sea as it was 
on shore. That was the question at issue; and he hoped to be able to bring 
it before the House in the course of another Session. In a State of war this 
country could not stand by the declaration which it had made. We must go 
forward having done so much, for at present a neutral flag covered neutral 
goods, except contraband of war. We had flve millions tons floating in ships, 
obr exports were 100 millions, and our impoi*ts nearly the same; and there- 
fore the question was of far more importance to us than to any other country. 
What would be the consequence if we were engaged in a war with America 
or France? The premium to marine assurances on ships not under convoy 
would be increased 10 per cent. For ships under convoy there would be 
5 per cent war risk on British ships; and then the British merchant, what- 
ever might be bis patriotism, would not ship in British bottoms. What would 
then become of our flve million tons of shipping? Why, they would remain 
locked up in port during time of war. The House should consider the po- 
sition in which they stood, and it was for that reason he asked for the papers, 
in Order that hon. Membres might become thoroughly acquainted with the 
sobject. 

Viscount Palm^rston: I am sure that my hon. Friend and the 
House will feel that it is not nsual to ask, and that it is not competent under 
ordinary eircumstances for the British Government to grant the production 
of papers which have formed the subject of correspondence between two 



*) Vergl. nach die Debatte über die Pariser Deolarationen im Oberhaas vom 22. Mai 
1866 (Hatisara, vol. CXLII, pag. 482 folg.) 
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Ho. ZH. other foreign States. Bat that is a more technical objection. I appreh^id 
iT^JqU ^^^^ ™^ ^^°* Friend meaos is, that we shoald laj before Parliament anj 
1656. correspondeDce between the British Goverament and the American and French 
Government on this subject. Sir, what happened was, that the Resolutions of 
the Paris Congress were communicated by the parties to them to all the 
other maritime States, and amongst others to the United States. The Govern- 
ment of the United States g^ye to the French Government an answer exactiy 
in the terms stated by mj hon. Friend; that is to say, thej were willing to 
agree to those propositions , includin^ the cessation of privateering, provided 
that private property at sea should no longer be subject to capture. That 
comimnication was made by the last Government of the United States^ and the 
matter was one which everybody will see was a subject which required the 
gravest and most deliberate consideration on the pari of the British Govern- 
ment; as, whatever might be the opinions at the first blush, one way er 
other, no one could fail to see on reflection that the question is bne deeplj 
affecting all the great interests of the country, conunereial, political and naval; 
and it was clear that no answer could be given to such a communicatioa 
without long and mature consideration. But in the meantime a change took 
place in tbe Government of the United States, and before any answer was 
sent by the British Government to America the new President came into 
Office, and an iniimation was made that tlie American Government did not 
wish that any answer should be sent to Üi& proposition of their predecessors, 
and that, in point of fact, tbey wished to consider that communication aa 
suspended, and the negotiation not going on. Under these cireumstances, I 
trust that my hon. Friend and the House will feel tbat it is not desirable to 
lay before Parliament this communication. In this state of things I eertaioly 
shall not enter into any examination of the reasons for or against the pro- 
position made by the Government of the United States; but there is one 
brauch of the sutgect upon which I wish to make one quaMed remark. 
Hy hon. Fijend considers the question to be simply whether the practioe 
which prevails with respect to hostilities by land should or should not be 
applied to hostiUties at sea. If hon. Gentlemen will consider a little the 
historical facts as to what has been the practioe pursued in war upon land, 
they will see that there is no very decided and absolute rule as to that 
matter^ but that (be practice has varied y«ry much from time to time in 
dißerent countries in respect to the manner in which armies have treated 
the property of individuals in a hostile country. It is diffieult at once to 
apply to private property on the sea the same rule which has applied to 
property on land. I am sure, however, the House will feel that this is not 
a question which can be discussed incidentally on a Motion of this sort, when 
the negotiations are suspended between the two Governmenta at the expresa 
wish of the Government of the United States; and I trust that my hon. 
Friend, after the explanation Ihave given, will not press bis Motion. 

Mr. Bentinck said, that the subject was one of paramount impor* 

tance, and he regretted that the noble Lord had not adverted to the impor- 

«tant points raised by the hon. Member for Tynemouth, and more especially 
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89 io ihe intentione of the Oovernment with regard to the maintenance of '^« ^^ 
Üie deolaration, if this coantry were involved in a war with one of the great ^^ jqh' 
Powers of Europe. It was impossible to advaoce with regard to this I8ö6. 
deelaration. li was a solemn farce, and moreover dishonnest on the part 
of this eountry to make a deelaration whieh it would be impossible to carry 
out We must recede at anj cost, even at that of the repntatioo of this 
eountry for integrity, as the carrying out of the present deelaration in time 
of war would be tantamount to the destruetion^ not only of our mercantile 
marine, bat of the maritime supremacy of this eountry. Foreign countriee 
would be the gainers by this deelaration) aa had been proved by the course 
taken by Bussia in the last war. Uuder such a deelaration he defied any 
man to point out how any war could be brought to a termination. Hitherto 
England's strength in war had consisted in erippling the commerce of her 
eonemies; and he hoped the Oovemnient would afford some explanation as 
to their intentions with regard to their persistence in the present deelaration. 
Lord John Russell: The hon. Gentleman says that, in the event 
of a war, all the goods sent io English vessels under convoy will require 
5 per Cent, and in ships not under convoy 10 per cent additional premiom. 
The hon. Gentleman has naturally argued that, with such additional pay- 
ments, the manufacturers of this eountry will send their goods in neutral 
ships, and thus the maritime trade of this eountry will, in fact, be destroyed. 
That is a very serious thing, and I really should like to hear some statement 
upon the part of the Government, of the grounds of their enteriog into tliis 
deelaration. It appeared to me that, when we were engaged, in conjunction 
with France, in a war against Russia, we could hardly do otherwise than 
carry on the war upon the same principle as Franoe. The principle adopted 
during the war was, that free ships cover free goods. But, at the end of 
the war, we were not under the necessity of roaking any concession of the 
opposite principle, which was certainly in conformity with the law of nations, 
and to which this eountry had hitherto adhered. There was no notice given 
to the people of this eountry, or to either House of Parliament, that any 
such question would be discussed. We all supposed that the Earl of Clarendon 
went to Paris with a view to make peace with Russia : but, with respect to 
a qucistion of maritime right, there was no preparation in the public mind, 
^Dd the people of this eountry must have been surprised that it was intro- 
duced. I hardly think the Government could consent to abrogate, as the 
hon. GenÜeman (Mr. Bentinck) proposes, a deelaration which was solemnly 
agreed to by their plenipotentiary. I am afraid we must be bound by the 
deelaration. I am afraid that the consequences are so serious as to show 
that such a deelaration was very imprudent, and I cannot but agree with 
the hon. Gentleman (Mr. Lindsay), that England ought to preserve her mari- 
time superiority. The comparison between private prOperly in ships and 
private property on land is not tenable. I do not think there is any real 
comparison between them. It is quite obvious that a farmer, cultivating a 
farm , and having its produce in the middle of France or the State of Vir- 
ginia, has plaeed bis property in quite a difierent Situation from a manufacturer 

3 
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lo. XII. ^ho has put bis goods on board a large fleet in tlie British Channel, oavi- 
il'^Juii gfi^ted bj 7,000 or 8,000 mariners conipetent to man a fleet against this 
18C6. coantrj. There is* no comparison between the two propositions, and there- 
fore I cannot bat think that, in paint of principle, the declaration of Paris 
ought to be altered. The whole matter is most unsatisfactory, and most 
gi-ave in its bearing upon our maritime supremaey. I quite agree that the 
way in which we have been üble to finish wars with great Powers, espeeiallj 
with France, has chiefly been by destroying the enemy'^s trade. We have 
brought the Powers with which we have been at war to such a State tbat 
their finances have become disordered. They have then been ready to listen 
to terms of peace, and thereby the wars have been terminated. But now, if 
we were at war with America or France, tliey could maintain their trade in 
füll vigour, because manufactured produce throughout the world could be 
sent in neutral vessels in perfect safety. They would have no reason for 
making peaee. They would not be distressed. We might gain naval vic- 
tories, but our successes would not , produce peace. We might drive all 
their vessels of war fiom the seas, but we should not thereby gain the end 
of all war, which is an honourable peace. llie State of this question is to 
me very alarming, but I do not see that a breaeh of faith would at all mend 
our Position. 

Mr. Lindsay said, the noble Lord who had last spoken had mis- 
understood him. He did not say they should not abide by the declaration, 
but that, if they did abide by it, the whole carrying trade of this country 
would pass under a neutral flag. The consequence of that would be that, 
instead of maintaining our present position, as the firet maritime Power in 
the world , we should become a eixth-rate Power ; for there would be no 
employment for our ships, as the whole trade of Ihe country would pass into 
neutral ahips. He did not wish to throw aside a solemn declaration, but he 
snid the people of this country would not abide by it, and would appeal to 
the House for its abrogation, and the House would be compelled to listen 
to, and give effect to that appeal. Having made this explanation, it was 
not his intention to press the Motion. 

Sir Charles Napier said, he had expected thhi some Member of 
the Government — the First Lord of the Admiralty — would have addresaed 
the House after the speech of the noble Lord the Member for the City of 
London. He agreed with the hon. Gentleman who brought forward the Motion, 
that it was impossible we could remain in the position in which we were 
at present. The noble Lord said we could not break the engagement He 
did not think we could. Diplomacy had drawn us into a very impolitic en* 
gagement, and it was for the noble Lord, or some clever diplomatist, to get 
US out of it. If tlTey were determined to abide by the declaration of the 
Earl of Clarendon, and a war ensued, we must blockade every port whieh 
the enemy possessed. It must be not a mere paper, but an Petent blockade, 
and in the event of a war with France, such a blockade, with the navy 
we possessed, could not at the first atart be established, Double or treble 
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our navj would not be saffident to blockade all the ports of France; and '*• ^i; 



Groasbrit 
14. Juli 



H must not be forgotten that Beamen discbarged from Frencb merchant vessels 
woold go into Frencb sbips of war, and increase their force, while our force 1855. 
in men would be diminisbed in consequence of our loss of trade. 
Motion, by leave, witbdrawn. 



No. XIII. 

TEREIHIGTE STAATEI TOR AMERIKA. — Staatssecretair des Auswärtigen an 
den Gesandten in Paris (und in Absclirift an die übrigen Gesandt- 
seliaften der Vereinigten Staaten in Europa]. — Ansicliten des ameri- 
kanischen Gouvernements über die Rechte der Neutralen. — 

Department of State, Washington, June 27, 1859. 

Sir: The government of the United States hae learned witb much *•• »M^- 
concem that a war has broken out in Europe whieh threatens in its pro- sJaaten.*^ 
gress to involve other powers, and to become one of the most eventful 27. Juni 
cootcsts in which modern nations have found themselves engaged. The '^^* 
poHcy of the United States is essentialia paeific, and upon the present 
occasion, as heretofore, they will faithfully diseharge their neutral duties, 
determined) so far as depends upon themselves, to preserve the most ami- 
cable relations witb all the powers engaged in hostilities. This determina- 
tion will be communicated to each of those powers, and you will make it 
known to the government of bis Imperial Majesty, and in doing so you will 
take care and express the confident expectation of the United States that 
their rights will be respected by France witb equal fidelity. There is reason 
to apprehend that in the progress of the war questions afiecting the rights 
of neutral nations upon the ocean may present themselves for consideration, 
and whose peaceable Solution may require discretion as well as forbearance. 

The tendency of modern civilization and improvement is to mitigate 
the calamities of war, and the progress of opinion has introduced important 
ineliorations into the mode of its prosecution, especially upon land; but 
anfortunately similar beneflcent changes have not been admitted into maritime 
war, 80 that the code which regulates these contests yet contains principles 
of action not adapted to the sentiments of the age in which we live. It is 
desu^ble that, by the general consent of independent powers, modiäcations 
should be made in these objectionable principles, so as to aceommodate 
ä)em to the existing State of things, and also that the rights of belligerent 
nations should be restrained' within reasonable limits and defined with due 
precision. 

This dispatch will make known to you the views of this government 
coneeming these subjects; and it is deemed important that they should be 
communicated to the powers of Europe principally interested in the weighty 
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Nr. xm. quefitioos they inyolve, and that each of those powere afaould be requestad^ 
Staaten °^^ ^^^^ ^ cooperate in the effort to accomplieh this good work, bat also 
27. Jani zealQiislj to exert its influence wiih other states to ioduce tfaei» to odiieur 
1^^- ia the proposed measure, wbich appeals bv so * many grave consideratioiia 
to the feelings and judgment of the age. The variooB representatiens of the 
United States to the European nations will, upon all fitting occasions, 
explain these views to the governments to which they are accredited, aod 
will invoke tlieir aid towards the attainment of the objeets indieated, and at 
the same time they will communieate for their infermation the views enter- 
tained by this eountry of those points of international law presented in this 
letter, which the United States eonsider established, and entitled to the Sup- 
port of all other powers. 

You are desired to carry into eßect these instructions at the Impe- 
rial Court of France, and to keep this departoient informed from time to 
time of the progress and prospects of this attempt to restrict the evils of 
war, and to enlarge and secure the blessings of peace. 

It is obvious that the commercial powers of the world regard with 
no litüe solicitude the subject uf neutral rights; and there is a general 
apprehension that pretensions may be advanced during the existing war 
which may imperii them. And it is equally obvious, from the temper of 
tiie age, that the present is no safe time to assert and enforce pretensions 
on the part of belligerent powers, aßecting the interest of nations at peace, 
unless such pretensions are clearly justified by the law of nations. Although 
some of the provisions of that code have become harsh and unacceptable, 
yet there is a general sense of the duty of submitting to the Obligation« it 
imposes. But those obligations to ensure obedienpe must depend, aot upon 
doubtful construction, but upon clearly expressed language, definipg with 
reasonable precision the rights and duties of the independent parties in the 
relations existing between them. It is unfortunate that various claims have 
been advanced and eoforced by belligerent powers in the prosecution of 
wars for which it would be vain to seel^ any suffipient jußtification in tbe 
law of nations, and this considerp^tion adds to the ij^iportance of some 
acceptable arrangement by which this source of apprehension may be re- 
moved, and all danger of collision avoided by clearly deQning the rigthts of 
the parties in all doubtful cases, If tl^e b^Ui^ereat powers sbpuld Substitute 
their own viewß for the fair provisions of the general law, the most seripus 
conseqiiences may be apprehended. It becomes a)l prudent governments 
engaged in bostilities tp talie into consideration the actual con^itiop of public 
^entimeot whenever mea^ures of doubtful character are propose^, and satisfy 
them^c^lves not oo)y that they are also practically expedi^nt; 

There are three priacipal sal^cts oomiected with Uie rigtlita of bdr 
ligereat and neutral powers which require the dispassipnatp coosideraüo^ pf 
all governments desirous of preventing the most serious complicatioqs« These 
r^late to the condition of an enemy> proper^ found ob boaid tbf vessel of 
a friead, and to the System of blockades and contraband of w^r With 
respect to the two last, the United Statos eonsider it of the utmost impor- 
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iaoce that tbey shonld be so legulated and de6ned hj general conseot aa ^^ ^^ 
to leave no doubt respectiog the qaestionfi thej embrace, when these call l^aateD 
for jMuctical adjastmeat. 27. Juai 

\Vith respect to tbe protection of the vessel aed cargo bj the flag 
whieh waves over tfaem, the Uniled States look upon that principle as 
eetablislied, and Üiej maintain that belligerent properij on board a neutral 
ahip 18 not liable to capture, and from existing indications they hope to 
recdve the general ooncurrenee of all commerclal powers in thia position. 
Whatever difierence of opinion maj have heretofore prevailed upon tibis 0ub- 
jeet, it is oertain that the claim forcibly to enter a neutral veesel and to 
Beize the goods fonnd there, upon the allegation of their being the property 
of an enemy, was first urged at a period when the passions of belligerente 
vere little restrained by the dictates of humanity or religion^ and when tbe 
question how an eneny could be injured, or rather how bis goods could be 
iiyared , or rather how bis goods should be seized, was a much more accep- 
table object of research tfaan Vhy a friend diould be spared. Almost. from 
the first attegnpt to incorporate this doctrine into the maritime eode of the 
World, it has beeo denounced by eminent publirists as fallaeious in principle 
and unjust and dangerous in pracUce. And the repugnaoee to ü has gone 
on increasing tjU ito adrocates have almost disappeared. I believe that 
erery modern commercial nation has practically repudiated it by entering 
ioto treaty stipulations, either temporary or permanent, providing for its 
abandonment, and ^me of Uiem, as tlie Baltic states, by ihe league known 
as the armed neutralUy, and by forcible resistance* The Opposition of Hol- 
land to it has been almost unremitted. Tbe prindpal powers engaged in 
the Crimean war, Great Britain, France and Russia, by formal public decla* 
rations avowed their adherence to tbe doctrine of immunity and their deter- 
mioation to n^speet it, France and Bussia absolutely and without limitation 
of time, and Great Britajn ^or the present^, but for a reason equally 
applicable to all times hereafter, and wbich will at all times call for similar 
coQCurrence. This measure is adopted, says tbe British declaration, yfo 
preaerve tbe commerce of neutrals from all unnecessary obstruction^, &c* 
Experience has well shown the justice of tbis designation and tbe wisdom 
of tbis pr^cautfonary arrapgement Vo disposiüon has been manifested by 
any of tbe ßtates relmquisbiog this pretensjon to resume its e;iterQise, nor i« 
it tp be exp^ct^ that if ßuob an effort were made it would be tamely eub* 
mitted to^ Cpntest^d and invidipus powers are not to be tbus anthoritatively 
abandoned and tben again eaUed into service, at the tnterest or capriee of 
pny natipn. Th^ «ountrie« engaged in the pendiog war have adopted a 
ffuich wifer policy. They hold on to the power of the flag to protect botb 
Tessel and cargo from all violation, and have proclaimed by public declara- 
tions their determination to respect tbe principle of escemption so happily 
establishedp And well is it in the general interest, that tbis tribute has been 
rendered to the opinions of the age. The stopping of neutral vessels upon 
the high sefis, their forcible entrance and tbe overhauling and examination 
of their cargoes, the seizure of their freigbt at the will of a foreign ofBcer, 
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No. xra. the frequent Interruption of their voyages by compelling them to change 
Staaten'^ their deatination in Order to seek redrees, and, above all, the assumption of 
27. Juni Jurisdiction bj a foreign armed party over what has been aptly terraed the 
1869. extension of the territory of an independent state, and wiüi all the abuses 
wliich are so prone to accompany the exercise of uolimited power, where 
responsibility is remote; theee are indeed serious ^obstructions^, little likely 
to be submitted to in the present State of the world without a formidabie 
effort to prevent them. Such pretensions neeessarily lead to the establish- 
ment of a police upon the great highway of nation , to the transfer of juris- 
dietion over its own vessels from the country to which it belongs to other 
powere, who may exercise it for their own purposes. Far better would it 
be to encourage the freest System of commercial interoourse, both in peace 
and war, than to encounter the ealamities, which would be sure at this day 
to attend the attempt to revive daim to obstrucl the trade of the world. 
This goverament is satisfled that no such design is meditated, and under 
the circumstances the United States feel justifi&l in considering the freedom 
of neutral vessels from interruption, when carrying belligerent property, an 
established principle of intercommunication which ought to be respected as 
such by all commercial nations. 

But there is another aspect under which this subject presents itself, 
and which confirms this government in the resolution it has formed and in 
the expectation that other powers will cordially concur in its views. By the 
declaration of the Paris Conference, in its sitting of April 16, 1856, it wus 
announced on behalf of all the states who might become (parties to that act 
that „the neutral flag Covers enemy's goods, with the exception of contra^ 
band of war.** 

This mutual agreement protects the property of each of those 
states, when engaged in hostilities, from capture on board a neutral vessel, 
by an enemy a party to the same act. It is not necessary that a neutral 
should have announced its adherence to this declaration in Order to entitle 
its vessels to the immunity promised; because the privilege of being pro- 
tected is guaranteed to belligerents, coparties to that memorable act, and 
protects their property from capture whenever it is found on board a vessel 
belonging to a nation not engaged in hostilities. Were it otherwise, a very 
grave question would arise for the consideration of the government of the 
United States. The carrying trade is a brauch of employment to all neutral 
commercial powers. It is peculiarly so to this country from the enterprise 
of its Citizens, and from the fiieility with which they devote themselves to 
the pursuits of navigation. While conceding the authority of bell^rent 
nations to relax the rigid principles of war, so far as regards their own 
rights, and to exempt other powers from penalties which might be enforced, 
but for such concession, whether this is done for a consideration or without 
it, those neutral nations which are prevented from being parties to such an 
arrangement have a right to insist that it shull not neeessarily work to their 
injury. This dictate of justice would be palpably violated in the case of 
the United States, should this protecting clause of the Paris Conference not 
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enable their veseel«, when neutral, to shield from capture the property of ^^* ^^^* 
belligerents carried as freight Such an immunity wilhheld from this ItLten^ 
couotry would, in fact, operate as a premium granted to other nations, and 27. Jani 
would be almoßt destructive of that iroportant brauch of our national industry, ^^^ 
the carrying trade. It ought not to be expeoted that this country would 
quietly acquieace in such an invidiouB distinction, and the expectation, if 
iodulged) would be eure to be disappointed. The United States, indeed, 
declined to become a party to the Paris Conference, though that circumstance 
does not affect the position they occupy. XLey did so for the most satis* 
factory reasons, because the propositions were not divisible, and because 
they were requlred to surrender a niode of maritime warfare peculiarly 
adapted to their condition and pursuits, and essential to their defense upon 
the oeean« It was not that the proposititions went too far, but because they 
did not go far enough, that this country feit it to be its duty to withhold 
its concurrenoe from the acts of the Conference. It coneedes, however, that 
while claiming to participate as a neutral power in tliis exemption, it is 
bound when a belligerent power to respect the same principle, reeognizing 
its general Obligation. As far as reasonably practicable the evils of war 
sbould be coufined to the parties engaged in it, and ueutral nations have a 
right to demand that their interests should not be affected unless when 
brought into contact with hostile Operations fairlj adapted ic promote the 
Submission of an enemy. Tlüs just barrier against the paesions of nations 
. has found little practical favor in the progress of their dissentions, and the 
result has been tlie introduction of other causes of trouble, whieh it were 
wise to examine calmly, with a view to avert the serious consequences 
which may be anticipated if no such effort is made. The sjstem of blockades 
and^ the doctrine and practice tc:uching contra band of \^ar have been fertile 
sources of tliese difficulties, not only in consequence of the vague and con- 
tradictorj manner in which the subjects are considered, as well in judicial 
decisions as in received treaties, by elementary writers upon public law, but 
also in consequence of their peculiarly offensive eharacter, and of the irrita- 
tion they are sure to produce. 

Almost infinite have been the questions to which these subjects, 
roore especially those relating to contraband of war, have given rise, and 
human ingenuity has been exhauated in efiorts to reeoncile the unlimited 
seizure of neutral property and its appropriation to the purposes of the 
captors with established principles, loose as they too often aie, which, while 
they - recognize certain rights of belligerents, impose reasonable restrictions 
upon their exercise, in the expectation, vain it is too often found, of pre- 
venting their abu^e. But the contest has been an unequal and a losing one 
between the power of confiscation and appropriation and the prohibition of 
the international code, appealing for its sanctions only to the consciences of 
nations. 

llie blockade of an enemy's coast, in Order to prevent all inter- 
oourse with neutral powers, even for the most peaceful purpose, is a claim 
whieh gains no additional strength by an invesügation into the foundation 
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No. xirf. ^^ ^hich it rests, ftnd the ^vils which have ftccompanied itö exerdse cAÜ 
Sfaat^ for an efficient remedy. The investment of a place by sea aad lafid, ^^ilh 
27. Juni a view to its reduction, preventing it from receiviog Bupplies of men ttad 
^^^ material necessarj for its defense, is a legitimate tnöAe of proseoutitig hoäfi- 
lities which canfiot be objected to so long as war is recognized ad an arbftc^ 
öf national disputes. Bat the blockade of a coast, oi^ of commereial posi^ 
tions along it, without anj regard to ulterior military Operations, and iitritli 
the real design of carrying on a war against trade, and, fröoi its verj 
natore^ against the trade of peaceable and friendly powers, instead of a war 
against aftned men, is a proceeding which it is difßeuH to ireeoncile wHb 
reason or with the opinions of modern times. To watch everj oreek and 
river änd harbor upon an ocean frontier, in order to seize and conftscate 
eyerj ressel, with its cargo, attempting to enter or go out without anj 
direct efiect upon the trne objeets of war, is a mode of conducting hostilities 
which would ftnd few adyocates, if not now ftrst presented for consideration. 
Unfortunatelj, however, the right tp do this has been long recognized bj 
the law of nations, accompanied, indeed, with precautionarj conditions, 
intended to prevent abuse, but wbich experience has shown to be lamentably 
inoperative. It is very desirable, therefore, that this constant source of irri- 
tation in time of war should be guarded against, and the power to Interrupt 
all intereourse with extensive regions be limited and precisely defined, before, 
by a necessary reaction, its exercise is met by an armed resistanee. 

Tbere can be no reasonable doubt but the original theorj of block- 
ades was in conformity with the views herein suggested; that is, they were 
considered as military means to reduce invested places, and upon this 
narrow foundation the immense superstructure which now ovei*shadows the 
commereial intereourse of the world has been erected from titne to time by 
belligerent powers for their own purposes. One of the most eminent juris- 
consults of this country, both in character and position, Jüdge Marshall, 
"^ehen Secretary of State, in his Instructions dated September 30, 1800, to 
Mr. King, then our Minister at London, lends his high authority to this view 
of the subject „On principle,^ he said, „it might well be questiotied 
whetber this rule can be applied to a place not eompletely invested by land 
as well as by sea. If we examine the reasoning on which is founded the 
right to intercept and conftscate supplies designed for a bloekaded town, 
it will be difftcult to resist the conviction that its extension to towns in- 
vested by sea only is an unjustiftable encroaehment on the rights of neutrals.^ 
The elementary writers abound with expressions indicating a close 
conneetion between blockades and sieges. Vattel deftnes the right of a 
^ty blockading or besieging a place to treat as an enemy any one who 
attempts to enter such place or to carry anything to the besieged. And 
Lord Stowell, when speaking of a blockading force as a besieging foree, 
borrowed language which had been thus previoualy used, and which left no 
doubt of its origin. 

But Lord Stowell has bome yet more direct testimony to the cor- 
ifectneM of tfaese suggesiions. In a case dedded by him, he said a bloekade 
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18 „ft 8ort of circumvallation bj which all correspondence and commanieation ^<>* ^l^* 
is, as far as human force can effect it, efTectually cut off," <fec. siL^en*^ 

It woald be difficult for language to express with more precision 27. Jani 
the true character of blockades and the object to which they are properij *^®- 
applicable, the reduction of invested plaees. 

The restriction of blockades to the proper purposes of war would 
remove at onee from the field of controversj the vaet variety of questions 
with which it is now encumbered, and which are 8ure to present themselvee, 
peaceably or forcibly, as soon as a maritime war breaks out. 

I have DO disposition to undertake even their bare enumeration, for 
it would be a work of labor, beginning at the inquiry, when does a blockade 
rightfuUy commence, and ending with an equally important and sometimes 
difBcult one, when does it terminale? And it would embrace all the inter- 
mediate questions which have been discussed with wonderful subtlety, and 
by wbose aid and immense amount of property belonging to friendly mer- 
chants has been transferred from the peaceable owners to the armed captors. 
Such an enumei-ation, however, brief though it might be, would exhibit, in 
a striking point of view, the uncertainty which rests upon this subject, and 
how much the questions that arise depend, not upon well - established prin- 
ciples, but upon the discreUon, the will, indeed, of the party interested in 
the extension of the System of confiscation. But the principal subject of 
controversy relates to the extent of the force by which a blockade must be 
maintained in Order to be lawful. The received law of nations requires that 
the force shall be an adequate one, and the Paris Conference fortified this 
requisition, or, in other words, gave in their adhesion to it, by incorporating 
it into their declaration. But experience has shown how inefßcient is such 
an injunction to staj the aggressive spirit of belligerents, and the history of 
paper blockades constitutes a memorable and most instructive chapter in 
the annals of modern warfare. Whole countries have been declared in a 
State of blockade with as much apparent confidence in the justice of the 
measure as if their coasts could be hermetically closed by a Single armed 
cruiser. If blockades were confined to plaees actually invested, this source 
of dispute would disappear, for it would be in the interest of the investing 
power to Support its Operations with a sufficient force in order to bring the 
enterprise to a speedy termination. 

The doctrine of contraband of war has been another prolific subject 
of dispute and animosity in the progress of the hostilities which have lat- 
terly disturbed the tranquillity of the world. It is a ruic touching the inter- 
course of nations which, even if divested of the uncertainty which surrouuds 
it, and renders it a most dangerous instrument of mischief, would still be 
entitled to no favorable consideration. It should, therefore, be permitted to 
do as little injury as may be to the commerce of the world, and should be 
rigidly contiaed within the narrowest limits compatible with an honest bel- 
ligerent policy, and, in the opiniou of this government, those limits ought 
to be made to include only arms and munitions of war. As a means of 
anaoyance, this international prohibition against carrying to a country 
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Ni). XIII. engaged in hostilities articles useful for militarj purposes is practically of little 
Staaten*^ value to its enemj. It found its way into the code of nations when the 
27. Juni means of supplj were much more restricted than at present, and before 
1^^- the progress of improvement had placed it in the power of almost every 
nation to provide itself with whatever it may want, either for offensive or 
defensive Operations. No state will ever be reduced because its enemy 
ma}' have it in his power to seize and conöscate supplies under the name 
of eontraband of war. Unfortunately, if the value of this restriction as a 
means of niilitary annoyance has passed away, it is still valuable for a 
different purpose. Blockades and contraband, even when enforced in strict 
conformity with the law of nations, give to belligerent powers the control 
of a vast amount of property, enabling them to convert much of it to* their 
own use. But such a guarded exercise of their privileges is a rare event 
at almost all times, and often the limitations provided by the international 
law are palpably disregarded; and at such periods there are few of the 
articles of commerce which belligerent, powers do not interfere with, even 
to their seizure and condemnation, under one pretext or a another. By 
these means the whole trade of the world is placed in jeopardy, and an 
indispositiou to relinquish this formidable power, which it may be anticipated 
will be needed hereafter, probably contributes far more to the tenacity with 
which it is held on to than the professed purposes to which it owed its 
introduction into the maritime code of nations. These circumstances indi- 
catiug the dangers which, during war, beset all the nations not taking pari 
in it, indicate also the necessity for their Joint concurrence in any reasonable 
effort to preserve the just rights of the world. 

The law of eontraband is lamentably vague, and it is hardly pos- 
sible that an extensive war should prevail upon the ocean for any con- 
siderable period without an attempt on the part of the belligerents to draw 
into the class of contraband articles of general consumption, which, in the 
opinion of neutml powers, are liable to no such association; and the day is 
rapidly Coming, if it has not already come, when such encroachments will 
be prevented, at the expense, if necessary, of an armed Opposition. The 
signs of the times are not to be misunderstood, and ought not to hh dis* 
regarded. Independent of the want of adaptation of this interdict upon the 
commerce of the world to its avowed objects, owing to Üie improvement 
in the general power of production and supply, there are serious evils to 
wliich it is exposed, and which result from the entire neglect of precision, 
of reasonable caution, indeed, in the manner in which the subject is treated 
in the received expositions of the law of nations. There is no accepted 
enumeration of the articles Coming within the prohibition. And to add to 
the dangers of collision, the principle by which they are to be tested is so 
losely defined, that it is practically of little use but to furnish a pretext, 
when one is wanting, to enable parties at war to enlarge the contraband 
list at their pleasure. Some of the later and approved writers upon the law 
of nalions, as Hautefeuille and Ortolan, object to this power of extension 
ad libitum^ and the former particularly confines the list to objects of first 
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neeessitj for war, and which are exclusively useful in its prosecution, and No. xiii. 
which can be directly employed for that purpose without undergoing aoy sj^^Jn^^ 
change — that is to say, to arms and munitions of war. In this absence 27. Juni 
of specific enumeration, and of a clear flxed prineiple, there is no method ^^^• 
provided by which the disputes, inseparable from this state of things, may 
be aoiicably adjusted; and the evils are therefore so obvious^ that able com- 
mentators upon national law have proposed that special treaties be formed 
between nations, whenever practicable, in order to regulato these embarras- 
sing questions, and tiius obviate, in some degree, dangers which in war 
must be always Imminent. The United States have adopted this policy, and 
have omitted nö favorable opportunity of carrying it into effect. They have 
entered into conventional arrangements with most of the other independent 
States of America) viz: with Brazil, Chile, Venezuela, Ecuador, New Gra- 
nada, Guatemala, San Salvador, Peru , and Mexico, and with some of the 
principal commercial powers of Europe, for the better regulation of these 
difficult questions; and in all cases it has been their object to circumscribe 
as much as possible the catalogue of prohibited articles, and to provide, by 
specific enumeration, against the recurrence of abuses, which have given so 
mach just cause of complaint. But these partial arrangements, though useful 
as far as they go, are yet a very inadequate remedy for the evil, because 
they establish no uniform rule, each treaty prescribing its own regulations, 
and because they apply only to the parties themselves, leaving their rela- 
tions in this respect with other powers to be governed by the code which 
has proved iself so unworthy of confidence. 

The dictum upon which this whole doctrine rests is, that a neutral 
nation ought not to supply a belligerent power with articles which may 
serve him in the direct prosecution of hostilities. If this prohibitory declara- 
tion had been confined to arms and munitions of war, there would have 
been little difBcultj' in the fair adjustment of the questions which might arise 
under it. But it presents no such tangible limit on the one band, while on 
the other it is conceded that it does not embrace various articles, as 
clothing, and, I may add, provisions, which are as essential to the efficiency 
of the soldier as the arms he bears into battle. What, then, must be the 
eSect of any article upon warlike Operations to authorize its Classification 
as contraband of war, is a question which has provoked as much angry 
discussion as any other with which modern nations have had to deal. 
Besides the difficulty arising out of the want of precision in the terms 
employed, and probably not less out of the absence of any generally fixed 
views, there is yet another which adds further to the embarrassment, and 
which requires the immediate consideration of the parties to the law of 
nations. This question of contraband is a shifting one, as Lord Erskine 
expressed it, embracing new articles from time tp time as they become 
applicable to military purposes, when the law shifts to accommodate itself 
to these progressive improvements in the implements or means of destruc- 
tioQ. But still the nature of such improvements, and the just title of the 
articles contributing towards them to take their places in the list contra- 
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No. XIII. band, is a subject of controversy, which is Kable to be followed by Öie 
StMten ™^®* serious consequencee. The discussion which at this time is going on 
27. Jani respecling the military character of coal , and whether it is now exeladed 
1859. ffOQi general commerce as contraband of war, is a striking illustratioD of 
the tendency to enlarge this power of prohibition and seizure, and of the 
necessity of watching its exercise with unabated vigilance. Here is an 
article, not exclusively nor even priucipally used in war, bat which enlers 
into general consumption in tiie arts of peace, to which indeed it is now yitall j 
necessary. It has become also important in commercial navigation. It is a 
product of nature with which some regions are bountifully supplied, while 
others are destitute of it, and its transportation, instead of meeting with 
impediments, should be aided and encouraged. The attempt to enable belli- 
gerent nations to prevent all trade in this most valuable accessory to 
mechanical power has no just claim for Support in the law of nations, and 
the United States avow their determination to oppose it so far as their 
vessels are concerned. 

It adds to the complications arising out of the uncertainty in which 
this subject is involved, that there is no common tribunal empowered to 
decide between the independent parties when a belligerent nation, intereated 
in the measure, undertakes to add a new article to the catalogue of con- 
traband upon the assumption that it has changed its character from a 
peaceable to a warlike one, in consequence of a change in the objecta to 
which it may be applied, either by a revolution in the mode of conducting 
war, or by improvements in the implements used in its prosecution. The 
pretension of a prerogative on the part of sovereigne, whether in peace or 
war, if, indeed, any such exist, to decide these questions, except so far as 
relates to their own rights, is utterly repadiated by the United States. They 
claim the right to decide for themselves what is the law of nations, and 
they yield the same privilege to other independent powers. If positions are 
assumed by other nations which affect injuriously the rights of this country, 
and which it believes are in contravention of the code of international law, 
its remedy is well defined, and depends upon itself. A just deference is 
due to those difierences of opinion which may honestly arise in the vaat 
variety of sutgects involved in the intercouse of nations, and they shöuId be 
contidered in a spirit of reasonable forbearance; but that lidnit pasaed, duty 
and hodor eijually enjoin resistanee. 

I am, sir, respectfiiUy, your obedient servaat, 

Lewis Cass. 
The hon. John T. Masoo, Paris. 
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No. XIV. 



6R0SSBRITAIIIER. — Mr. Lindeay, M. P., an den Staatssecrelair des Aus- 
wärtigen, den unbefriedigenden Zustand des Seekriegsrechts betref- 
fend, mit der von Lord John Russell darauf ertheilten Antwort. 

8, Austin Friars, London, October 14, 1859. 

Mj Lord, — As a shipowner, deeply interested in the securitj of ■•■ ^y* 
mj Capital invested in British merchant shipping, baving the management of ^^ ^ ,q q^^ 
a large property belonging to connexions in various parts of tbe kingdom I859. 
as well as abroad, and representing in Parliament an important maritime 
borough, I may be excused for addressing your Lordship lipon a subject 
which I deem to be of the highest importance, as connected with the pros- 
perity and safety of our mercantile marine, and which iuvolves, collaterally, 
many points of the most vital national interest, affecting the maritime power 
of the country. 

Ät this critical juncture of the afiairs of Europe, the question (^ 
Imperial policy to which I am anxious to draw your Lordship's attention 
will, I am sure, receive at your hands all the consideration which its grave 
and complicated character demaiids. 

Several of the largest and most opulent shipowners of Lancashire 
have recently addressed a private and unofBcial communication to Yiscount 
Palmerston, as the head of Her Hajesty's Government, entreating bis Lord- 
6hip*8 eaniest attention to the unsatisfactory position in which British shipping 
18 placed by the Declaration i-especting Maritime Law adopted by the European 
Powers awembled in Congress at Paris, April 16, 1856, which it may be 
presumed will hereafter govem the rights of neutrals in the event of an 
European war. Those gentlemen have pointed out at considerable length 
the serious inconrenience and pecuniary loss which result from the appre- 
bensions ineessantly entertained by their correspondents in distant parte cf 
tbe World , especially in India and China , of any interruption of the peace 
of Burope. The practical effect of these apprehensions is that, in the se- 
lection of resselft for the transport of produee to European markets, neutral, 
and- especially American , vessels receive a great preferene^ , to the serious 
prejudice of the British shipowner. This preference givcn to American vessels, 
arises from the fact that, as the American Government has invariably ad- 
hered to a policy of Don-intervention in European wäre, the merchant ships 
of the United Btates, in the event of a rupture between the Earopeaa Powers, 
would enjoy pre-eminently the rights and advantages of neutrals. They would 
absorb almost exdusively the oarrying trade of the long voyage, whatever 
might be tbe port of destination; and they would pass with their cargoes 
unmolested through the armed cruizers of the European belOgerents: it being 
always pre-supposed that the British and French must inevitably be the 
parties involved in atty hostilities wh|ch might suptrvene. 
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No. XlV. Though I offer no opinion of my own on so delicate a subject, it is 

14. o. 19. öct. ^'"P^®®'^^® ^ ^^^^ ^^^ ®y®® ^ *^® ^^^^t which the ehipowners of Liverpool 
1859. and Manchester emphatically express, that a deep and abiding apprehension 
prevails both here and abroad that, in the present unsettled political State of 
Europe, a rupture between France and England, if not imminent, is a con- 
tiugency which many prüden t merchants consider probable in the coursc of 
historical events, and which they, therefore, will take precautions to provide 
against in such a manner as may best protect their interests. This appre- 
hension of future hostilities has, in various instances, operated almost aa 
prejudicially in depreciating the value of capital, aud especially of shipping 
properly, as if a war had actiially been declared. Hence, in the iincertainty 
of the practical efiects of the newly proclaimed Maritime Law, as regards 
neutrals and privateering , the Americans, being removed by their geo- 
graphica! Position, and isolated by the policy of their Government from the 
dangers which beset the States of Europe, are in a position to command a 
decided' preference whenever the tranquillity of Europe is threatened or 
distiirbed. 

I need hardly remind your Lordship that the iirst great impulse 
given to American shipping at the early part of the present Century was 
mainly owing to the war which raged between Great Britain and France, 
whereby the American merchant navy, sailing under the neutral flag of the 
United States, rose to very great maritime importance, and secured a verj 
large portion of the carrying trade of the world. 

The incalculable mercantile advantages reaped by the Americans 
while the war lasted, and the consequent augmentation of their marine 
power, contributed, I fear, to engender ^that spirit which long, unhappily, 
actuated the Councils*' of the United States, the existence of which was so 
deeply lamented by the Prince Regent in bis memorable decläration on 
Maritime Law dated 9th January, 1813, the principles of which, your Lord- 
ship will remember, were approved and maintained by addresses to the 
Crown, unanimously agreed to by both Houses of Parliament; and from the 
spirit ihus evoked sprung ^that marked partiality in palliating and assistiog 
the aggressive tyranny of France evinced by the United States" Government; 
their systematic endeavours to inflame their people against the defensive 
meaeures of Great Britain; and their unworthy desertion of the cause of 
other neutral nations.^ 

Though nations are now wiser, and, I trust, more generous, yet the 
experience of former wars inculcates the necessity of adopting beforehand 
every prudent measure which human wisdom can dictate, with a view to 
avert those deplorable calamities and disputes which, I fear, cannot be 
avoided, if, whilst Great Britain is involved in an European war, any powerful 
neutral naval Power steps in and seizes that valuable portion of our com- 
merce and navigation which, to a great extent, has been the origin and 
main stay of our maritime greatness. 

It was, avowedlv, with the praiseworthy intention of preventing, as 
far as possible, these disputes, and to establish an uniform doctrine on some 
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essential points of Maritime Law, that the Plenipotentiaries who ßigned tbe N"- ^^^* 
Treaty of Paris in 1856 issued the Declaration of the 16th April. I need ^^ ^^^g q^^ 
not here refer to the maxime prociaimed by the Parties to Ihe Confereuce, 1869. 
affecting the rights of the neutral flag on the ocean; but I shall confine my* 
seif exclusively to the first Articie, namely : — ^Privateering is, and remains, 
abolished.^ Your Lordship will remember that the Plenipotentiaries who 
signed the Declaration engaged to bring it to the knowledge of those States 
which had not taken part in the Gongress at Paris, and to invite them to 
accede to it, ,,eonyinced, as they were, that the maxims they prociaimed 
would not but be received with gratitude by the whole world, and that the 
efibrts of their Governments to obtain the general adoption thereof would be 
crowned with complete success.^ 

In this anticipation, disappointment has resulted in a quarter where 
the füllest eoncurrence might have been hoped for. The Government of the 
United States having been invited by the French Government, on the part 
of the Conference, to accede to the Declaration in its integrity, expressed 
themselves willing to agree to the propositions framed by the Plenipoten- 
tiaries assembied, including the cessation of privateering, provided that private 
property at sea should no longer be subject to captui'e. 

Coupled with this important condition, the whole question assumed 
a new shape; and your Lordship will recollect that, in the summer of 1857, 
I had the honour to call very briefly the attention of the House of Commons 
to a correspondence which had transpired upon the point in question; and 
I moved for the production of necessary papers to elucidate the subject, with 
tlie ulterior view of making a Substantive motion calculated to elicit the 
opinion of the House of Commons. ^ 

In Üie brief but very important discussion which ensued, Lord 
Palmerston, at that time the head of the Government, explained generally 
the nature of the correspondence referred to, which from its special character 
could not be laid upon the table. 

His Lordship furlher communicated (he very important fact (hat the 
eomiter-"proposilion of the United Slates' Government respecting the inviola- 
bilily of private property at sea during war was made by President Pierce's 
Government, and „the matter was one which everybody would see was a 
Bubject which required the gravest and most deliberale consideralion on the 
part of the British Government, as, whatever might be Ihe opinion, at the 
first blush, one way or olher, no one could fail lo perceive on refiection, 
that Ihe question was one deeply aflecliug all Ibe great interests of the 
counlry — commercial, political and naval ; and it was clear that no answer 
could be given to such a commuuicalion, without long and mature con- 
sideralion.^ 

But in the meantime a change (ook place in the Government of the 
Üniled Stales, and before any answer was sent by Ihe British Government 
lo America, the new President came into ofBce, and an intimation was made 
(hat the American Government did not wish that any answer should be sent 
lo (he proposition of their predecessors, and that, in point of fact^ they 
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No. xiY. wiehed to ooQ&ider tbat couununiciitioii ae Buspended, and ibe oegotiation not 

14u. 19. Oet8^8 ^°- 

1859. It would seem, therefore, that the American Government, so far as 

the British public ia yel informed, have receded from the position taken by 

their former Preddenia and Diplomatie Ageols on this great iotemational 

queetion. 

I need not refer to the proposition made bj Mr. Rush in 1824. 
Your liOrdship will be familiär with all that paeaed at that time; but in the 
Aleasage to Congreae in 1854—55, when di^ouaaing the suggeation made bj 
Pruaaia to connect the abolition of privateering with tbe queation of neutral 
rigbtB) which it wae propoaed to regulate by Gonveation, President Pierce 
aaid: — 

^The proposal to surrender the right to employ privateers ia pro- 
feasedly founded on the principle that private property of unoffending non- 
oombalanta, thougb enemiea, ahould be exempt from the ravagea of war. 
But the propoaed aurrender goea little way in carrying out that principle, 
which equally i^equirea that auch private property ahould not be aeized or 
molested by national ahipa of war. Should the leading Powera of Europe con- 
cur in propoaing, aa a rule of international law, to exempt private property 
upon the ocean from aeizure by public arped cruizera, aa well aa by pri- 
valeera, the United Slatea will readily meet Ihem upon that broad ground.^ 

Motwilhatanding thia deliberate and authoritalive declaralion of the 
late Preaident Pierce, it appeara from Lord Palmeraton'a atatement that the 
preaent Government of the United Statea now recoil from any overture 
having for ita object to aboliah the practice of aubjecting indiacriminately the 
private property of an enemy, found at aea or aäoat in port, to capture and 
conflacation. * 

It would further appear that whilat the public aentiment of Europe, 
and eapeeially that of the Engliah Government, haa undergone a favourable 
change aince 1824 on the aubject of privateering (the Great Powera of 
Europe having, in fact, agreed to aboliah that practice), the United Statea" 
Government now heaitate to entertain any propoaition for a total auppreaaion 
of privateering, and do not appear prepared to enter into any Convention 
whereby they would be precluded from resorting to their merchant marine 
in caae they ahould become belligerenta. 

In theae circumatancea, we are compelled to view the aubject under 
the moat unfavourable aapect aa regarda the co-operation of the United Statea 
in the work of maritime peace. Thia difficulty ia preaent to the mind of 
every merchant and ahipowner. It ia aggravated by the conviction that, in 
the event of an European war, the trade and ahipping of the country muat 
be deatroyed by the enormouely increased chargea of inaurance incidentai to 
ahipa aailing without, or even with, a convoy, if convoya could be provided 
eonaiatently with other paramount exigenciea of the State, and with the 
neceaaity of defending our ahorea and our Coloniea. Cur leading ahipownera 
have, therefore, been compelled serioualy to examine their poaition, and the 
time aeema now to have arrived when proper atepa ahould be taken by 
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fler Majesty's Government to e'onsider the best courae which ought to be No. xiv. 
adopted. We risk involving ourselves in as much embarraeement by abro-j^ ^ j^ ^^^ 
gatiDg tbe Declaration made at Paris, as by advaneing one step further in 18&9. 
a liberal policy. 

Accordingly, in concurrenee with my Lance shire friends, whose views 
I have promised to bring under your Lordship's notiee, I feel it incumbent 
upon me to press the questton upon the consideration of Her Majesty's Go- 
vernment whether, in the event of war, it would not conduoe to the greater 
securify of our merchant shipping, and to the material advantage of tbe 
Empire and of the whole world , if some general agreement could be eon- 
eerted with the other ehief Powers of Europe, so as to seeure the immunity 
of the vessels of the Contracting Parties sailing on the high seas, and of 
the property therein contained, from the ravages of an enemy during a 
period of hostilities. 

Tour Lord«hip will be well aware that this is no novel proposition. 
Many very celebrated jurists, both in Europe and the United States, have 
aimed at its accompHshment, and when endeavouring to fix the principles 
which should regulate the free navigation of the seas, have urged its expe- 
diency with the most foroible, if not conclusive, argumenta. The object of 
a belligerent in a maritime war being avowedly to destroy the enemj^'s 
commerce and navigation, ^^the sources and sinews of bis uaval power,^ it 
has hitherto, I admit, been found impossible to refrain from this mode of 
warfare^ er, in fact, to wage war peace-fashion. ßut when it is considered 
that Great Britain, however vast her maritime strength, is most vulnerable 
on this very point, as she has at all times a larger aipount of merchant 
shipping, and a greater value of property afloat than any other nation, a 
very great inducement is held out to consider whether this vast property 
cannot be exempt from depredation by armed cruizers at sea, and protected • 
by previous Treaty stipulations, or by general international law. When we 
reflect, moreover, that the mercantile marine of France is insignificant in 
comparison with the navy she possesses to protect it, and that even if both 
were swept from the seas it would not diminish her wealth in any appre- 
ciable degree, it gives force to the argument that England would be a 
gainer by any compact whereby her vast preponderating shipping property 
would be protected in the event of a rupture between the two countries. 

The next point is to ascertain whether France and the other Con- 
tinental States of Europe would be indisposed to enter into such a compact, 
This projecl was frequently entertained by Napoleon I. Without giving 
undue weight to any opinions he may have expressed at various periods of 
his career in favour of gigantic schemes of a philanthropic tendency, he has, 
nevertheless, left behind him a record of his views upon this subject, which 
is important, as it may not be without its influence in forming the judgment 
and in guiding the conduct of his successor now on the Imperial Throne 
of France. 

Napoleon I, echoing the opinion of many eminent publicists, said, ,)Tn the 
Operations of war oarried on by land, the property, even territorial, which foreign 

SewMht. 4 
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Ho. XIV. «ttbi'ects po88e68 is not subjeet to confiscation. At most it is only expoecid 
14. Bu'ia Oct. ^ «equeßtration. The lawß which regulate the coaduct of a belligerent by 
16(9. land are, thevefore, more m coDformitj with civilizatioo and the welfare of 
private individuals; and it is much to be desired that a time maj come 
when the same liberal ideas should be extended to maritiine war, and when 
the naval forces of the two belligerent Powers ehould be able to engage in 
hoatilitiea withouth giving rise to the confiscation of their mercantile marine, 
and without constituting mere sailors, or non-military passengers, pnsopera 
of war. Ck)inmeroe would ihen be oarried on by sea between the two bei- 
ligerents, bb it i» earried on by land in the midet of the battles of the con- 
tending parties.^ 

I do not quote this passage ae conclusive upon the subjeet. I am 
well aware that the inequality in the laws of war by land and by sea haa 
been justifled by alleging the usage of considering private property as booty 
when eaptured in eities taken by storm, aud by alleging the faot that con- 
tribations are levied upon territcmes ooeupied by a hostiie army, in liea of 
the general confiscation ' of the property belonging to the inhabitants. 

I am also aware that, as the object of wars by land is conquest, or 
the acquisition of territory to be exchanged as an äquivalent for other terri- 
tory lost, the regard of the victor for those who are to be, or who have 
been, his subjects, naturally restrains him from the exercise of his extreme 
rights; whereas, the object of maritime wars is the destruction of the enemy's 
commerce and navigation, which can only be attained by the capture and 
confiscation of private property. 

In the debate in the House of Commons to which I have adverted, 
this view of the case did not escape your Lordship's penetration , when you 
pronounced a qualified condemnation of the Declaration of Paris as at least 
^imprudent.^ Yottr Lordship seemed to be of opinion that, in the event of 
a future war, as produce and merchandize could be sent in neutral vessels 
in perfect safety throughout the world, there would be no reason for making 
peace. The enemy would not be distressed. Naval victories would have no 
practical peaceful termination. We might drive the enemy 's vessels from 
the seas, but we should not thereby gain the end of all war — an ho- 
nourable peace. 

Yoi^r Lordship is better versed in the history of fiurope than I can 
pretend to be: but, admitting the füll cogency and profound wisdom of the 
sentiments here expressed, when I seek to apply these ideas practically, I 
find it recorded as an historical fact that, even after our great naval triumph 
at Trafalgar, when the combined fleets of France and Spain were destroyed, 
and the French flag had almost disappeared from the ocean, Napoleon earried 
QU, for nine years, the most fierce, aggressive, and devastating wars, and 
pusbed his conquests to the confines of every State in Europe. 

It is almost to be feared that in the event of a war, in which a great 
and powerful maritime nation maj' be involved as a belligerent, the over- 
if^belming, necessity of self-preservation might prompt such an indepeodwt 
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Power to disr^ard any simple declaration of maritime law mch aa that ^^ ^^* 
leceodj promulgated^ and it yet remains to be scen. whether the chief States j^^J^g'^oct. 
€f the Christian world would , b J force of arma , interpose in order to keep isöo. 
iQviolate a law whicb sought to etablish a mere abstract idea. 

Yiewing the whole sabject in its immediate and remote consequences, 
it may be generally conceded that the international maritime law now pro» 
claimed by certain Powers, as it affects neutral rights, i? altogether in a 
State of transition; and to seoure, therefore, the establishment of juster prin- 
ciples upon a iixed and more settled basis, I cannot but consider the present 
moment exceedingly opportune for Her Majesty*s Oovemment to take Ae 
entire queetion into their serious consideration , with a view tp its sokition 
in a manner which may be the most conducive to the interests of the merchants 
and shipowners of the kingdom, consistently with the paramount oonsiderations 
of State policy which affect the independence and security of the Empire. 

In the deliberations which may take place upon the subject, the effect 
of the repeal of the Navigation Laws cannot escape the attention of Her 
Hajesty^s Government. 

No one would lament more deeply than myself any retrogressive 
policy in that respect. My Liverpool friends point out, however, the serious 
effects which must result to our merchant-shipping in the event of war, by 
the competition of neutrals in the Colonial carrying trade, as well as in the 
important foreign trade with China, Manilla, Turkey, (fec. I am aware that 
many very eamest free-traders were only restrained irom giving their un- 
equivocal approval of the total and unoonditional repeal of the Navigation 
Laws by the apprehension, of which they could not divest themselves, that, 
in any future wars in which England might be involved, many sinister effects 
might ensue. For my own part, I have the füllest confldence in the patriotism 
and loyalty of our widely-soattered Colonial possessions, and of their attach- 
ment to the mother-country, under any circumstances which may be produced 
by a State of hostilities at sea. Nevertheless it would doubüess be the duty 
of Her Majesty's Government to weigh all the contingencies which could 
affeot our Colonial relations in the event of war, and to determine upon such 
measures as, in their opinion, might be deemed expedient. 

Ife^Ihave trespassed too long upöp your Lordship'« attention; bi^t 
the multifarious character of the subject scarcely admits of my compr^wg 
my remarks into smaller compass. 

In con<^u8iop, I beg leave, with the utmost deferenoe, to submit to 
your Lordship whether the Suggestion thrown out by the Lancashire gentle- 
men in their Memorial to Lord Palmerston is not worthy ef the s^ous 0097 
sideration of the Queen's Government; and whether some steps cannot be 
devised by which Great Britain, without appearing to take the initiative, may 
succeed in securing the consent of the Govemments of the various States of 
Burope to some compact, either in the form of a Convention or otiierwise, 
by means of a new Declaration of Maritime Law prociamed at any future 
Congress of the assembled Powers of Europe, whereby, without awakening 
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Ko. XIV. the envj aud jealousy of commercial rivale, or exciting anj BU8picion of io- 
/'"^^'^'l terested motives, the immunity of mercbant-ships and their cargoee maj be 
18&9. protecied from the depredationa of both privateers and armed national 
cruizers. 

It is well remarked bj the geotlemen in question, that the concur- 
renee of the United States in euch an arrangement would be quite unimportaut; 
because, if a general alliance of the Great European Powers should catablish 
the authority of a new Code of Maritime Law, in furtherance of Uie liberal 
principlee alreadj partially approved bj the Declaration of Paris, the Amen- 
cans would thereafler cease to derive undue advantages, as neutruls, from 
European wars; and the anticipation of hostilities amongst the crowned heads 
of Europe would no longer prove a source of profitable speculatiou to their 
shipowuers. 

I need not add the assurance that my friends at Liverpool and Man- 
chester, and, I believe, the shipowners generally of the United Kingdom, would 
gladly co-operate in the adoption of any measures which your Lordship might 
point out as judicious ajad expedieut, and which niight contribute to secure 
the object which they have in view. 

I have, <&c. 



W. J. Lindsay. 



The Right Hon. Lord John Russell. 



Antwort. 

Foreign Ofßce, October 19, 1S5». 

Sir, — I am directed by Lord John Russell to acknowledge the 
receipt of your letter of the 14th instant, representing the expediency of an 
agreement being come to among the maritime Powers for the exemption from 
capture of private property on the high seas; and I am to acquaint you 
that the observations contained in your letter will be duly considered by 
Her Majesty^s Government,' but the proposai appears^ liable to grave ob- 
jections. 

I am, ifec. * 

E. HammmdL 
W. J. Lindsay, Esq., M. P. 



Seerecht in Kriegszeiten. 53 



No. XY. 

UISEITAKIITE. -- Denkschrift des Hinister-Residenten Dr. Geffcken zu 

Berlin über die erforderliche Weiterbildung des Seerechts in Kriegs- 

seiten, dem köuigl. Preussischen Minister des Auswärtigen, Freiherrn 

von Schleinitz, vertraulich mitgetheilt am 15. Novbr. 1859.*) 

Les Congrö«, qui se 8ont »ucc^d&a & -des int ervalles plus ou moins ■•• ^^• 
considerables .depuis la paix de Weslphalie ont marqu6 et flx6 les progr^s j'^Novbr? 
du droit international, progr^s düs au changement des eirconstanees, k Topi- 1869. 
nion publique mieux eclair^e et k rinitiative des difierents gouvemements. 

Presque toujours la rcuniou de ces Congr^s a 6te amönee par des 
questions politiques speciales, que les puissances interesstes ont voulu re- 
Boudre d'un commun aceord, mais presque toujours aussi 4 cöt6 de ces 
questions d'un interdt g6neral appartenant au droit des gens ont ei& port^s 
devant les mSmes pl^ipolentiaires, et leurs decisions ont ^te accepttes ex- 
pressement ou tacitement, par les Etats non repr^sent^s. Teiles sont p. exe. 
les decisions du plus c^lebre Congrds de nolre epoque, celui de Yienne sur 
iabolitiondela traite des noirs, les principes de la navigation fluviale, le r^lement 
Bur le rang des agents diplomatiques, etc. Depuis 1815 aucune r^union 
Europ^enne n'a eu plus d'importance que le Congr^ de Paris, non seulement 
parceque de graves affaires politiques y ont 6le decid6es, mais aussi parce- 
qu'une des questions internationales les plus contestees y a fait un grand 
P«Ä vers la Solution definitive. 

Par la d^daralion du 16. Avril 1856 les Plenipotentiaires reunis 
en coiif6rence pour mettre fin aux contestations regrettables dont le droit 
^Darilinie en temps de guerre a et6 Tobjet, arrdtent: 

(Suivent les articles.) 

Le prolocole de la seance dedare ces 4 points indivisibles et oblige 
^^ Pliiasances signataires a ne pas entrer a lavenir, sur TappUcation de 
mt maritime en temps de guerre en aucun arrc^gement qui ne repose, k 
^oiB^ sur les quatre principes objet de la dite d^daration. 

A Texception des Etats Unis d^Amerique tous les Etats maritimes 

^^l36r6 k ces principes. Dans une D^ptehe du 28. Juillet 1856, adressee 

o *^ Steretaire d'Etat aux Ministres de France, de Prusse, d^Autriche et de 

Je« ^® ^ Washington, Mr. Marcy ddclare lout en approuvant haatement 



I^^ineipes 2 et 3, toujours ddfendus par le Gouvernement Am6rica]n 
iW-"^ les pr6tentions Brilanniques, que le President ne saurait adh&rer k 
^^l^ 1 dans sa redaction actuelle. 



4er tt^ *) ^^ ^^ daran za erinnern, dass in dieser Zeit ein eniop&ischer Congrese zar Ozdnang 
^^•^ «Blechen Fnge in 'Aussicht stand. 
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H^^ «d' ^ expose, que taut que la propri6l6 priv6e 8ur mer est encore 

15. Novbr. l^^iy®* d® saißie ennemie, — renoncer & la course eerait pour lous les Etats 
1859. qui nont pas une marine militaire de premier ordre se soumettre 4 oeux qui 
en oot une. Les Etats Unis coosid^rent les grandes armeea et les grandes 
marines comme nuisibles au bien-^lre de la nation; quand ils ont 6t6 forces 
de souienir leur droits par les armes eontre des adversaires puiasants; iU 
ont eu recours aux volontaires et aus lettres de marque. 

Si la course 6(ait abolie la domination de la mer serait abandonn^ 
aux puissances qui sont k m^me de soutenir uoe grande marine militaire, 
si les Etats Unis acceplaient ee principe leur marine commereiale serait 
presque sans defense dans une guerre aveo la France ou avec TAngleterre. 

Mais, poursuit Mr. Marcj, le Oouvernement Am6ricain est tout dis- 
pos^ 4 concourir a all^ger les maux de la guerre et loin de se renfermer 
dans les articles de la deolaration de Paris, il propose d*adopter une base 
beauGOup plus large, qui r^llement mettrait fin k toutes les contestalions, en 
d^arant libre toute propri6t^ priv6e sur mer; on agrandirai done la portte 
de rarticle par Tamendement suivant: 

,,La course est abolie — et la propri*t6 privte des sujets ou 
citoyens de chacune des parties bellig^rantes sur la haute mer sera exempte 
de tonte saisie par les bdtiments publics arm^s de Tautre parlie bellig6rante.^ 

Dans cette nouvelle redaction le Gouvernement du President est 
prSt ä adopter l'art. 1 avec les trois autres. 

Nous n'avons pas k rechercher, si les Etats Unis ont bien fait de de- 
cliner Tadhdsion & Tabolition de la course; il s'a^t de savoir si Tadoption 
de leur amendement ne serait pas infiniment avantageux surtout jpour le« 
naiions qui ont de grands iol^r^ts commerciaux, sans ^tre 4-m6me de les 
prol^ger par une puissante marine, et nous croyons que la r6ponse doit 
§tre affirmative. Dans ce cas se trouve avant tous TAUemagne, notamoient 
la Prusse et les Yilles Ans^atiques dont les bätiments nombreux seraient 
sans defense dans une guerre avec une puissance maritime. II Importe donc 
de faire les d^marches n^cessaires pour assurer un succ^s g6n6ral a une 
rtforme si salutaire, et le Congr^ procbain en offre Toccasion. 

Dana son measage de 1856 le President d6clare qne la BuQsie a 
pleinement et expross^ment approuv^ le principe le Tamendement proposi et 
promis en m^me temps son appui pour obtenir Tassentiment des autres pnis- 
sances. Jjqb Oouvernements de Prusse et d'Autricfat» se aont de i9$me pro- 
Qonoea dans un sens favorable; enfiin la Fraooe a Qxprim6 des pentimeuls 
analogues, Mr. Mason durant l^ negociation eatamte par lui comme Mipiatre 
des Etats Unis 4 Paris pour obtenir Tadoplion de cette base, ^rivfdt soua 
U date du 3. Novbr. 1856 4 Washington „la Frapee regar^e a,v^ faveur 
TameadwieAt et promet upe note a TappuL Je regi^rde IWaire co^&ma 
faite.** 

Seulement la France, comme les autres puissances signataires de la 
paix de Paris, oe pouvait accepter la proposition Am^ricaine que par un 
accord nouveau, le protocole du 16. Avril ayant d^darä l^s qu^rtre iM'tieles 
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mdivisibles el base de tout arrangemetit ultörieur. II falldi dont porter ^o- 2T. 
ramendemeBl devant les pl^nipotenliaires r^anis des puiseances sigdataireB; ^^^^^^^^ 
mais rAutriche eraignant 'de niaUiplier les quesUonB et de donner un pi*^ lau. 
texte pour revenir sur la Situation de lltalie, exigea que les GoDf6reDce8 de 
1857 et de 1858 se bomassent striotement aux objets qui avaieot inotiv£ 
les noavelles convocations, k savoir le r^lement de la fronti^re de Bess- 
araUe et Tacte sur la navigation du Danube. G'est Ik oe qui a emp^eh^ 
rexameu, on peut dire le suee^, de la proposition Americaine; mais peut- 
etre rajournement a-l-ii ete favorable k la solutioB definitive. La seale 
poifisance dont rassentiment paraissait douteux etait TAnglet^re. Mr. Cobden, 
il est yrai, s'est prononc^ pour lamandement de Mr. Marej, le Times, oet 
avocat si jaloux des prejuges Britanniques, le dödara digne de la plus 
baute attention) mais Lord John Rüssel sy est muntre hostile dans la 
Cfaambre des Communs (9. Mars 1857.) 

^Suivre cette yole, dit-il^ ce serait augmenter les ohanoes de la 
guerre, car un des motifs qui engagera les puissances etrang^es k ne pas 
faire la guerre contre TAngleterre et quelles prevoient eomme une eons^ 
quence inevitable, c'est que^ en cas dliostiliteS) tout le commerce sur mer 
leur serait enlevö. Si, au contraire, ces puissances etaient süres que leurs 
navlres pussent continuer a traverser les oceans sans p^ril, le motif qui les 
fait ai\jourd'hui rester en paix, serait enlev^.^ 

Le noble Lord prend pour base de ses arguments la th^e de la 
toate-puissance maritime Britannique; — or cette th^se est rudement ebranl^ 
dans ces demiers temps; les Anglais eux-m^mes, quoiqu'il en coüte k leur 
orgueil, n'j croient plus. Dans les condilions du droit international actuel 
le commerce anglais serait gravement compromis le jour oü une coalition - 
possible entre des puissances maritimes pourrait opposer k ses flottes des 
flottes superieures el möme egales; ^- or malgre les efforts du Gouverne- 
ment il est ineontestable que les flottes Russe et Fran^aise reunies son 
beaucoup plus nombreuses que celle de TAngleterre; si une troisi^me puis- 
sance comme les Etats Unis ou TEspagne se joignait k ces deux, la com- 
paraisoQ serait encore moins favorable. D'autant pluf que tous ces Etats 
ont peu de oolonies, pendant que la marine de TAngleterre est eparpill^e 
pour maintenir dans la soumission son immense empire oolonial. La pro- 
priete privee anglaise sur mer est evaluee de 80 k 100 millions de livres 
Sterling; la moyenne des produits de Tindustrie manufacturiere exportes k 
Tetranger depässe la somme de 125 millions, sans compter une masse de 
marchandises etrangöres pour lesquelles TAnglelerre remplit le röle d'inter- 
mediaire. Elle tire de plus d'au-de \k des mers pour alimenler ses popula- 
tions des cargaisons immenses de bl^, de viande sur pied ou salee, des 
millions de quintaux de sucre, de the et de cafe indispensables au bien-Stre 
de »es Sujets, üoe teile nation doit bien ou ötre la matlresse des mers 
comme dans les guerres Napoleoniennes, Qu bien desirer dans son propre 
inler^t Timmunit^ du commerce maritimes. 

Une autre consideralion encore doit amener TAngleterre k consentir 
k ramendi^ment Americain. Depuis que les ehemins de fer existeut la guerre 
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No. XV. 

Hansestädte, 

16. Novbr. 

18M». 



maritime contre la propru^tö privee ennemie se trouve eludee; ainsi si on 
persistait dans les principes actuels on n'atteindrait pas le but propose, sans 
diminuer pourtant les maux de la guerre. On pent embarquer les 
produits d'un pajs belligcrant dans un port neulre k pluB de frais cerlaine- 
men(, mais dans un plus court delai qu'il ne lenr fandrait pour arriver par 
voie maritime; les chemins de fer qui onl eleve le commerce de terre au 
niveau de celui de mer, peuvent suppleer aux voies maritimes. — Seule 
TAngleterre ne pourra profiter de celte circonstance en cas de guerre^ puis- 
que, par sa Situation insulaire toutes les Communications avec Tetranger sont 
maritimes. Ce grave inconvenient doit agir sur eile comme un puissaut 
motif pour Fadoption de Tamendement am^ricain. 

Une derniere raison parle pour cette proposition. Jusqu'^ presenl 
c*6laient toujours les neutres qui se plaignaient et qui cependant etaient 
Tobjet de Tenvie des belligerants auxquels ^tait interdit un commerce licite 
pour leurs rivaux commerciaux; , de cette maniere les neutres ont contribue 
4 amener une resistance de la part de belligerants puisque le Commerce 
des neutres tirait profit de la guerre, pendaüt qu'eux en supportaient les 
charges. La proposition Am^ricaine tranche cette difliculte avec 
toutes les autres; dornnavant il n'j aurait plus de diü^rence; les pajs en 
guerre 6tant libres de continuer leur traßc sous' les mdmes conditions que 
les neutres et tous etant assujettis aux m^mes stipulalions concernant les 
blocus eifectifs et le transport des arlicles de contrebande de guerre (articles 
qu*il conviendrait de d^finir autant que possible) ou de dep^ches ennemies. 
Ce n'esl que la violalion de ces prescriplions qui donnerait le droit de saisir 
le bäliment, et le droit de visite se bornerait k constater que les b&liments 
n^ont k bord ni contrebande de guerre, ni dep^ches ennemies ni ennemis 
Caches. 

De celte maniere la proprietd privee serait mise sur le m^me pied 
en pleine mer que sur terre ferme; ainsi disparaitrait Tanomalie qui con- 
siste ä s'emparer comme de bonne prise des marchandises trouv^es k bord 
d^un navire tandis qu^on repute inviolables les m^mes marchandises ^du 
m^me proprietaire dans une maison en pays ennemi;* par Fadoption 
generale de ce principe un progres veritable du droit international serait 
donc consacre par le commun accord des puissances. 



No. XVI. 



BREMEI. — Beschlässe einer am 2. Dezember 1859 Statt gehabten Ver- 
sammln ng angesehener Kau Heute zur Besprechung der internationalen 
Seerechtsv^rhältnisse in Kriegszeiten. 

■o. x?l. jjj Erwägung, dass die Unverletzlicbkeit der Person und des Eigenihums die 
2. Decbr. einzige Grundlage bildet, auf welcher der geistige und materielle Aus- 

18&9. tausch der Völker sicher gedeihen, auf welcher Gesittung und Wohl- 

stand sich frei entwickeln und ungefährdet in die entlegensten Gebiete 
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der Erde dringen können, dass desshalb von allen Nationen, die eine No. xvx 
Ehre darin setzen, als Vorkämpfer der Civilisation zu gelten, dieser g Decbr. 
Grundsatz auch im Kriege heilig gehalten werden sollte; 1859. 

J^ Erwägung, dass demzuwider völkerrechtlich im Seekriege noqh gestattet 
wird, was am Lande längst als rohe Gewalt gebrandmarkt ist, in fried- 
licher Ausübung ihres Berufs begriöene Privatpersonen ihrer Freiheit 
und ihres Eigenthums zu berauben, Handelsfahrzeuge nebst ihrer Ladung 
wegzunehmen und zu zerstören, ihre Mannschaft gefangen zu halten; 

In fernerer Erwägung, dass das Unrecht dieses Verfahrens bereits allseitig 
in das Bewusstsein getreten, dass die von fast sämmtlichen Staaten an- 
erkannte Declaration des Pariser Congresses vom 16. April 1856 einer 
richtigen Anschauung Bahn zu brechen begonnen hat, dass sie nicht 
bloss die Interessen der Angehörigen neutraler Staaten, dass sie das 
Eigenthum selbst der Angehörigen kriegführender Staaten in dem Fall, 
wenn es sich an Bord neutraler Schiffe befindet, in Schutz nimmt, dass 
in Folge theils dieses Vorgangs, theils des offenkundigen Wunsches 
mancher Regierungen, z. B. der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 
nach vollständiger Beseitigung des cinge\vurzelten Unrechts, die allsei- 
tige Anerkennung des Anspruchs von Handel und Schiftfahrt treibenden 
Privatleuten auf Sicherheit für sich und ihr Eigenthum, soweit sie den 
Bedingungen des Krieges nicht entgegen haudeln, wesentlich erleichtert ist; 

In Erwägung sodann, dass dem gegenwärtig wieder zusammentretenden Con- 
gresse der Europäischen Grossmächte die Aufgabe nahe liegt, das be- 
gonnene Werk seines Vorgängers zu vollen^n und sich durch völlige 
Verbannung der Willkür roherer Zeiten aus den Normen des Seerechts 
ein segensreiches und ewiges Andenken in den Annalen der Civilisation 
zu stiften; 

In Erwägung endlich, dass zu dem Zwek alle, welche das eigene Interesse 
oder eine warme Theilnahme am Fortschritte des Rechts zunächst dazu 
antreibt, laut ihre Stimme erheben und der eigenen Regierung wie dem 
versammelten Rathe der Nationen das einstimmige Urtheil der gebilde 
ten Welt verkünden sollten; 

beschliesst die Versammlung; 

1) Die Unverletzlichkeit der Person und des Eigenthums in Kriegszeiten 
zur See, unter Ausdehnung auf die Angehörigen kriegführender 
Staaten, so weit die Zwecke des Kriegs sie nicht noth wendig 
beschränken, ist eine unabweisliche Forderung des Rechtsbewusst- 
seins unserer Zeit; 

2) Ein Hoher Senat der freien Hansestadt Bremen ist angelegentlich 
zu ersuchen, diesen Grundsatz vertreten und seine DurehilQhrang, sei 
es bei den verbündeten deutschen Regierungen, sei es bei den 
Mächten des Congresses, in Anregung bringen zu wollen; 

3) Der gleichzeitige Ausspruch und die gleichstimmige Einwirkung auf 
ihre Regierung von Seiten Aller, welchen die Durchführung jenes 
Grundsatzes im eigenen, wie im Interesse des Rechts und der Civi- 
lisation am Herzen liegt, ist möglichst zu erstreben; 

4* 
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No. XVI. 4) 2ur Ausführung dieser Beschlüsse wird ein Comit6 *) niedergesetzt, 

2 Decbr welches namentlich die Mittheilung derselben an Einen Hohen Senati 

1859. an die Handelskammer, an die hier residirenden Consuln anderer 

Staaten, und in ausgedehntem Masse an solche Kreise und Personen 
Deutschlands und des Auslandes, die an der Wohlfahrt des Seever- 
kehrs eng betheiligt sind, mit der Aufforderung übernehmen wird, 
im gleichen Sinne thätig sein zu wollen. 



(Englische üebersetzung.) 

Considering that the inviolability of person and property forms the sole basis 
on which the material and intellectual intercourse of nations can safelj 
prosper, on wliich civilization and wealth can be freely developed and 
penetrate unendangered into the remotest territories of the earth; that 
this principle therefore ought even in war to be held sacred by all 
nutions whose anibition it is, to be regarded as the chanipions of civilization; 

Considering that^ in contravention of this principle, what has long since been 
stigmatized as barbarous violence on land, to rob of their liberty and 
property private individuals peacefully pursuing their avocations, to seize 
and destroy merchaut ships with their cargo, to detain their crews as 
prisoners, international law in naval warfare still permits; 

Considering further that u consciousncss of the injustice of this procedure is 
already feit on all sides; fhat the „Declaration'' of the Congress at Paris 
ofthe 16th April 1856, which has been acceded to by almost all States, 
has begun to pave the way for just views ofthe subject; that it pro- 
tects not only the iuterest of neutrals, but also the property of subjects 



*) Das Coniite wurde gebildet nus den Herren: Alex. Fritze — B. Konitzky — 
H. II. Meier — Frnnz Teklenhorg — E. Klugkist — Dr. H. vonLeugerke (Verfasser der 
Brochüre ^das imernatioualo Seerecht in Kriegszeitcn, Bremen 1860.") — CarlMelciiers — 
C. IL Wätjen. — Die Bescbliis!«e, dnrcli die Gesch&ttsverbinduugen der Bremer Kaafleate n»cb 
über die ganze Erde verbreitet, erregten aller Orten grosses Auföeben und riefen znnäcbst in 
den hanseatischen Sch\ve.ster:<tä<lten, dann alH*r auch im fil)rigen Dentschland, in Skan- 
dinavien, Belgien, Holland, Frankreich, England und Amerika zustimmende 
Aeusserungen des Handelätand&s hervor, von welchen nachstehend einzelne, wegen ihres Ur- 
Sjjrungsortes besonders beachtcnswerthe, niitgetheilt werden. Ungünstig war die Aufnahme l>ei 
den zur Zeit in der Regierung befinlichen Pewöulichkeitcn Englands und der Vereingten 
Staaten, wie aus den bei No. XXVII uml No. XXIX angeführten Kundgebungen Lord Pal- 
merstons und des Präsidenten Buchanan zu entnehmen ist, während Kaiser Napoleon 
beim Nci^ahrseuipfang zu dem hanseatischen Minister-Residenten in Paris äusserte: „Bei Ihnen 
sind jetzt „„des questions philauthropiques*"* an der Tagesordnung. Nun, ich boft'e, dass der 
Congress sich damit wird beschäftigen können." — Auch die Tagespresse nahm die angeregte 
Frage lebhaft auf und sprach sich meist in dem .Sinno der Bremer Beschlüsse aus. Nur in Eng- 
land zeigte sich eine mehr oder weniger heftige Gegenströmung in den Times, Glöbe, 
Herald, Mo rning Post und andern Blättern, wogegen Daily News, Eco nomist, Mor- 
ning Star die Anerkennung des Grundsatzes der ITnverletzlichkeit von Personen und Privai- 
eigenthum im Seekriege, als im Interesse Englands gelegen, iMsfürworteten. Zur Kennzeichnung 
der entgegengesetzten Standpunkte ist unter No. XXIII ein Artikel aus den Times und unter 
No. XXIV ein Artikel aus dem Economist wiedergegeben. — 
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aod Citizens of belligerent States if on board of neutral ships^ that, N^- ^y^* 
parllj in consequence of this ^Declaration^, partly from the avowed g. Decbr. 
wish of many governments , for instance that of the United States of i859. 
America, to see the Jong-established injustice completelj aboHshed, the 
universal acknowledgment of the Claims of privat« individuals cngaged 
in commerce and navigation to security from themselves and their pro- 
perty, provided they do not act contrary to the conditions of war, is 
materially facilitatd; 

Considering also that the Congress of the great Powers of Europe now again 
assembling will gladly embrace the opportunity to complete the work 
commenced by its predecessor, and, by entirely banishing from the rules 
of maritime law the arbritrariness of rudep ages, to found a noble and 
imperishable memorial in the annale of civilization; 

Considering lastly that all, whom their own interest or zeal for the progress 
of justice impels to do so, ought loudly to raise their voice and pro- 
claim to their own government and to the aesembled Council of Kations 
the unanimous judgment of the civilized wcrld; 

The Meeting resolves: 

1) That the inviolability of person and property in time of war on the 
high seas, extended also to the subjects aiid Citizens of belligerent 
States, except as far as the Operations of war necessarily restrict 
the same, is imperatively demanded by the sentiments of justice 
universally entertained at the present day. 

2) That the High Senate of the Free Hanse Town of Bremen be most 
urgently requested to support this principle, and to recommend the 
carrying of it into etfect to the consideration either of the confederate 
German govemments or of the Powers assembled in Congress. 

3) That strenuous endeavours should be made to procure the unanimous 
expression of opinion , and the unanimous exertion of influence with 
their government, on the part of all who in their own interest and 
for the sake of justice and civilisation desire to see the principle in 
question carried into effect. 

4) That for the carrying out of these Resolutions a Committee be ap- 
pointed, which will in particular undertake to bring the same to the 
knowledge of the High Senate, of the Chamber of Commerce, of the 
Consuls of other States resident here, and also of such circles and 
persons generally, in Germany and abroad, as are interested in the 
prosperity of maritime traffic, calling upon them for their active Co- 
operation in the like spirit. 



j 
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(Französische Uebersetzang.) 

No. XVI. Con8id6rant: 

2.^Ded)r. Q"® rinviolabilit6 de la personne et de la propri6t6 forme la seule base ca- 
1869. pable de faire prosp^rer P^change intellectuel et mat^riel des peuples^ 

de permettre 4 la civilisation et au bien-ötre se d^velopper libremeut^ 
et de les faire p^n6trer eans risque dans les contrdes les plus recul^es 
de la terre, que, par cons^quent, ce principe devmit ötre maintenu, mSme 
en temps de guerre^ par toutes les natioas qui se fönt une gloire de 
passer pour les avant-coureurs de la civilisaiioD) 

qu'en contradiction avec ce principe, le droit des gens, dans Facception qu*on 
lui donne encore, permet, dans la guerre maritime ce qui sur terre est 
depuis long-temps r^prouv6 comma violence brutale, savoir: de priver 
des particuliers , dans lexercise paisible de leur emploi, de leur liberte 
et de leur propri^t^; de d^truire des navires de commerce, de coniisquer 
leur cargaison et de faire prisonnier leur Equipage; 

que Tinjustice de ce proc^d6 a 6t6 g6n6ralement reconnue, que la d^laration 
du congrfes de Paris du 16. Avril 1856, approuv6 de presque tous les 
6tats, a commenc^ ji faire justement en visager cette questioD; que 
cette d^claration a pour effet de prot^ger non seulement les int^r^ts de 
Sujets appartenant k des ^tats neutres, mais mdme la propri^t^ de sujets 
d'^tats belligdrants , dans le cas oü eile se trouve ik bord de navires 
neutres; 

que, seit par suite de cette d^claration, soit par suite du d^sir notoire de 
plusieurs gouvemements, des Etats-Unis par exemple, de voir compl^te- 
ment abolir cette injustice, il est devenu infiniment plus facile de r^ussir 
ä faire g^nöralement reconnattre que les commer^ants et les armateurs 
ont droit k la süret6 de leur personne et de leur propri6t6, en tant qu'Qs 
obervent les interdictions qu'am&ne la guerre; 

que le Congr^s des gi-andes puissances, s'assemblant actuellement, doit d^irer 
de terminer loeuvre commenc^e par son pr^ddcesseur^ afln de se cr6er 
dans les annales de la civilisation un permanent souvenir, en aboliseant 
compl&tement, dans les r^gles du droit naval, Tarbitraire de temps barbarea; 

que, dans ce but, tous ceux, qui sont ou pouss^s par leur propre intiröt, oa 
anim^ d'un vif int^rdt pour tous les progr^s du droit, doivent ilever 
hautement leur voix pour manifester 4 leur gouvernement^ ainsi qu^au 
conseil r^uni des nations, le jugement unanime du monde civilis^, 

en consequence.Tassembl^e adopte: 

1) Que rinviolabilit^ de la personne et de la propri^tö eo temps de 
guerre, aussi bien sur mer que sur terre, 6tant une exigeoce imp^ 
rieuse des sentiments de justice de uotre 6poque, cette inviolabilit^ 
doit 6tre 6tendue aux sujets des ^tats bellig^rants , en tant, qu'elle 
n'est pas limit^e par les cons^quences in^vitables de la guerre eile mdme, 

2) Que le Haut S^nat de la ville libre et ans^dque de Brfime soit in- 
stamment prid de tdcher de faire reconnaltre ce principe, soit par les 
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gouvernements conf(6d£r68 allemandB, soit par les puiesances r^unies ^o. XVI. 



a^ Congr^s, afin qu'il soit mis en vigueur. 

3) QuHl faudra s'efforcer de faire agir par leur influence sur les gou- 
yeroements respectifs tous eeux qui 4^irent, soit dans leur pi-opre 
int^r^t, sois dans celui de la justice et de la eivilisation , que ce 
principe soit mis ik ex^cution. 

i) Qu'un Comit^ soit nomm^ pour TexdcutioD de ces r^solutions, qu^il 
doit charg6 de les communiquer au S^nat, k la Ghambre de Com- 
merce, aux Consuls des £tats repr^sent^s en cette ville, et g^n^rale- 
ment jk toutes les personnes de TAllemagne et de TEtranger, qui 
s'int^ressent ji la navigation, en les priant de vouloir bien agir dans 
le m§me sens. 



Bremen, 

2. Decbr. 

1859. 



No. XVII. 

BUin. — Der Senat an das Comit^ für die Seerechtsverhältnisse. — 
Erwiederung auf die überreichten Beschlüsse. — 



Auf die unter dem 3. d. M. flbergebene Eingabe von Alexander 
Fritze und sieben mit unterzeichneten hiesigen Bürgern, als des in einer Yer- 
Mimmlung hiesiger an der Wohlfahrt unserer Rhederei Belheiligler vom 
2. d. M. gebildeten Comite, in welcher Eingabe, unter Mittheiluug der in 
jener Versammlung in Bezug auf das Seerecht in Kriegszeiten gefassten Be- 
schlüsse, der Senat um Förderung des Zweckes der Versammlung gebeten 
wird, 

ertheilt Derselbe hiemit gern die Zusicherung, dass Er, in Aner- 
kennung der Uebereinstimmung dieses Zweckes mit der höheren 
und bleibenden Aufgabe des Bremischen Staats und den zu glei- 
chem Zwecke Seinerseits bereits erfolgten Bestrebungen, sich die 
Förderung desselben auch ferner nach Kräften angelegen lassen 
sein werde. 

Beschlossen Bremen in der V^rsafiDUluäg d^s 6«nat!B totn 9. I>sc. 1859. 

A. HeiaeJkeo Dr. 



lo. XYU. 

Bremen, 

9. Decbr. 

1869. 
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No. xvm. 

HAMBURfi. — Auszug aus dem Antrage der Commerz-Deputation vom 
7. Decbr. 1859 an den Senat, das Seerecht in Kriegszeiten betreffend. 

lo. XYiii. Al8 vor etwa sechs oder sieben MonateD die Eventualität eines 

7*Deci^' <Jeutsehen Bundeskrieges mit Frankreich immer drohender hervortrat und 
1869. zwar eines Krieges zunächst ohne die Bundesgenossenschaft der grossen See- 
macht, welche in früheren Kriegen gegen Frankreich meistens gemeinschaft- 
liche Sache mit Deutschland machte, da musste jeder beim deutschen See- 
hande] Betheiligte sich sagen, dass nach Ausbruch eines solchen Krieges, 
trotz der bekannten Pariser Declaration über Seerecht in Kriegszeiten, sein 
Eigenthum an Schiffen oder auf deutschen Schiffen verladen, der grössten 
Gefahr ausgesetzt sei, ja einem fast unvermeidbaren Ruin verfallen werde. 
Wenn auch keine französische Kaperbriefe mehr ausgegeben wären und das 
an Bord neutraler Schiffe verladene deutsche Eigenthum Sicherheit gegen 
Confiscation gehabt hätte, was würde dies Alles verschlagen haben gegen 
die Wegnahme jedes deutschen Schiffes, wo es immer von einem französi- 
schen Kreuzer betroffen wäre, gegen die Unmöglichkeit, nach wahrscheinlich 
gewordenem Kriegszustande deutsche Schiffe überall an einen Neutralen auch 
um den billigsten Preis zu verkaufen, und endlich gegen den Eintritt einer 
umfassenden und strengen Blokade. Wer von den Verhandlungen des Jahres 
1856, welche sich an die gedachte Pariser Declaration geknüpft hatten, 
Kenntniss genommen hat, dem musste sich bei dieser Gelegenheit auf's Leb- 
hafteste die Ansicht aufdrängen, dass es ganz anders um die Wahrung der 
internationalen commerziellen Interessen stehen würde, wenn die von den 
Vereinigten Staaten in Vorsehlag gebrachten oder dort von der öflfentlichen 
Meinung geforderten liberalen Erweiterungen der Grundsätze der Pariser 
Declaration schon zur allgemeinen Anerkennung gelangt und völkerrechtliehe 
Praxis geworden wären. 

Die vier Grundsätze, welche die mehrerwähnte Pariser Declaration 
proclamirt hat und welche gegenwärtig von sämmtlichen beim grossen See- 
handel betheiligten Staaten ausdrücklich angenommen sind, mit Ausnahme 
von Spanien, Mexiko und den Vereinigten Staaten, bestimmen bekanntlich: 

1) Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft. 

2) Die neutrale Flagge deckt die feindliche Waare mit Ausnahme* der 
Kriegscontrebande. 

3) Die neutrale Waare unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme der 
Kriegscontrebande, darf nicht mit Beschlag belegt werden. 

4) Blokaden müssen, um rechtsverbindlich zu sein, effectiv sein, d. h. 
durch eine bewaffnete Macht aufrecht erhalten werden, welche hin- 
reicht, um die Annäherung an das feindliche Ufer wirksam zu 
hindern. 
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Diese Erklärung ist und wird rechtsverbindlich nur zwischen den No. xvni. 
Mächten, welche ihr beigetreten sind oder beitreten werden. T^Decbr' 

Die Regierung der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika hat durch i859. 
eine Note des Staatssecretairs Marcy vom 28. Juli 1856 erklärt, dass sie 
dieser Erklärung in ihrem ersten Punkte wegen der Kaperei nur unter der 
Bedingung beitreten werde, wenn gleichzeitig vereinbart werde, dass die 
Nehmung feindlichen Eigenthums zur See auch durch Staats-Kriegsschifte 
künftig aufhören solle. So lauge dieser Grundsatz nicht anerkannt werde, 
würden die Vereinigten Staaten niemals auf die Befugniss verzichten, Kaper* 
briefe auszugeben. 

Von Seiten Russlands ist dem von den Vereinigten Staaten vorge- 
sclilagenen Amendement zum ersten Grundsatze der Pariser Declaration als- 
bald in der entgegenkommendsten Weise zugestimmt worden (dnrch Note des 
russischen Gesandten in Washington vom 28. November 1856). Die fran- 
zösische Regierung g§b zu verstehen, dass sie im Allgemeinen dem Vor- 
schlage nicht abgeneigt sein würde. Grossbritaunien verhielt sich schweigend, 
und dasselbe ist, so weit bekannt, leider auch abseiten der beiden deutschen 
Grossmaehte geschehen, obschon gerade diese in Rücksicht des schutzlosen 
und dabei so ausgedehnten deutschen Seehandels noch eifriger als Russland, 
so zu sagen mit beiden Händen den wichtigen zeitgemässeu amerikanischen 
Vorschlag hätten festhalten und denselben mit allem ihnen zu Gebote stehen- 
den Nachdrucke hätten fördern sollen. 

Allein den Amerikanern, als sie sich die Sache noch näher überlegt 
hatten, erschien ihr eben besprochener Vorschlag noch ungenügend. Sobald 
der neue Präsident Buchanan sein Amt angetreten und General Cass die 
Stelle des Staatssecretairs Marcy eingenommen hatte, ward den amerikani- 
schen Diplomaten im Auslande die Ermächtigung, auf Grund jener Marcy- 
schen Note weiter zu verhandeln, entzogen. Die öffentliche Meinung in den 
Vereinigten Staaten sprach sich entschieden dahin aus, dass das Seerecht in 
Kriegszeiten, sowohl nach den Anforderungen der natürlichen Gerechtigkeit 
und Billigkeit als auch im evidenten Interesse aller Staaten, welche kost- 
spielige Kriegsmarinen ersten Ranges zu unterhalten entweder nicht im 
Stande sind oder solches nicht wollen, dahin festgestellt werden müsse, dass 
nicht allein die Confiscation des Pnvateigenthums auf der See gänzlich auf- 
höre, sondern, dass ferner auch das Recht der Blokade sich auf befestigte 
Plätze und im üebrigen auf eie Verhinderung der Zufuhr von eigentlicher 
Kriegscontrebande zu beschränken habe, wobei der Begriff Kriegscontrebande 
bestimmt zu präcisiren sei- Nur bei allgemeiner Anerkennung solcher um- 
fassender Grundsätze des See- Völkerrechts könnten die Vereinigten Staaten 
daran donken, auf das Recht der Ausgabe von Kaperbriefen zu verzichten. 

Die unermessliche Wichtigkeit der Durchführung dieser letzten in 
den Vereinigten Staaten angeregten völkerrechtlichen Grundsätze sowohl für 
die Civiiisation im Ganzen, als auch fnr die maritimen Interessen Deutsch- 
lands insbesondere liegt eben so klar vor Augen, wie es andererseits nicht 
zweifelhaft sein kann, dass einzig und allein auf dieser Basis eine schliess- 
liche Erledigung aller Differenzen des Seerechts in Kriegszeiten zu erzielen 
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No. XVül. ißt. Wird dies aber anerkannt, so muss für die Zukunft bei allen Bestre- 
7. Decbr! Zungen in der Sache dies Ziel beständig in's Auge gefasst werden. Man 
1859. wird natürlich Seitens der zur See schwächeren Stc^aten mit Dank Alles 
abnehmen, was über die vier Punkte der Pariser Declaration hinaus, zu 
Gunsten des Seehandels in Kriegszeitep völkerrechtliche Geltung erlangen 
wird, sei es auch jedes Mal nur ein geringer Fortschritt, allein man wird 
nie zugeben dürfen, dass eine befriedigende Abhülfe geboten werde, so lange 
nicht jene Grundsätze wegen Sicherheit des Privateigenthums zur See auch 
gegen Wegnahm^ durch Staats-Evriegsschifie und wegen Beschränkung des 
Blokaderechts auf befestigte Plätze und eigentliche Eriegscontrebco^de zur all- 
gemeinen Auerkenaung und Anwendung gebracht sind. Diesem Endziele 
zunächst steht das sogenannte Marcy'sohe Amendement, welches die Blokade- 
frage noch auf sich beruhen lässt und vor Allem die völlige Sicherheit des 
Privateigenthums zur See anerkannt wissen will, worin selbstverständlich 
dann alle drei ersten Grundsätze der Pariser Declare^n aufgehen würden^ 
Sollte jedoch für jetzt auch diese in Vorschlag gebrachte Erweite- 
rung der Pariser Declaration vom Apidl 1856 noch nicht zu erreichen sein, 
so wäre solches gewiss sehr zu beklagen. Allein es müsste nicht ab- 
schrecken, dann doch wenigstens eine Feststellung solcher Verhältnisse, 
welche sich aufs Engste an die Grundsätze der Pariser Declaration an- 
schliessen, und sich als viel leichter erreichbar darstellen, mit allem Eifer 
zu betreiben. Dahin gehören vor Allem: 

1) Aufstellung gleichmässiger und bestimmter Regeln über die Aner- 
kennung des neutralen Charakters der in das Eigenthum von Neu- 
tralen übergegangenen Schiffe, die früher den Unterthanen der krieg- 
führenden Staaten gehört haben. 

2) Aufstellung gleichmässiger und bestimmter Regeln über die Termine 
innerhalb derer nach Ausbruch eines Krieges die Schiffe der feind- 
lichen Staaten noch unbehindert sollen ihre begonnenen Reisen fort- 
setzen und in ihre Heimath zurückkehren dürfen. 

3) Herstellung des Begriffs der Kriegscontrebande und, wo möglich, 
Beschränkung desselben auf Waffen, Pferde, Munition, ostindischen 
und raffinirten Salpeter, Schwefel und Blei. 

4) Anerkennung der Regel, dass ein Blokadebruch nur in dem Falle 
zu statuiren sei, .wenn ein bereits durch einen Kreuzer der bloki- 
renden Seemacht abgewiesenes Schiff, in dessen Papieren diese Ab- 
weisung ordnungsmässig notirt worden, dennoch sich dem blokirten 
Platze wieder zu nähern versucht. *) 



») In einer Versammlung der Ilamborglsclien Knu fmaniischnft vom 
29» Dezember 1860 wurden, nach Verlosung eines ausfubrlichen Berichts der Oiminen- 
Deputation und eingehender Debatte, die Bremer Resolutionen gulgeheisseo. 
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No. XIX. 

LOBECK. — Handelskammer an die Handelskammer zu Bremen. — Zu- 
stimmung zu den Bremer Resolutionen. 

In Erwiederung des geftllligen Schreibens der Handelskammer zu ■•• MX. 
Bremen vom 3. d. Mte. für die Uebermittlung der von einer zu Bremen ge- ^o^j^^^j 
haltenen Versammlung in BetreflP der internationalen Seerechtsverhältnisse in 1859. 
Kriegszeiten gefassten Beschlösse dankend, unterlftsst die Handelskammer 
nicht mitButheilen, dass sie ebenfalls von der grossen Wichtigkeit der Frage 
f^r das Gedeihen des Seehandels durchdrungen, wie nicht minder von der 
Richtigkeit des Gesichtspunktes tiberzeugt, von dem aus dieselbe in den ge- 
fassten Resolutionen behandelt worden ist, den Senat ersucht hat, den 
Grandsatz der Unverletzlichkeit der Person wie des Eigenthums in Kriegs- 
zeiten zur See vertreten und seine Durchführung, sei es bei den verbündeten 
deutschen Regierungen, sei es bei den Mächten des Congresses oder in sonst 
geeignet erscheinender Weise, in Anregung bringen zu wollen. 

Lübeck, den 13. Dec. 1859. 

Die Handelskammer. 

H. Meeths, Präses. 



No. XX. 

PBEQSSEI. — Handelstag für den Grundsatz der Unverletzlichkeit von 
Privatpersonen und Privateigen thum im Seekrieg. — 

Einstimmig beschlossen: 

Die Staatsregierung zu bitten, dieselbe möge durch diplomatische >•• 30. 
Verhandlungen , insbesondere dann , wenn ein Congress zusammentreten 20'Febroiir 
sollte, dahin wirken, dass die völkerrechtliche Anerkennung der Unverletz- isea 
lichkeit der Person und des Privateigenthums auf der See in Zeiten des 
Krieges, unter Ausdehnung auf die Angehörigen der kriegführenden Staaten, 
soweit die Zwecke des Krieges dieselbe nicht noäiwendig beschränken, 
festgestellt werde. 
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No. XXI. 

PRBUSSEI. -- Anträge im Abgeordneten- und HerrenbauBf für den 

Grandsatz der Unverletzlicbkeit von Privatpersonen and Privat- 

eigentbam im Seekriege. 

1. Antrag im Abgeordnetenhause von von RÖnne und Genossen: 

'*• ^i- Das Haiw der Abgeordneten wolle beschliesaen : 

17. ir2Z Febr ^^ ^^^^ Staats - Regierung zu ersueheu, daas dieselbe mit allea 

1860. ihr zu Gebote stehenden Mitteln dahin wirken möge, den Ghoind- 

satz der Unverletzbarkeit der Person und des PrirateigenthumB 

zur See im Kriege die völken^echtliehe Aoerkennung ku ver* 

seh^iffen. 

Motive. 
Im Gegensatz zu dem im Alterthum geltenden Grundsatze der voll- 
st&odigen Rechtlosigkeit hat die in Folge der fortschreitenden Givilisation in 
der Regel stattfindende Unverletzbarkeit der Person und des Eigenthums der 
Unterthanen der kriegftlhrenden Mächte im Landkriege längst die Völker^ 
rechtliche Anerkennung gefunden. Nur im Seekriege findet noch eine 
Ausnahme statt. Zwar bestimmt die zu Paris vereinbarte Declaration vom 
16. April 1856: 

1) Die Kaperei ist abgeschafit, 

2) Die neutrale Flagge schützt die feindliche Waare, Eriegscontrebande 
ausgenommen, 

3) Die neutrale Waare, Kriegscoutrebande ausgenommen, kann unter 
feindlicher Flagge nicht mit Beschlag belegt werden, 

4) Der Blockadezustand muss, um obligatorisch zu werden, wirklich 
vorhanden sein. 

Aber so sehr die in dieser Declaration vereinbarten Grundsätze als 
ein Fortschritt zu begrüssen sind, so genügen sie doch den Interessen des 
Handels nicht. Nach Inhalt der Declaration ist das Privateigenthum sur 8oe 
zwar gegen die Wegnahme durch feindliche Kaper gesichert, aber immer 
noch der Wegnahme durch feindliche Xriegsschiffe ausgesetzt. Darunter 
leiden am meisten die Länder, welche eine grosse Handelsmarine, und ent- 
weder gar keine oder nur eine verhältnissmässig unbedeutende Kriegsflotte 
besitzen. Für sie ist die Ausstellung von Kaperbriefen, wenn sie ihr Privat- 
eigenthum nicht schutzlos lassen wollen, eine Nothwendigkeit. Es war daher 
eine enorme Concession, welche die kleineren den grösseren, mit grossen 
Kriegsflotten versehenen Seemächten machten, als sie in der Declaration 
vom 16. April 1856 auf das Recht der Kaperei verzichteten. Die Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika, welche eine sehr grosse Handelsmarine und 
nur eine geringe Kriegsflotte besitzen, haben deshalb als Gegenconcession 
fQr den Verzicht auf die Kaperei die Anerkennung des Grundsatzes der Un* 
verletzlicfakeit des Privateigenthums zur See verlangt In ähnlicher Lage ist 
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BcDtaohkuid) dessen Handelsmarine die dritte in der Welt ist, ohne den ^<*- ^^• 
Sohtttz einer mftcht^en Eriegsfiotte zu gemessen. Preussen insbesondaie hat^,^ oTsTFebr' 
als enropftische Grossmacht ein grosses Interesse, den Grundsatz zur Aner- rsoo. 
kennuBg zu bringen, da es so als Gontinentaltnacht seine ganze Kraft ent- 
falten könnte und niefat Gefahr liefe, seid^ Handel vernichtet zu s^en. 
Dkss nichts Unpraküsehes erstrebt wird, geht schon daraus hervor, dass be- 
kaontlieh alle flbrigen Staaten, mit Ausnahme Grossbritanniens, sich schon 
bereit erklärt haben, mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika in dieser 
Angelegenheit gemeinschaftliche Sache zu machen, und auch in England sind 
die Ansichten sehr getheiit. Lord Palmerston soll sich zwar, wie die 
Zeitungen beriditen, ganz neuerlich einer Anzahl Abgeordneter des Handels- 
Standes aus Liverpool, Bristol, Manchester, Leeds, HuU, Belfast und Glo- 
oester gegenüber, welche den Schutz des Privateigenthums zur See in Eriegs- 
zeiten befürworteten, nicht gönstig ausgef^prochen haben; aber im November 
1856 hat er dem Handelsstande zu Liverpool erklärt, wie er hofie, dass mit 
der Zeit die bei Feindseligkeiten zu Lande geltenden Grundsätze des Kriegs- 
raohtsauoh zur See Anwendung finden würden, und in der That erheischt 
es das wohlverstandene Interesse Englands, die gewünschte Goncession zu 
machen, da seine, wenngleich grosse Flotte, doch kaum gross genug ist, 
zugleich seine grosse Handelsmarine und seine ausgedehnten Kolonien genü- 
gend zu schütEcn. Preussen hat schon in seinem im Jahre 1785 mit den 
Vereinigten Staaten geschlossenen, von Friedrich dem Grossen tfnd 
Franklin vereinbarten Handels- und SchiCETahrtstraktat das Ideal des See- 
kiiegsrechts angestrebt^ die schöne Au%abe der Preussischen Regierung ist 
es jetzt, dies Ideal dadurch zu verwirklichen, dass sie dem Bingangs gedach- 
ten Antrage Folge giebt. 

Berlin, den 17. Februar 1860. 



2. Antrag iott Herrenhause, gestellt von dem Oberbürgermeister 
Groddeek von DsDzig und GenosBen: 

Das Herrenhaus wolle beschliessen : 

die Hohe Staatsregierung zu ersuchen, mit allen ihr zu Gebote 
stehenden Mitteln dahin zu wirken, dass dem Grundsatze der 
Unverletzlichkeit der Person und des Privateigenthums auch zur 
See im Kriege die völkerrechtliche Anerkennung verschafit werde. 

Motive. 
Die UnverletzUchkeit der Person und des Privateigenthums sMiti 
mindestens dem Principe nach, fUr alle Landkriege völkerrechtlich fest Die 
Ausdehnung dieses Grundsatzes auch auf den Seekrieg dagegen hat ers( in 
jüngster Zeit und auch nur theilwdse und in höchst mangelhafter Weise 
stattgefunden. Die von den Staaten Buropas am 16. April 1856 zu Paris 
getrofibne Uebereinkunft hebt die Kaperei auf und sdiützt di^ fMndKcfae 
Waace int neoetralen Sohifie, sowie <Se neutrale Waan im fifeiadüehea Sehifb. 
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Ho. XXI. £0 fehlt jedoch einerseits noch an dem Beitritte der Sordamerikaiusclieii 
17 oTaTFebr ^J^cißtaaten su diesem Uebereinkommen und andererseits ist nur die Weg- 
1S6O. nähme des Privateigenthums zur See durch die feindlichen Kaper, nicht aber 
durch die feindlichen Kriegsschifie beseitigt worden. Bereits haben die 
meisten Europäischen Seemächte* sich ftlr die Ausdehnung der be£tlglicb der 
Kaper adoptirten Grundsätze auch auf die Kriegssehi£Ee ausgesprochen, uad 
auch die Nordamerikanischen Freistaaten haben erklärt: sich einem gam 
•allgemein die Unverletzlichkeit der Person und des PrivateigenthuoBis zur See 
sanctionirenden Uebereinkommen anschliessen zu wollen. Lediglich die in 
Grossbritannien gegenwärtig bestehende Staatsregierung hat dem Gmodsatsie 
widersprochen und dadurch bis jetzt dessen völkerrecUtUche^essteUui^ ge- 
hindert. Die Grösse des Gewichtes, welches in der angeregten Frage fOr 
alle handeltreibenden Völker und vorzugsweise die keines ausreicheaden 
militärischen Schutzes zur See sich erfreuenden Handelsmarinen liegt, bedarf 
keines Nachweises. Es ist das dringende BedUrfniss der Beseitigung dieses 
veralteten und mit den gegenwärtigen Zuständen nicht mehr vereinbaren 
Missbrauchs der Gewalt allgemein empfunden und in jüngster Zeit an allen 
Orten und von allen Vertretungen des Handelsstandes und der Btädto mchi 
allein auf dem Continente, sondern auch in England, ausgesprochen worden. 
Es steht zu erwarten, dass auch die Staatsregierung Englands dem Gewichte 
der öffentlichen Meinung und den übereinstimmenden Anträgen aller andern 
Staaten nachgeben wird. Es erscheint daher als angemessen, dass auch die 
Landesvertretung Preussens ihre Uebereinstimmung nut dem von der KönigL 
Staatsregierung für richtig anerkannten und zur Ausftihrang empfoUeoen 
Grundsatze manifestire. 

Berlin, den 24. Februar 1860. 



Ueber den im Abgeordnetenhause gestellten Antrag wurde von den 
vereinigten Commissionen für das Justizwesen und für Haadel 
und Gewerbe am 9. Mai 1860 ein sehr gründlicher Bericht durch den 
Abgeordneten Strohn erstattet. Zu einer Beschlussfassung in pleno ist es 
in beiden Häusern nicht gekommen. 



No. xxn. 

IMMTIR. -^ Bie Stlndeversaminlnitg an dae Gesammtministerium 

für den Grundsatz d«r Unverletzlichkeit von PriTatpersonen und 

PriTateigenthuin im Seekrieg. 

I». itn. Die lebhafte und energische Bewegung für die Uaverletzlidikeit des 

lo*Ferraar I^'i^teigt^nthums und der Personen zur See in Kriegszeitea, welche, von dem 

1S60. Bremer Kandelsstande im December v. J. ausgegangen, alle bei. der Fsage 
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betlieiligten Kreise nicht bloss Deutschlands, sondern auch auswärtiger Staa- ^„^^ 
ten in rascher Folge ergriffen hat, wird, bei der «ehr wesentlichen Betheili- ^^ Febroi 
gnng aueh nnseres Landes an dieser Frage, ohne Zweifei auch die volle isea 
Anerkennung und Theilnahme der Königlichen Regierung gefunden haben. 
Der Anspruch auf Sicherheit und Schuts des Privateigenthums und der Pri- 
Tatpersonen zur See auch in Kri^sseiten, nach gteiehen Örundsätzen, wie 
bereits beim Landkriege, ist eine so dringende und gebieterische Forderung 
der Gerechtigkeit wie der Humanität und Clrilisation, and zugleich eine so 
wesentliche Grundbedingung fttr die ßktstebK und ftlathe alles Seehandels- 
verkehrs nicht nur, sondern auch der damit zusammenhängenden zahlreichen 
Srwerbst|uellen des Bliinenlandes, dass es in der That kaum zu begreifen 
isi) wie — im grellsten Widerspruch damit und mit den civilisatonschen 
Bestrebungen der Zeit «— ein gerade entgegengesetztes Princip, das des pri- 
vil^rten Seeraubs der Kriegsschiffe aus den Zeiten der föh^n Gewalt Mch 
bis dahin im Seekriegsrechte bat erhalten können. Es gilt, dies schreiende 
Unrecht, diesett ftest alter Barbarei ganz hinwegzuräumen; die Gerechtigkeit 
dieser Forderung ist bereits von fast allen Staaten mehr oder weniger aner* 
kannt, durch die Declaration des Pariser Congresses vom 16. April 1856 ist 
bereits der richtigen Anschauung Bahn gebrochen, und daher mit gutem 
Grunde zu hoffen, dass wenn nur der Forderung an den massgebenden SteK 
len der entsprechende Kachdruck gegeben wird, auch der etwa tiöcfa Ijehif 
Vereinzelt vorhandene Widerstand vor dem allgemeinen Verlangen der ge- 
rammten Handels- und Gewerbswelt zurQcktreten werde. Wie wesentlich 
insbesondere das Königreich Hannover nach seiner ganzen Lage am oiTenen 
Heere und an der Mündung grosser Ströme bei Herstellung dieses Ilechts- 
schutzes betheiligt ist, wie lähmend die jetzige Unsicherheit des schwimmen- 
den ESgenthtims auf den Handel und folgeweise auf die durch denselben be- 
dingten Gewerbe zurückwirkt, wie schon die blosse Furcht vor einem Kriege 
Handel und Industrie lahm zu legen im Stande ist, bedarf keiner Ausftth- 
rungn und ist überdem durch die unerfreulichen Erfahrungen der letzten 
Jahre genügend dargethan. Obwohl überzeugt, dass die königliehe Regie- 
ruiig schon aus eigenem Antriebe sich dieser hochwichtigen Angelegenheit 
mit £tfsr und Nachdruck an den geeigneten Stellen annehmen werde, so 
haben Stände doch durch den Antrag eines den Küstenprovinzen angehöran^ 
den Mitgliedes sieh gern veranhisst gesehen, von ihrer vollen und warmen 
BympMSid für die endliche Verwirklichung einer so gerechten als Segens^ 
reichen Bestrebung freudiges Zeugniss abzulegen und sich einmfltfa^ in dem 
Bes^usse zu vereinigen: Königliche B^erung angetegentUehst zu ersuchen, 
mit all^ ihr zu Gebote stehenden Mitteln dahin wirken zu wollen, dass in 
KaegpaseilAn die Unverletalickeit des Privateigentfanms und der Personen, wie 
bis^r sehoa zu Lande, so auch kflnftig zur See, nach gidehniftssigon Völker- 
reehtlicfaen Grundsätaan Anerkennung utRl Geltung finde. 
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No- xxm. 

(MSSBilTAHfflSH. — Aus einem Artikel der »TimeB« vom 10. Deebr. 1869 
über die Bremer Re^olulionen. 

Ko. xxm. jt 18 natural that Üie frogs ahould croak when the bulle afaow sigas 

loroecbr. ^^ restlesBneBs. There has for 80ine time'past been a Bensation tbrcmgbottt 
1859. Europe^ as though tb^re wäre thuBder ia the air. The liitie oreaturea leel 
it as wellas the gi-eat ooea. Jt k not only the Auatrian ncwapapers^ and 
the Freuch and Englisb areenals, and deapatcbee from Raseta, and tnyateriouB 
interviewe between great Mouarcha, which mark the uneaBj effecte of geoeral 
electrical influences, but all the litüe things of the earth are ruuiiiDg for re- 
fuge and shouting for protection. In theae days the more powerJeas aod in- 
finiteBimal a^y created thing may be, the more atalwart is its tone and the 
more b waggering its gait. ^öreat fear^^ a^ the Secretarj to N^K>teon UI. 
cauBticly and truly obaerved upon a late occasion, ^is united with great con- 
fldence.^ The Three Tailors of Tooley « etreet and the Four Merchaota or 
Meirchant's Clerks of Liverpool can epeak in no iower name than that ot 
the people of England; and a few Burghers in a litde Hanaeatic town have 
just undertaken to promulgate, for the benefit of the world, a new Code of 
H(tritime International Law. It is the iradens of Bremen who have made 
the notable discovery that ^^to seisBe and destroy merehant ships with tfaeir 
cajrgoee, and to detain thair crews as prisoners, ia still permitted in time of 
war by iaternatioBal law.^ Moved by some oocult impulae, theae tradera 
have inet and passed resolutions, and have appealed to the European Con- 
gross to ameod this international law, and to decree that in future the per- 
spns and property even of the subjects of belljgerent nations ^all bo invio^ 
lable oa Üie high seas. 

Now, these Bmnen reaolations, although they have atroog poiots of 
ddioole abont them aa ooming from such a place aod from sueh persooB, 
«re not so inoonadarable a laet as many might suppoae. What a Bremen 
tokder tiunka, other tradera standiog in muck more immediata peril are very 
Ukely to tfaink. The nding tlionght wbieh perradea the crowd it ofleti 
uttered at last by the leaat esteemed af thoae who compoae it ihren oiir 
awn merehanta mighi sae in thia mooted ^inviolabiHtrf^ an eacape from Ü» 
oeiy drawfaaok to the profitable chajraeter of a waiiike polioy. Even aaMmg 
Dur own multitadea there ia a very iarge namber of weakmindad peopfo who 
wiH tebß witti zeal tlioae orieB sböirt. civäiaation which keener vrita will fbr 
thetr own purposea itadüy suggest A geoeral Ueat friMO this innöceat floek 
might take something of tbe character of the axprCBsioD of a publie opioioo, 
and there will not be wanting shrewd men in CongresB to seize at once opon 
the thought how advantageous it would be to them to render any future war 
with England a matter tb be acarcely dreaded. A oonsiderable step in this 
direction was made at the Gongreas of Paris, when the European Powers 
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oimde Ihdr chdaration against privateering. liany of thoee Powers would, ^^* xxm; 
doobUes«, be glad enoogh to oonsamate this poHoy until ahipa of war might ^^ jy^^ 
beoome useless, the sea open to the transport of great land armaments, and i%M. 
militarj foree be fread from its only eoimteroheck. ClasB intereets will have 
their efieet averjwhere. We bare aeea how the vain hope of getthig ten 
hoart' wag80 fojr räne kours' work took the form of independoiee in the ejet 
of our poor joumeyBien builderB; we see, also, how the delusive vision of 
protection to British shipping takes the form of patriotism and national glory 
in the ejes of British shipowners: are we qnite certain that we shall not see 
a yaia expectation of divinished insurances take the form of ^advanoed elvi* 
lixation^ in the eyes of British as well as Bremen mercliants? We see at 
once that the proposition of the Burgomasters is tinged with a litüe of that 
selfisbnesa wfaidi is rather apt to show itself in these amphibious sons of 
traffle. Oor objeetion is that it does not go far enough. Of course, we are 
all against pillage and in favour of property — bat why restriet the pro« 
hibition to the high seas? Why be content with taking the eommereial class 
out of the line of fire? Why not, while you are aboat it, make all war 
illegal by the law of nations? Why not make all invasions infamoas and 
piratical ? It would be quite as unpleasant to an Englishman in Kent or 
Sarrey, or to a PrussiaD with his little vineyard upon tiie Rhinebank, to 
hftTe soldiers quartered in his home and family, and devastating his henroosts 
and his eellars, as it can be to the most soberly calcolating tradesman of 
Bremen to take his ledger and write off the Jungfrau as captored. It is 
qnite as disagreeable to live in a town which is liable to spasmodio flts of 
bombardment as it is to pay war insurances, or to reokon np demurrage 
losses while waiting for eonvoy. Let us be indemnified against Invasion aa 
well as the Bremen ships against capture. They will teil us that this is im- 
possible. Well, then, we only oome baek to the old truth that all war is 
very wrong« It is very wrong to Seattle a Bremen merchant's ship, or to 
carry his ezpected Frau into some unintended port, and there to despoil her 
of her rieh produce, condemn her in an Admiralty Court, and seil her to the 
higbeat bidder. But it is equally bad to set 400,000 men outtiog eaoh others' 
throats, and io spend all our money and wit in the emulation as to who 
shall send furthest an explosive ball into a erowd of men. • • . 



No. XXIV. 

-Aus einem Artikel des j^Beonomist^ vom 17. Decbr. 1859 * 
über die Bremer Resolutionen. 

Shipping and the Congress, 

We print elsewhere tiie resolutions passed at Bremen on tbe subjeet ^o. XXIV. 
of maritime warCare, and a letter Tespeeting them from the members of the 



Grossbrit 
17. Decbr. 



committea appointed to secure to them the attention <tf the fmrthcoming Ckm« is^. 



72 Seorecht in Krie^nielieD* 

No. XXIV. gress at Paris if possible. We do so, because we think the auliject of theae 
17^6^ remarkable propoaitioDs haa not been fully diacuased, aad is not aa yet uiidei^ 
itta. atood ao well aa it is important that it should be. 

The declarations on maritime warfare made at the time of the treaty 
of Paris, two yeara ago, have produced areault which was not contemplated 
by the Plenipotentiariea who agreed to them, and whidi ia in itaelf remark- 
able. Bat one great maritime State has not assented to them, and that State 
has obtained almost all the benefit which haa aecrued trom them. ... In thia 
State of sttspense the negotiatiou apparently remains; biit, in fact, the United 
States have gained a great advantage over all European nations. The effeei 
of the declarations of Paris is to secure from capture the goods of the belli- 
gerents under a neutral flag, but not to protect them uuder their owa flag; 
nominally to aecnre neutral goods on board a ahip of one of the belligerenta^ 
bnt practically to postpone and impede their arrival at the port of destination 
by not protecting the ship itself. /fhe advantage to neutral ahipa is evident; 
and America is sure to be neutral. Affairs in Europe are so complicated, 
and the interests here so ramifled, that«, when international relations are mudi 
disturbed, it is impossible to say which nation will be drawn into the con- 
flict, and which will not All are liable to be ao. But America is beyond 
suspicion. She is far removed from the seene of contention, and is known 
never to interfere in it. Accordingly, when the late disturbances between 
Franoe and Austria first. became known, intelligent merchaats wrote to their 
oorrespondents at Calcutta and other distant places: „Ship our gooda by 
American vessels; do not ship them by English or French vesads.^ The 
declarations made at Paris, during a prolonged and diffused European diatar- 
bance, would, in effect, give a monopoly of the entire carrying trade of the 
World to the one great maritime State which has not as yet acceded to them. 

It is, of course, no ground for altering our code of maritime usagea 
that it gives an advantage to tiie Americans or to any other nation. That 
advantage may arise irom the happy circumstances in which that nation ia 
placed. In this caae, America has a great natural advantage in being ao re* 
roote from the troubles of Europe. But the fact that our present regulationa 
give a very great advantage to a aingle nation ia, without doubt, a sufflcient 
reason for very earefuUy examining them, and seeing whether they are, or 
are not, based upon wise prindples. What, then, are the iacts? 

TwQ speculative liues of argument may be, and ofben have been, 
used with respect to property at sea in time of war. In the flrst place, it 
is Said that private property on land is protected in time of war, — that the 
contest on shore is mainly between army and army, and not between indi* 
vMual and individnal, — that the piogreas of civilisation has tended to make 
it more so, — that the internal commerce of the seat of war on land ia aa 
little as possible interfered with, «- that there is no difference, or no suffident 
difference between war at sea and war by land, — and that good aense and 
humanity should induce us to extend to the fonner what has been found ao 
advantageous in the latter. Qn the other band, it may be seid that it is the 
object of all war to compel the enemy to make a peace, — that, any haid* 
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ships which compel hiin to do so are in the end beneficial to the world, No. XXVI. 
ihoagh thej maj be cruel for the momeDt, — that the commerce of the ^^^ j^^^^ 
natioQ 18 a vulnerable point, — that by ruining her traders, aod depriving 186O. 
her consamers of the commodities they are used to, a nation maj be in- 
doced to make peace. — We should not wish to endeavonr to ai^e re* 
specting these general viewe of the subject. Tliey have long been discussed, 
and probabiy everything i/i'hich ean be said about them hae been said. But 
what we wish to point out ig, that tiie eecond of the declarations of Paris 
amounts in practice to a decision between them. It exempts from seizure 
the goods of a nation at war in neutral vessels. The commerce , therefore, . 
of a nation at war, •— the import of commodities into, and tlve export of 
eommodities by her, may be earried on just as it used to be in time of peace, 
provided it is not earried on in her own ships. All the Operations of the 
exporting and the importing merehant, — all the consumption of the belli- 
gerent country may, and, excepling in the case of blockaded towns, hereafter 
will, go on just as it was accustomed to do previous to the war. It is, 
therefore, now no looger possible to adopt the second of the well-known 
argumenta to whieh we have alluded. Commerce is no longer a vulnerable 
point. We have agreed tliat all that is most important in trade should - 
incur no danger in war. If a nation is to be induced by severilies at sea 
to make a peace, it must be by injuriog the whole body of its traders and 
stinting the wants of the mass of its people. But this we have no longer 
flie means of doing. We have agreed that the profits of the general trader 
shall be what they used to be, and also tlie supply of the population. The 
only person really iujured hereafter will be the shipowner of the belli- 
gerent country; bis ship may be captnred and may be conßscated; Üiose 
merohants of hie own country who have been so ill-advised as to send their 
goods by bis ship will be injured likewise; but these are not evils which 
will induoe any nation to make peace. Shipowners are a small class, and 
people will not care for their adversity. If the daily wants of Üie Community 
are well sapplied and the general profits of trade are good, no complaints 
will be beard. 

We bave theo an-ived at this result, ^ our present maritime regu- 
latbns are not reasonable; but unreasonable. All evil which is inflicted 
duriDg war and which does not teud to produce peace, is pure härm. The 
confiscation of the ships of belligerent nations is of this nature, and should, 
tberefore, no longer be permitled to exist 

The proposal which the merchants of Bremen have very properly 
BQggested bas this object in view. They wish tliat tlie expected Congreaa 
sboaid coosider if it be not possible to exempt fiOm capture all private pro- 
perty at sea, whetlier it be ship or cargo. In the present State of the mer- 
cantile world, we can hardly conceive a proposition more worthy of our 
Gonsideration. It is ereditable to so small a State as Bremen that it should 
have BufSicient courage to make so great a proposal, and sagacity enough 
to make ooe that is so good. ... 

5* 
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No. XXV. 

6L0S8BltITA]linEll (Nen-Brannschweig). — Angesehene Kanflente Ton 
St. Johne an den Staatssecretair des Auswärtigen, für Anerkennung 
des Grundsatses der ünyerletzlicfakeit von Privatpersonen nndPrivat- 

eigentham im Seekrieg. 

No. XXV. The Memorial of the undersigned Bankers, Merchants, 

2'"jan"ar ^^^ others, Residents in St. John, New Brunswick, sheweth: 
18Ö0. That your Memorialists beg to call your attention to the peculiar 

hardships to which all Commercial persona, who have property in any sliape 
upon the ocean, are exposed in time of war, with a view to obtain a con- 
sideration, at the approaching Congress, of the question of the inviolabilitj 
of private property at sea , in Order that the International Law may be so 
modified, that the unoffending navigator, and the property in his Charge, 
may not in the course of a legitimate voyage be subject to capture. 

That the vast extension of Commerce, and its ramifications by a 
System of credits through all nations, during the last half Century, has in- 
creased, in a corresponding degree, the extent of suffering which would be 
inilicted if the severities of former warfare were enforced amoog maritime 
nations, and no experience of past wars can enable any one to define the limits 
of the injuries that would be caused, or the parties upon whom tbese would fall. 

The approaching Congress seems to your Memorialists to be a pecu- 
li»rly fitüng occasion for the consideration of tliis question ; beeause tbe minda 
of people in Europe are now awakened to its importance, and to the in- 
justice and barbarity of Üie international law in its present State;, in evideace 
whereof your MemorialistB beg to call your Lordship's attention to the pro- 
ceedings of a large meeting of the Citizens of Bremen, held on the 2iid ultimo, 
advocating such a chauge as they now seek to obtain, and partiealarly to 
the opinion of the present Emperor of the French as evinced by the Treaty 
of Zürich, whereby he surrendered to the Austrians tbe vessels tkat had been 
captured by the French cruisers during the late war, ^in order,^ as expressed 
in the words of the Treaty of Peace, „to attenuate the evils of war*. 

Your Memorialists submit that the lai^, in its present slate^ is in* 
human, impolitic, and utterly at variance not only with all praetioal Chris- 
tianity, but likewise with the improved spirit of eivilisation, and that it is, im 
laot, a relio of the piratical usages of the darkest and most emel ages of 
the World. 

Your Memorialists submit that Oreat Britein , firom her naval sape- 
riority, is the fittest power to originate tiie consideration of the proposed 
alteration, and dt the same time, from the enormous extent of her commerce, 
compared with that of any other European nation , she , beyond all others, 
would obtain the greatest benefits. 
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Tour Hemorialists suoinh that an alteration is imperatively called ^^* ^^^* 
Cmt, becauae the enforcement of tbe existing law by Oreat Britain against 2.^aar 
aoy bostile maritime nation would , on hccount of the great extension and 186O. 
ihe inumerable ramificationB of commerce, be certain to iavolve her in war 
wUh natioofi oiherwise amicable, on tbe sole ground of the manifest iiyustiee 
of ita Operation. 

Tour Hemorialieta thei'efore humblj praj that yoar Lordship will be 
pieased to take such Steps as may seem, in your Lordships opinion, to be 
necessary to bring about such an alteration as they have indicated. 

January 2nd, 1860. 

(Signatures.) 
The Bigbt Hon. Lord John Russell. 



No. XXVI. 

raOSSIRITAIllIlI. — Liverpooler Handelskammer an den Prftsidenten 

des fiandeUamtes, für Anerkennung des Grnndsatzes der Unverletz- 

liehkeit von Privatpersonen und Privateigenthum im Seekrieg. 

8ir, — The evils which arise from the liability of private property ^^' xxvi. 
on the high seas to eapture and confiscation, in time of war, have recently jg^ji^QQ^ 
attracted much attention in our own and other countries. The subject is i^^- 
ooe of very great importance to those interests which it is the especial duty 
of this Chamber to watch over and protect, and I am requested by the 
Council to lay their views upon it before you. 

It will be in your recoUection that, shortly after ihe outbreak of 
the recent war with Bussia, the President of the United States took occasion 
to invite all maritime nations to consider the desirableness of dedaring the 
inviolability, in time of war, of all neutral property belonging to belHgerent 
flags; as well as of property belonging to belligerents conveyed in neutral 
veasels — stating at the same time that this was not a daim which had 
been made for the flrst time by neutrals, though it had never been fully 
admitted by belligerents. These two points were de&nitively agreed to at 
ihe dose of the Russian war, by the representatives of the chief European 
Powers aasembled at Paris in April, 1856, and were accompanied by two 
other reaolutions d^ning the natura of efflcient blockade, and abolishing 
privateering. 

To ihese the Government of the United States was invited to acoede, 
and the President expressed bis willingness to do so, provided that the de- 
daration could be so extended as to effect the object for which he presumed 
it was isttended, vis., to secure tbe immunity of all private property on the 
oeean from es^ture. The Paris resoliitions, by estabiishing the rights of 
nentralS) bad virtually conferred füll protection on merchandise afloat, 
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No. xxyi, but^ bj 80me slrauge iuconsistency, had witbheld this protectioii from 
i/^^JanuM ^^® öhips engaged in its traiisport. It was to correct this «moinalj khat, 
1860. tbe PreeideDt of tiie United Statee proposed to add to Ihe resolution aboli- 
ebiog privateering, a clause affirmiog ^that the private propertj of Bubjects 
aud Citizens of a belligereut, on tbe bigb seas, sbould be exempt from 
seizure by tbe armed vessels of tbe otber belligereut) except it be contra- 
band.^ To tbis proposition be etated, in bis message of December, 1856^ 
tbat tbe £mperor8 of Rus&ia aud of tbe Frencb bad given their adherioa, 
and bad also expressed tbeir willingness to co-operate in obtaining tfae 
assent of otber Powers. 

More recentlj tbe Citizens and commercial associations of tbe Ger- 
man and Swedisb Ports, and tbe Chambers of Commerce at Marseilles and 
otber Frencb Ports, bave agreed to resolutions claiming tbe immunity now 
enjoyed by private proper ty on land, for tbe same description of property 
on tbe ocean. 

From tbis simultaneous aud widely-felt public sentiment, it appears 
to Ibis Cbamber tbat tbe time bas now arrived wben a proposition, so eon- 
sonant witb the more humane practice of modern warfare — so necessary 
a complement of what bas been already done for tbe protection of private 
property, •— and so vitally afiectig tbe bigbest interests of dvilized natioos, 
sbould receive a permanent settlement, and be incorporated as a fundamental 
principle in International Law. 

To such a proposal it would seem to be tbe interest, as well as 
tbe duty of England, to give her most strenuous support. As ihe greatest 
commercial and shipowning country in the world, it appears to us tbat she 
must suffep more than any otber, by a castom whieh exposes property on 
tbe ocean to seizure. 

It bas been argued, indeed, tbat it would be wise in this country 
to submit to tbis loss, on tbe ground tbat her naval superiority will enable 
her to inflict still greater losses on any otber Maritime Powers widi whom 
she may be at war, notwithstanding the comparatively small value of their 
commerce and shipping. 

It is easy to show tbat this opinion is utterly without fonndation. 

The only great Maritime Powers witb whom we can be involved 
in war are France and America. 

In a war witb France, ber whole mercantile marine would be com» 
pelled to lie idle in port, but ber oversea commerce whicfa, in 1858^ 
amounted to £ 142,160,000 of exports and import«, instead of bdng anni- 
bilated as in former wars witb this country, would, in virtue of the Deda- 
ration of Paris, be carried on in neutral bottoms. On tbe otber band, tbe 
commerce of England, w hieb is double tbat of France, would eiyoy tbe same 
immunity under neutral üags; but her mercantile tonnage, which is five 
times as great, would still be liable to capture. Our ocean steamers, our 
ships in the Colonial, East Indian, American, and otber long voyage trades, 
would be thrown out of employment, for it would be impossible to seal up 
tbe steam cruizers of France in her portd; and the premium of Insurance 



jS^recht In Krie^etteo, 77 

On valaable goods in English bottoms would tlierefore be enormous. That ^«- ^^^• 
park of our sbipping which would thus et once be doomed to compulsory ^^ januar 
inactivitj, would be greater in value than the whole tonnage of France, and 1860. 
the remainder, though it might be employed for a time under the protection 
of convojs in the traneport of goods of Htlle value, and on which the war 
premium would be comparatively trifling, would yet be eubject to great 
disadvantage and would rapidly be dieplaced by neutrale. The ultimate 
result would be, if the war was of any duration, that our whole carrying 
trade would be conducted in neutral bottoms, manned by the very sailors 
who, if the proposed change in international law were adopted, would have 
continued to sail under the British Qag. 

It appears to this Chamber that such a result would be as disastrous 
in a poiitical as in a coüimercial point of view. 

In the event of a war with the United States of America, the oceaü 
would swarm with steam cruisers and steam privateers, (for the United 
States have not abollahed privateering,) and the premium of insurance on 
goods in belligerent bottoms would be so enormous that the commerce of 
both countries would be limited to that small portion of it which could be 
carried on in neutral vessels. The consequent distress, destitution, and 
disaffection, especially in the manudftctaring districts of England, would be 
such as to appal the boldest advocate of the anoient but not time-honoured 
practice of taking, burning, and destroying merchant shipping on the 
high aeas. 

It would appear, then, that the liability of ships to capture would 
infliet greater injury on England than on anj other maritime power in time 
of war; and, in time of peace, it places our shipping under serious disad- 
vantages, on even the mere rumour of misunderstandings with other coun- 
tries. During the receut war in Italy the premium against war risk alone 
on English ships and their cargoes from the East Indies was not less than 
two per cent.; in consequence, American shipping obtained decidedly higher 
freigbts, and it is well known in commercial' circles that large credits were 
sent oat acoompanied by instruotions to give a preferenee to American 
vesaeis in the shipment of the produce purchased under them. 

Nor should it be overlooked that the position we have already taken 
on this question, renders it necessary that we should, as a matter of con- 
sistency, advance further. For if the merchandise of the enemy can be 
protected from seizure by placing it under neutral flags, and if his ships in 
British ports or already at sea shall be declared by order in Council exempt 
from capture for a specffied period — as was done at the commencement of 
hostilities with Russia — it would foUow that our cruisers have been already 
deprived of one of their most formidable means of crippling the resources of 
a hostile country, and it cannot surely be considered worth while to retain 
this weapon merely against mercantile shipping, when it has been virtually 
abandoned against merchandise at aea. 

It would be needless to occnpy your attention further by dwelfing 
on the many benefita whieh our commercial Operations -^ our relations with 
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No. XXYI. Qm- colonies — and the general interests of civilisf^tion and humanitj, would 
19'^nnar ^*^^ ^°^ ^'^ receive, were the principle of respecting private property on 
isea sea and on land to become part of the law of nations. It is aurelj unne- 
cessary for this Chamber to defend the propoeition frooi the objeetions which 
have been urged against it, as tending to weaken our naval suprenaacy, 
convinced, as they are^ that nothing which injures our trade and deprives 
our shipping of employment, can by possibility become a means of strength- 
ening our national resources in time of war, or augoienting our ef&ciency 
as a great naval power. 

I have only, therefore, to exprese the earnest hope of this Chamber, 
that her Majesty's Government will give their favourable consideration to a 
measure which it is believed must be in* unison with their own convictions; 
and that, in the event of the asserobling of a European Congress, they will 
intruct our Representatives there to support any proposal that may be made, 
having for its object to secure the immunity from capture at sea, of private 
property, or the persons of private Citizens. 
I have the honor <fec. 

s, C. BobertSOfiy President. 

The Rigbt Hoo. T. Hilner Oibson, M. F., 
President of the Board of Trade. 



No. XXVII. 

CrROSSBRlTANIIEM. — Handelskammer zu Manchester an den ersten Lord 

der Schatzkammer (Lord Palmerston], für den Grundsatz der Unyer- 

letzlichkeit von Privatpersonen und Privateigenthnm im Seekrieg. 

^Gn^brit"' '^^ memorial respectfully sheweth: 

Januar » That public attention i« daily becomiBg more and more alive to Ihe 

1860. inconsistency in the exieting rule and praotice of international law, as aflec- 
ting the property of the subjects of belligerent States on land and at sea 
respectively. 

That troughout the hostile Operations which have been carried on 
in Europe within the last few years, ihe ships and cargoes of non-comba- 
tants have, as in former wars, been held liable to seizure, confisoation, or 
destruction, while, on the eontrary, a strong disposition has been manifested 
to abstain from inflicting unnecessary injury upon private property oü land. 

That your memorialists are of opinion that it is both desirable and 
politic that the latter course of action, so much more in accordance with the 
principles of justice and humanity, should, if possible, be extended towards 
private property on the high seas in time of war; and tbe afl6emblu%of an 
European Congress would appear to ofier a most fkvourable occasion for the 
discussion of so important a change in iateroational law. 
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That the general adheaion of Bar(^aii natioi» to the prineiples of ^^* ^^^vil. 
maritime law, comprised in the baais laid down at the Gongress of 1856, jg^^j^r 
taken together with the surrender by the French of the Austrian merchaiit i86a 
vesaels captured by them in the late Italian war, lead your memorialists to 
indulge the hope tliat the question would be ftkYOurably eniertained at the 
approaehing Gongress. 

That, inasmuch as it is universally admitted that no war has been 
brougfat to a termination by reason of the amount of injory or loss inflicted 
npon private persons, but rather from political eonsiderations or by the de- 
eisive snperiority of the military or naval power of one of the belfigerents, 
your memorialists would respectfully submit that the proposed change would 
not be open to the objeetion of having a tendeocy to prolong hosülities, but, 
OD the contrary, by mitigating the calamities of war, it would confer a 
lasting benefit upon mankiad at large, and directly promote the interests of 
civilisation, 

Toar memorialists would, therefore^ earoestly entreat your Lordship 
to take this most important subjeet into your early and favourable conside- 
ration, and that you will exercise the influenoe of Her Majesty's Government 
in bringing the same under the notice of foreign nations, either at the 
approaehing Gongrsss, or in such otber manner as your Lordship in your 
wisdom may deem most effectual. 

And your memorialits will ever pray*). 

FoT and on behalf of the Board of Directors, 

Edmund Potter^ President. 
The JElight Hon. Lord Palmerston. 



No. XXVIII. 

FRAKRIICI. — Mareeiller Uandelskammer aa den kaiierliehen Handels- 

Minister, für Uaverletslichkeit von Privatpersonen und Privat* 

eigenthum im Seekrieg. 



Monsieur le Ministre, — Les notables des villes Anseatiques se sont ^^ XXVm. 
assembl^s recemment et ont consign^, dans de solennelles deliberations, des aJ^D^br' 
voeux tendant ä faire consacrer par le prochain congres le principe de Pin- isöS. 



*) Am &. Februar erwiederte Lord Palme rs ton einer vor ihm enchienenen Deputation 
des HandeUtandes von Liverpool, Manchester, Leed», Belfast, Hüll ind Glocester* 
— He considered that the very exidtence of thlg coantiy dcpeuded on its po6:»essing the command 
of the »eas and that is was necessaiy for that object to retaiu the power of seizing the ships, 
•nd espeeially the «eemen navigaüing the ships of foreign Powets. War was an enoimoos evil, 
bat still it was sometimes necessaiy to go to war in self-defence; and a naval Power like England 
oqgbt not to sorrender any luoans of weakening her eneiuics at .tiea. If >ve did not seize their 
»e«ttim on board their merchimt vessel«, we should have to fight them on boatd their ships of 
^'ftr. He denied that private property was spared in war on land any more than in war at sea^ 
Oa the contrary, armies in an enemy^s cimntiy took whatever they wanted or desired withoat the 
slightest regaid to the rights of property, as we should find to oar eost, If a hostil army shoald 
ever sncceed in landing in thia conntiy.^ — Vergleiche dandl No. X. -^ 
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So. XXVül. Tiolabilite, en fareur da capita] et du personnel naviguant que le droit actuel 
ao^Dwjbr* °^ ""^^ P^^"^ ^ Tabri des atteintes de la guerre. 
186(9. Cette noble initiatiye ne peut que trouver i'teho dans le monde 

civilisö. 

En effet, Tabus d^nonce est en contradietion flagrante avec les prin- 
cipes de Thumanite et les tendances du siecle. Detruire des navires de 
e(Mnmeroe, confisquer leur cargaison, faire prisonnier leur Equipage, c^est un 
reste de barbarie qu'on ne pourrait mainteoir sans anachronisme et dont il 
faut savoir faire justice, si Ton veut se montrer oons^quent avec les prin- 
cipes qtt'on proclame partout. La morale ne doit point £tre uae lettre morte, 
la civilisation un vain mot 

Dans les guerres coatinentales, Topinion publique fl^trirait les actes 
de violence, qui seraient commis dans des eirconstances analogues. Les biens 
des particttliers sont respect^s par les parties bellig^antes et les persounes 
ont droit a tous les ^gards coneiliables avec les n^cessit^ de la goerre; en 
an mot, la foree mdme a ses iimites et reculerait devent le eri de la con- 
science et le verdict des nations. 

Or, pourquoi, nous le demandons, la responsabilit^ humaine ne 
serait^elle pas la m^me partout? Pourquoi le forftut de terre deviendrait-il 
Texploit de mer? Pourquoi deux poids et deux mesures dans les balances 
de la justice? Pourquoi deux droits des gens dans des cas ideatiques, ear 
en d^nitive la morale est une? 

Les pays qui marchent A la t^ de la civilisation doivent surtout 
travailler a faire disparaltre cette Strange anomalie. Aussi, la France n'est 
eile pas restte en arriere! 

D^ja eile a fait ses preuves. 
. . Avant de commencer contre la Russie des hostilit^s malheureuse- 
ment devenues n^cessaires, la France, de concert avec TAngleterre, ne d^ 
clara-t-elle point qu'elle respecterait les propri^t^ de l'ennemi cbarg^ a 
bord des b&timents neutres? Ne renon^a-t-elle pas ^galement a confisquer 
les propri^t^s des neutres, autres que oontrebande de guerre, (rouvtea A 
bord des b&timents eonemis? Enfln, mu par le d^ir de diminuer, autant 
que possible, les maux de la guerre, le Gouvernement de TEmpereur ne 
refusa-t-il point de delivrer des lettres de marque . pour les armements en 
Course? 

Cette g6n6reuse r^solution a port^ ses fruits, et, par une annexe au 
traite de paix du 30. Mars 1856, toutes les puissances signataires ont admis 
en principe: 

1) L*abolition de la course. 

2) Le blocus effectif. 

3) L'inviolabilite de la marcfaandise de rennemi aous paviUon neutre. 

4) L'inviolabilite de la marchandise neutre sur les bfttiments ennemis* 
Aiyourd'hui, ces conqudtes peuvent dtre eonsiderees eomme un fait 

accompli. 

Eh bien! ce qu'il est question d'obtenir i cette heure n'est que le 
corollaire de ce progres aequis. 
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Ea r^iai, ke mardiandbes dee natioDS belligeraates ont le moyen '^^ xxYin. 
4le ee soustraire aux cbaneeB de la guerre en empruntant le paYilloo neutre. ^ j>ecto/ 
Pourquoi ne sauvegarderait-on point le contenant aussi bien que le eoateou? 1859. 
L'armatear, nVt-il pas droit aux meines egards que le u^gociant? Des deux 
cötes, uy i^t-il pas la question ägalemeot respectable de propriete, et les 
cooridäratioQs qui ont prevalu en faveur des uns, ne peuvent-elles pas s'apr 
pliquer exactement aux autres? 

II faut, d'ailleurs, fermer la bouehe aux nations qui seraient tent^es 
de protester et qui, avec quelque raison, eomme les Etats-Unis, par exemple, 
ne manqueraient point de dire: 

„La marine militaire ne peut s^arroger le monopole d'un sjstöme de 
d^rMatioQ. La oaptnre des navires marchands, si eile est jugöe oondamnable, 
ne doit avoir lieu sous quelque forme ou sous quelque pr^iexte que ce puisse 
dtre, oa bien, si eile est reputee n^cessaire, eile doit Stre permise sans 
restrietion.^ 

La France, avec sa gdnerosite habituelle, s'est empress^e de rendre 
hommage aux vrais principes. Elle a aecordö aux navires marchands, partis 
avant les hostilites connues, le temps u^cessaire ä leur rapatriation; ce n^est 
pas tout, eile s'est empressäe de restituer, apres lapaix, les prises que ses 
eseadres araient faites pendant la demiäre guerre. Elle a donc prechö 
d^exemple, et il lui appartient, plus qu'a personne, de parier devant le prochain 
eongres en faveur des conclusions logiques quHndiquent oes nobles pröcMents. 

Les int^rdts mat^riels auraient grandement a s^applaudir de cette 
sa&faction morale. En effet, les dommages resultant du regime en vigueur 
sont incalculables. Sans parier des prises qui, au premier coup de canon, 
peuvent §tre effectuees, et des ruines qui en sont la consequence imm^diate, 
la aeule possibilit^ du fait produit, au moindre soup^n de guerre, des maux 
inoottbrables ; eile anrate le credit, snspend les Operations et paralyse le com- 
merce maritime qui est une partie essentielle de la vie des nations. 

Les guerres sont rares, mais par le seul fait des accidents ruineux 
anxquels, le cas öch^ant, elles peuvent donner lieu, les präjudices sönt 
escomptes d'avance et se traduisent par des pertes enormes. 

Toutes les nations, sans exc^ption, fönt plus ou moins les iraix de 
eette ^entualit^ redoutable contre laquelle il n'j a point d'assurance possible; 
les plus grandes, comme les plus petites, sont interessees i la r^onnaissance 
des droits absolus de la propriete priv^e. II ne s'agit donc plus que de 
faire entrer dans la loi internationale ce qui est d^ja entr6 dans les moeurs et 
ce qui est surtout grav6 dans le coeur de tout le monde. 

En r6sum6, nous exprimons le voeu que le personnel naviguant et la 
proprii6ti& maritime, comprenant & la fois le navire et la cargaison, soient k 
Fabri d'un coup de main quelconque, hors des cas rdservös, tel que contre- 
bande de guerre et infraction au blocus effectif , et que la capture sur mer 
Boit eompletement abolie pour les b&timents de TEtat aussi bien que pour 
les corsaires. 

En d'autres termes, nous demandons qu'on 6tende aux eseadres les 
principes qu'on applique aux arm^: que la mer soit comme la terre oü les 

6 
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Nn. XXVIII. parties belljg^rantes se bornent a en venir aux mains entre elles et respectent 
^"üTcbr' i^6<5iproq"ß™ßiJt l68 intÄrdts des particuliers et les droits de leurs dtojeos 
1869. respectifs. 

En un mot; il serait a d^sirer que les GouvememeDts reeonnussent, 
en principe, l'inviolabilit^ de la propri^t^ priv6e et des personnes, et que, 
cette regle pos^, ils ne s'occapassent plus qu'*^ d^tenniner les exeeptions. 
Le Congres Europ^en qui doit prochaihement se r6unir, pourrait, ce 
nous semble, ajouter cette glorieuse page a son programme et il compl^terait 
ainsi les bienfaits de son atn6. 

Hous vous supplions, Monsieur le Ministre, de prendre cette interessante 
question sous votre puissant patronage. Tous ceux qui travailleront ä ce 
noble but auront des droits incontestables ä la recoonaissance des nations. 
Nous sommes avec respect, <fec. 

(Signatures.) 
Marseille, le 30. D6cembre 1859. 



No. XXIX. 

TEREI1II6TE STAATEI YOH AHERIU. — Newyorker Handelskammer, für dea 

Qrandsatz der Unverletzlichkeit von Privateigenthum im Seekrieg, 

mit einer auf die Mittheilnng der Beschlüsse erfolgten Antwort 

des Präsidenten Buchanan. 

No. XXIX. Resolved, That the perfect immunity of all private property npon 

Vereinigte ^jj^ ocean in time of war, is demanded by an enlightened sentiment of justice 
10. Febrnar ^^^ *^® improved spirit of civilization, not less than by a due consideratioa 
1860. of the best interests of commerce. 

Resolved, that the Government of the United States be respectfulljr 
solicited to take such measures as it may deem' fit, to have the principle 
expressed in the preceding resolution incorporated in the code of maritime law. 
Resolved, That copies of these resolutions be sent to the Chambers 
of Commerce and Boards of Trade in other Cities of the United States, with 
an earnest request to aid us in obtaining the important object in view. 



Präsident Buohanait an den Präsidenten der Handelskammer 

von New-York. 

Washington City, March 31, 1860. 

Zu No. XXIX. My (jear Sir: Tour favor of the 5th inst., enclosing the able and 

s^ten ^ interesting report and resolutions of the Chamber of Commerce of New York 

31. M4TZ 1860. in favor of ^tlie perfect immunity** (from capture) of all private propertjr 
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upon tho ocean in time of war, was dulj received and referred to the State Z« N0.XXIX. 
Department. It has since occurred to me tbat the respeet so eminently dae steten** 
to the Chamber requires that I should address you a few remarks in di.Mftrzi860. 
answer. 

War is a dreadful calamity, shocking to humanity, and ought to 
be avoided by all honorable means; but M'hilst mankind continue in their 
present State, it will sometimes be inevitable. If, with the small but gallant 
naveJ force of this country, we should be driven into a war with a nation 
possessing a navy far more numerous and powerful than our own, we 
should then be in a comparatively helpless eondition without the aid of 
privateers. We might with almost as much propriety agree to abandon our 
System of volunteer militia, and trust alone to the regulär arms for our 
defence on the land, as to deprive ourselves of the Services of privateers, 
which are our volunteers and militia upon the ocean. Besides, privateers 
may be strictly guarded from abuses by law, and be restrained within the 
rules which govern our regulär navy. 

Neither would the abandonment of war against private property 
upon the ocean, of itself, afiford freedom and security to our commerce. In 
Order to accomplish this object we must proceed a step further and obtain 
the consent of the powerful naval nations, that merchant vessels shall not 
be blockaded in port, but be suffered to pass the blockading squadron and 
go out to sea. If these should remaiu blockaded in our harbors there would 
be comparatively but little private property in the ocean to protect. A 
powerful fleet, by blockading the mouth of the Chesapeake, could effectually 
prevent any merchant vessel from going to sea from any port in that noble 
bay or its tributaries. So in regard to New- York, New-Orleans, <fec., (fec. 

If the proposition to abolish war against private property on the 
ocean were combined with a proposition to secure to merchant vessels a 
perfect immunity from blockade in any port, then the subject would be well 
worthy of serious eonsideration. 

Yonrs, respectfully, 

P. Perit Esq. James Buchanan. 



Dieses Schreiben hatte den unleugbaren Erfolg, dem Fortschreiten 
der Agitation in den Vereinigten Staaten vorläufig Einhalt zu thun, obgleich 
z. B. noch am 9. Mai 1860 mit den Newyorker gleichlautende Beschlüsse 
von der Handelskammer in San Francisco gefasst wurden. 
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No. XXX. 

YERUIIGTE STAATEH TOI AMERIKA. -- Baltimorer Handelskammer in Ant- 
wort auf die Bremer Resolutionen für ünverletzlichkeit von Privat- 
personen und Privateigenthum im Seekrieg. 

Nr. XXX. The Undersigned Committee on Commerce, to whom wafl referred 

^'"®*°*S^® the Circular and resolutions of a meeting held at Bremen on the 2nd of 

& M&rz 1^. December last to consider the question of a radical change in the existtlig 

international laws in their application to a state of war, beg leave io 

report. 

That the eubject has had their fiill attention involving as it doea 
principles of equal importance to the American merchant and ship-owner as 
to their present advocatee in Europe. The United States may indeed claim 
for one of her noblest sons, the illustrious Benjamin Franklin, the merit of 
having been among the flrst to advance the doctrine, that private property 
should be held inviolate in war on the high seas; the treaty concladed by 
him with the SLing of Prueda at the Hague in the year 1785 eontaining a 
Provision to that efiect. This sentiment, that the peaceful mariner engaged 
in the pursuit of lawful commerce ought not to be molested, though not 
vindicated in subsequent treaties, has steadily been gaining friends and has 
received in more recent times a most able exposition at the bands of Oov. 
Harcy, late Becretary of State, in his justly celebrated note addressed to the 
Minister of France on the 28. of July, 1856. — Tour Committee could not 
add to the incontrovertible arguments used by that great Statesman, nor 
could they express their own yiews more clearly than by quotbg his letter 
to a Committee of our Citizens in answer to their invitation to a public 
dinner, in which he says: „The recognition of the principle referred io — 
the immunity of all private property upon th0 high seas in time of war — 
I am eoniident would prove a blessing to the world. The extreme limits of 
belligerent rights have been gradually eontracted as civilisation has advaooed 
and the spirit of the age calls for a mltigation of the ligors of war. Hie 
bene&cent principle proposed by this Government exempting property upon 
the ocean from pillage to the same extent, that it is now exempted upon 
land by the usage of modern warfare, has been received with fcvor by all 
enligbtened nations and the way seems to be already prepared for its in- 
troduction into the code of international law.^ Apart firom all considerations 
of justice and humanity self-interest manifestly points to the same line of 
policy. The interests of nations have become so interwoven and attained 
such vast dimensions, that any serious damage to the commerce of one is 
feit by all. Though we trust, that this country will not be obliged to take 
an active part in future European wars, the apprehension, that its neutrality 
would not be preserved cannot fail to prove ii^urious and even mere 
rumors of impending conflicts among the powers of Europe must always 
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damage cur business. The mitigation of the evils of war by pladng private ^<>* ^^^^ 
properiy out of the pale of hostile arrajs ie so dearlj in Äe interests of 3^,^^** 
natioDS, that the ultimate recogution of this principle cannot be doubtfui; 5.Mäni860. 
public opimon must eyentually overcome all Opposition and enforce its uni- 
versal adoption. In furtherance of that objeet and as an expression of the 
sratiments of this Board Tour Committee would otfer the foUowing 
lesolutions: 

Resolved — That this Board has witnessed with deep interest the 
efiorts now making in Europe for the introduction of a code of international 
law, which shall aboäsh privateering and at the same tiine interdict the 
seizure of persons and private propertj bj public armed vessels, articles 
contraband of war only exeepted. 

Resolved — That it behooves the Government of the United States 
to take an active part in bringing about these changes equally demanded 
bj the march of civilisation and the true interest of our people and to take 
such measure for the promotion of that objeet as in its wisdom maj seem 
best calculated to secure its earlj success. 

(Signatures.) 



No. XXXI. 

fiBOUIRITlJUlili. — Geschäftsträger bei den Hansestädten an den Bürger* 
meister von Bremen. — Ünznlässigkeit weiterer Berathnngsgegen- 
stände ausser der italienischen Frage auf dem bevorstehenden 

Gongress. 

Hamburg, 90. Decbr. 1859. 

Monsieur le Bourgmestre, — As it appears from the puUished Be^ '^^ XXXt 
sdulions respectiag Maritime Law, agreed to at a Meetmg at Bremen^ that ^"^^|^. 
oae of them is to the effect that the Senate of Bremen be requested to take imo. 
Step« in Order that the sulyect of those Besolutions may be brought before 
the Gongress about to assemble at PariS) I have the honour to inform Tour 
Magnificence, that in a Diqmtch, which I have received from Lord John 
Bussel, Her Majestj's Principal Seoretary of State for Foreign Aflisdrs, His 
Lordship states to me, ^that no questtons excepting those relating to the 
AfiuM of Italj will be discuseed at the Gongress.^ 

I have the honour to be, Ac 

Hodges. 
H. M. the BnrgOroaster Duokwitz, Bremen. 



No. XXXII. 

Hamestädte, 
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No. XXXII. 

HAISESTiBTL — Minister-Resident Geffcken an den königl. Niedeplftn- 
dischen Minister des Auswärtigen. — Ankündigung des Zwecks einer 
in vertraulicher Mission wegen der Seerechtsfrage nach dem Haag zu 

unternehmenden Reise, 

BrÄme, le 31. Dec. 1869. 

Monsieur le Baron, — J'ai Thonneur de prevenir Votre Exeellence 
sirj^Jbr."' ^"® J® partirai ce soir pour la Haye, charge d'une communication confiden- 
i«60. tielle au Gouvernement N^erlandais de la part des Villes Ana^atiques. 

Vouß nignorez point, Monsieur le Ministre, qu'une forte agitation se 
naanifeete dans ce moment en AUemagne comme dans les pays voisins pour 
Tam^lioration des principes du droit maritime en temps de guerre. Les re- 
solutions ci-jointes d'une assemblee de notables ä Br^me ont ete le point de 
d^part des manifestations de la part des Chambres de commerce de Harn- 
bourg, Lübeck, Stettin, Dantaic, Königsberg, Riga, Gothembourg, Trieste, 
AliVers, Maraeille Ac.^ qai se sont adrees^ ft leurs OouTeni«in6»t8 respeetife 
pour les engager i prendre les mesures n^eesaires pour mettre en vigueur 
le grand principe de Timmunit^ de la propriet^ prjv^e sur mer. Ces mani- 
festations etaient toutes spontan^es et n'avaient aucun caractere ofüclel, mai» 
il etait fort nature^ que les gouvemements des pays, dont le commerce 
etait surtout interess^ ä Tadoption du dit principe, regardassent avec faveur 
ce mouvement et prissent en consid^ration des d^marches tendant ä Tappuyer. 

Dans ce cas se trouvaient parmi les ctats Allemands notamment les 
Villes Ans^atiques, dont le commerce en temps de guerre serait gravement 
menacö par les principes de Tanden droit maritime. 

Le Gongres de Paris avait sanctionne un progres consid^rable par 
la declaration du 16. Avril 1856; il etait naturel de penser au Gongres, qui 
va se reunir en 1860 pour continuer cette oeuvre salutaire et assurer un 
plein succ^s au principe de Timmunite de la propriet^ privee sui^ mer. Les 
Senats Anseatiques penserent, qu'il serait a desirer qu'une des grandes puis- 
sances representees ä ce Gongres prtt Tinitiative pour ce but et je fiis 
Charge de sonder ä cet egard le Gabinet de Berlin, aupres duquel j'ai 
rhonneur d^etre accr^dite. Le Bavon de Schleinitz accueillit mes ouverturee 
contidentielles avec une faveur marquee et se montra tout dispose a prendre 
Taffaire en main; pour mieux preciser nos idees et les chances de snoces, 
j'essayai de d^velopper la question dans un memorandum confldentiel, dont 
j*ai rhonneur de joindre copie. 

Mais survint une dif&culte de forme; TAngleterre demanda que les 
deliberations du Gongres se bornassent aux af&ires Italiennes, de manidre 
que les pleins pouvoirs des Ministres se trouveraieat linütes k ranrangemeat 
de cette question principale. Le Baron de Schleinitz ne me cacha point 
que cette circonstance lui rendrait dif&dle une initiative au sein du Gongr^ 



Seerecht in Kriegszeiten. 37 

poar la cause du droit maritime, maie il me proposa de donner au Congrfes ^P- XXXH. 
Toccasion de s'occuper de cette afFaire par une d^marche coUective des Etats si^'^Lbr^' 
maritimes noti repr^sent^. 1859. 

C'est une teile demarche, Monsieur le Baron, que je yiendrai pro- 
poser confidentiellement k Yotre Excellenee au nom des Yilles Anseatiques. 
La Hollande est la premiere.des 6tats maritimes de second ordre, Timpor- 
tance des principes, que nous d^sirons voir adoptes, pour son commerce ne 
me parait point douteuse. Nous souhaitons que le Gouvernement du Roi 
prenne^ Hnitiative pour r^unir sous son ^gide les ötats maritimes non repre- 
sentes au Congr^s et pour saisir cette Assemblee Europ^enne en leur nom 
de la question indiquee. J'aurai Thonneur d'expliquer verbalement dk Votre 
Excellenee d^une maniere plus detaillee lios id^es k cet egard et en atten- 
dant je La prie de vouloir bien agr^er Tassurance de ma respectueuse con- 
sideratioD. 

Le Ministre- Resident des Yilles Anseatiques 
pres S. M. le Roi de Prusse, 

Geffcken. 
S. E. Mr. le Bn. de 6 o1 stein <&c. 



No. XXXIII. 

nSDERlAHDE. — Minister des Auswärtigen an die königlichen Gesandt- 
schaften in Brüssel, Copenhagen, Hannover, Oldenburg und bei den 
Hansestädten. — Vorschlag zu einem gemeinsanien Schritte bei dem 
zn erwartenden Congress Behufs Anerkennung des Grundsatzes der 
Unverletzlichkeit des Privateigenthums im Seekrieg. 

La Haye, le 11. Janvier 18()0. 

Monsieur, -- Lorsqu^en 1856 le Congres de Paris, desirant pr^venir ^^' XXXin. 
les contestations regrettables, auxquelles souvent le droit maritime en temps j ^ januar* 
de guerre donne lieu, emit sa declaration du 16. Avril, les principes y ^nonces i860. 
furent gen^ralement approuves et re^urent Tadhesion de tous les !^tats mari- 
times, ä Texception des l^tats Unis d*Amerique, de TEspagne et du Mexique. 

Ces £tat8 desiraient aller plus loin et adopter ttne base plus large 
que Celle des articles de la declaration. Ils voulaient non seulement abolir 
la course, mais exempter la propri6te priv6e des sujets ou citoyens de cha- 
eune des paHies bellig6rantes de toute saisie sur haute mer, par les bfiti- 
ments publics armes de Tautre partie belligerante. 

Je crois pouvoir me dispenser de d^montrer, combien ce principe 
est en harmonie avec la justice et avec les interSts des iStats qui fönt un 
grand commerce, sans poss^der une marine assez puissante de le proteger 
en toute circonstance« 
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Ko. XXXIIL D^8 lorg 11 n^est pi^ etoanant, qu'au noment (A Ton 3*attexid k la 

11 j»na«r ^^^^^'^ prochaine d'un nouveau coogreB ^ Paris, le commerce eiu>nce de 
i86a tout Qoi6 868 voeux pour qua ce Gongres veuille s^oeciiper de la qoe^laoa et 
continuer roeuyre «alutaire de celui de 1856. 

Las principales cbambres de commerce des Pays Bas se soot adress^ 
au Gouveraement Tout le Nord de TAllemagne s'exprime dans le mSme 
BCDS) tandis qu'4 Anvers, Trieste, au Hftyre, iMarseiUe et ailleurs des aaso- 
ciations se soat formeeB pour atteindre le but d^sire. 

Daus pet 6tat de choses le Gouvernement du Boi oroU devoir pfo- 
poser aox autres J^tats maritimes , non appel^ A faire partie du Congr^ 
la BelgiquBi le Danemarc, le Hannovre, le MecUenbourg^flchwerin, le Meck- 
lenbourg-Strelitz, TOldenbourg et les Villes libres et Anstetiques de faire 
remettre par Tentremide de Leurs L^gations i Paris la note coUective doat 
V0U8 trouverez d Joint le projet, pour rappeler Tattention du coitgr^ aiir 
cette raatifcre importante* 

£o consequence je vous prie,. Uonsieur, de faire dans oe sens une 
d^marche aupr&s du Gouremement — — et de me communiquer sa röponse. 

Agröea, Monsieur^ Fassuranee de ma considöration trös distingute. 

J. K V. GroUtein. 



Anhang. — Entwarf zu dsr su erlassenden CollectlTnote. 

Les Soussignes, Ministres de la Belgique, du Danemarc, du Hannovre, 
des Pays Bas, d'Oldenbourg et des Villes libres et Ans^atiques ont re^u 
Tordre d^adresser, eomme Us ont Thonneur de faire par la präsente k Leurs 
ExeeUences les Plenipotentiaires des Gours de ... , räunis enCk)ngr6s k Paris 
une note coUectiTe pour röclamer leur attention en faveur d'uBe amelioration 
essentielle et definitiFe des principes du droit maritime en temps de guerre. 

Le Congr^ de 1856, convoquö afin dVplanir les difflcultäs qui avaient 
amen6 la guerre de la Crim6e, n'a pas h^sitö de saisir cette occasion pour 
modifier le droit maritime existant avant cette epoque et pour le rendre plus 
en barmonie avec les besoins de Tbumanite et les pröc^ptes de la justice. 
En consequence le Congrds par sa döclaration du 16. Avril 1856 a sanctionn^ 
quatre articles, portant que la course soit abolie ainsi que le blocus fictif, que 
le pavillon couvre la marcfaandise et que les propri^tes neutres k bord d'nn 
navire ennemi sol*nt respectfes, 4 rexception seulement de la contrebande 
de guerre. 

Tout en reconnaissant, que ces articles constituent un y^ritable pro- 
gri^ et tendent k diminuer les maux d^une guerre maritime, il est Evident 
qu'il reste encore nn grand pas i^ faire pour atteindre le but si d^sirable de 
garantir sur mer la prcqpriätä priyöe et de prot^ger le commerce lidte mari- 
time en temps de guerre. 

A cet efiet il fandndt adopter et sanetionner le prindpe qu^en eas 
de guerre la propriötö privöe est mise sur le mdme pied d'inviolabiliti en 



Seerecht in Krlegszeiien. §9 

pleine mer quß sur la j^rre ferme. Le Co^g^&s de 1856 a eommenee To^uvre ^o- xxxm. 
de civilisalion et de justice. Le Congr^ de 1860 semble appele ä Tacbever. iq^JJ^^^j' 

Cett« tftche glorieuse lui est reservee et il a paru coavenable de igeo. 
rii^diquer dans la conviction, que cette indication seule spf&ra pour obtenir 
de la part du Congres retablissemeot du grand principe ci-dessus meotionn^. 

Les Soussign^s saisissent <fec. 



No. XXXIV. 

1IECKLERBUR6-8GHWIRII. — Minister des Auswärtigen an den königl. 

Niederländischen Generalconsnl zu Wismar. •— Ablehnung der Be- 

theiligung an der zu erlassenden Collectivnote an den Congress. 

Schwerin, 18. Januar 1860. 

Der unterzeichnete Minister der Auswärtigen Angelegenheiten beehrt No. xxxivj 
sich auf das Schreiben vom 16. d. M., womit ihm von Sr. Hochvvohlgeboren, Mecklenburg, 
dem Königl. Niederländischen General-Consul Herrn Crull, eine Mittheilung jg^g. 
des Kömgl. Niederländischen Gouvernements in Betreff der Uebergabe einer 
Collectiv-Note an den Congress in Paris zugegangen ist, das Nachfolgende 
ergeben st zu ei'wiedern. 

Die Wünsche, in Kriegszeiten fUr das Privat-Eigenthum auf offener 
See eine ausgedehntere Sicherheit zu gewinnen, sind bekanntlich schon so 
vielseitig und so laut geäussert worden, dass sie von den Seemächten nicht 
überhört sein können. Für den Zweck der Kundgebung scheint es daher 
weiterer Schritte kaum zu bedürfen. Soll dagegen die Gemeinsamkeit offi- 
cieller Aeusserungen von Seiten der mindermächtigen Regierungen einen 
stärkeren Eindruck auf die Seemächte machen, so hegt das Grossherzogliche 
Gouveracment erhebliche Bedenken, ob dieses Mittel dem allgemein ge- 
wünschten Zwecke förderlich sein werde. Zunächst werden sich die See- 
mächte durch Wünsche anderer Staaten schwerlich zu Massregeln bestimmen 
lassen, welche eine wichtige politische Seite haben und worüber eben des- 
halb die Seemächte ^ unter einander sich bisher nicht haben verständigen 
können. Sodann scheint es der Stellung souverainer Staaten kaum entspre- 
chend zu sein, sich durch Uebergabe einer Collectivnote an den Congress in 
eine Lage zu setzen, wo ihnen Abschlag oder Nichtberücksichtigung zu Theil 
werden kann, ganz abgesehen von den Bedenken gegen die Anerkennung 
eines Congresses, als einer zur Regelung ganz verschiedenartiger Fragen 
competenten völkerrechtlichen Behörde. Endlich ist es überhaupt noch zwei- 
felhaft, ob der Congress Statt finden wird oder nicht. 

Unter diesen Umständen glaubt die Grossherzogliche Regierung zur 
Erreichung des auch von ihr sehr gebilligten Zwekes auf andere Mittel und 
Wege sich beschränken zu müssen. Sie hat solche bisher schon, so viel es 

6* 
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No. XXXIV. iiir möglich war, in Anwendung gesetzt und wird unter geeigneten ümstän« 

^it\7nui!f' ^^° <*»™ fortfahren. 

1860. Indem übrigens der Unterzeichnete ergebenst bemerkt, dass der dies- 

seitige (dem Ministerresidenten von Oertling attachirte) Consul, Legations- 
tath Bornemann, zugleich Grossherzogl. Mecklenburg-Strelitescher Oeach&ft«- 
träger am Kaiserlichen Hofe in Paris ist, benutzt er diese Veranlassung, 
Ew. Hochwohlgeboren die Versicherung <fcc. 

J. V. Oertzen. 

Herrn Crull <fec. Wismar. 



No. XXXV. 



No. XXXV. 

Bremen, 

27. Januar 

1860. 



BREMEN. — Der Senat an den königl. Niederländischen Minister-Resi- 
denten. — Zustimmung zu der vorgeschlagenen Coilectivnote an den 

Congress. 

Brftme, le 27. Janvier 1860. 

Monsieur le Ministre. — Apr^s avoir re^u la lettre que Vous avez 
bien voulu m'ecrire en date du 13. Janvier au sujet de certaines modifications 
qu'il s'agirait, k Toccasion du Congr^s coQvoquc k Pans, d'introduire dans 
le droit maritime en temps de guerre, pour le mettre en harmonie avec les 
exigences de notre temps, je n'ai pas tarde de porter cette communication 
interessante k la connaissance du Senat. Celui-ci Ta re^ue avec la plus vive 
satisfaction; il y trouve Texpression de maximes et de sentimens qu'il partage 
parfaitement; Finitiative eclairee que le Gouvernement de Sa Majeste 
Neerlandaise vient de prendre en faveur d'une nouvelle amolioration du code 
international, a du lui Inspirer la plus sinc^re reconnaissance. Quant k la 
dcmarche que Votre Gouvernement propose aux Etats Maritimes non appelea 
k faire partie du Congr^s, dans le but d'inviter ce dernier k s^associer aux 
idees de justice et de civilisation «^noncees dans le projet de note que Vous 
avez bien voulu joindre k Votre lettre, le Senat y doftne sans reserve son 
adhesion; il n'hesitera pas de faire signer, le cas echeant, par son Ministre 
k Paris la note collective, en eommun avec les Repr^entans des autres 
Cabinets qui Tauront approuvee. 

Depuis la reception de Votre lettre, Monsieur le Ministre, la Situation 
des affaires a change, on ne saurait le meconnattre. Le Congr^s convoque 
par TAutriche et la France, se reunira-t-il ? il est permis d'en douter. Mais^ 
quoiqu'il en soit, le service que les Pays-Bas auront rendu aux inter^ts de 
touB les Etats Maritimes, n'en sera pas moins precieux. Dans le cas, mal- 
heureusement trop probable, que le Congr^s viendrait k echouer, nous apprd- 
cierons ce service comme un gage de Tavenir. Le Gouvernement Neerlandais, 
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nouB en sommes persnad^s, continuera d'exercer sa haute et legitime influenoe ^<>* xxxv. 
en faveur d'une cause que les nobles traditions de son Pays recommaudent 27 Januar 
ik ses soins. iseo. 

Yeuillez, Monsieur le Ministre^ agreer les assurances de ma haute 
consideration. 

Ä. Duckmtz. 
Mr. le Bn. Stratenus etc., Hanovre. 



No. XXXVI. 

HAIIOYER« — Minister des Auswärtigen an den königl. Niederländischen 
Minister-Residenten. — Zustimmung zu der zu erlassenden Collectiy- 

note an den Congress. 

Hanovre, 28. Janvier 186(T. 

Monsieur le Baron. — Dans la lettre du 13. d. c. Vous avez bien ^°- ^xxvi. 
voulu me faire part des vues et intentions du Gouvernement des Pays Bas, ga Januar 
relativement au droit maritime en temps de guerre. En Vous exprimant mes 186O. 
remerciments d'une communication d'un si grand inter^t d^actualit6, j'ai la 
satisfaction de Vous pr^venir, que le Gouvernement du Roi, mon Auguste 
Mattre, s'dtait depuis quelque temps d^jä saisi de cette affaire, sujet de vives 
et justes pr^occupations de nos marchands et armateurs. 

Aprös un examen serieux de la question en litige nous n'avons pu 
quVpprouver les votes unanimes du monde commergant et nous croyons ac^ 
complir un devoir en ddclarant ouvertement notre adh^sion a ce grand prin- 
dpe de civilisation, que la propriete priv6e doit §tre placke sur le m^me 
pied d^inviolabilit^ en pleine mer que sur terre ferme. 

En cons^uence, dans le cas oü le congres s'assemblerait a Paris, 
je ne tarderai pas a faire parvenir a notre Envoy6 pres le Gabinet des 
Tuileries Tordre formel de signer et d'adresser au Gongrfes en commun aocord 
aveo les Ministres des Pays Bas, de la Belgique et des autres Etats men- 
tionnös dans Yotre lettre la note coUective dont Vous avez bien voulu me 
eommuniquer le projet, et qui reproduit fidelement, ce que nous pensons et 
desirons. 

Agreez etc. 

Plaien HaUermund. 

Mr. le Bn. Strat6nus <fec., Hanovre. 
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No. XXXVII. 

LOBEGK. — Der Senat an den königl. Niederländischen Minister-Resi- 
denten. — Zustimmung zu der zu erlassenden Collectivnote an den 

Congress. 

Lubec, le 31. Janvier 1860. 

No. xxxvil. Monsieur le Ministre. — J'ai eu Thonneur de re^evoir la lettre, que 

31 "j *^ Voiis avez bien voulu m^adresser en date du 13. Janvier, ainsi que le projet 
1860. d'une note collective y ajoute et je n'ai pas tarde de mettre sous les jeux 
du Senat ces deux pi^ces interessantes. 

Le Senat m'a charge de Vous exprimer d'abord, Monsieur le Minisire, 
cotnbien il apprecie le sfervice, que le Gouvernement de Sa Majeate le Roi 
des Pftys-Bfiiö i-fend k Tamelioratiön des prineipes du droit maritime en tettips 
de guerre, en prenant Tinitiative, poiur r^unir les Etats Maritimes non appeles 
k fi^re partie du Congr^s, eonvoque ä Paris, k une demarche, qui ne man- 
quera pas de donner un fort appui k Tagitation, qui s'est manifestce dans 
1^0 villes comtnerciales de presque tonte TEurope et qui est fond^e sur les 
dethandes de la civilisation et de )a justice. 

Qaoiqu'il soit douteux dans ce moihent, si le Congres se r^nnira, 
le Senat n^apprecie pas moins le merita des effbrts, qui ont un but si noble, 
et ü est persuad^, qu'ils n'ont besoin, que d'^tre continu6s sans oesse, poiir 
Ätre couronnds de succ^s. 

G^est dans cette persuasion, que le S^at avec la plus vive recon- 
naissance donne son adh^ion pleine 6t enti^re au projet d'une note collective^ 
que Yous avez bien voulu me remettre, et, le cas ^ch^ant, il chargera Son 
Ministre-R^ident k Paris de signer la note susdite. 

La conflaace, que nous avons dans le suco^s final des prinoipes 
^nonces, nous fait esp^rer, qne le Oouvernem^it de Sa Hajestd N^erlandaiae, 
mdme däns le cas d'un tehonement entier du Congrds, eontinuera la noble 
initiative, qu'il vient de preiidre, pour provoquer des demarches ult^rieures, 
propres k faire scoepter ces priueipes par les Grandes Puissances Maritimes. 

VeaillM agr^er, Monsieur le Ministre, Tassurance re&ouvelee de ma 
haut^ consid6i*ation. 

Curtvus. 
Mr. le Bn. Stratenus <fec., Hanovre. 
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No. xxxvm. 

DilBKARK. — Minister des Auswärtigen an den köaigl. Niederländischen 
Minister-Residenten. — Zustimmung zu der zu erlassenden CoUectiv- 

note an den Congress. 

Copenhagne, le 7. F^vrier 1860. 

Monsieur , — Par Tofflce que voub m'avez fait Thonneur de No. xxxvm. 
m'adresser en date du 16. Janvier, Vous avez bien voulu me transmettre^ Febr*i860 
copie d'*une depSche, que Vous veniez de recevoir de M. le Ministre des 
Affaires Etrangeres de S. M. le Roi des Pajs Bas, ainsi que du projet d'une 
note collective, que votre Gouvernement desirait voir remettre au proehain 
Congres, reuni k Paris, de la pari des Etats maritimes non appel^s a en 
faire partie, dans le but, que ce Gongres, en continuant Toeuvre de civili- 
sation, commence si bien par le Gongres de 1856 par les modifications 
connues du droit maritime existant alors, sanetionnat le principe qu^en cas 
de guerre la propriet^ privee est mise eur le m^me pied d'inviolabilite en 
pleine mer que sur terre ferme; et Vous avez exprim6 en m^me temps 
Teapoir que je me häterais d'adh^r au nom du Gouvernement du Roi, mon 
Auguste Souverain, au susdit projet de note. 

Ainsi que Vous avez bien voulu me le rappeler, Monsieur, je n'^ai 
pas besitz a Vous declarer verbalement, dans Tentretien, qui a pr^eede 
Votre susdite communication ^crite, que mes sj'mpathies personelles £taient 
tout aequises au grand et legitime principe dont Votre Gouvernement recom- 
mande Tadoption. 

La cons^cration g^n^rale de ce principe r^pondrait entierement aux 
vues, que le Danemarc a de tout temps eu a coeur de faire pr^valoir en 
mauere de droit maritime. 

Par coDS^quent le Gouvernement duBoi k pris connaissance avee le 
plus vif int^rdt de Timportante ouvertore du Gouvernement de S. M. le Roi des 
Pays Bas dont Vous Vous ^tes ainsi portä Torgane, et en n'b^itant pas ä 
declarer de son cöte, qu'il applaudit au principe en question, il adhere volon- 
tiere au projet de note collective precit^, bien qu'en vue du changement sur- 
venu depuis sa communication dans la Situation politique de TEurope et du 
peu de probabilite d'une reunion prochaine du Gongres k Paris, il ne 
saurait encore s'associer d^finitivement k la demarcbe en commun propos^e 
par )e cabinet de la Haje. 

En me livrant a Tespoir, qu^en ^ard aux circonstances actuelles 
Mtte r^ponse satiafera votre Gouvernement, je proßle etc. 

Blixen Finecke. 
Mr. du B i 8 <fec., Copenhague. 
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No. XXXIX. 

FRillKREICE — Minister des Auswärtigen an die kaiserlichen diplo- 
matischen Vertreter im Auslande. — Erlass, betreffend die Behand- 
lung der Schiffahrt während des Krieges mit China.*) 

No. XXXIX. L'Empereur, d'accord avec sa Majest^ Brltannique et sur le rapport 

2&M&nl800 ^^ ^* '^^' ^^ minietre des affisdres ^trangeres, a decid^ le S8. mars demier 

et en prevision des hostilitds qui pourront dtre entreprises contre la 

Chine. 

1. Que les immunitös consacre^s par la ddclaratioD du Cougrte de 
Paris en faveur du pavillon et des marcbandises neutres seront respect^es, 
pendant la duree de ces hostilit^s, ä T^gard des sujets de toutes les puissances 
qui demeureront neutres, märoe de Celles qui n'ont pas encore acc6d6 k cette 
declaration. 

2. Que les sujets Fran^ais ou Anglais auront la faculte de continuer 
leurs relations commerciales avec les Chinois m^me sur le territoire Chinois, 
et que, r^ciproquement les Chinois pourront continuer leur relations de com- 
merce avec les sujets Frangais ou Anglais meme sur le territoire fran^ais 
ou anglais; 

3. Que les propri^t^s frangaises ou anglaises jouiront 4 bord des 
bfttiments chinois qui viendraient ^ dtre captur^ des m^mes immunitds que 
les propri^t^s des sujets neutres; de mdme que les proprintds chinoises 
jouiront ä bord des b&timents fran^ais et anglais des m^mes immunit^s qu'a 
bord des bätiments neutres; 

4t. Que les trait^s internationaux et les regles du droit des gens 
seront appliquds au transport des objets de contrebande de guerre, . k la 
violation des blocus effectifs et ä tous les autres cas oü des bdtiments ou 
des chargements, mdme non ennemis, peuvent dtre saisissables. 



No. XL. 

(rROSSBUTAlIIEI. — Aus dem ,,Report from the Select Committee on 
Merchant Shipping,**) ordered, by the House of Commons, to be 

printed 7. August 1860.^ 

Belligerent Rights at Sea. 

No. XL. The question of belligerent rights at sea, with reference to merehant 

shipping, affects alike the British shipowner in the prosecution of bis businees, 



Grossbrit 

7. Aug. isea 



*) Die entsprechende englische „Order in Council" ist datirt vom 7. Hin 1860. 
**) Mitglieder des Committee: Milner Gibson — Lord Lovaine — Cardwell — 
Thomas Baring — Crawford — Horsfall — John Lewis Ricardo — Somes — 
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and the general interests of Great Britain, and, therefore, the evidence given No. XL. 
on the subject has received from Tour Committee that attention which its „ ^!^^^^t 
gravitj demands. 

Great Britain formerlj asserted principlee of the law of nations, with 
referenee to the rights of belligerents and neutrale, though other nations 
defended maxims in some points difiering from our own. 

But in the war with Russia in 1854, England having formed an 
idliance with France, both nations waived their rights to confiscate enemy*8 
goods on board neutral ships, as also neutral goods, in either case, not con- 
traband of war, found on board an enemy's ship. This mutual but provi- 
aional waiver of belligerent rights, placed the allies in harmonious action, and 
practically countenanced the principle that „free ships make free goods.^ 
Upon the return of peace, the Declaration of Paris of April 1856, signed bj 
Austria, France, Great Britain, Prussia, Russia, Sardinia, and Turkej, gave 
a formal sanction to this principle. Privateering was also abolished. 

America was invited to be a party to this general international 
agreement, but demurred, and coupled at first her assent to the abolition of 
privateering, with the condition that private property at sea should no longer 
be subject to capture. Finally, she refused to be a party to a Convention 
whereby she would be precluded from resorting to her merchant marine for 
privateering purposes in case she became a belligerent. But this is not sur- 
prising, for the United States have obtained a recognition of the rights of 
neutrals for which they contended throughout a former period of hostilities; 
and Great Britain has surrendered her rights without any equivalent from 
the United States. Our shipowners will thereby be placed at an immense 
disadvantage in the event of a war breaking out with any important Euro- 
pean power. In fact, should the Declaration of Paris remain in force, during 
a period of hostilities, the whole of our carrying trade would be inevitably 
transferred to American and other neutral bottoms. 

From the evidence given hy various witnesses, it appears that at a 
recent period , upon a mere rumour of war in Europe , in which it was ap- 
prehended that Great Britain might be involved, American and other neutral 
ships received a decided preference in being selected to carry produce from 
distant parts of the world to ports in Europe, whereby even in a period of 
peace British shipowners were seriously prejudiced. It seems, therefore, that 
the State of international law, with referenee to belligerent rights affecting 
merchant shipping, cannot remain in its present state; for whilst England 
may be involved in any great European war, the United States are almost 
certain to be neutral; and thus our great maritime rival would supplant us 
in the carrying trade. 

We must therefore either secure the general consent of all nations 
to establish the immunity of merchant ships and their cargoes from the de- 
predations of both privateers and armed national cruisers during hostilities; 
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No. XL. or we must revert to the maintenance of our anoient rights, wbereby relying 

7 Aa*^ imi "P^° ^"^ maritime superioritj,- we may not merely hope to guard unmole&ted 

our merchant shipping in the prosecution of their busioess, but n)ay capture 

enemies' goode in neutral ships, and tlius prevent other nations from seieing 

the carrying trade of the kingdom during a State of hositiiities. 

Your Committee consider it their duty to call the attentiop of Yo^i' 
Honourable House to the great importance of this question, wbicb, if not 
solved during a period of peace, may cause incalculable embarrassment at 
the outbreak of a war. It is doubtless the Prerogative of the Crown to ia- 
itiate proper measures to maintain the honour and guard the interests of the 
country in this respect. Your Committee, however, cannot but ßxpress the^r 
opinipn that a compact, like tbe Declaration of Paris, to which a great mari- 
time Power has refused to be a party, may, in the event of hostilities, pro- 
duce complications highly disastrous to British interests. As ipatters stand, 
England is under all the disadvantages of ÜiQ want of reciprocal pledges on 
the part of the United States to refrain from privateering, or from the attempt 
to break a blockade, which, as heretofore, a sense of self-preservation might 
compel Great Britain to establish; while powers so unpledged, urged by 
every motive of self-interest , would be in a position to inüict the deepest 
injury upon British interests, under the same unjustifiable pretences as were 
put forth during the war at the commencement of the present Century. 

Your Committee have thought it their duty thus briefly to point out 
to Your Honourable House the present unsatisfactory position of this question 
as it immediately affects British merchant shipping. They have done so in 
the confidence that the whole subject will receive due attention in that quarter, 
where the responsibility rests of taking such measures, in concurrence with 
foreign Powers, as may place the present international regulations on a better 
footing. Your Committe^s are aware that grave objections have been urged 
by high authorities against any further step in advance; but they cannot 
close this brief comment on so important a question without expressing a 
hope that Your Honourable House will agree with them in the opinion that, 
in the progress of civilisation and in the cause of humanity, the time had 
arrived when all private property, not contraband of war, should 
be exempt from capture at sea. Your Committee are of opinion that 
Great Britain is deeply interested in the adoption of this course. This 
country has at all times a much larger amount of property afloat than any 
other nation, and consequently requires a very large naval force to protect 
her merchant shipping, perhaps at a time when the whole of our ships of 
war may be urgently wanted to defend our shores. *) 



*) Bald nach VoUendung dieses Berichts nuternaboi Mr. Lindsay eine AgitationsreUe 
nach den Vereinigten Staaten, nm für die iibereinstinimcnde Erledigung verschiedener, die Schiff- 
fahrt beider I4lnder berabnmder Angelegenheiten aaf dem 'Wege des Btaatsvertrages, beEiehnngR- 
-weise der beiderseitigen Landesgesetzgebnng zu -wirken. In seinen, vor Öffentlichen Veisamm- 
Inngen (in Boston, Newyoric u. a. a. OO.) gehaltenen Reden berührte er auch die Kriegs- 
rechts frage, nnd äusserte sich nach seiner Räckkehr im Dezember, laut gesandtschaftlichen 
Berichten, befViedigt über den Stand der öffentlichen Meinung in Amerika in dieser Beziehung. 
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No. XU. 

CBtSSBRITAMlIlII. — Unterhaussitznng vom 18. Februar 1861. — Inter- 
pellation wegen der zur Ausführung des Berichtes des Schifffahrt- 
Committees etwa gethanen Schritte. 

Mr. Hör 0f all asked ihe noble lord the Seoretary of State for No. xll 
Foreign Affaire whether any »teps had been taken by Her Majesty's Covern- ^*?*^"Lq 
ment with the view of carrying out the recommendatione of the Shipping 
Gommittee of laet year on the subject of beliigerent rights at dea. 

Lord J. R u 8 8 e 1 1. — No steps have been taken by Her Majesty^s 
Government with a view of carrying out the recommendations of the Ship- 
ping Gommittee of last year on the subjeet of beliigerent rights at sea, and 
perhaps the House will allow me to state the reasons for which I have not 
taken any such steps. I found that when the matter was under discussion 
with the American Government the opinion of Lord Clarendon seems to 
have been unfavourable to the proposal that private property at sea should 
be respected du ring war. No final decision was come to, and no ofScial 
communication was made, and Ihe American Government expressed a wish 
that all communication upon the subjeet should be suspended. Some time 
aflerwards Mr. Dallas read to me a despatch of considerable length and 
much ability, which was addressed to Mr. Mason at Paris. In that despatch 
it was stated by the American Government that it was impossible that 
private property on board beliigerent vessels should be respected at sea; 
but General Cass added that he considered that the right of blockade as 
authorized by the law of nations was a great abuse; that the only ease in 
which a blockade ought to be peimitted was when a land army was 
besieging a fortified place, and a fleet was employed to blockade it on the 
other side; but that any attempt to interrupt trade by a blockade, or to 
blockade places which were commercial ports, was an abuse which ought 
not to be permitted. That, of course, opened a still wider question. My 
answer to that despatch was simply that, as the war had ceased, and the 
treaty of Paris had been concluded, it was not advisable to continue that 
discussion. The proposition itself seems to me to be one of the utmost 
magnitude. It is, in fact, a proposal that there being two Powers, one of 
which has a very streng army and a etrong navy, the other having an 
army inferior in numbers, but a superior navy, that the Power which has the 
superior navy should forego all the advantage to be derived from that 
source, and allow the contest to be decided by military force aloue. (Hear, 
hear.) Its adoption would in the next place tend rather to prolong than to 
shorten wars, because one way in which a great maritime Power can act 
as a beliigerent is to cripple the trade of its Opponent. The greater its 
strength as a maritime Power the greater is its power to do this, and the 
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No. XLL better its chance of brioging the war to a favourable tennination. If tliis 

Grossbrit 
1& Febr. 1861. 



"^ " proposition were accepted, the whole of the power would be gone wbich 



has hitherto rendered Great Britain so formidable at sea. (Hear, hear.) In 
the next place, I perceive difficulties in detail which would be insurmottot- 
able. The mercantile navy of a belligerent would be free from capture, 
bat no one could saj when a number of vessels, apparently merchant sfaips, 
appeared off the coast, that thej might not be used' for purposes of war, and 
that they did not contain — 

Mr. Bright rose to order. He wished to know whether the noble 
lord was acting regularly in going into a lengthened argument on a difBeuU 
subject in reply to a question put to him, when no other member holdiog 
different views would have an opportunity of answering him. 

The Speaker. — It has always been usual to accord greater lati- 
tude to a Minister than to a private individual in answering questions which 
may be put to him. (Hear, hear.) Questions, indeed, are seldom addressed 
to private individuals. The noble lord was explaining the reason why he 
had not acted in the manner which the hon. member who put the question 
assuraed that he had done. Undcr these circumstances the House will 
probably not consider that the noble lord was out of order. (Cheers.) 

Lord J. Russell. — A Select Committee of this House having 
made certain recommendations, in, I think, very positive terms, it might be 
assumed that it was my duty to have acted in conformity with them, and 
to have taken somc steps for carrying them out. I therefore ventured to 
explain tq the House why I did not consider it prudent to adopt such 
measures. (Hear, hear.) I do not wish to enter further into the argument, 
beyond saying that I regard the question as one affecting the whole maritime 
power of this country (Opposition cheers), and that I think any Minister 
of the Crown ought to be most cautious in taking any final step. 



No. XLIL 

TEREIHlCrTK STAÄTEV ?0H AMERIKA.— Der Staats-Secretär des Auswärtigen 

an die Gesandten der Vereinigten Staaten in Europa. — Die Annahme 

der Pariser Seerechts-Declarationen betreffend. 

Department of State. Washington d/c 24th April 1861.*) 

No. XLII. The ^advocates of benevolence and believers in human progress, en- 

^staMef * couJ^g^^ ^y **^^ slow though marked meliorations of the barbarities of war, 
24. April which have obtained in modern times, have been, as you are well aware, 



1861. 



*) Am 17. April hatten die s. g. Conföderirten Staaten die Ansgabe von Eaper- 
briefen beschltieden (St. A. No. &3) und erliessen unter dem 6. Mai die betreffende Aosföhrangv- 
vemrdnung. (St. A. No. 55). Am 8. Anguist bescbloi» der Congress zu Richmond to 
accept the 2d., Sd. and 4th. clauses of the (Paria) declaration and to decUne to assent to the 
flrst clause thereof. 
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Tecentlj engaged with much aesiduity io endeavouring to effect some modi- No. XLII. 
fications of the law of nations in regard to the rights of neutrals in maritime IJ^i^^* 
war. In the spirit of these movements the President of the United States 24. April 
in the year 1854 submitted to the several maritime nations, two propositions, ^^*- 
to which he solicited their assent as permanent principles of International 
law, which were as follows: 

1. Free ships make free goods, that is to saj that the effects or 
goods belongiog to subjeets or Citizens of a power or State at war are free 
from capture or confiscation when found on board of neutral vessels, with 
the exception of articles contraband of war. 

2. That the property of neutrals on board an enemy's vessel is not 
subject to confiscation unless the same be contraband of war. 

Several of the govemments to which these propositions were sub- 
mitted expressed their willingness to accept them, while some others which 
were then in a State of war intimated a desire to defer acting thereon until 
the return of peace should present what they thought would be a more aus- 
picious season for such interesting negotiations. 

On the 16th of April 1856 a congress was in Session at Paris. It 
consisted of several maritime powers represented by their Plenipotentiaries, 
namely Great Britain, Austria, France, Prussia, Sardinia and Tuii^ey. That 
congress having taken up the general subject to which allusion has already 
been made in this letter, on the day before mentioned, came to an agree- 
ment which they adopted in the form of a declaration to the effect foUowing, 
namely : 

1. Paivateering is, and remains abolished. 

2. The neutral Sag Covers enemy's goods, with the exception of 
contraband of war. 

3. Neutral goods with the exception of contraband of war are not 
liable to capture under enemy's flag. 

4. Blockades, in order to be binding, tnust be efiective; that is to 
say, maintained by force sufficient really to prevent access to the coast 
of the enemy. ' 

The agreement pledged the parties constituting the Congress to bring 
the declaration thus made to the knowledge of the States which had not 
been represented in that body and to invite them to accede to it. The 
Congress however at the same time ineisted in the first place, that the de- 
claration should be binding only on the powers who were or should become 
parties to it as one whole and indivisible compact, and secondly, that the 
powers, who had agreed and those who should afterwards accede to.it, should 
after the adoption of the same enter into no arrangement on the application 
of maritime law in time of war whithout stipulating for a strict observance 
of the four points resolved by the Declaration. 

The declaration which I have thus substantially recited, of course 
prevented all the Powers which became parties to it from accepting the two 
propositions, which had been before submitted to the maritime nations by 
the President of the United States. 
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Ko. XLII. The declaration was in due time eubmitted bj ihe QovernmenU 

StiÄt^n**^ r^reeented in the Congress at Paria to the Goverameul of the United States. 

24. April 1^^ President about the 14th of July 1856 madeknown to the Statee 

1861. concerned his unwillingness to aceede to the Declaration. In making that 

announceooent in behalf of tkis Government, my predecessor, Mr. Marej, 

called the attention of those States to the following points, namelj: 

1. That the second and third propositions contained in the Paris 
declaration are substantiallj the same with the two propositions wbich had 
before been submitted to the maritime States bj the President. 

2. That the Paris declarations with tlie conditions annexed were 
inadmissible by the United States in three respects, namely: 

1"? that the Government of the United States could not give its 
assent to the first proposition contained in the declaration, namely that 
^Privateering is and remains abolished'', although it was willing to accept it 
with an amendment which should exempt the private property of iudividuals 
though belonging to belligerent States from seizure or confiscation by national 
vessels in maritime war; 

2^?^ that for this reason the stipulation annexed to the Declaration 
that the four propositions must be taken altogether or rejected altogether 
without modification could not be allowed; 

3'{'r that the fourth oondition annexed to the declaration whieh pro- 
vided that the parties acceding to it should enter into no negotiations for 
any modifications of the law of maritime war with nations which shouM not 
contain the four points contained in the Paris Declaration seemed inconsistent 
with a proper regard to the national sovereigntj of the United States. 

On the 29th of July 1856 Mr. Mason, then Minister of the United 
States at Paris, was instructed by the President to propose to the Govern- 
ment of France to enter into an arrangement for its adherenee with the 
United States to the four prineiples of the Declaration of the Congress of 
Paris, provided the first of them should be amended as specified in Mr. 
Marcy's note to the Count de Sartiges of the 28th of July 1856. Mr. Mason 
aocordingly brought the subject to the notice of the Imperial Government of 
France, whieh was disposed to entertain the matter favorably but whioh failed 
to communicate its dedsion on the subject to him. Similar instmetions re> 
garding the matter were addressed by this Department to Mr. Dallas oar 
Minister at London, on the 3l8t of January 1857, but the propositioa above 
refen-ed to had not been directly presented to the British Govemmant by 
him when the administration of this Government by Franklin Pierce came fcQ 
an . end on the 3d of March 1857 and was suoeeeded by that of Janes 
Buehanaa,' who directed the negotiations to be arrested for the purpoae of 
enabling him to examine the questions involved and they have ev«r eine« r^ 
mained in that istate of Suspension. 

The President 'of the United States has now taken the subjeot iato 
consideration , and he is prepared to communioate his views upon it with a 
desire to bring the negotiation to a speedy and satiafactory eonolttsion. 
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For that purpoae you are herebj instructed to aeek an early oppor- Na XLU. 

tooity to call Ihe attentioii of Government to the öubjeot and to ap- ^^^^^^^ 

eertain whether it remalns disposed to renew negotiations for the acceasion ^. Aprii 
of the Government of the United States to the Declaration of the Paris Con- iö6i. 
gress with the conditions annexed by that bodj to the same, and if jou 
ehall find that Government so disposed you will then enter into a Convention 
to that eflfect, substantially in the form of a project *) for that purpose here- 
with transmitted to you — the Convention to take effect from the time when 
the ratifications of the same shall have been exchanged. 

It is presumed that you will need no special explanation of the 
sentiments of the President on this subject for the purpose of conducting the 
necessary Conference with the Government to which you are accredited. Its 
assent is expected on the ground that the proposition is accepted at its Sug- 
gestion and in the form it has propoeed. For your own Information it will 
be sufBcient to say that the President stUl adheres to the opinion 
expressed by my predecessor Mr. Marcy that it would be emin- 
ently desirable- for the good of all nations that the property and 
effects of private individuals^ not contraband, should be exempt 
from seizure and confiscation by national vessels in maritime 
war. If the time and circumstances were propitious to a pro- 
secution of the negotiations with that object in view he would 
djreot that it should be assiduously pursued. But tiie right season 
seems to have passed at least for the present. Europe seems, once more, 
on the verge of quite general wars. On the other band a portion of the 
American people has raised the Standard of insurrection, proclaimed a pro- 
visional Government and through its Organs taken the.bad resolution to in- 
vite privateers to prey upon the peaceful commerce of the United States. 

Prudence and humanity combine in persuading the President under 
these circumstances that it is wise to secure the lesser good ofiered by the 
Paris Congress instead of waiting indefinitely in hope to obtain the greater 
one- ofiered to the maritime nations by the President of the United Btatea. 

I am etc. 

Seward. 



Anmerkung. — In Folge der durch diese Depesche gegebenen 
Anregung kam in der That ein Vertrag mit Russland zu Stande, in welchem 
die Vereinigten Staaten die Grundsätze der Pariser Declaratk)nen pure 
aneiiiannten. Derselbe gelangte jedoch nicht zur Ratification , da die gleich- 
zeitig mit England und Frankreich angeleiteten Verhandlungen an den 
Sehwierigkeiten der momentanen politischen Constellation scheiterten. Der 



*) Der Eingang des Eot^vurfs lautet: — (the contracting parties) „beeing eqnallj ani- 
mated by a deslre to define with more precision the rights of belügerents and neutrnls in time 
of war ". Der di»po$itiTe Artil&el wiederholt den Wortlaut der Pttriaür DeekmitioB. 
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No. XLH. hierauf bezügliche ßchriftenwechsel zwischen Washington, Paris und London 
Staate?* 00^^* ö^ch im zweiten Bande des ^Staatsarchiv.** Für den hier vorliegenden 
24. April Gegenstand der Betrachtung sind daraus besonders folgende Stellen hervor- 
1861. zuheben: 

1 ) aus einer Depesche von Seward an Mr. Adams in London d. d. 1. Juli 1861: 
It remains only to saj that while we would prefer to add Mr. Marcy^s 
amendment, exempting private propertj of belligerents from confiscation 
in maritime war, and desire you to stipulate to that effect if you can, 
yet we are, nevertheless, ready and willing to accede to Üie Dedaration 
of the Congress of Paris if the amendment cannot be obtained . . . 

2) aus einer Depesche desselben an denselben d. d. 7. Septbr. 1861: 

It is my desire that we may withdraw from the subject, carrying away 
no feelings of passion , prejudice or jealousy, so that in some happier 
time it may be resumed, and the important objects of the proposed Con- 
vention may be fully secured. I believe that the propitious time is even 
now not distant ; and I will hope that when it comes Great Britain will 
not only willingly and unconditionally accept the adhesion of the United 
States to all the benignant articles of the Dedaration of the Congress at 
Paris, but will even go further, and, relinguishing her present objeetions, 
consent, as the United States have so constantly invited, that the private 
property, not contraband, of Citizens and subjects of nations in collision 
shall be exempted from confiscation equally in warfare waged on t^e 
seas, which are the common highways of all nations. ... 



No. XLIII. 

PREÜS8BI. — HlDister des Auswärtigen an den königl. Gesandten in 

Washington. — . Die Keutralität Preussens und die Behandlung der 

neutralen Schifffahrt betreffend. 

Berlin, den 13. Jnni 1861. 

No. XLIII. Die verschiedenen hier eingegangenen Berichte, mittdst deren Ew. 

PreuBsen, Hochwohlgeboren mich von den Ereignissen in Eenntniss setzen, durch 
1861. welche der innere Frieden der Union gestört worden ist, haben meine ernste 
Aufmerksamkeit in Anspruch genommen. Die Hoffnung, welcher wir uns 
bisher so gern ttberliessen, den eingetretenen Conflict zwischen der Bundes* 
regierung und verschiedenen südlichen Staaten der Union einer friedlichen 
Schlichtung entgegengefahrt zu sehen, ist leider Angesichts der vorliegenden 
Thatsachen in die Ferne gerückt. 

Die unzweifelhafte Thatsache des inneren Kriegszustandes, in welchem 
die Union sich nunmehr befindet, ist für die Königliche Regierung eine Quelle 
Uefen Bedauerns.* Die Verhältnisse inniger Freundschaft, welche Preussen 
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mit der Regierang der Vereinigten Staaten verknüpfen, bestehen seit der ^^' XLIIL 
Gründung der Union. Dieselben sind im Verlaufe fast eines Jahrhunderts i^°^q^* 
durch den Wechsel der Ereignisse zu keiner Zeit gestört, in keiner Weise 1861. 
beeinträchtigt worden. Durch eine Reihe von Verträgen, bei denen vorzüg- 
lich die Förderung der beiderseitigen Handels- und Verkehrs-Interessen ins 
Auge gefasst worden ist, haben die innigen Beziehungen zwischen beiden 
Staaten ihre gedeihliche Befestigung gewonnen. Zu keiner Zeit hat zwischen 
beiden Mächten eine GoUision widerstreitender Interessen stattgefunden. Der 
Aufschwung, welchen die innere Wohlfahrt der Union genommen hat, der 
von Jahr zu Jahr zunehmende Umfang der durch das Band der Eintradit 
aneinander geknüpften Staaten, die Machtstellung, zu welcher Nord-Amerika 
nach Aussen gelangte, konnte von Preussen stets ohne Missgunst betrachtet, 
vielmehr nur nut aufrichtigen Sympathien begrüsst werden. 

Um so lebhafter haben wir es zu beklagen, wenn die Foi*tdauer so 
gedeihlicher Zustände durch die eingetretene Störung der inneren Eintracht, 
deren bisher uuerschüttertes Bestehen die sicherste Grundlage der Union ge- 
bildet hat, nunmehr in Frage gestellt erscheint. Es steht der Könighchen 
Regierung weder zu, die Ursachen des tliatsachlichen Bruches zu erörtern, 
noch Ober die streitigen Fragen, welche lediglich iunere Verhältnisse der 
Union betreffen, ein Urtheil fallen zu wollen. Unser grosses Bestreben wird 
darauf gerichtet sein, den Vereinigten Staaten gegenüber unsere bisherige 
Stellung auch unter den schwierigen Umständen der Gegenwart zu bewah- 
ren. Es werden jedoch durch die ernste Wendung, welche der ausgebro^ 
ebene Conflict bereits gewonnen hat und durch die in Folge dessen von der 
Bundesregierung selbst getroffenen Massr€^eln in Bezug auf Blockaden und 
die Behandlung der neutralen Schifffahrjb auch diesseitige Interessen wesent- 
lich und empfindlich berührt, und es hat die KönigHche Regierung mithin 
sich zur Pflicht zu machen, auf den völkerrechtlich und vertragsmässig be- 
gründeten Schutz derselben Bedacht zu nehmen. 

Ew. Hochwohlgeboren befinden Sich in vollständiger Kenntniss von 
den Verhandlungen, welche seit einer Reihe von Jahren zwischen Preussen 
und den Vereinigten Staaten über die Grundsätze gepflogen worden sind, 
welche in Bezug auf die Rechte der neutralen SchifiTahrt bei Seekriegen ge- 
genseitig zur Anwendung zu bringen sein würden. Es bleibt das Verdienst 
des nordamerikanischen Gabinets, in dem uns im Jahre 1854 vorgelegten 
Vertrags-Entwurfe die Initiative zur Geltendmachung freisinniger, die eben 
gedachten Rechte in erweitertem Umfange sicherstellender Grundsätze ergrif- 
fen zu haben. Bereitwilligst sind wir damals den Vorschlägen Nordamerikas 
entgegengekommen, und wenn die von Ew. Hochwohlgeboren geführten Un- 
terhandlungen ohne den erwünschten Erfolg geblieben sind, indem man dort- 
seits Anstand nahm, auf die von uns beantragte Abschaffung der Kaperei 
einzugehen, so ist inzwischen doch dem allgemein empfundenen Bedürfniss, 
die Rechte der neutralen SchifiTahrt bei Seekriegen auf ausgedehnter und 
unerschütterlicher Grundlage gegenseitig zur Anerkennung gebracht zu sehen, 
von Seiten der grossen Seemächte Europas in dankenswerther Weise Rech- 
nung getragen worden. Die in Paris vereinbarte seerechtliche DeclaratioQ 
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Ko. XLni. vom 16. April 1856 legt hiervon Zeugnids ab. Sftmmtliche Staaten Europas 
^^T^"' "^^* ^^^^^^'g®*' Ausnahme Spaniens, sind derselben beigetreten. Wenn die 
]jg6i. Vereinigten Staaten von Amerika mit Rttcksicht auf den ersten, die Abschaf- 
fung der Kaperei betreffenden Grundsatz zu unserm Bedauern Bedenken ge^ 
trag^a haben, ihren Beitritt zu der Pariser Declaration zu erklären, so veiv 
kennen wir nicht die freisinnige und wohlwollende Absicht, von welcher da« 
dortige Cabinet hierbei geleitet worden ist. Dieselbe gab sich in dem Ge- 
genvorschlage des Pr&sidenten Pierce zu erkennen, wonach der Grundsatz, 
dasB Privateigenthum zur See überhaupt unverletzbar sein solle, unter die 
Bestimmungen des Völkerrechts aufzunehmen sein würde. Leider ist ee dem 
Präsidenten nicht gelungen, mit diesem Vorschlage durchzudringen; die Wür- 
digung, welche wir ihm haben zu Theil werden lassen, ist Ew. Hoohwobl- 
geboren hinlänglich bekannt. 

Bei den hiernach obwaltenden Zweifeln über die Behandlung, wel- 
cher die neutrale Schififahrt während des dort thatsächlich eingetretenen 
Kriegszustandes unterzogen werden möchte, habe ich Ew. Hochwohlgeboren 
zu ersuchen, diese wichtige Frage gefälligst zum Gegenstande einer freund- 
schaftlichen und offenen Auseinandersetzung mit dem dortigen Staatssecretair 
machen zu wollen. 

Am erwünschtesten würde es uns freilich sein, wenn die Regierung 
der Vereinigten Staaten diese Veranlassung ergriffe, um ihren Beitritt zu der 
Pariser Declaration zu erklären. Sollte dies nicht zu erreichen sein, so wer- 
den wir uns zur Zeit damit begnügen, dass man dortseits eine bindende Er- 
klärung erfolgen lässt, für die Dauer des eingetretenen inneren Kriegszustan- 
des in Bezug auf die neutrale Schiffiahrt überhaupt die Grundsätze 2 und 
3 der Pariser Declaration zur Anwendung bringen zu wollen. Die Bestim- 
mung des Grundsatzes 2, dass die neutrale Flagge die feindliche Ladung 
decke, mit Ausnahme von Kriegs-Gontrebande, ist der preussischen SchiffTahrt 
durch den, in unserem Vertrage mit den Vereinigten Staaten vom 1. Hai 
1828 wieder angenommenen Artikel 12 des Vertrages vom 10. September 
1785 diesen gegenüber bereits zugesichert. Wir legen jedoch besonderen 
Werth darauf, dass man dortseits diesen Grundsatz gegenwärtig auf die neu* 
trale Schiffiahrt überhaupt und allgemein zur Anwendung zu bringen be- 
sehliessea möge. Wir bezweifeln dies umso weniger, ala laut einer durch 
den Staateoecretär L. Gass unter dem 27. Juni 1859 an den Gesandten der 
Vereinigten Staaten in Paris gerichteten, und auch uns mitgetheilten Depesche, 
der damalige Präsident, ohne übrigens der Pariser Declaration beizutreten, 
ausdrücklich in Anspruch genommen hat, dass der Grundsatz, die neutrale 
Flagge deckt die feindliche Ladung (Kriegs-Gontrebande ausg^ommen), auch 
in Bezug auf die SchiffTahrt der Vereinigten Staaten stets und von allen 
Seiten in Anwendung gebracht werde. 

Was den Grundsatz 3 betrifft, wonach neutrales Eigentbum unter 
feindlicher Flagge (Kriegs-Gontrebande ausgenommen) unverletzlich ist, so 
isl die dortseitige Anerkennung desselben für die neutralen Mächte ein drin« 
gendes Bedürfniss. Bleiben Zweifel bestehen, dass dieser Grundsatz zur An- 
wendung kommen werde, so sind die Handelsfunternehmungen neutraler Staa^ 
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ten unTenDQidlioheQ Ersehatterungen ausgesetzt, und es sind selbst OolHsionen ^^' XLm: 
bedenklicher Art au befürehten^ deren Eintreten rechüseitig vorgebeugt zu 13^°^°' 
sehen wir wenigstens angelegentlich wünschen müssen. * 186I. 

£a wird zu grosser Befriedigung dienen, wenn Ew. Hoehwohlgebo- 
ren baldmöglichst werden berichten können, dass die Eröfihungen und An- 
tri&ge, mit welchen Sie nach Vorstehendem beauftragt sind, eine en<^gen* 
kommende Aufnahme gefunden haben. 

Schleinitz. 
Freihecnl von Gerolt, Washüigton. 



No. XLIV. 

BRUn. — * Minister-Resident in Washington an die Senatecommission 

für die auswärtigen Angelegenheiten. — Einen Vertrag zwischen den 

Hansestädten und den Vereinigten Staaten über das Seekriegsrecht, 

unter Aufnahme des Harcy'schen Amendements, betreffend. 

Washington, 8. Juni 1361. 

Am 30. V. M. habe ich die in beglaubigter Abschrift anliegende No. XLIV. 
Note des Staatssecretairs Seward vom 29. v. M. erhalten, wodurch mir der- ®'®™®^'» 
selbe die am 24. April an verschiedene diesseitige Gesandte in Europa er- \^^^ 
lassene Instruction und den Entwurf einer Convention wegen unveränderter 
Annahme der Grundsätze der Pariser Seerechts declaration von 1856 mit dem 
Bemerken mittheilt, dass er bereit sei, auch mit Bremen einen ähnlichen 
Vertrag abzuschliessen. Da die fragliche Instruction zugleich die Ansicht 
ausspricht, dass der Präsident auch jetzt noch dem Marcj^schen Amendement 
zur Pariser Declaration vor dieser selbst den Vorzug geben würde, so hielt 
ich es für richtig, zunächst noch mit dem Staatssecretair darüber zu con- 
feriren, ob ein Vorschlag meiner Regierung, das fragliche Amendement in 
den mitgetheilten Conventionsentwurf aufzunehmen, Berücksichtigung finden 
würde. Herr Seward lehnte es ab, hierauf eine bestimmte Antwort zu er- 
theilen, und beschränkte sich auf die Erklärung, dass er allerdings die Be- 
merkung in Betreff des fraglichen Amendements deshalb in die Instruction 
vom 24. April aufgenommen habe, um den Europäischen Regierungen, die 
dazu geneigt sein möchten, Gelegenheit zu geben, in dieser Beziehung Sug- 
gestionen zu machen, dass aber der Hauptzweck seines Vorschlags darin be- 
stehe, die südlichen Kaper baldthunlichst in den Augen von ganz Europa zu 
Piraten zu stempeln. So lange die südliche Conföderation nicht anerkannt 
werde, — und er möge nicht glauben, dass irgend eine fremde Regierung 
sich so weit vergessen könne, eine solche Anerkennung auszusprechen, — 
sei natürlich jeder Vertrag, den die hiesige Regierung abschliesse, auch für 

7* 
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No. XLVi. ÜQ södlichen Staaten der Union bindend, und sofern solcher Vertrag Kaperei 
3^jim^' aiisschliesse, werde dadurch sugleii^ der Stab Über die von jenen Staaten 
1861. ausgertt^teten Kaper gebrochen. -— Obwohl der Staatsseoretair keine Andeu- 
tung darüber machte, dass ein Vertrag mit Bremen und den beiden andern 
Hansestädten, wodurch das Marcj'sche Amendement angenommen werde, 
durchaus einseitig sein würde, weil die Hansestädte keine Kriegsmarine be- 
sitzen, liegt der Gedanke doch nahe, dass dieser Umstand ihn von einer be- 
stimmten Erklärung über seine Bereitwilligkeit, die vorgeschlagene Conven- 
tion solchergestalt zu modificiren, abhielt. Ich vermag darin jedoch keinen 
Grund zu finden, mich nicht ausdrücklich zu instruiren, auf Annahme des 
Marcj'schen Amendements zu insistiren, und dürfte es sich m. E. nur fragen, 
ob die Annahme solchen Amendements zur conditio sine qua non des Ab- 
schlusses der beantragten Convention zu machen sei oder nicht. Diese 
Frage vermag ich lediglich zur Erwägung zu stellen. 

Auf meine Anfrage, ob eine ähnliche Mittheilung wie die anliegende 
für Bremen bestimmte, auch an Lübeck und Hamburg ergehen werde, er- 
wiederte der Staatssecretair, dass das allerdings nicht beabsichtigt sei, da 
die hiesige Segierung keinen directen diplomatischen Verkehr mit diesen 
beiden Staaten unterhalte. Er werde es aber dankbar anerkennen, wenn 
ich veranlassen wolle, dass die fragliche Mittheilung von Bremen aus auch 
den beiden Schwesterstädten zugestellt werde, da er gerne bereit sei, auch 
mit diesen einen ähnlichen Vertrag abzuschliessen. Ich darf daher gehor- 
samst anheimgeben, diesem Wuusche des Staatssecretairs zu entsprechen, 
und wird es kaum der Bemerkung bedürfen, dass ich es mir zur Ehre an- 
rechnen würde, falls solches fUr zweckmässig erachten werden sollte, die 
fraglichen Verhandlungen für die drei freien Hansestädte zu ftlhren. — — 



Mit ausgezeichneter Hochachtung dSüc. 
An die Senatscommiasion <fec., Bremen. 



R. ScMeiden. 



No- XLV. 

BRBMEH. — Minister-Resident in Washington an die Senatscommission 

für die aaswärtigen Angelegenheiten. — Bericht über den Fortgang 

der Verhandlungen über eine Seerechts-Convention swischen den 

Hansestädten und den Vereinigten Staaten. 

Washington, 16. Juli 1861. 

No. XLV. Das geehrte Schreiben des Herrn Senators Dr. Smidt vom 26. ▼. M . 

^r'juH ^^^^^ beigefügter Vollmacht zum Abschlass einer Conventioft über das See- 
1861. recht in Kriegszeiten ist mir vorgestern zugegangen. Da es keineswegs un- 
möglich ist, dass der Congress nosh in dieser Woche oder doch in den 
ersten Tagen der nächsten Woche seine Sitzungen schliessen wird, so habe 
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ich adth beeilt, deo Staatssecnretur und den VoraitBeiidea des Senats-Comit^'B • ^<'' ^^^^* 
ftr die auswftrtigen Angelegenheiteii trote des Sonntags sofort au&usuchen. j^^.^ J^^ 
Bdde erkiftrtea sieh bereit, die Sache nach Möglichkeit zu fördern, nnd Hr. 1861. 
Seward bestimmte sofort zu gestern Mittag um 12 Uhr die erste Conforens, 
an welcher ausser ihm audi der Director im Staatsdepartement, Hr. Hunter, 
Theil nahm. Ich legte den Herren die inzwischen von mir ausgearbeiteten, 
am Fusse dieses im deutschen Text abschriftlich hinzugefügten Amendements 
zu dem mit No. 66 eingesandten Vertragsentwurf der hiesigen Regierung 
vor. Obwohl der erste Eindruck, den meine Vorschläge hervorbrachten, 
gQnstig KU sein schien, konnte ich mich doch nicht wundern, dass der Staats- 
seeretair dieselben näher zu prüfen wünschte, ehe er eine bestimmte Erklä- 
rung abgebe, und mich deshalb aufforderte, der hier in solchen Fällen übli- 
iehen Form gemäss, eine Note an ihn zu richten, in welcher ich ihn von 
der Bereitwilligkeit meiner Hohen Regierung, auf die fraglichen Verhandlun- 
gen einzugehen, in Kenntniss sefcze und mit der ich zugleich einen vollstän- 
digen Vertragsentwurf überreiche. Bereits gestern Nachmittag bin ieh dieser 
Aufiorderung zu entsprechen im Stande gewesen. Einer Erwiederung auf 
meine Note, in welcher ich zugleich, in Gemässheit der Instruction vom 26. 
▼« M. der voraussicbtlich nahe bevorstehenden Nachfolge Lübecks und Ham- 
burgs erwähnt habe, wurde ich keinenfalls vor Abgang der heutigen Post 
entgeg^Eißehen können. 

Zur Motivirung meiner hierbei erfolgenden Vorschläge erlaube ich 
mir, hier nur Folgendes zu bemerken: 

1. Den Gedanken, welchen die neue Einleitung zum ersten Artikel 
ausspricht, und der mir namentlich mit Rücksicht auf die geringe Machtstel- 
lung der freien Hansestädte ganz am Platze zu sein scheint, habe ich dem 
Entwurf eines ähnlichen Vertrags entnommen, welchen der vormalige Staats- 
secretair Marcy im Februar 1857 *) verschiedenen Europäischen Regierungen 
zur Annahme vorschlagen liess. 

2. Der Wortlaut des dem pass. 1 des Artikels I hinzugefügten 
Marcy^schen Amendements ist aus dessen berühmter Note an den Grafen 
Sartiges vom 28. Juli 1856 (No. V.) aufgenommen. Nur darin bin ich davon 
abgewichen, 9ass ich statt „on the high seas^ einfach gesagt habe: „on sea^, 
um solcher Gestalt auch jeden Zweifel darüber auszuschliessen, das Privat- 
eigenthom auf See auch noch im Angesicht der Küste vor Wegnahme ge- 
sichert sei. 

3. Die am Schluss des pass. 4 hinzugefügte Bestimmung, dass kein 
8chi£f wegen Blokadebruchs condemnirt werden solle, wenn es nicht vorher 
von dem Blokadegeschwader abgewiesen worden, entspricht den bisher von 
der hiesigen Regierung befolgten Grundsätzen und ebenso unzweifelhaft dem 
Interesse des neutralen Handels. — Ich habe daher, obwohl in dieser Bezie- 
hung ohne ausdrückliche Instruction kein Bedenken tragen können, den Ver- 
such zu machen, diesen Grundsatz vertragsmässig zugesichert zu erhalten. 



*) Vcrgl. No. V, Anhang. 
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No. XLY. Da (üe vier BeBtimcnuDgen der Pariser DeelaratioQ vom 16< April 

ir'juu ^^^^ wörtlich iD dsn vorliegenden Entwurf anfgenommen sind^ können die 
1851. erwähnten Zusätze ad 1 und 4 den Mächten, welchen diese Deckuration ihran 
Ursprung verdankt, unmöglich Grund zur Beschwerde geben. — -*- — 

Die in der Marcy'echen Note vom Juli 1856 angeregte nähere Fest- 
stellung des Begriffs der Oontrebande und Beschränkung des Untersuchungs- 
rechts, so wie die Frage wegen Ankaufs von Schiffen eines Kriegftihrenden 
nach erfolgter Kriegserklärung habe ich, so wOnschenswerth eine vertrsgsnHto- 
sige Regelung dieser Verhältnisse auch erscheint, jfür jetzt nicht zur Sprache 
bringen zu dürfen geglaubt, da ich mich in dieser Beziehung ohne nähere 
Instructionen befinde und überdies Gefahr laufen würde, dadurch den Haupt- 
zweck der mir übertragenen Verhandlungen zu gefährdet. Ich glaube übri- 
gens im Sinne Einer verehrl. Senatscommission zu handeln, wenn ich, ftilk 
mir, wie ich hoffe, der Abschluss der zur Verhandlung stehenden Convention 
gelingt^ nach Unterzeichnung derselben sofort darauf aufmerksam mache, 
wie wünschenswerth eine baldige vertragsmässige Erledigung auch dieser 
Fragen sein würde. Sollte der gestern im Repräsentantenhause geiaeste Be- 
» scbluss, die Sitzungen bereits am Freitag, den 19. zu schHessen, die Zustioi- 

mung des Senats erhalten, und letzterer nicht etwa noch einige Tage aar 
Erledigung executiver Geschäfte zusammenbleiben, so wird es allerdings sehr 
fraglich sein, ob sich bis dahin der Abschluss und die RatiScation des vorlie- 
genden Verlags durchsetzen lässt. 

Mit ausgezeichneter Hochachtung 



R. Schieiden. 



An die Senats eommission Ac, Bremen. 



Beilage. — Vertragsentwurf. — 



Artikel I. 



Die hohen contrahirenden Theile kommen hierduch überein, die nach- 
stehenden Grundsätze als unabänderliche Regeln des Seerechts zu beobach- 
ten, sowohl unter sich als anderen Mächten gegenüber, welche dieselben mit 
Beziehung auf die vertragschliessenden Theile anerkennen und beobachten 
werden. 

1. Die Kaperei ist und bleibt abgeschafTt, und soll das Privateigen- 
thum der Bürger und üntertlianen eines Kriegführenden auf See, mit Aus- 
nahme der Gontrebande, von der Wegnahme durch öffentliche Kriegsschiffe 
des andern Kriegführenden befreit sein. 

2. ---~~-^ — ------ 

3. .^ ---- — --- — — __- 



Seerocht In Kriegueiten. 109 

4. Bkkftden mttsfleD, um biodend zu Bein, eHectir sein; das heusi, '^^ ^^'^- 
dnrdi ^oe Maeht aufrecht erhalten werden^ welche ausreichend ist, den Zu- ^^ j^l 
gang zn den Kasten des Feiikies wirklich 9u veryndem, ond soll kein SehXP laei. 
des Bruchs einer eflbotiTien Blokade f&r sehuküg erkannt werden, es sei denn 
vorher von dem Blockadegeschwader abgewiesen worden. 



No. XLVL 

BREm. — Minister-Resident in Washington an die Senatscomxnission 
für die auswärtigen Angelegenheiten. — Die Gefährdung des Ab- 
schlusses der Seereehtsconvention betreffend. 

Washington, 19. Juli 1861. 

Am 16. d. Abends habe ich das geneigte Schreiben des . Herrn N«- ^^^ 
Senators Dr. Smidt vom 28. v. M, nebst beigefügter Vollmacht des hohen i^^^ 
Senats von Lübeck und am folgenden Morgen mittelst Schreibens des Herrn lesi. 
Sjndicns Dr. Merck vom gleichen Tage auch die Vollmacht des hohen 
Senats von Hamburg zum Abschluss der Seerechtsconvention zu empfangen 
die Ehre gehabt. Als ich wenige Stunden später dem Staatssecretair Seward 
eine sofort entworfene Note, wodurch ich ihn davon benachrichtigte, so wie 
zur Beschleunigung der Verhandlungen eine neue, die drei freien Hanse- 
städte umfassende Ausfertigung des Vertrages persönlich flberbrachte, fand 
ich ihn sehr präoccupirt Er war beschäftigt, die Correspondez Ober die Be* 
Ziehungen zu England und Frankreich durchzusehen, deren Vorlage das Re- 
präsentantenhaus am 15. d. verlangt hat, und es war evident, dass die Mög- 
lichkeit eines ernsten Zerwarfnisses mit England in Folge des mit meinem 
anderweitigen Bericht von heute eingesandten Gesetzes weg«i Schliessung 
der sfidlichen Häfen, worüber er mir bereits am 16. d. in einer Soirte beim 
Präsidenten gesprochen hatte, ihn beunruhigte. Er bat mich, es zu entschuldi- 
gen, dass er die wichtige Frage, welche mich zu ihm geführt, nicht sofort ein- 
gehend mit mir* besprechen könne, erwähnte aber nicht, dass er dem PräM- 
denten bereits über meine erste Note vom 15. d. Vortrag gehalten habe. 
Dennoch scheint dies der Fall gewesen zu sein, denn die vom 17. d. datirte, 
mir jedoch erst gestern Morgen zugegangene Note, von der ich nicht erman- 
gele, Abschrift hierneben anzuschliessen, lässt meine zweite Vorstellung un- 
erwähnt Eine verehrl. Senats -Commission wolle aus dieser Note ersehen, 
dass und aus welchen Gründen Herr Seward Namens des Präsidenten die 
mir übertragenen Verhandlungen über das Marcj'sche Amendements für jetzt 
und jedenfalls bis nach dem Schluss der Congresssitaungen hinausschieben 
zu müssen erklärt. Da mir bekannt ist, dass diese Angelegenheit noch nicht 
im versammelten Cabinet zur Sprache gebracht ist, so habe ich sofort mittelst 
der abschriiliich hinzugefügten Erwiederung eine nochmalige Erwägung der 
Angelegenheit (reconsideralion) beantragt und mich bereit erklärt, eventuell 
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No. XLYI. 4ie fragliche CionTeatioD liaeh Massgabe des toh hier aus mil^theiltea Ent- 
19. Juli ^^^ abauschliessen. leh erlaube mir, auf diese Note Besug su ndünea. 
1861. loh habe die darb angeftlhrten Gründe in mOudlicher Unterredung mit dem 
Staatssecretair, dem Unterstaatsaecretair und Herrn Hunter weiter entwickelt 
und verstärkt) auch im Debrigen alle mir zu Gebote stehenden Mittel in 
Bewegung gesetzt, um resp. durch andere Mitglieder des Gabinets, einfluss- 
reiche Senatoren und meinem Preussischen Collegen, Herrn v. Gerolt, eine ge- 
eignete Pression auf den Präsidenten und Herrn Seward auszuüben. Bis 
jetzt haben diese Schritte jedoch noch nicht den gewünschten Erfolg ge- 
habt. 



Mit ausgezeichneter Hochachtung 
An die'Senats-Gommission <fec., Bremen. 



B. Schieiden. 



No. XLVIL 

BUHEI. — Minister-Resident in Washington an die Senatscommission 

für die auswärtigen Angelegenheiten. — Das definitive Seheitern des 

Abschlnsses der SeerechtBconvention betreffend. 

Washington, 22. Jaü 1861 . 

No. XLVIL Einer verehrl. Senatscommission bedauere ich anzeigen zu müssen, 

22. Juli ^^^^ ^^® hiesige Regierung es nunmehr defliiitiv abgelehnt hat, schon jetzt 
ia6L mit den freien Hansestädten oder irgend einem anderen Staate einen Vertrag 
Über den Beitritt der Vereinigten Staaten zur Pariser Seerechts -Declaration, 
mit oder ohne Amendements; abzuschliessen. Zwar bin ich z. Z. noch nicht 
mit einer schriftlichen Erwiederung auf meine eingesandte Note vom 18. d. 
versehen; aber in längerer Gonferenz hat mir der Staatseecretair Seward vor- 
gestern entwickelt, dass politische Rücksichten der ernstesten Art es un- 
möglich machten, die von hieraus vorgeschlagenen Verhandlungen sofort zum 
AbschlusB zu bringen. Er Hess dabei deutlich durchblicken, dass diese Rück- 
sichten wesentlich in der Besorgniss bestehen, dass Englands Verhalten zu 
der hiesigen innern Erisis einen Krieg unvermeidlich machen könnte, und dass 
es deshalb unpolitisch sein würde, gerade in diesem Augenblicke irgend einem 
Staate gegenüber auf die gefthrlichste Wafie der Vereinigten Staaten in solchem 
Kriege, die Kaperei, Verzicht zu leisten. Er sprach zugleich die Hoffnung 
aus, dass sich die Verhältnisse bald in einer Weise gestalten würden, die es 
gestatte, die Verhandlungen wieder aufzunehmen und den Wünschen meiner 
hohen Vollmachtgeber entsprechend zu Ende zu führen. Ein Beweis dafür, 
dass Herr Seward an den in seiner Instruction vom 24. April d. J. ausge- 
sprochenen Ansichten festhült. Hegt auch darin, dass er sich noch am 16. d. 
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in einer, in YeraDlasssng d^ bekannten Depesche des Frahemi von Sofaleinitz ^* ^SOiVn. 
an Herzn von Oerolt vom 13. v. M. an Letztem gerichteten Note berek erklttrt ^sTjoU 
faflki) auch float Prenssen einen Vertrag auf dieser Basis abzuschliessen. ... im. 

M. Scfdeidm. 
An die Senatscommission <fec., Bremen, 



No. xLvra. 

€ROSSB&rrAillüUI. — Aus der ünterhaussitzung vom 11. März 1862, be- 
treffend eine Motion von Mr. Horsfall auf Aenderung des unbe- 
friedigenden Zustandes des Seekriegsrechts. 

Mr. Horsfall said: His object in mooting tbe question was to show No. XLVm. 
the verj unsatisfactorj condition in which the International Maritime Law now jj^^^ 
was. In the early part of Last Session he had inquired of the noble Lord iseg. 
the Foreign Secretary what steps the Government had taken to carry out 
the recommendations of the Shipping Committee of the preceding year on 
tbat subject The noble Lord frankly declared that the Government had 
done nothing, and left it to be inferred that they intended to do nothing. 
It would be readily supposed that such a reply was anything but satisfactory 
to those who took an interest in the subject; they feit that the recommen- 
dations — the unanimous recommendations — ofa Committee ofthatHouse, 
which had sat during a whole Session, and had been presided over by the 
right hon. Gentleman the President of the Board of Trade, were deserving 
of greater consideration than had apparently been giren to them. Without 
wearying the House with the past History of International Maritime Law, 
he would remind them that antecedently to 1854 there could be no question 
but that privateering was recognised as a principle of International Law; 
that neutral goods on board vessels belonging to subjects of a belligerent 
Power were liable to capture; and that goods the property of subjects of a 
belligerent Power on board neutral ships were also liable to capture. That 
State of law was feit to be a great hardship, and in that year his right hon. 
Friend the President of the Board of Trade, then unfcttered by the restraints 
of Office , brought forward the subject in one of those spirited speeches with 
which he sometimes favoured the House, and by his Motion sought to com* 
mit the House and the Government to the principle that a neutral flag should 
make neutral goods. His right hon. Friend did him the honour to ask him 
to second the Motion, which he did with pleasure, and at the same time he 
took the occasion to urge on Her Majesty's Government the necessity for the 
abolition of privateering. The noble Lord the Foreign Secretary stated that 
in a Short time a public document would be issued dedaring the views of 
the Government. In a fortnight from that time his right hon. Friend the 
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No. XLYin. preaide&t of tbe Board of Trade faad tbe Batiifaetion of seeing an Order in 
iKMAn ^UD^^il iflsned, from whieh he would read an eztract The Order in Gouneil 
1862. of the 24th March 1854 was the first step iowarde Liberal LegislatioQ In 
regard to InteraatioDal Maritime Law. Two years afterwards — namelj in 
1856 — the Conferenee took place at Paris. The Conference agreed in 
the four Declarations. It was right to saj that nearly everj other Power 
afterwards gave in its adhesion to the Declarations of Paris except the United 
Btates of America. Assuming the principles contained in those DedaratLona 
to be now acknowledged Maritime Law, the questions which naturallj pre- 
sented themselves were, what would be its effect in the event of War? 
What had been its efiect in time of Peace? Shipowners and importers of 
prodoce were at least men of common sense, and thej would not ship a 
Single package of goods in a yessel liable to capture if they had the oppor- 
tunitj of shipment in a vessel not liable to capture. The Operation of the 
law in the event of a war, say with France, would be that every British 
ship must be laid by in port. No shipper of goods would ship in vessels 
of belligerents when he had the power of shipping in neutral vessels. Every 
British ship would be laid by in dock while neutral vessels would obtain 
greatly enhanced freights. Worse still, Bntish seamen would be drafted 
from British ships lying up, not into Her Majesly's Navy, but into neutral 
vessels, which could afiord, and would afTord, to pay a much higher rate of 
wages than had been, or would be, paid in the Royal Navy. Such would 
be the result of tbe present law in the event of war, and it was a most se- 
rious matter to the shipowner, the manufacturer, and the country at large. 
But what had been already the efiect of the law in time of peace? Those 
who were acquainted with the shipping interest of the country knew füll 
well what had occured upon the mere rumour of war. A short time ago, 
when it was thought England might be involved in the war between France 
and Austria in Italy, however improbable the rumour might be, yet the 
moment it reached distant ports — such as Canton or Calcutta — a second- 
class American vessel was able to get freights at a 50 per cent higher rate 
than a first-class British ship could obtain. That was a very important point 
* ^ * It had been truly said that the questipn was of great national im- 
portance, not affecting merely our shipping, our commerce, or our manu* 
factures; in that opinion he entirely agreed. It was a question of the most 
vital importance. What would be the case of our merchant ships in time 
of war if they were not laid up in dock? In case of war merohant ships 
required a convoy, and would not that convoy be much better employed in 
fighting the enemy? As a question of finance, then, the matter was of very 
grave importance , and one to which the Chancellor of the Exchequer, he 
Üiought, might direct bis attention with advantage. He would not go into 
the subject as a question of humanity, though mudb might be said from that 
point of view. But it was said by many — and some of bis hon. Friends 
near him were of that opinion -* „Oh, make war as calamitous as you can, 
and you would then be able to bring it to a speedy condusion.^ Bat he 
was happy to think that that was not the feeling of those whom he had the 
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honour to repre^ent, of the countrj, nor of Her Hajestj, as appeared from ^o. XLvm. 

tbe Order in Council which h© had just read. *) * , * He had heard it said ^j^^"^* 

that naval officers would not like to be deprived of their piize money, and i8e2. 

tbat there would be no encouragement to young men to enter the nayj if 

the course whicb he was advocating should be adopted. But he would not 

isuBult our naval officers by supposing for one moment that they were ac* 

tuated by such sordid and unworthy motives. He could speak for those 

whom he had the; honour of knowing, and it was a libel upon them to say 

80. They all knew, that so far from there being a difiQculty in obtaining 

officers for the navy, there were hundreds and thousands who could not get 

into it. But, even supposing that Her Majesty's naval officers were actuated 

by such sordid motives, was not prize money virtually given up in 1856, 

when the Declaration of Paris was agreed to? Well, they were told by 

many that there was no use in entering into treaties, because there would 

be an end of all treaties when war broke out. But what he would propose 

was not an ordinary treaty^ it would be the isame as the Declaration of 

Paris, it would not be abrogated by war; it was an agreement as to the 

mode in which war should be carried on. * « * 

Mr. Cobden seconded the Resolution. Motion made, and Question 
proposed, ,)That the present State of International Maritime Law, as affecting 
tlie rights of Belligerents and Neutrais, is ill-defined and unsatisfactory, and 
calls for the early attention of Her Majesty's Government.^ 

The Attorney General: The concession made by the Declaration 
of Paris in favour of enemy's goods being protected by the neutral flag was, 
as its terms denoted, a concession desired by and made to neutrals. But 
the universal exemption from capture which the lion. Member desired, would 
not be a concession to neutrals at all; neutrals did not desire it; they would 
ratlier continue in possession of that actual or supposed monopoly which the 
hon. Member had pointed out. Such a change in the law as would enabla 
an enemy in time of war to carry in safety between his own ports and the 
ports of neutrals, or the ports even of the other belligerent, his own goods 
in bis own ships, would not only go beyond anything which had been pro- 
posed and ditfcussed in modern times, but would very much exceed any re- 
laxations in tlie rigour of the Maritime Code which, as far as he was aware, 
had been suggested by any of the writers of admitted authority on inter- 
national law. He did not say .that because a proposition was novel it was 
not true or not entitled to serious consideration ; but the subject was cer- 
tainly one calling for much deliberation, especially when it was remembered 
that nothing could follow from a mere expression of opinion by tliat House. 
Whatever was done must be accomplished not by a single Government or 
Cabinet, but by the concurrence of all those nations which were, or aspired 
to be, powerful at sea, and which had consequently an interest in the sub- 
ject in common with ourselves. He had stated, that the doctrine advocated 
by the hoB. Gentleman was novel , but he would so far correct himself as 



*) Betreffend die Behandlung der Schifffthrt während des rassischen Krieges. 
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i 
No. XLViil. tQ gay that it appeftred from a statement by Benjamin Frankbn , that in a 
11. Man ^^^^7 ^ntered into between the United States and Pruseia, in 1785, an arficie 
1862. was inserted in aecordance with what Franklin called bis ^Quaker notions,^ 
it being agreed that the merchant ehips of the contracting parties should not 
be liable to capture; but that aiücle was not inserted in the renewed treaty 
in 1799 between the same Powers, and certainlj from that time down to 
the present he was not aware of anj serious proposition having been made 
between any two nations thus to mitigate the rigours of the maritime law. 
Mr. Liddell: llie hon. and learned Member complained that bis 
hon. Friend (Mr. Horsfall) had limited bis argument to that portion of this 
great question which had more immediate bearing on the shipping interest 
He agreed with him in that regret; but when the hon. and learned Gentle- 
man went on to state that the maritime law was not involved in any doubt 
or obscurity, he would ask him whether he thought that the law of contra- 
band was settled at the present moment? Was it not rather involved in doubt 
and obscurity? And so of the law of blockade, was not that obscure and 
doübtful? Was not also the question of what was and what was not a 
privateer a matter of discussion among the learned? Well, all these questions 
would most properly form topics of discussion iu a congress, should one be 
called for the pui'pose. Doubtless there were conflicting feelings on the sub- 
ject of international law. The remembrance of what they had done in past 
days in support of this naval supremacy weighed much on the mind of Eng- 
land ; but the rights of civilization and humanity would inevitably be brought 
into conflict with the special interests of this country. He did not wish to 
deal with the subject under discussion on Utopian notions, but rather on the 
principles of common sense and what he believed to be the true interests of 
the country. By the declaration of Paris they no doubt made a great con- 
cession. They virtually permitted the enemy to carry on bis trade during 
war, provided he did not do it in bis own ships. That concession necessarfly 
told most against the couutry with the greatest mercantile marine. In the 
event of our going to war our commerce must be carried on, not in our own 
ships but in the vessels of neutrals; and our marine would be depreciated 
in value to an exteni which could not be estimated, and it would probably 
be reduced during war to a state of total inactivity. At the very moment 
when we had with difflculty constructed a naval reserve to supply Üie navy, 
the prospect of receiving higher wages abroad held out to every man iii 
that reserve a direct premium to leave our Service and enlist under a foreign 
flag. Such was the necessary result of the position in which we now stood. 
The noble Earl the Foreign Secretary, who had of late conducted affairs 
with so much ability and with satisfaction to the country at large, had thus 
spoken of the declaration of Paris, no longer ago than July, 1857. A debate 
having arisen on a Motion by the hon. Member for Sunderland, the noble 
Bari (Earl Russell) said: „I am afraid that we must be bound by the de- 
claration. I am afraid that the consequences are so serious as to show that 
such a declaration was very imprudent, and I cannot but agree with the 
hon. Gentleman (Mr. Lindsay), that England ought to preserve her maritime 
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superiority * ^ * The "vt^hole matter b most unsatiBfactory and most grave No. xlviii. 

in Hs bearing upoa our maritime supremacy *«* The State of tbis question ^j^^^^^)^' 

18 to me very alarming; but I do not see that a breach of faith would at 1862. 

all mead our position.^ (No. XXL) In that view he perfectly agreed with 

the noble Lord , but it wae a position we had taken in the face of Europe, 

not with the consent of one, two, or three Powers, but of almost all the 

Powers of Europe^ who, if we attempted to recede from that position, would 

inevitably form themselves into a combination to defend the prindple, and 

we sbould see ourselves rsnged singlehanded against a long list of nations. 

We should see a new „armed neutrality^ more powerful than its predecessors. 

If we were at war. with a European Power, America would remain neutral. 

8he always refused to mix herseif up in European politics, and in the event 

of our being at war she would monopolize the carrying trade of this country, 

as she did during the last war with France. Then came the question, as 

lye oould not recede from our present position, what were we to do? He 

replied, that having abandoned our former position for which we had always 

fought so stotttly, we ought to go on and seek to derive the füll benefit 

which might be presumed to spring from the concession we had made. It 

was a concession made by a strenger Power to a weaker. As a great authority 

on the matter had remarked, the strenger Power could always protect its 

own commerce; it was only the weaker that required the treaty protection. 

We should then proceed to the adoption of a course of amelioration , of 

mitigation of the asperiües of war, which pressed not on the governing classes 

who were responsible for the war, but on their unoffending subjects, the 

shipowners and merchants engaged in commerce. It was for the interests 

of England that we should carry on our commerce during war in our own 

ships; and he thought we should take steps to relieve the shipowner from 

the ruin which overhung him at the present moment. The importance of 

the subject, however, was not conöned to the shipping interest. England 

was the Workshop of the world. She was dependent upon the raw produce 

of for^gn cpuntries , for she did not grow the staples of her manufactures 

herself. England had agreed to allow trade to be carried on by neutrals in 

time of war. He wanted to go further, and say, „We will carry it on in 

our own ships.^ Why, he would ask, should they take care solely of the 

interests of the neutral? Why not, on the contrary, leave the neutrals to 

take care of themselves? We had to maintain a most severe and sometimes 

unequal contest with foreign nations for our manufacturing superiority, and 

anything which tended to their advantage might most materially turn the 

Scale against us. Who had given the greatest Impulse to the manufactures 

of New England? It was England, by her mistaken policy in going to war 

with America, and her absurd replies to the Berlin decrees of Bonaparte. 

It was England, by her retaliatory Orders in Council. That course deprived 

her of £ 11,000,000 to £ 12,000,000 of exports a year, which were con- 

veyed by Americans not only to their own but to foreign markets. By way 

of retaliation to the Berlin decrees, England issued Orders in Council, not 

only inoonsistent with the laws of nations, but which arrayed against her 
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No. XLVIIL every frieDdly Power. Coniing down a little later, what did they do in tbe 
ihMfiia Ruseian war? They went to war with Rusaia in 1854. The fir»t thing thej 
1862. did was to blockade the Bai üc with a gigantic and expeneive fleet^ under 
pretence of distressing the enemy by cutdog ofi the supph'e$ wbich sbe 
furnished of raw material. They took a number of her sbipS) beloBgiog 
chiefly to the poor inhabitants of the Baltic seaboard, and laden with artr 
des of neceesity to them, burnt an immense quantity of property wbich 
belonged chiefly, he believed^ to English owners, and sold the shipe for a 
miserable sum of money. These were deeds tiiat no English sailor was 
proud of. Bat did they stop Rueeian eommerce? Why, the wbole of the 
lixiseed and ihQ flax, and the tallow, and the hemp, the jaw materials from 
Russia which England most needed, were conveyed throngh neutral porta 
and arrived in this country at enhonced prices, which the consumer had to 
pay in consequence of the circuitous rontQ which they had been obliged to traveL 
The doctrine which lay at the root of their present maritime law was, that a 
streng belligerent should, by means of its supremacy at sea, barass and weaken 
the enemy; but by admitting foreigners to the colonial and coasting trades, Cfaef 
had rendered it impossible for tbem in future to act upon that principle withont^ 
in time of war, handing over the whole of their commerce to tbe ships of other 
countries. For all these reasons they must go forward asd recognise tbe 
principle for which bis hon. Friend had contended — the granting of immu- 
nity to private property at sea. It was not only America that had declared 
in favour of that principle; Russia, France, and the Chambers of Commeroe 
of Hamburgh and Bremen, which might be sapposed to reprcsent the feelio^ 
of Germany, had all expressed their willingness to accept it; and it must 
be presumed that Holland, from which State first emanated the deroaod that 
free ships should make free goods, would not refuse to accede to it. He 
did not wish to precipitate the House into a hasty decision on intemational 
maritime law, but he would suggest that a Coagress should be called for 
the purpose of discussing the quesüons which had been adverted to, and of 
ascertaining the views and feelings of the various Powers. Of eouiae, eadi 
country ought to enter such a Gongress with a desire to promot&, not any 
special interests of its own, but the general welfare of mankiad and the 
pvogress of commerce. England might initiate the proposal of a Coi^reaa 
with an evident sincerity and good faith which no one could doubt, aftd 
with every prospect of success. By the Deelaration of Paris, privataeciAg 
had been condemned as piracy, paper blockades abandoned, and the saae^ 
tity of the neutral flag recognised. They had relinquished the subaiaoee; 
and let ihem therefore seek no longer to retain the shadow, and thoa rejeet 
the opportunity of protecting from wrong and robbery the property of the 
peaceful trader. 

Mr. Baillie Cochrane said, he gathered from the disoussion that 
there was a general opinion that the Deelaration of Paris in 1856 waa a great 
blunder. (^No,^ and „Hear, hear!) That was certainly the impressiOn een- 
veyed by the Speeches of bis hon. Friend and of the hon. aud leamed Otent- 
leman opposite. But it was a Singular argument that because we oommitied 
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a misftalM in 1856 w6 wer^ bound to go oo in the same cotirae of eirof) ^^ XLYin. 

and to take another step towards abandoning the snpremacy of England |]^|^ 

apon the seas. His prindpal objeet in riding, however, was to remove an 19S^ 

erroneoos impression firom the mind of hie hon. Friend who had just sai 

down with regard to the opinion of the noble Earl ihe Seoretary for Foreign 

Affidrs upon the snbjecL Kow^ he (Mr. B. Cochrane) wished to refer to a 

speeeh of the noble EarFs which bore exactly on the point ander diaeussion« 

It was delivered on Ifarch 9, 1857. In that speeeh he said — ^Binee that 

time ihe Secretarj of State of the United States has proposed to go a step 

further than this treaty — that Great Britain should agree that all merchant 

yessels shoold be free from capture during time of war. It appears to me, 

I own, thai althongh this proposal earries with it an air of philanthropy, it 

is one whidi would not tend to preveut war, and whieh^ if it did not tend 

to prevent war would g^reatly cripple the energies of this conntry in time 

of war. It is obvioos, in the first place, that one reason why foreign 

nationa are unwiUing to go to war with this country is, that they feel that 

tfaeir commerce is sure to be seized, and that all the vahiable property 

whidi liiey may haye at sea is sure to fall into the hands of onr cniisers 

as soon aa war is dedared. If, on the contrary, they were sure that all 

their merohant vessels would be allowed to pass in safety, one great reason 

for remaining at peace would be taken away. . • . My impression is, that 

if we were to agree to that proposal, our being a great naval Power would 

be of DO use to us in time of war.^ ^ 

The noble Earl was followed by the late Sir Charles Napier, who 
expressed the hope that this country would not abandon ita maritime rights 
by allowing other nations to carry on their commerce without restriotion 
during a period of war. It was universally agreed that the Declaration of 
Paris was unfortunate; and how it could bare happened that the Earl of 
Clarendon should have been allowed to perpetrate such a tremendous blun« 
der^ striking as it did at the naval supremacy of this country, without Par- 
liament having Üie opportanity of giying an opinion,. seemed to him per- 
fectly incomprehensible. The hon. Gentleman who had made the Hotion 
talked of war as though it was to be carried on in kid gloves. * « * 
üow, what wonld be the effect on their naval ofüeers? He did not mean 
with regard to prize money; but there was another view which had not 
been eonsidered. It was not an uncommon thing during war fior British 
offieers aller capturing a vessel to burn her to avoid weakening their own . 
crews. That was an energetic mode of carrying on war. But under the 
new Declaration of Paris, if the ship happened to contain £ 100,000 worth 
of neutral goods, the olBcers would not venture to destooy the ship, as they 
migbt be liable to action for the value of those goods. It was to their 
naval supremacy that they owed the development of their commerce and 
the adoption of the Motion of the hon. Member for Liverpool would go far 
to depriife them of that advantage. After all, however, he believed that in 
the event of war they would not allow themselves to be trammelled by 
saefa dedarationa. * /* The Declarotion of Paris was much to be regretted, 
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No. XLYia but he should regard the adoption of the Motion of the hon. Member for 
n. Min* ^^^^V^^ ^ ^ ^^1 more unfortonate event« 
186S. Bir George Bow jer said, ihe real question before the House mighi 

De shorilj etated. When a man marched at the bead of an armj into a 
country and conquered it, he did not interfere with private pfopertj. The 
nile of international law put him in poBBeesion of the govemment of the 
conquered country, but it did not entitle him to interfere with the rights of 
private propertj. It was difBcult to understand whj the same rule shoukl 
not prevail with respect to naval warfare. 

# # 

Sir C^eorge Lewis: 8ir,. thefe häve been many oocasions on which 
the rights of neutrals and belligerents with regard to marittttie war hav« 
been agitated in Europe. In the first place there was the celebrated armed 
neutrality of 1780; but the principles laid down in that year by Ruseia and 
6öncurred. in by other Powers were öntli^ely Cdttfined to the neutral flag 
eovering enemy's goods, and also mahily. I think, to the question of blockades^ 
but I feel confident, that if any Crentleman will examine the negotiatiodfl, 
tke Conventions, and treatles of that period, he will not find a single trace 
of the principle that a belligerent is not to be permitted to oapture the 
ships or goods of bis enemy. Then there is the armed neutrallty of 1800, 
when the same question was again revived, and again there is a total ab« 
sence of such an assertion; and the reason is perfectly obvious — tlie armed 
neutrality of both tliose years was a representation of the interests of neu- 
trals. Neutrals have no interest in the principle which the hon. Member 
reeommends to the aoceptanee of the House. One hon. Gentleman, indeed, 
who spoke, treated tliis question as one involving the intereets of neutrale; 
but it is impossible to conceive a greater mistake. Neutrals, so far as thej 
have any interest, have an interest directly the opposite. If they wisbed to 
become the carriers of the worid, they would naturally i^iih that the mer- 
cantile marine and goods of the belligerents should be expoeed to riak. 
Therefore, I say, neutrals as such, have no interest in the question. 

Then there ijs another reason why, on the occasions to which I have 
referred, the armed neutrality did not Start this question. Those who advised 
that State at afiairs were persons acquainted with the prindples and elemente 
of international law; but I must be permitted, with great respect to the hon. 
Gtontleman, to say that bis speech seemed tp overlook the most fundamental 
doctrines of international law, because you may make a compact with a 
neutral state that in time of war you will respect the neutral flag. For 
instance , we have now a compact with France and other continental Powers 
that we will act on the principle that the neutral flag Covers ttie enemy^s 
goods, so that if we were to seize American goods under the French flag, 
we should be guilty of a violation of our engagements with France. Ther&» 
fore by international law yon can make a valid engagement with respect 
to the principle that the neutral flag Covers enemy^s goods; but when you 
go to war with a nation, war puts an end to all treaties and engagements 
in the natura of a treaty. Therefore if we had unfortunately, a AoH thne 
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ago, foaad ourselven involved in hostilities with tbe Cnited States, und if No. XLVm. 
we had previousiy had a treaty with the United States recognislng the jj"*^4„ 
prineiple that belligerents were to spare bne another's mereantile marine, i862. 
the very aet of war would have pot an end to that treaty, and it wouM 
have been in the diseretion of either Power whether or not they would aet 
on that prineiple. Suppose you make such an engagement, how are you to 
rely on the honour of a belligerent observing it, because by uninterrupted 
practice or by the concert of all dvilised nations you may alter all the 
principles of international law? It is eonceirable for example, that by the 
general agreement of nations the prineiple for which the hon. Gentleman 
oontendfl migkt be established, but it is inconceivable that a treaty between 
two belligerents which is in derogation of the general principles of interna- 
tional law shonld bind them during the eontinuanee of war. An hon. Gent* 
leman referred to the Declaration of Paris; he said it was not a treaty but 
a declaration, and tberefore it must be binding in the event of war. Now, 
I entirely dispute that inference or statement. I presume he means to say 
that it is binding in respect of neutrals in time of war. No doubt we are 
bound in respect of France or Russia if we are at war with the United 
States; hat it is an absurdity to suppose, that if we were at war with 
France or Russia, it would have any binding effect upon us, except in 
regard to our honour. All I say is, it is not binding by international law. 
We are not bound to assert extreme belligerent rights, but without any such 
treaty we might say we will not capture the mereantile marine of an enemy. 
Hie hon. Gentleman the Member for Honiton (Mr. B. Gochrane) spoke with 
great censure of the Declaration of Paris, and said we were in such a po* 
sitiott, that we must either advance or recede -^ that our present position 
was untenable. We had made a declaration restrictive of our power of 
carrying on a maritime war, and we should find it neceseaiy to violate that 
engagement. He forgot that before the Grimean war by proelamation we 
modified our belligerent rights. The hon. Member for lirerpool read from 
the Proelamation tbe passages which were equivalent to the Declaration of 
Paris — therefore when the war was ended and the question of neutral 
rights was raised in Paris, it seemed the proper and natural course for our 
Plenipotentiary to agree to this prineiple, which had been oonsecrated by 
the Executive Government at the commencement of the war, of which Par- 
liament had fuU notice, and to which Parliament had M no time objected. 
If it had been thonght that the prineiple that the neutral fiag shall not cover 
the goods was essential to the effective conduet of maritime war by this 
country, why was it abandoned at the commencement of the Grimean War, 
and no voice raised against it during the eontinuanee of that war? The hon. 
Gentleman overlooked that important dement. 

The hon. Member for Northumberland (Mr. Liddell) did not altogether 
seem to approve of the modus operandi of the hon. €^ntlemann who made 
this Motion; he seemed to be aware that there was some difficuhy in esta- 
blishing a binding engagement between two belligerents; buth with respect 
to the case of Amerika the hon. Member said that tiie Government of the 
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Mo. XLYin. United States is wäling to aasent to tbw prinoiple oombiaed wjth eertaiD 
li!^n ^^^* Bat if the United States of America approve so lugbly aS the prin- 
ias& eiple of not capturing eaemy's sfaips and goodS) why do not ihey establiah 
tbat principle with respect to the Southern States? Bere is a fine opportii* 
nity for the Government of Washington, to act on that principle* Tbere ia 
a war aotuallj waging in which they are invoWad, wby not aot on that 
principle at once? No doubt it is said that the Southern«« are rebels, bat 
in the exchanga of prisoners and in the matter of the Uoekade they have, 
after much unwillingness on the part of the United States Qovemment, 
been treated in all respects as belligerents. If that be the ease, why doea 
not the. GoTemment of Waabington flhow its forbearanoe in «ot capturing 
en^my^s goods? I strongly suspect that the ezasperation which exista bet- 
ween those two contending Powers renders any such forbearanoe utterly 
impractieable. The hon. Member for Northumberland, bowever, seems not 
altogether to trust to this plan of mutual forbearanoe by belligerents during 
war, and he proposes that England should call a Congress« (Mr. Liddel: 
Invite a Congress.) Well, that we should invite the nations of Europe to 
meet in Congress, and that we should submit to this CcHigress the question 
raised in to-night's debate. But, then, he annezed a condition which, I am 
aflraid, if strictly fiilfilled, would render the convening of the Congress a 
somewhat remote event, because he said that it was a neeessary concKtiou 
that the parties composing the Congress should not be actuated by any spe- 
cial or national interests, but have aolely in view the gen^ral good of 
mankind. My Kttle acquaintanee with the history of Congresaes does not 
lead me to antidpate that it is extremely eaay to form a Congress npon 
that condition, and I am afraid if we wait until a Congress be formed in 
which the members are whoUy regardless of the interests of their own 
respectiTO nations, and are dcToted to promoting the uniyersal happiness of 
the World, the meeting must be poatponed until the Greek Kalends. The 
hon. Ifember'a proposal, no doubt, is a philanüuroino and weU-meant pro. 
posal, bat it only shows the düBculties with which the subject is encum- 
bered, and the necessity of furthw consideration before the House can, with 
any propriety, agree to the adoption, I will not say of the hon. Member^a 
ReBolution, but of a Beaolution embodying the reault of bis argumenta. As 
to the Keaolution, I really do not know that I feel any difficulty in aaying 
that any brauch of international law is iU-defined, because every brandi 
muat be ill-deflned, aa it is not law leid down by any Legislature, and is 
only to be coUected from the dedsions of the eourts of different oouatriea, 
and the writings of diflerent text writers. In a certain sense international 
law may always be said to be ill-d^ned. At the same time I really bdieve, 
that if any part of international law is better defined than another, it is the 
question relating to procedura in seisdng different dasses of goods bdonging 
to different nations; and particularly since the Dedaration of Paris. 

There is another part of the question, upon which the hon. and 
leamed Baronet the Member for Dundalk (Sir Gkorge Bowyer) mudi in- 
siated, aad whieh I know has been often brought forward in discnaaton. It 
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ia meBtioned in an able pamphlet, which I have no doubt manj hon. Membere ^o* ^hYUL 

haye read, and unless it receives ^minaiion, is calculated to make an im- ^j ^^^ 

preeuon od ihe mind — I allude to the statement tfaat we ought to assimilate 1862. 

tbe lawB of maritiaie to the laws of land warfare. If the House will permit 

me, I will examine for a few moments what weight is due to that argnment. 

It is Said, in tiie first place, that all private propertj is spared in land war- 

fare. I must begin by meeting that assertion bj a most formal deniaU I 

saj that bj the laws of land warfare, as recognised by the most eivilized 

naiioos, and according to the most recent practice, private pVopertj is not 

respeeted. It is respected only so far as it suits the present convenience of 

the belligerent armies. I believe there never was an armj under more strict 

disdpUne, in which the Commander was less disposed to permit excesses by 

the soldierj, or in which there was a greater disposition to spare the country 

which was the theatre of the war, than the Duke of Wellington's army 

during the Peninsular War. What was the practica of that army? When 

they arrived at a village at night, the proper ofScer told off a certain number 

of houses, the roofs were stripped off, and the timber was used as firewood 

for boiling the men's suppers. Tliat certainly was not very remarkable respect 

for private property. Such are the necessities of war. The army must have 

food> and the food must be cooked. They cannot carry fuel with them; and 

if they cannot cairy fuel, they must take it. With regard to the armies of 

the Frenoh Emfore, anybody who hß^ oqly a superficial acquaiutance with 

the subject must know tbe extent to which the System of plundering con- 

queied eountries was carried. I do not belieye that there is on record a 

Single campaign in whidi private property has been respected. No doubt, 

it is respected to a greater extent in recent times than in the warfare of 

the middle ages. Since the Thirty Years' War and the wars of Louis XIV. 

there is no question we have advanced considerably by the forbearance of 

belligerent Powers, and more humane and more eivilized maxims have pre^ 

vailed. But it is not by treaties or compacts between belligerent Powers, 

or by such Resolutions as this, that this result has been prodnced. It has 

been produced by the general softening of manners and the general improve- 

ment of humanity. We may hope that similar resultfe will be produced in 

maritime warfare, but they will not be produced in the manner in which 

the hon. Member pdnts out. In the first place, therefore, I deny the truth 

of tbe principle, that private property is respected in land warfare. 

There is another important distinction between land and maritime 
warfiire, upon which Üie whole quesüon may be considered to turn. When 
you eooquer a country, you conquer its Government; and when you have 
eooqpiered its Government, you have conquered that angine by which the 
eonntry can be plundered. Perhaps the . language which I have used may 
be somewhat piain and homely; nevertheless it does express the exact trutb. 
And if any hon. Gentleman will inquhre what happened in Berlin during the 
French occnpation, after the battle of Jena, and the French conquest by 
Napoleon, he will leam that the French possessed in the Prussian Govern- 
ment a most efificient engine for plundering that country. I remember 

8» 
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No. XLViii. heariog at Berlin in 1832, firom persons well inform^d upon the subjeet, tliat 
irMfira' **^®^® ^®'® ®*^^ provinces of the Prussian monarchy in wiuch the breed of 
1862. agricultnral horses had not yet been restored, in oonaequenee of the requisl- 
tion for horses which was made for the sake of the French expedition to 
Rus3ia. I use that as an illustration of the waj in whioh the GoYernment 
raise contributions in a conquered conntry. With regard to the sea there 
is no similar engine. There is no OoTemment which exerdses anj power 
at sea. The sea is merelj the highway of nations. It is not &e subject 
of GovernmeDt or of sovereignty, and the only wdij in which a belligereiit 
can exercise any control over the property of enemies floating on the sea 
is by capture by means of armed ships. With regard to the question of 
assimilating land warfare and sea warfare, the real assimilation was effected 
by the Declaration of Paris when this country surrendered the right of pri- 
vate warfare — when this country abolished privateering. There is the real 
analogy betwcen land and sea warfare of whioh the hon. GenÜemaB is in 
search. We do not permit a Single private individual to go out on a pltin- 
dering expedition on land. We oonflne the contest to the armies of the 
hostile State. At the same time, we do not restrain that army seizing pri- 
vate property whenever such seizures may be necessary. We do not allow 
a private person to plunder on bis own account at sea by granting leiters 
of marque- That principle we have abandoned; and if, unfortunately, a war 
had happened wiüi the United States^ I do not think it likely we should 
have had recourse to the System of privateering against the United Statea, 
although they wcre no parties to the Declaration of Paris. I think this 
country has definitively renounced the principle of privateering. To that 
extent I am quite ready tc agree to assimilate land warfare and maritime 
warfare; but I do. not assent to the hon. Gentleman^s proposition, that the 
armed ships of a country are not to be allowed to take merchant ships. 
With our äeet at Portsmouth or Plymonth^ to allow enemy's ships to go 
in and out free from capture seems to me to be carrying the doctriae of 
forbearance in time of war to an absurd point. It is almost like interdicting 
ourselves from the use of« gunpowder or heavy ordnance in time of war. 
Of course, we may, if we think fit, renounce the right to capture merchant- 
men not by privateers, but by our armed ships, if at any time the opinion 
of the civilized world, condemned the practice. But I think the House woold 
come to an unwise and premature dedsion if — upon a vagae generality, 
a mere formula which really might admit of lUky construction, but which is 
to receive a peculiar interpretation from the speech of the hon. Member wbo 
moves the Resolution, while it may receive various interpretations from tbe 
different persons who support it — they are to call upon the Government 

to subscribe to a principle liable to such formidable and weigjhty objeetkuia* 

« « 

« 

Mr. T. Baring: Sir, I have listened with some surprise to tihe speeeh 
of the right hon. Gentleman the Secretary fbr War. The right hon. Gentle- 
man, speaking of the Convention of Paris, not only referred to the possibi- 
lity of that Convention being broken ihrougfa in time of war and neeessiCy, 
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bai vmni forther, and said Ihat no compact and no treaty made in peace is No. XLVin. 
bin^g in war. Now, a8 I understand it, the Paris Convention was made ^^^ärz 
in time of peace in Order to provide against some of the worst evils and i862. 
horrora of war. 

Sir George Lewis: — Tbis is so important a point that I should be 
sorry if any misunderstanding arose. What I meant to saj, and wbat I 
believe I did say, was this — tbat I conceived the Declaration of Paris to 
be binding as between this country and neutrals during the existence of 
war, and to be equally binding with a treaty, though it was only a decla- 
ration; but ihat if we were at war with any of the parties to that Decla- 
ration, then, like other treaties, it wouid cease to have a binding effect as 
r^ards that belügerent 

Mr. T. Baring: — That Convention was made between six or seven 
States, including the great maritime Powers of Europe. I believe the only 
great maritime Power of the world not induded is the United States. There- 
fore it would operate in time of war as binding with respect to all exeept 
the two belligerents. But does the right hon. Gentleman mean to say that 
we are now to discnss whether that was a wise provision or not? The 
hon. and leamed Ättomey General would not enter into the discussion 
of the merits of the Paris Convention; he treated it as an accomplished 
fact, which must be adhered to. Neither do I intend to discuss its 
merits. For the progress of commercial prosperity, I believe some treaty 
was necessary at that time. Whether it ought to have been carried to the 
extent it was, was a matter for reflection at the time; but it being now 
the law as far as regards the Govemments that were parties to it, the 
questioa for us is, how will it act upon our mereantile navy and our com- 
merce? As I understand the matter, by that Convention you hold neutrak' 
goods harmless wherever they may be found, and you also make the neu- 
tral fiag cover enemy's goods. What, then, would hi^pen in case of a war 
between this country and France? Is it not evident that the whole of your 
carry ing trade would pass into the hands of neutrals? Tou repealed your 
Navigation Laws. I do not now blame you for that. I am always for 
cautious and gradual progress ; but when once a step is made, I am not for 
going back. But in time of war the neutral flag would, I repeat, carry all 
your commerce, and your ships would be placed at a great disadvantage as 
oompared with every other maritime Power in the world. I cannot, there- 
fore, help thinking that it is -a wise thing to consider this subject in time 
of peace. I agree with the right hon. Gentleman that there is great incon- 
venienee in discossing a questiön of national polioy upon a Resolution like 
this, and I hardly know what reasons induced my hon. Friend to couch bis 
Motion in these terms; but I take it that bis object was to elidt ,the opinion 
of the Government and this House. He seeks, I apprehend, not to bind the 
Government to any particular course, but that those of us who agree with 
him, as I do, should express to Her Majesty's Ministers what I believe to 
be the feelings of the commerce of this county — that we should, if neces- 
sary, strengthen the hands of the Government in negotiating with other 



1J34 Seereeht in Kiiegazeiteii. 

No. XLVIIL Powers. It is a question, no doubt, for negotiatioB with other Powwer; and 
11°^«* must be left in the bände of tbe Grovernment. Whether Übe Motion OHght 
1862. to be in the form of an address to the Grown or of a Resolntion is really 
a matter of verj minor importance, and certainly would not call for the 
decided Opposition which has been offered to ihis proposition by the ri^t 
hon. Gentleman. The ri'ght hon. Oentleman will not listen to it at all. He 
says, ^Tou might as well agitate whether there shall be privateering or not, 
or whether you will upset the whole Deelaration of Paris, as eyen entertain 
this question.^ And he quarreis with my hon. Friend the Membnr for li- 
▼erpool for not agitating questions which we all thought settled. Again, be 
says, «You make a general Motion and confine your speeeh to a partioular 
point.^ Why, it is that particular point which we are desirous to press ob 
the attention of the Goyernment. I am as anxious aa any one for the 
supremacy of the navy of this country, bat I cannot understand how you 
oan advanoe that supremacy by damaging your commerce and your sUpping 
interest. Do you mean to say that your navy would be less efiective if it 
were not bound to protect your mercantile marine, or that you would have 
less naval force to employ against your enemy if it were ireed from the 
duty of convoying? Why, what country has most oommeree afloat, mos! 
property to be seia^? Surely England. What country would gain most 
by the preservation of that property? It is England. Tou say that your 
object in war is to ii^jure your enemy. What country would be so mueh 
injured in war through her commerce as England? It m%ht have been a 
question, before the Deelaration of Paris was signed, what oourae we ought 
to have taken. But there is not the slightest doubt in my mind that if yoa 
wish to benefit your commerce and at the same time to increase your efft- 
ciency as a belligepent at sea, you ought gravely to oonsider the Motioa 
before us. The right hon. Gentleman says, that the Duke . of Wdligtoa 
burnt houses in Spain wben compelled to do so by the necessities of the 
army. Well, but you do not want to take a merchant ship for fuel, and 
therefore the right hon. Gentleman's aif;ument entirely fails. The li^ hon. 
Gentleman adverted to the Suggestion of a Congress, and seid, that if yoa 
are to expect a meeting of diplomatists to consider the weUare of oorameroe^ 
you must wait tili the Greck Kalends. Fbr my part, I do not aee why & 
Gongress should not meet and calmly diseuss this question in tbe intezeats 
both of commerce and of Europe. I do not know what conrae my hon.. 
Friend will follow, but I have heard with regret the announcement that the 
Government will not entertain this question, and that one reaaon why they 
will not do it is because the United Btatee did not a&>pt äiia jni&cijj^ 
towards the Southern States. Why, that is the case of a siamggle betweea 
two great sections of one country, and not an international dispute. It 
therefore constitutes no ground for opposing the views of my hon. Friend. 
I firmly believe that, sooner or later, this principle will prevaiL It may be 
resisted by the present Administa^tion, and yet I had certainly thought firom 
the Speech which my hon. Friend quoted that it would not have enoountered 
Opposition from the noble Yiscount's Government. I thought firon that lao» 
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guage that the noble Visoonfit had seeo äiat it was neoesiarj to moderate ^^ ILVIZL 
die horror« of war, and that ihe Goyerament was disposed as mueh as pos- ^^ ^^^ 
aible to proteet the private propertj of their own conDtryoien as well as of isos. 
otfaers. But, whatever eourse the GrOTerament may take as to the Resolu* 
tioa of mj hoo. Friend, whetfaer thej object to it as too general or not 
pat in proper form, I am confident that the time will come when the Honse 
will not tarn a deaf ear to the prajer wbich is addressed to it by the great 
majority of the oommercial interests of the oonntry. 
Debate adfonrned tili Monday next. 



No. XLIX. 

m * 

fiROSSBRITAinilEI. — Aas der Unterhaussitznng vom 17. März 1862, be- 
treffend eine Motion von Mr. Horsfall auf Aenderang des unbe- 
friedigenden Zustandes des Seekriegsrechts. — (Fortsetzung der 

Debatte.) 

Mr. Lindsay öaid, Objections had been taken to the form of the ^^ ^SlÄX. 
Motion. That was a eourse which was very frequently pursued. The fact 17, m^jj 
was, that when a principle was not easily answered, it was common enoagh 186O. 
to take objection to the form in which the principle was put before the 
House. There were many in the House who had long held the opinions 
expressed by fte hon..Member for Liverpool (Mr. Horsfall). He (Mr. Lindsay) 
had long done so; and after the Declaration of Paris in reference to the 
rights of neutrals had been adopted, the international maritime law of the 
dvilized world had, in bis opinion, been placed in so rery unsatisfactory a 
condition, that early in 1857 he brought the subject under the consideration 
of the House. Ät that time the noble Yiscount, Üien, as now, at the head 
of the GöTemment, said the question required the gravest and most delibe- 
rate consideration on the part of the Government. The noble Earl the pre- 
sent Foreign Secretary, who was not then in offlce, said the question was 
one of äie utmost importance — that the fiicts stated by bim (Mr. Lindsay) 
were very serious, and that he would like to hear some statement on the 
part of the Government on the grounds for entering into the Declaration; 
and he eonduded by saying that the whole matter was very unsatisfactory, 
while it was most grave in its bearing on our naval supremacy. He (Mr. 
Lindsay) had also brought the subject under the consideration of the Merchant 
Sbipping Committee, of which he was a member, and that Committee nnani- 
mously reportet that it was desirable for the true interests of this country 
that all property not contraband of war should be respected during war. 
Tlie subject was not therefore new. Now, if the Resolution oflFered to the 
House by the hon. Member for Liverpool sought to pledge Her Majesty's 
Government to make all private property exempt irom capture at sea, he 
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No. XLix. cottld well underetand — though he held to that principle — tiiat the Houae 
17 Mir» '^^^^^ require time for further consideratioa before agreeing to it. Bat all 
1862. that the Resolution asked was, that the Houae should ai&rm ^That the atate 
of international maritime law, as afiecting the rights of belligerents aad 
neutrale, was ill-defined and unsatisfactorj, and ealled for the early attention 
of the Government; and he did not see how it was possible to controvert 
the truth of that stai^nent. When he oonsidered the vast diange introduoed 
by the Declaration of 1856, and ite bearing upon all daeses of the com» 
munity, he thought thej could hardly do otherwise than declare the present 
State of things unsatisfactorj. In dealing with this question thej must con- 
sider it, first, as it affected ourselves, and, second, as it afiected our enemies. 
With regard to ourselves, the reasons which had been adduced whj a 
change should not be made were, first, that our ships and commerce were 
spread over everj sea, and required our fleets to defend them. Then it was 
said, that if we took the step in advance proposed, we should deal a fatal 
blow at the naval power of England, and commit an act of political suicide. 
Qn the other band, by allowing the present state of things to remain, it 
was said that we should retain the great source of our power, which was 
our ability to destroy the commerce of the enemy. Now, as to Üie first of 
ihese objections, let them suppose that unhappily we were at war with France« In 
that case, let us ask the question, would we require our large fleet to proteet 
our ships and commerce on the sea? Ho; for the simple reason that all our 
commerce wouid be conveyed from this country under neutral fiags. No sane 
merohant would ship in any other than American, or other neutral bottoms, so long 
as tiiere was a remote danger even of British ships bmng captnred. The resnlt wonld 
be that all British ships wQuld be laid up in port or tranaferred to neutral nations. 
Thus, then, the objection that we should require our fleets to proteet our 
ships and commerce, in bis opinion, entireLy feil to the ground. Agam, it 
was said that our fleets would be required to destroy the commerce of the 
enemy; but what applied to our own .commerce applied equally to that of 
the enemy. The merchandise of France would be carried in neutral bottoms. 
We should tberefore find in the commercial intercourse of nations no oppor- 
tnnity for the display of our maritime superiority. But did the destructioo 
* of private property help to restore peace? He did not believe it had thai 
effect, and the noble Viscount (Yiscount Palmerston) had expressed a dmilar 
opinion at Liverpool some years ago. He (Mr. lindsay) believed that the 
destruction of private property, instead of bringing war to an end, tended 
to prolong it. * « * It was said by the right hon* Gentleman the 
Secretary of War (Sir George Lewis) that war put an end to all engage» 
ments of the natura of treaties, so &r as regarded the nations at war; and 
that if we were engaged in a war with France, it oould not be supposed 
that either France or England would respect the Declaration of Paris. But 
it must be borne in mind that Austria, Russia, Ptussia, Sardinia, Turkey, 
and forty other Powers, were also parties to it;i and if we were involved 
in a -war with France, that country would take good care, if we desired to 
violate the treaty, to call upon the other nations to remonstraie with us, 
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and, if neceeeary, to take part -witli France in seeing that England observed ^^ XLIX. 

Üke stipulations of a treaty to vhich they all had been consenting parties. yj^g^ 

TbüB we might be placed in a very awkward position. The hon. and learned 1862. 

(^enüeman (the Attomey General) said he admitted the Declaration of Paris 

must give adrantage to neutral vesselg over those of belligerent^, but that he 

eould not agree with the hon. Gentleman (Mr. Horsfall) that the further e£fectofthe 

Declaration would be to put a stop to our carrying if we were belligerents, becanse 

we were so strong at sea as to be able to defend our maritime äag every where^ 

Bat he (Mr. lindsay) belieyed, that if a war were to arise between this 

country and any other great maritime nation, it would be impossible for our 

navy to ensure complete safety upon the high seas to our vast commercial 

shipping. The hon. and learned Gentleman said we were able to proteet it 

during the great war of the first Frencfa Empire. But had he ever eonsi- 

dered the vast change which had taken place sinoe then? In the last year 

of that war the total amount of our imports and exports together was 

£ 60,000,000 Sterling, while their value in 1860 — 61 was dose upoa 

£ 300,000,000 Sterling. Our shipping at that time amounted to about 

1,000,000 tons, while now it was dose on 5,000,000 tons, of which 

500,000 tons was steam - shipping — a description of ship then totally 

unknown. Did any one suppose that it would be poesible to maintain a 

fleet capable of effidently guarding such a mercantile navy as this? Again, 

the charaeter and course of our commerce was entirely changed. We had 

eutered into great relations with other countries, and had steamnships con* 

stantly crossing the ocean at a speed which would enable them to distaace 

almost aay of the ships in the navy sent to convoy them. There were 

maü ateamers daily leaving our ports for distant parts of the world. These 

raust continue, or we should come to a standstill, because now we depended 

so much for everything we wanted upon foreign nations. Take the artides 

of com, cotton, and sugar alone. The value of those three articles imported 

every year into this country was not less than £ 75,000,000 Sterling, a 

sum which was a great deal more than the value of the whole imports and 

exports in 1814. Again, looking at the aecount of British and foreign ves- 

sels entered inwards and outwards at the ports of this country, they 

amounted, - induding the co^ßting trade, to no less than 55,000,000 tons 

annally. That was a State of things entirely differ^t to what prei^saled in 

1814, the period to which the hon. and learned Gentleman referred. Then 

it was said that this was a shipowner's question -- a mere commercial 

question. If hon. Members could show that the loss of the shipowners would 

be for the benefit of the Community, then he would agree with them that 

tbis was a shipowners" question rather than one affecting the people gene* 

rally. But upon whom did our operatives and mechanics depend, exeept 

upon our merchants and traders? and it was a question, therefore, in which 

every person in this country had a deep interest. Take it even upon the 

narrow ground of increased price to ttie consumer. Freights upon bulky 

artides, such as com and cotton and sugar, would be enhanced tbreefold, 

and every artkle would be increased in cost to a greater or less extent. 



128 Seereeht in KriegMeltea. 

No. XMX. Or lock at it OD the groiind of pecumary Iosb bj tfae inaiiitoiaiice of the 
il^MAa ^f^^^ ^^ barning, plunderiog, and destroying oor eaetay's property; bat we 
1868. bad more property afloat to be bumt, plundered, and deatroyed than any 
other nation, bo that we sbould be snre to be far ibe largest sufferera. He 
had oot intended to occapy tfae time of tbe House ao loog^ biit aa bis bcm. 
Friend near bim (Mr. Cobden) had beea unable, juat theO) to take part ia 
the debate, be had ventared to make theae observatioD8 to the House. He 
tnieted that if the House sbould not be prepared to af&rm at present tbat 
all private property ought to be respected in time oi war, it wcMild at least 
declare our international law to be in an unsatiBfaetoiy state, and that th^ 
aubject required tbe grave consideration of Her Majetty'a Government. 

Sir Stafford Nortbcote: It would not be for the bonour of tiiia 
eountry to say that we were loc^ing forward to the time wben we might 
be able to violate a treaty whieh we had made on tbis subjeet And yet 
such was the language held by a Minister of the Crown on tbis question of 
war and the violation of treaties. They all knew that there were stiputa- 
tions and treaties whieh war immediately put an end to; but were all trea- 
ties made even in eontemplation of war to be set aside? If so, they were 
going back to a State of barbarisra. He always understood that the rnean. 
ing of international law was, that war was to be carried on upon principles 
laid down in a time of calm. What was the meaniag of many artioles 
contained in treaties, if treaties were dissolved by war? Take a very com- 
mon ease, and one whieh would be found provided for in many treaties to 
whieh tbis eountry was a party. In ease of war breaking out, a certain 
time was to be given to the subjects^ of a belligerent Power to quit tbe ter- 
ritories of the other belligerent Was that a stipulation whieh war put an 
end to? Again, with regard to a treaty stipulating that public debts sbould 
remain payable in time of war, was that also done away with wben war 
broke out? He would quote the fbllowing passage from Cbaneellor Kontra 
Commeniaries. He says — ^ 

„As a general rule, the obügations of treatiea are dissipated by 
boatilities; but if a treaty contains any stipulationa whieh contemplate a 
State of Aiture war and make Provision for such an exigency, those stipu- 
lations preserve their force and Obligation wben the rupture takes plaoe. 
Hie Obligation ot keeping feith is so far from ceasing in time of war, that 
its efficacy beoomes increased, from the increased necessity for it^ 
And he goes on to dte the instance of the exchange of priaoners of war. 
Now, tbis was a matter whieh ought to be eleared up, whereas it was now 
left in studied vagueness. Hie most opposite (qpinions were entertained on 
tbis subjeet, some persons being amdous to go forward and otbers to go 
back. Tlie latter, he ventured to say, were lapping fliemselves m a fooP« 
paradise, for they thought it the simplest thing in the woild to get rid of 
those treaties. It was idle to suppose that treaties could be got rid of wben 
war broke out; and he sbould like to know whether the Government had 
ooDsidered the question from tfaie point of view. There was anotiier poiat 
OB whieh great ocmflunon existed. A good deal had been said about Übe 



S'eetöcht in Krlegflzeiten. 129 

khklö^y öf Wkrli&e dperatibbs on !and and tea, ähd they häd been told that ^o. xux. 
tiifeire Was no ptotectlöb for private pröpferty öii laiid. No one pretended i^^^j^^' 
ÜUir^ wai p^rfect protection; bnt was there nö difibrence b^hveeti the prin- i862. 
biples üpoü which priVate property was dealt with on land and sea? If the 
&6o. UM löarii&d Hembe^ for Cambridge (Mr. Macauläy) Were now in the 
Hooäb, he would hk astoiiished to fllid the Goviernmeüt thue abandoning the 
dis&ctioh üi^ön whiiöh they had rested their Opposition to the Dänisch Claims. 
Hk the caöe of the Ükhish claims cetUin property of ours Was confiscated 
by Ükk Dänidh Governihent in conise<j[n)Bnce of oar ättabk on Gopenhagen. 
ih rkWA W^ cbi^i54tfe(d certain property ot Daiies. Cur Idubjebts whö had 
idst )pröperty call'ed on lis tb reimburs^ them their lossed out of the Danish 
{»j-operil^ we had seized. We admitted some of the claims and rejected 
öihers. Why did we do so? last year the Attomey General, the highest 
legal authority of the Government, and the Ghancellor of the Bxchequer, 
öaid, 7,Wb. admit that the claimantä of property confiscated on land are 
entitled to have their losses made good; but there is a great distinction to 
b'e drawn between property taken on land and property tak^n at sea; pro- 
perty taken on land ought tb be restored, bat property taken on ships afloat 
ooght not to be restored.'' Quoting Sir James Mackintosh, the Ghancellor of 
the Exchequer said maritime plunder was not in its nature so injurious as 
plunder on land, and thai in all European States the distinction was drawn 
between seizure on land and seizure at sea. 'fhe Ättorney General held the 
6äme language. But, ih the present case, when pressed by arguments they 
could not meet, they proceeded upon an entirely false assumption, and tried 
to make us believe that private property was no more exempt from seizure 
ön land than it was at sea. What did the Secretary of War teil them the 
other night? The parallel he attempted to set up between the Duke of 
Wellington's allowing troops to pull down houses in the Peninsula to obtain 
JTuel and the case nöw put forward, could not for a moment be sustained. 
iSfo one went to the length of saying, that if a war-steamer in want of coals 
baw an enemy's collier passing by, she would not be justified in taking her 
coals. In point of faet, she >(\'Ould take them out of an enemy's or even 
oat of a neutral vessel, for under such circumstances she had and would 
exercise the right of pre-emption. That was the case which really corre- 
sponded to the Duke of Wellington's proceedings. The question now raised 
was, not how to supply the means of an army in the field, but whether 
yon wöuld give to your army that same right of legalized plunder as you 
gave tö the captains of ships. The Duke cf Wellington did not allow bis 
troops to pillage whole villages, and get the property adjudged to them in 
Prize CSoürts. On the contrary, he took measures to prevent pillage, and 
i^verely putdshed any regiments whö were found committing depredations. 
Itie leamed Lord Ädvocate had told them that they ought not to put an 
end to maritinie plundering, because it was the ihost effectual way of 
bringin^ the eneiny to terms; and the ohject being to make war short, 
äh'ar^, liind decMve, they ought to put the greatest amount of pressure on 
äl^ 4dvei%ar]^. feüt höw fair 'was {hat reconcilable witti the principle of 
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No. XLIX. the difference between plunder by land and by sea? If they wanted to put 
i7"Mfira *^® greatest amount of pressure on their adversary by pluDdering him, why 
1862. did they not plunder him by land as well as by sea? But that was not 
what they wanted. What they wanted was not to lop off a limb here and 
there, but to strike at the heart of the enemy, and that surely could be 
done better by plundering bis territory. The common sense of mankind 
rejected the right of plundering by land, and the argument which was ased 
on the ground of crippling the enemy by plundering on sea would, he ven- 
tured to say, entirely break down. He had referred to the dictum of Sir 
James Mackintosh. Could anything be more absurd than to justify maritime 
plunder by saying that it was less injurious than plunder by land, and yet 
to maintain that it was more efficacious in crippling your enemy? He had 
Seen in books of international law a better reason for maritime plupder than 
that given by Sir James Mackintosh, and it was that plunder by sea was 
more out of sight and caused less indignation than plunder on land. There 
was some truth in that. But now that commerce had developed to such 
an enormous extent, that it was so much more a matter in which all nations 
had a Joint interest, they could hardly attack it without raising a ström of 
indignation all over the world. Some years ago nations had their commerce 
very much to themselves, and the commerce of a country with its colonies 
might be attacked without inflicting great injury on the rest of the world; 
but now that restrictions had been removed, that partitions had been broken 
down, if they attacked the commerce of one country, they would bring upon 
them the desire of retaliation on the part of nearly the whole world. They 
had heard a good deal of the comparative advantages and disadvantages of the 
proposed cpurse to England, and the whole matter depended on that considera- 
tion. Now, he did not ignore the humanitarian argument, as it was called — the 
argument that the great interests of humanity ought not to be lost sight of; 
but, speaking in that House and as an Englishman, he maintained that we 
ought to consider the interests of our own country ; that w e had to look, in 
the first instance, to the bearing of the question on the naval strength of 
England; and secondly, to its bearing upon our financial power. In 1855 
the present Secretary for War, then Chancellor of the Exchequer (Sir George 
Lewis), called attention to the advantages that had resulted to us in the 
Russian war from the adoption of the rule of not molesting neutral com- 
merce, and in opening bis budget he said that the observance of the rule 
had been highly beneficial to our financial position. Two things were needed 
to carry this country through a war, and they were a sound and flourishing 
State of the finances and a powerful navy; but both would be in danger if 
they adopted a rule by which a great amount of commerce would be dis- 
turbed and the shipping of the country imperilled. It was necessary to 
consider the nature of the British trade, and the risk to which it would be 
exposed. The question was not to be determined by balancing the tonnage 
of one country against the tonnage of another. It was a question of value. 
Almost all the valuable commerce was in our hands. The whole of the 
great commerce of India, the whole of the Australian trade, and part of the 
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trade in silks, indigo, <fec., was carried on by English vessels. We might ^o- XLIX 
capture a certain number of cotton ships or timber ships; but how would ^^ j^-^^ 
that compensate us for the los8 of our steamers carrjing some of the riebest 
cargoes of the world? Now, let us take a lesson from history. What oc- 
curred in the ßeven Years' War? In that war England distinguished herseif 
most gloriously, and her navy was particularly successfull. Smollett, writing 
of the war of 1760, related how this country had 120 ships of the line, ex- 
clusive of fire and other ships, and that notwithstanding this immense arma- 
ment, and that the enemy had not a ship of the line at sea, yet the enemy 
were so on the alert with their small ships that they took 2,549 of our 
merchant sliips as against our capture of 944 of their vessels, including 442 
privateers. It was not, then, a question whether our navy was a great deal 
stronger than others. He had no doubt that it was strenger than the navy 
of any other country, and he believed stronger than that of all others that 
might come against us. If it were not , he knew he spoke the sentiments 
of the House wlien he said that it ought to be so. But, however over- 
whelming it might be, it would not be able to protect our trade, as was 
evident from such a case as that he had cited. Take the case of the con- 
tingency of a war witli France — though he heartily trusted that no such 
contingency would arise; but if it should, what were the purposes for which 
we should require our navy? In the flrst place, we should want our navy 
for the means of defence, and to hermetically seal the Channel. We should 
want it to blockade the enemy 's ffeet, and prevent their gettiog out of Brest, 
or Toulon, or Cherbourg. We should want it to maintain our Communi- 
cations with our colonies, and carry succour to Gibraltar and Malta. That 
fieet ought not to be frittered away in the protection of our commerce, or 
in making prey of merchant vessels in all parts of the world. The case was 
now different from what it was in former wars; for in former wars the navy 
did the proper work of a navy, and privateers were sent out to dd the work 
of snapping up the enemy's trade. But now an end was put to privateering, 
and he asked, ought the great navy of this country, maintained at an enor- 
mous expense, to be frittered away throughout the different parts of the world 
in protecting or making war upon merchant vessels? He had heard it said 
that, when they gave up the System of crippling an enem}»^ by destroying 
his commerce, the navy would be of no fiirtheV use; but he desired to know 
what was the meaning of such an assertion? In the last Russian war was 
not the English navy of the highest use in carrying on Operations for the 
reduction of Sebastopol, and in providing the army with necessary supplies ? 
It was by our superiority in supplying and maintaining our army in the 
Crimea that we brought Russia to terms; and we owed that superiority to 
our naval power. It might be depended on that the navy would have plenty 
of occupation in case of war, if care were taken to give it only proper oc- 
cupation, and not to waste its strength in employing it on other business, 
for which it was not suited. In these observations he had endeavoured to 
show that the Government had not met the case put forward by the hon. 
Member for Liverpool, or grappled with the proposition how the arrange- 
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No. XLIX. mente made iü 1856 affef5ted the maritime strengüi of tViß (CQpntry. "Pi^ 
17. Mira "®^* coneideratioo was — if those Arrangements had placed in jeopardy the 
1862. basis on which the entire naval strength of the country rested, were they 
to be maintained or modified^ apd if modifled, in what ^ense and how far? 
Was it possible to go back, or to go forward, or to 8tay w)i#re tjiey were? 
He thought the House was under a debt pf gratitude to ttie hon. lltember for 
Liverpool for affording them ap opportunity of revi^wing Ü^ aulyept. He 
(Sir Stafford Northcote) regretted that the arrangen^pnts m^de if) 13^6 had 
not formed the subject of separate and füll discusBion in the Hoiise of Ck)m- 
jfiom at the time they were effßcted. Ahle find yaluable as was the i^rgu- 
ment which ^as conducted ii^ the House of Lords, the qijestion did not i^t^tiuct 
80 much interest on the part of ih^ people of tbis pountry t^ if it had bf^p 
discassed in the House of Cpmmons, which yras the place wbere ^tl^pw 
connected with the commercial and shipping intereetß met face to ffM^e^ and 
where the subject could have been fairly ar^ued and brougbt to ^ iasi^f^. 
But it was never to l^te to attempt tp repair a faqlt, and he hpped that tl|e 
present Motion would be treated with calm deliberation, and not to be ^loweä 
to be disposed of by the sweeping and summary condemnat|on which ijhfi 
Government had at present passed upon it. The House wopld, ppoi| fL questjop 
affecting the interests of our cpuntry for all time to cpme, feel the greatest 
hesitation in taking any step which could embarrass the EJ^ecutive; but, at 
the same time, it was important to knpw whether we could trust that Ex« 
ecutive, whose antecedeots in this matter were qoj. such as to ereate coa- 
ödence; and their present language, contrasted with their fonner laagufkge, 
did anything but carry eonviction as to their ability to deal satißüaLctorily 
?vith this subject. Hd admitted that the forward courß€( proposed by the 
hon. Member for Liverpool was ^ttend^d with great difftculties. There ^ere 
diüiculties connected with blockade, and with the question of cqp^bapd of 
war. He feit sure that the hon. l^ember for I4verpool did not wish to em- 
barrass the Goverpment in this matter, and woulcl ^pt piess hi^ Mptiop if 
the Government would pledge the^selves to give it their i^tt^ntive con^dor^ 
tion, and act in a spirit ^iff^rent to that of which th^ noJt^^e Lord had giyeo 
such summary intifnatipn. If the Government would ^t^tte that they ivould 
give the matter their anxious oonsideration, apd majce it the sul^ect of nego- 
tiation and representation wi^ «other countr|^ ^ he feit f^asurf^ ^\ bf^ \^o^, 
Friend would not think himself under the paii^i^ul necessity of dividing the ^Q^9e• 
The Resolution of bis hon. Friend, though framed in a shape w^U i^uited fcqr 
discussion, yet was not one on ^hich a division could satisfactorily b^ tak^^ 
It set forth, it wt^s true, that the stat^ of our intemaUo^al law v^as ipd^fiqite^ 
i^nd, in spite of what ha^ fallen from the Ättomey General the other eveiiing 
to the effect that the ^ontrary wSiS the case, he must so far exprea/; laß 
co^currence in t|;^e prpposition of bis hon. Friend. He co\^ npt IqqI^ Ofi 
that State of things i^s deflnite or satisfactory, when he saw SHQh doubts as 
to whether th,e mostj importc^fit maritime natipn next to o^rselves was or w^^ 
not, bound by the s^cond, the third, and the fourth Artic}e9 of th9.t pxQ(((i^ 
sition which had been taken as binding on the other Povi^e^ of £!w(f^ 
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Pe (qt one could not thiok tbftt position satiafiictory wbich put in jwpi^rdy ^- XLIX. 
ibe carrjiiig trade of this couotry, the prosperity of our caounercial marine yj^y^n 
and through our commercial marine the very security and foundation on 18O1. 
which our navy itself rested; and he must say, aeemg how Utile ^tention, . 
as apparently wa« the case, was pajd to it by the Govenimeat, he thooght it 
was a proper and dght thing that the Government «honld be called upon to 
pay attention to it. Bat the Resolution^ a8 it etood waa merely abstraet, 
and he ahould hefiitate to vote for such a Resolution — a mere vague Re« 
Solution, ivhißh might be adopted by persona holding the most opposite vi^ws 
of the matter; and he was not prepared to go entirely with many of the 
views he had heard (expressed on the subject, and eertainly was not pie» 
par^ to adopt the views ot his hon. Friend, witbout aeeing how they could 
meet other questiops that would nooessariiy be raised. He was amdous to 
take waming by the imprudence of the Government themselves^ and he thou^t 
the advice ot Ballie Hicol Jarvie, or rather that of his father, might be adopted 
by this country, ,)Never pqt your arm out furtber than you ean draw it back 
again.^ He thougbt that advice was y^y applicable to the present circum" 
stances; and until the whole question was thoroughly sifted, he thougbt it 
was premature to eome to any decision upon iL But while he asked his 
hon,. Frieod to withdraw the Kotion, or not press it to a division, he, at the 
smue time, would heartily joiu with bim in pressing the matter on the Government, 
and iu insisting that the country should not remain in ignorance of what had been 
done — that it should not remain in ignorance of where the reßponsibility lay ; and 
that the country should not fail to know, that ifit had been reducedto that conditon 
of danger which had been termed the brink of political suicide, it was to the noble 
Iiord and bis GoUeagues that we wereindebted for having brought us into that position. 
Hr. Bright; Sir, tbere bas probably never been a question brought 
before this Hou^e, at le&st during the time I haye had a seat in it, more 
deserving of a very serious and dispassionate conaideration than this« And 
I am bound to say that, looking at the debate last week, and at the debate 
tOi-nigbt, there is no appearapce of a partisan or of a party spirit in the 
dis^ussion, Roth sides of the House appear to think that the question is 
out of the region of party, and that it is to be discussed with reference to 
the interests of the country and to the interests of humanity at large. * « * 
Some have undertaken to blame the Government for the course they took in 
t|ie year 1856, I am of opinion that the course Üx&y took was neoessary 
tobe taken, and that it was awise and proper course in every respect. *«* 
When the Russian War begtm, the Government advised the Queen to issue a 
ProclamatioQ, to which reference bas more than once been made — a Proolamation 
which did, in respect of the time occupied in that war, preciaely what the Dedaration 
of the Congress of Paris t\^o years afterwards did for international law in 
genertJ? ftud for all future wäre if such should unhappUy arise. It was found 
by the Government that the old policy was impossible any longer. Unless 
you could blockade every port of Russia, it was clear the American mer- 
cantile ships would have carried on their trade with Russia as before the 
wer;, that if they ha4 Russia^ cargoes in their shipa, they would not have 
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No. XLIX. penuitted — I epeak advieedlj — they would not have permitted without 
17* Mif*^ reroonstrance, and probablj not without resistance, the exercise of the right 
1862. of searc^h witii regard to those ships, or the taking from them the propertj 
. of Bassia, which was then the enemy of England. If the Government had 
not taken the course they did take by the Proclamation of 1854, in six months or lese 
they would have been involved in very serious discussions with the United States 
Government, which might have been the cause ofaddingto the then existing cala- 
niity of a war with Russia the calamity of a war with the United States also. * « * 
In the year 1856 there was a meeting or congress of diplomatists at Paris, at 
which Lord Clarendon represented this eountry. The parties to that Congress 
koew what had been done during the Russian war; they knew the cause 
of the Pfoclamation of 1854; they knew that if in fiiture any war should 
arise, the same difficulty would meet them. Thereibre, in my opinion, they 
wisely agreed upon that Declaration with which some hon. Members have 
foond fault to-night. *«* What was it that thät Congress did? I am not 
for a moment about to say it did not do something, and of all that impor- 
tance which has been ascribed to it by the hon. Member for Salford. It 
declared that there should, henceforth, be no war made upon the trade of 
a beUigerent, with the exception of an actual blockade; that his exports and 
Imports shoold be free as in time of peace, only upon one condition, that 
tbose exports and imports should be carried in neutral ships. * « * That 
is, that if an enemy will keep his own ships at home we undettake, and 
all other nations undertake, to do no härm to his trade at sea. * « * 
The resttlt then comes to this — that we have agreed to make war less 
burdensome to ourselves, and less burdensome to the enemy with whom this 
eountry may be at war; but we have done it in such a manner as to in- 
flict special hardship, and to cause something like ruin and very grievous 
injury, to a very large and important class of Üie population of this eountry. 
I Said before, that the cfaange in 1856 was inevitable ; and being inevitable, I 
believe that theee results are inevitable. Now what is It that the hon. 
Member for Liverpool proposes? Let me remind the House that that hon. 
Gentleman and his colleague, who I believe agrees with him, represent pro- 
bably the largest number of merchants and shipowners, and the greatest 
amount of shipping property, of any Members in this House, or of any 
Members of any representative assembly in the world. Bear in mind that 
his proposition was supported the other night by a Member who may be 
Said to represent, to a considerable extent, the shipping of the Tyne (Mr. 
Lindsay). That proposition was supported afterwards by the hon. Gentleman 
the Member for Huntingdon (Mr. Baring); and no one will deny that he 
spoke the sentiments of an interest and of a class of prodigious importance 
in connection with the commerce of this eountry. The matter, therefore, 
which the hon. Member for Liverpool has brought before us is one that 
comes recommeuded to the House by very high authority; and it cannot be 
got rid of by the off-hand declaration of a Minister, however experienced or 
however influential he may be. The hon. Member's plan is a very simple 
one. He says ^ ^Include the ships; you have freed the cargoes; you have 
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freed tbe manufactures of a oountry in their transit across the sea; ypu ^^ XLVS. 
onlj inflict upon them a certain extra price because frdghts must be higber^ ^.j ^^^ 
but you do not absolutely probibit the transit, or do anytbing near 4bat: — : 186^. 
wby not include tbe sbips? If tbe trade of belligerents be permitted -* and 
ihe object of tbe Declaration of Paris was to permit it, upon condition tbat 
it sbould be carried on in neutral sbips — tben be says — „Wby sboold 
it not go in tbe sbips and come in the sbips of belligerents?^ Tbe r€isult 
would be tbat tbe vast mercantile shipping of England wpuld, be reli^yed; 
and thougb tbis might cause anxiety on tbe part of some hon. , Genilemen 
on the otber side, instead of provoking war^ it would of all ÜJJügß ever 
devised be tbe most likely to preveijit wars — to make tbem r$|inote and 
unfrequent — and if tbey should unbappily arise^ it would be likely to 
bring tbem to an earlier termination. At all ^vents, I ttunk it must be adr 
mitted) at tbe first blusb, tbat tbe Declaration of Paris and the poroposition 
of tbe hon. Member are humane and benevolent But there is one thing 
tbat strikes us all *- tbat these propositions are in the jteeth of all tbe 
theories of war. I do not deny tbat for a moment. and I do not in the 
least wish to escape from it. Tbey are against tbe andent theories of war. 
But the proposition of the hon. Gentleman is not against the theory of the 
Declaration of Paris in 1856, but it is consistent witli, and it even logically 
follows from it. * « * But passing from otber authorities, I come to 
tbat of the Gommittee of the House to which reference bas been made, I 
think my right hon. Friend the President of the Board of Trade was the 
Chairman of tbat Gommittee. There is no man more competent to judge a 
question of tbis kind. I believe that of the Members wbo were present ^ben 
tbat Gommittee deliberated on tbis point there was not one wbo made any 
objection. There was no division on tbe subject, and I presume my rigbt 
hon. Friend, and those over whom he presided were unanimous in favour of 
tbe proposition of the hon. Member for Liverpool (Mr. Horsfall). But be 
that as it may, altbough Earl Russell and the Earl of Derby, however much 
tbey may have dissented from the wisdom of tbe policy of fhe noble Lord 
at the bead of the Government in 1856, yet now tbey both acknowledge 
tbat the step tben taken cannot be recalled; and therefore, if there be any 
clear connection between the Declaration of Paris and tbe proposition of tbe 
hon. Member opposite (Mr. Horsfall), it follows, logically, thatJL have nQw 
a right to say that Eearl Russell and Lord Derby, admitting that the Decla- 
ration of Paris cannot be changed, may be fairly quoted as authorities for 
the füll and fair completion of the principle laid down in 1856, wbich i^ 
now asked for by tbe hon. Member for Liverpool. * ♦ * I Baid in tbe 
beginning of my observations that great changes bad taken place in tbe world 
in the period between 1815 and 1854. My hon. Friend tbe Member for 
Sunderland (Mr. Undsay) adverted to tbis, and tbe hon. Member for Salford 
(Mr. Massey) did also, in some degree. The tonnage of tbe United King- 
dom, in and out, in the year 1814, was 3,500,000. For tbe last seven or 
eight years it bas been upwards of 12,000,000 — I think approa<ihing 
13,000,000 of tons. Tbe exports, which were tben sofne £ 40,000,000, 
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Ko. XLTX. i^nd tte impotts abont ihe Bame, haV^ nbw riäeii tb £ 120,000,000. JlTow, 
^^^^' I adk the Bbmse whai was the effect upCQ die ihöircäütile liavy öt tliis 
1962. country^düring the ahort war wiüi the Ünüed Btatei) öt America frob 1^12 
b 1814 t I have Iböked at a book in ibe librärj, wUch ik pübliähed hj kn 
American whode name I forget, which porporiib to bea hietoty of Aitierid^ 
j[)riyateering during that war; and I h^ve seen albö btbet ötaikeinen^ whicn 
bring nie to the same concludion — that in Ihat '^efy fahöirt war — fadt 
tetending over more than two yearb — the Americaii privatecrs captured 
kiot fewer than 2^500 Englisch sbips of all sizes; and 1 hav6 heard atated 
btk American auitiority that iho^ Bläj^% so cäptÜireä wei'^ gold for fiie ehor- 
thoüs bom.of 107,000,000 doUars, er more thafa £ 21,000,19)00 btär^ing. tf 
ybu cati iinagine the loss to the shipping intereat of th^ co'dntiy durinjg that 
war, when bnt tonnieige was önly S',500,000, Mrhat wonld bö our ioss, süp- 
po^ttg the old s^Men^ wei^ tö prevail, if we had a wbi: boW with our toii- 
tage amoanting to 18,000,000 tons, and with the Unite'<i States inercahüle 
marine increased fbr more in that time than our marine has increased? I 
say ihat the devaatation that wonld b'e eäu&ed would be somettiing quile 
enormous. We could scarcely coneeive of a caise in which it would be 
worth while to sostain such a loss. I ask the House, then, this quesUon ~ 
if this change which was made in 1856 was pössible, and if it now cannot 
b^ recalled, does the House, does the noble Lord, believe thät for any long 
time it will be possible to resist the proposition of the hon. Member for Li- 
verpool? * * * Whenever the people of this country shall have made 
up theit minds on this questfon, and Parliament shall be disposed io enable 
the Government to act, I believe they will find ho difficulty in any foreign 
country. Now, I wiH only say with ?egard to this matter, that I may be 
pointed at — as I have been pointed at a Üiousand times — as a friend of 
peace. I wonld rather be a friend of peace, in the humblest rank and po- 
sition of lifi^, tiian a friend of war in the highest. And I say, if this Honse 
Miall nOw or at any futui^ period accept fairly and frankly the proposidon 
dt the bon. Member for Liperpool, it will confer upon the people a great 
Advantag^, and upon itself an endless renown. 

The Solicitor Gretteräl: As to the Declaration of Paris, I agree, 
ihut ^6 are not llikely to go back from it It can hardly iiave been sup- 
poöed that my right hon. Friend the Secretäry tor ITVar meätit for ä moment 
that we should think of receding from it. Hy right hon. Friend reierred tb 
quite a different thing. He said, what is undoubtedly true, thi&t the efiect 
öt war äs a general lule and ordinarily is to dissolve treaties Wtween belli- 
gereut hations; and that even in the case of treaties made in oontemplation 
öf war, Which, h6 Said, they were in honour bounä to oböerve — ieuad I 
Ünist that we shall always observe that which binds us in honour — still, 
i^ben war, the ultima ratio of States, takes place, tbere Is no forther 
sanction which can compel them to respect diese declarations and treaties. 
Afad he was, I think, quite jnstifted in the inference which he drew Irom 
thät argument -^ not that we should violate aiiy of the dedaraiiona wehave 
ti/Uie, öt depirt itöm ahy 'üreäty io which we have been partiea, bat that 
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^7 engagements of tbis sorfc were of the znost treacherotis and perilous kind ^^* ^Lix. 
— that we, adhering to them in honour and good faith, would have no se- yj ^^^ 
euntj tliai, wbeo temptation earae upon oar adversaries, acting perhaps in 1862. 
combiiiatioa against us, and thinking that thej would be able to meet ue, 
tbey would not, upon some one or other of those thousands of excuses which 
Uie circumstancee of war alwajs present, tarn round and say, ^Because you 
have done thia» or because you haye done that, we hold oureelves no longer 
-honnd by thut d6claratk>n or this engagement, and we shall revert to the 
original, reoognised ralea of intematk)iial law.^ — Sir, stranger things 
thw that have been doooie before now. I hold in my band one of the few 
treatiea of this kind that have ever been made — the Treaty of Ck>mnieree 
and Kavigatioa between His Britanoic Majeaty aod the French King signed 
at Voaaillea on the 36th of September, 1786. What ia the seeond article 
of that treaty? It is this ^ 

„For the future security of commerce and friendship between the 
aubjeets of their said Majesties, and to the end tliat Ihis good correspondence 
may be preserved from all Interruption and disturbance, it is concluded and 
agreed that if at any time there should arise any misanderstanding , breaeh 
of friendship, or rupture between the Crowns of their Majesties , which God 
forbid! the subjectsof each of the two parties residing in the dominions of 
the other shall have the privelege of remaining and continuing their trade 
"therein, without any manner of disturbance, so long as they behave peaceably 
and commit no offence against the laws and ordinances; and in case their 
conduct should render them suspected, and the respective Governments should 
be obliged to order tliem to remove, the term of twelve months shall be 
allowed them for that purpose, in order that they may remove, with their 
effects and property, whether intrusted to individuals or to the State.^ 

That treaty was broken on the very first opportunity. That article 
was broken in the very points specially provided for. Not only were our 
subjects not allowed to remain aqd trade in France, but they were not allowed 
even to have the twelve months' notice to remove with their property which 
had been stipulated for. And this was itself one of the grievances against 
France for which we esacted compensation when the peace was made in 
1815. That is not an example that we ahould Imitate, but a waming to 
US not to trust too much in such engagements which it may be convenieut 
for other countries, when we are more powerful than they are at sea, to 
obtain from us, but which it may not be convenient for them to observe, if 
hereafter tliey should thiuk that their power predominates over ours. And 
the House must remember that whatever may to be weight of the moral aen- 
timent and public opinion of uations — and, certainly, I am not the man 
to undervalue either — yet plausible excuaes are not wanting when auch 
acta are to be done, * ♦ * 

Viseoant Palmerston: Itis generally admitted that nothing can 
be nore ineonvemeiii than the proposal to, or the adoption by, this Honse 
of ft general abetract Resolution-, and I think the Resolution of the hon. 

9» 
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No. XLTX. Member and the debate whfch has followed amply illustrate the tnith of that 
17. März Position. One half of those who have supported the Resolution , and the 
1862. hon. Gentleman himself who moved it, have for their object to exempt private 
propertj at sea from capture; but the other half who coneur in it have an- 
other object — to reverse the Declaration of Paris. Those are two objecta 
totally diiferent, indeed diametrically opposite^and between which the Govern- 
ment, if called upon to act, as they would be by the concluding passage of 
the Resolution, would be utterly at a loss as to which of the two courses " 
the House of Commons wished them to adopt. I will deal, first, with the 
Declaration of Paris. It has been fully explained that the only new point, 
as far as we are concerned, in that Declaration was that which declared that 
an enemy's property should be free from capture in nentral bottoms. The 
other points in the Declaration, except the one about privateering, referred 
only to old-establislied practice. The Declaration as to Blockades only re- 
capitulated rules well known and long acted upon. My hon. Friend the member 
for Birmingham has, I think, very ably and very fully shown that it was 
a wise and politic measure on the part of the Government to adopt the prin- 
ciple that a neutral flag should cover enemy's good. He has shown that it 
was the doctrine of every other maritime Power, and that if we had per- 
sisted in maintaining the opposite doctrine, and we had gone to war with 
any great maritime State, we should inevitably have run the risk of addiog 
to that war a dispute with the other maritime Powers which would have - 
led to another Armed Neutrality. There is a principle upon which, as it 
appears to me, this doctrine must stand. We have lately maintained, even 
• at the risk of war, that a merchant ship at sea is a part of our territory^ 
that that territory cannot be violated with impunity; and that, therefin«, in- 
dividuals cannot be taken out of a merchant-man belonging to a neutral 
country. The same principle may be said to apply to goods as well as 
men; and if it be granted, as we do grant, that a belligerent has no rigfat 
. to take out of a neutral ship persons who are enemies , so also it foHows 
that the neutral flag must always be respected, and in the case even of 
enemy's property on board, not being contraband of war, it ought not to be 
violated. But the ground upon which the Government assented to the De> 
claration of Paris was, as has been well stated by the hon. Member for 
Birmingham, that in the altered State of things and in the present relative 
positions of the great maritime Powers of the world, they feit that by per- 
sisting to maintain a doctrine which no other nation maintened, we should 
incur the risk of involving this country in hostilides with more than one 
Power if we came in conflict with any one Power. * » * Then we eome 
to the other subject — namely, the proposition which is made by the h<tt. 
Member for Liverpool, that we should agree that private property by sea 
shall be exempt from capture. It is said that it is a logical deduction from 
the Declaration of Paris. I deny that proposition« The Declaration of Paris 
related entirely to the relations between belligerents and neutrals. The pro- 
position of the hon. Member relates to the relations of belligerents to eaoh 
pther. The hon. Member for Birmingham has been kind enongh to attach 
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80016 valoe to opimons which I expressed ßome years ago at Liverpool. No. XLix. 
I am perfectljr ready to admit that I have entirely altered my opinion. n^ig^ 
Faither reflectioa aod deeper thinking have sadsfiedme tbat what at first 1862. 
flight 18 plausible — and I admit that it ia plausible on the surface — is a 
daogeroos dootrine; and I hope that the hon. Member will be kiad enough 
to give weight to my second thoughts, and also come round to those second 
thottghts^ which are proverbially the best. With regard to the assimilation 
of war by sea to the practice of war by land, I think that, as far as it was 
in the power of the Government by arrangement wiih other Powers, we 
have accomplißhed it. For what is the main diflerence between the practice 
of war by sea and by land? It is said that the practice of war by land is 
to reepeci private property. Why, really every gentleman who holds that 
doetriae must foi^t everything which has passed within bis memory, and 
everything «rhich he has read in history. It is well known that wben armies 
are in an enemy s country they take everything which they want and very 
often destroy what ihey do not want, for the mere porpose of destruction. 
Kot only do they destroy what the}' do not want and take what they do 
want, bat they go further and levy heavy contributions upon the places 
which they occupy. * ^ * By sea it is said private property is taken. 
Ay; but it is taken in a difierent manner, and with more order and regu- 
larity. Private property by sea is not made prize until it is adjudicated by 
a oompetent tribunai as a legal and proper capture. By land it is taken 
at the moment when it is wanted, and as it may be wanted. I was about 
to say tbat we have assimilated, or endeavoured at least to assimilate, the 
practice of war by sea to tlie practice of war by land. What was the main 
difiereace of the two? Not that private property was not taken by land as 
if was taken by sea, bat that by sea it was taken by a difierent set of 
people from those who were authorized to take it by land. By land no in- 
dividual is allowed to make war unless he belongs to a regularly-organized 
army, and is in the service of a State. Private war on the ocean was a 
permitted and acknowiedged practica. We agreed at last at Paris to the 
proposal that privateering by sea should no longer be a legitimate mode of 
carrying on war^ and that future wars should be carried on only by regularly- 
oiganiKed foroes acting ander the authority and command of a responsible 
Oovemmenk Bat these Declarations do not apply to the States which did 
not aecede to them. The United States of America have not acceded to the 
abolition of privateering; and, undoubtedly, if we had tlie misfortune, as was 
not anlikely a short time ago, to be engaged in a war with the United 
States, we should not be bound to abstain from privateering unless the 
United States should also enter into a similar and corresponding engagement. 
Mach critieism has been passed upon a remark of my right hon. Friend the 
Seeretary for War, that war puts an end to treaties. Undoubtedly, war does 
pnt an end to treaties, and even to declarations of this sort; and in the event of 
war you wou)d have to rest upon the honour and good feeling of the parties who 
had agreed to them. in time of peace. Hy right hon. Friend is quite right in saying 
that you have not that security from belligerents that in time of war they will 
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No. XLix. obsenre the conditions laid down in peace whioh yon have ftüm neutrah. * « * 
17* Mä» ^^ ^^ ^^'^ ^^^ ^^ pnnciples laid down at Pans woold be fatal to oar oom* 
1862. merce and to the shipping interests; bat the very argameois iMed bj hon. 
Gentlemen who take that view negative the firet part of the assertioD; 
because they Bay our commerce would go on without any inleitvption 
whatever, and all that would happen would be that the cbaaoel tfacough 
which it flowed would be changed^ aod that commeroe would be carried od 
trough neutrals with much greater safety than in our own ships. If that be 
so, as far aa our commerce is concerned, there is no graund for Gomplaioi. 
It must be admitted that that principle would increaae the ioponvenieiKses 
which the shipowners would feel wheo war broke out. But, unfortunately, 
it is of the nature of war that it cannot be carried on without embarrass» 
ment, sufiGsring, and loss to all parties conceroed. If you make war witkoat 
any suffering and any loss to anj' party whatever, it would become mere 
child's play, and it might last for ever without eoming to any result It is 
Said that all our eommerce would immediately be oariied on by aeutivk; 
but how is that made out? I pretume it may be asserted that the coBHneroB 
of the World is carried on by tlie ships of the World, and I believe our 
oommercial ships form a very large proportioa of the ships which oarry oa 
that commerce. Suppose that our ships were withdrawa from enpioymaiit, 
where will you find ships to take their place? Ships are aot things wfaioh 
can be created on a sudden; it takes time to create » meroantile marine. 
I forget how many millions of tons we have in our merohant ahipping; bat 
supposing the whoie of them were all at once oonfined to our faarbouvB, 
where will you find neutral ships to take their place, and to carry on the 
commerce which they now carry on? We ara, I hope, the aioet f^metUk 
naval State, and we have, I hope, a fleet which in the eveot cf war would 
be superior to any adversary with whom we might be engaged. The ehipe 
of that adversary would either in a very i^ort time be eonflned to their 
ports, or they would come out and sufier defeat; and when we had esta^ 
blished our maritime supremacy at sea, then the daoger to our merohaai 
shipping would, in such proportion, be dimioished. This really is only 
another iustance of an attempt to set up the assumed isteresl ofoae eiasa 
of persons against the general interests of the oountry. We have had a 
great many examplee of that in years past, and in all thoM caaet tim per* 
sons who objeoted to a patticular arrangement oa the grouod tbtt tbe^ 
imagined that it was injurious to their interests, found afkeifwords intke-ettd 
that they were mistaken, and äiey have actually shared ki the general good 
which resttlted from that arrangement. * « * The shipping interest ttoff 
ask for the establiahment of tlie principle oootained in the Biesolution of the' 
hon. Member for Liverpool, because they imagine that it woald reÜeve them 
from the pressure of war; but in the same way it oan be shown that tbe 
remedy which they seek will, in fact, be detrimental to the general interesto 
of the oountry and that they would share in the iqjury which the oountry 
would sustain if tliat were granted to them which a shoii^fiightod view of 
their own interests induces them to think of importance. An ialaad Kke tfaiai 
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with «n armj which 10 not lai^ enough to be aent to a disiance acrosa ^^ ^^^ 
tbe sea for any greai Operations of war, must mainlj rest for redress upoD ^^ m^' 
ito naval power being exeried in destrojing the commerce and commercial 1862. 
ships of kß antagonista, and in taking their crew« priaoners. Gentlemea 
have argued thi« queation as if it were aimplj a matter of shipa and gooda; 
bat tbey forget tbat when you take an enemy'e merchant ehip, you take 
not only the veaael and cargo, but also the aailora on board, who, if tbey 
are allowed to return safely to tbeir own ports, are an addiüooal aouroe of 
atreogth to your enemy. Suppoae — what I hope may be far diatant *^ 
that we were at war witii France. Tbat coontry aenda annually aome 15,000 
or 20,000 aailora to the difiereot fiaheriea aa nuraeriea for her war navy. 
Sappoae we were blockading Breat, Toulon, Cherbourg, or L*Qrient — if 
the principle of the hon. Member for Liverpool were adopted, we ahould 
have to allow the fleet of 20,000 aailora to paaa with impunity through our 
blockading aquadron to man the enemy'a ahipa lying in the port before ua, 
TherefiMe it ia not aimply the injury done to the enemy by the capture of 
bis property and veasela which you have to conaider; it ia the injury you 
ean do Um by thua crippling hia war navy, and d^riving him of a certain 
number of Bfien who wovld otherwiae man that navy, and enable it to come 
out and give you batüe. My opinion, therefore, diatinctly ia, that if you 
give «p that power whidi you poaaeaa, and whicb all maritime Btaiea poa- 
aeaa and have exerciaed) of taking the ahipa, Hie property, and the crewa 
of the natioa with whom you may happen to be at war, you would be 
cdppliiig the right arm of our atrength* Ton would be mflieting a blow 
upea-our naval powßr, and you would be gatlty of an aet of political aui- 
eide. II you allow the eargo to go free, von muat aJIow the men alao to 
g» freoi Si^ipoee you were at war with France, you eould not atop a 
.merchant ebip and take the men out of her, wfaile you let the veaael and 
^^T^ go* Tou could not aay, ,)We will reapect i;he cargo and reapect the 
veaael; but you have aailora, and aa tbe mercantile marine ia that whidh 
feeda the war navy, eailora are part of the enemy'a power, and therefore, 
gentlemen, we caümot let yoo go intö port — we rauat take poaaeasion of 
all of yoQ, and allow the ahip and cargo to get home aa tbey bcat can, 
withoat any crew on board.^ Therefore, accordiog to tbe principle of the 
hon. Oentlenaaa, yoo would be compelled to let any number of aaflora paaa 
into a harbour, to* man a fleet tbere , that might eosie out to encouuter 
y0«ra, and offer it battle. With thia principle, you would almoat really 
reduce war to an exchaoge of diplomatie notea. Tou would raiae a number 
of queationa which it would be moat difficult to eatabliah. If you admit the 
principle that private property must be reapected at aea, you cannot main- 
tain a blockade. You enforce a blockade by confiscating the ahipa that 
break it;^ how can you do that if you aaaeii; that private property at aea ia 
to be reapected? Tou may aay that ahipa ahall only be taken in caae they 
break the blockade. But what ia breakiog a blockade? That ia not a quea- 
tion ao clear that an infinite number of queationa may not ariae upon it. It 
may be alleged that a ahip haa not broken the blockade; it may be a 
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So. XliI. queetlod how far she was from ihe port, aDd in what degiee her approaeh 
^^t^ to it prot^d all ititeüdöil of bfeaking the blockad«. Many points of tUa 8ort 
1^ wouid arise, exceedinglj difficult to estoblish; aod you would get into in« 
Buperable difficulties if you went the length of sayicg that private property in 
to be respected at eea, and only to be taken in the case of breakiDg a 
blockade« I repeat, if you adopt the principle of the hon. Oentleman, you 
will cripple the main arm of your Btrength for all purpoees of war. We 
are all agreed that war is a thing to be avoided. I hope that this counlty 
will never be engaged in any unjust war. fiut as long as human nature ia 
human nature ; aa long as mankind are ambitioue, tyrannical, and oppreaaive 
•*»- edpecially if they believe they may be so with impum'ty or without 
auffering for it — so long will a naüon like this, whose aubjecta are aeat- 
tered over the face of the globe, living in and engaged in commerce with 
every Community of the world, and relying on the faith of treatiea with 
their Governmenta — so long will thia eountry be liable to cauaea of juat 
quarret from time to time with foreign nations. And the 'more remote the 
nation the more likely it is auch cauaes of quarrel will arise. In auch caaea 
the navy is the only arm by which you can extort redress. You canoot 
send out military expeditions to conquer the eountry that haa done you 
wrong. Tou can only obtain redreas by meana of your navy. It may be 
aaid you may bombard a city or a town. But that ia not a practice that 
any one cati recommend you to adopt That ia worae than taking private 
property on the sea, for you destroy the property of people who have had 
nothing whatever to do with the cause o( quarrel between the two oountriea. 
You have no resource in caaes of thia aort bat the power of your navy« 
Then, what claaa of peraons in this eountry have moat intereat in maintain- 
ing the power of obtaining redreas for an injury? The ahipping and oom- 
mercial interesta, who have the moat numeroua tranaactiona with fiire%n 
oountriea, and who are more likely than any othera to be the objecta of 
iDJury and wrong; they are the classea ft>r whom this eountry is mosi likely 
to be called on to demand and obtain redreaa. Under theae eircumatancea, 
I sbould hope the hon. Gentleman will be satiafied with the debate that haa 
ariaen on bis Motion, and with the very confiicting and contradietory aup- 
port it haa received from the Houae. 

Mr. Horsfall made a few obaervationa in rqply, expreaaing himaelf 
satiafied with the courae the diacuasion had taken. He would, in deferenee 
to the auggeationa made from both sidea of the Houae, withdraw the Motion. 
Motion, by leave, tDithdrawn, 
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No. L. 

ttHMSBRITAIIIEI. — ünterhaassltzung vom 2. MftrE 1866. — Antrag von 
Mr. Gregory auf Erlaas einer Adresse an die Krone behufs Einführung 
des Grnndsatses der Unverl^tslichkeit des Privateigenthums im 

Seekrieg. 

Mr. Gregory moved: No. L. 

Groasbiit. 
2. M&ra 



that an humble Address be presented to Her Majesty, prajing that 
8he will be graclously pleased to use Her iofluence with foreign "igsa. 
Powers for the purpose of making the priaciple Ihat private pro* 
pertj should be free from capture bj sea a maxime of international 
maritime law. 



Der Antrag wurde nach sehr ausführlicher Verhandlung, in welcher 
jedoch von keiner Seite ein irgend neues Argument, weder vom politischen, 
noch vom wirthscbaftlichen Standpunkte aus, geltend gemacht wurde, zurttck- 
gezogen. 



No. LI. 

ITALIEI. —Ans dem Godice per la marin« mercantile del Regno d'Italia 
vom 25. Jani 1865, in Kraft getreten am 1. Januar 1866. 

[Uebersetzung.] 

Theil I, Titel IV, Cap. 2: 
Von den durch Kriegsschiffe gemachten Prisen. 

Art 211. Die Beschlagnahme und Erbeutung von Handelsschiffen einer ^(>* l^^- 
feindlichen Nation durch die Kriegsschiffe des Staates wird im Wege ^*^]q°\ 
der Reciprodtät gegenüber denjenigen Mftchten abgeschafft, welche igsft. 
eine gleiche Behandlung zu Ounsten der diesseitigen Handelsmarine 
anordnen. 

Eine solche gegenseitige Behandlung soll eintreten zufolge von 
Lokalgesetzen, von diplomatischen Convenlipnen oder von Erklärun- 
gen, welche der Feind vor dem Beginne der Feindseligkeiten abge- 
geben hat. 

Art. 212. Von der Bestimmung des vorhergehenden Artikels ist ausge- 
nommen die Beschlagnahme und Con&soation wegen Kriegsconlre« 
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^^' ^^' bände, in welchem Falle das conlravenirende Schiff die Behandlong 

26. Jud ^^^ neutralen Schiffe erleiden soll, welche die Neulralitäl brechen. 

186& Femer sind von der obigen Beslimmung die Beschlagnahme 

und Gonfiscation wegen Bruchs einer effectiven und erklärten Bio- 
kade ausgenommen; 
Art. 213. Die Yerhaltungsmassregeln für dieOapilttBe der Kreueer werden 
durch ein königliches Decret oder durch Anordnung des obersten 
Befehlshabers einer Flotte, eines Geschwaders oder einer Schiflb- 
division festgesetzt werden, falls die bezüglichen Instructionen nicht 
rechtzeitig erlassen werden können. 



No. LH. 

ÖSTERBEIOH. — Kaiserliche Verordnung vom 13. Mai 1866 zur weiteren 
Ausführnng der den Schutz des Handels aar See in Kriegszeiten be- 

No. UI. zweakenden Declaration des Pariser FriedenscongresBes*). 

Oesterreich, 
^^qäb** Mit Bezug auf die Declaration der am Friedenscongresse in Paris 

vertretenen Mächte vom 16. April 1856, womit Ober die Abschaffung der 
Kaperei und über die Rechte der Neutralen internationale Orundsätze ver- 
einbart wurden, welche zum Zwecke haben, die durch die Unsicherheit des 
öffentlichen Rechts gesteigerten nachtheiligen Einwirkungen eines Krieges auf 
den Handel zur See nach Thunlichk^it zu mildern, und in der Absicht zur 
weiteren Verwirklichung dieses Zweckes, so weit dies von Oesterreieh ab- 
hängig ist, unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit, beizutragen; 

finde Ich, nach Anhörung Meines Ministerrathes, zu verordnen: 

Art. 1. Handelsschiffe und ihre Ladungen können aus dem Grunde, 

dass dieselben einem Lande angehören, mit welchem Oesterreieh im Kriege 

ist, von österreichischen KriegsSsdirzeugen zur See nicht aufgebracht noch 

von österreichischen Prisengerichten als gute Pzise erklärt werden, wenn 



*) Trotz dieser ErklimDgen Oesterreieh» nnd Preussens (ä. w. u.) waren, wie man am 
27. Mai in Flame aus Odea» und Constaatiaripel in EsSüvraog gebracht, die Beftachter im 
schwarzen Meere voU Beaorgniss an» dem Giqnde, weil, wenn Fraokieioh in dia J^eihe der 
KriegfQhrenden eintreten sollte, nngewiss bleibe, wie es sich dem Privateigenthnm gegenüber 
verhalten werde. Anf speciellen Antrieb der Handelskammer von Fiume haben daher venehte- 
dene österrdohische H&nser von Bedentang sich an Geach&ftsfteoBde in ftaaz&dschen Hafen- 
plätzen gewandt und dringend gebeten, diese möchten in ihren Handelngremien die Seerechts- 
rePorm zur Sprache bringen, danrit die fhinzösische Regierang um die Anerkennung der^lben 
internationalen Grandsttse angegangen werde, die von Italien, Oesterreieh, Prenssen nun adop- 
tirt sind. ~ Uebrigens haben die Handelskammern von Triest und Fiume an das k. k» Handels- 
Ministerium Bingaben gericlitet, um dieses zu enuehen, dass die k. k. R^emng auch in Betraff 
der Kriegscontrebaude ihren Standpunkt klar bezeichne und baldmöglichst veröffentliche. (Brief 
aus Fiume vom 27. Mal iS69 in der Priester Zeitnnct)^ 
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4i» &kdlicke Macht dm ösleneichisebeii Handelssohiffdii gegenüber die Ge- ^<>- ^i* 
geDaeiUgkcat beobaohtet. ^ i^ 

Die Beobachtung der Gegenseitigkeit wird bis awn Nachweise des i86d. 
Gegenibeils ai^eoomnifin, wenn ^e gleich günstige Behandlung der öster- 
reichischen Handelsschiffe von Seite der feindlichen Macht durch die bekannten 
Grundsätze ihrer Gesetzgebung oder durch die vor dem Beginne der Feind- 
seligkeiten von ihr verkündeten Erklärungen verbürgt ist. 

Art. II. Auf Handelsschiffe, welche Kriegscontrebande führen oder 
rechtsverbindliche Blokaden brechen, findet die Bestimmung des Art. I keine 
Anwendung. 

Art. HI. Meiae Hinister des Kriegs und der Juati^ sind mit dem 
Vollzüge der gegenwärtigen Verordnung beauftragt. 

Franz Joseph m. p. 

Belcredi m. p. Hensdorff m. p. WüUerstorff m. p. Franck m. p. 

Körners m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung: 
Bernhard lütter v. Meyer m. p. 



No. Lin. 

PREÜ8SEN. — Königlicher Erlass vom 19. Mai 1866, betreffend die 
Aufbringung und Wegnahme feindlicher Handelsschiffe*). — 

Auf den Antrag des Staats-Ministeriums bestimme Ich, dass im Falle ^<>* ^^^ 
eines Krieges die den Unterthanen des feindlichen Staats gehöreuden Han- /g^g^i' 
delsschiffe der Aufbringung und Wegnahme durch Meine Kriegsfahrzeuge i866. 
nicht unterliegen sollen, sofern von dem feindlichen Staate die Gegenseitig- 
keit geüt>t wird. 



») An üie Aeltesten der KaaAiiftnnsebftfl von Dauzig Ut folgendes Minlsteiial-Bescript 
elugegangen: „Auf die Yontellang vom 28. vorig. Moimto, iu welcher beantragt ist, den auf die 
Aufbringung und Wegnahme der feindlichen Handelsschiffe sich beziehenden Allerhöchsten • 
Erlass vom 19. Mai d. J. durch eine declaratorische Bestimmung zu ergänzen, Vielehe auch die 
Iitdangeii dieser Schiffe der Aufbriagang liod Wegnahnie entzieht, eröffnen yrir den Herren 
Aeltiegtett der Kaaftnaniuwhalt, dass es einer solchen Declaration in keiner Weise bedarf. Denn 
der Allerhöchste Erlass vom 19. Mai d. J. schliesst 9ich dem allgemeinen Prisenreglement vom 
20. Juni 1864 au, aus dessen Bestimmungen, insonderheit den SS 2 und 8 in Verbindung mit 
S 7. nr Genige erhellt, dass von einer Aufbringung und Wegnahme der Ladung keine Bede 
sein kann, wenn das Schiff der. Auf bringung entzogen ist Berlin, den 13. Juni 1866. Der 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten, von Bismarck. Der Minister für Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Art)eiteu, ItzenpHtz. Der Justiz-Minister, Graf zur Lippe. (Danziger Zeitung 
vom 14. Juni 186«.) 

SmimIii. 10 
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No. Liii. Die vorstehende Bestimmung findet keine Anwendung auf diejenigen 

^i9°Mftr S<^^iflfe, welche der Aufbringung und Wegnahme auch dann unterliegen w«r- 
1866. den, wenn sie neutrale Schiffe wären. 

Dieser Mein ßrlass ist durch die Gesetz - Sammlung bekannt au 
machen. 

Berlin, den 19. Mai 1866. 

Wilhebn. 

Oraf von Bismark-Schönhausen, von Bodelschwingh. von Rooo. 
Graf von Itzenplitz. von Muhler. Oraf zur Lippe, von Selchow. 

Oraf zu Eulenburg. 

An das Slaats-Ministerium. 



Der Londoner ^Economist^ vom 26. Mai 1866 bemerkt aus Ver- 
anlassung der in den letzten drei Nummern wiedergegebenen gesetzlichen 
Anordnungen : 

^The line taken bj the three Powers who seem to inlend war is 
also worth (he consideration of those who asserted that the first outbreak 
of real strife in Europe would be the signal for the breach of all those 
arrangemenls in the Treaty of Paris intended to mitigat^ the evil of war. 
We now see, as we fuUy expected to see, a precisely opposite result. We 
see the Powers who are contemplating entering on a struggle that may 
probably be one of the grealest Europe has ever known, deliberately 
wishing to diminish to the utmost all those incidental evils of war which 
^ entaii private suffering and injury without conducing to hasten the end. 
And this, doubtiess, will be the general tendency all over Europe, and more 
and more the tendeucy as time goes on. An economy of suffering is as 
much the produce of civilisation as an economy of materials and expense. 
It is only because there are various political wants and ambilions and pas- 
sions proper to civilisation which really rather grow than decline with the 
growth of civilisation, and which at times insist on lesting their strength by 
the sword, that the arbitration of Ihe sword is still appealed to. Bnt it ia 
not because the genius of the age loves war or suffering or bloodshed, bul 
because it dreads olher evils even more than it dreads war and suffering 
and bloodshed. These olher evils it will avoid at any oost, and henoe the 
frequent necessily of war. Not the less, however, is there feit a growing 
distasle and disapprobation for all that brutality of war which used to be 
part of its fascination to the nations. So far as the ends of war can be 
attained without this brutality, we may be sure they will be attained. And 
one of the most obvious and certain expedients for diminishing the human 
suffering atlending war, without diminishing the chance of attaining the pe> 
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ottliar polilical eods which war alone sometimes can gi'asp, ie to resigo 
flnally the right of depredalion on private propertj except in cases like 
(hat of a great naval blockade, wbere private propertj can be dealt with 
in sach large masses as to produce a sensible and often even a conclusive 
impression on tbe Government and tbe nation to whom that private pro- 
perty belongs.** • 



Anhang. 

Aeltere Kundgebungen für den Grundsatz der Unverletzlichkeit 
des Privateigenthums im Seekrieg. 



-o«- 



No. LIV. 

PREÜSSER and TEREDIHrTE STAATEN VOM AMERIKA.— Freundschafta- und Han- 
delsvertrag, unterzeichnet im Haag am 10. Septembe{ 1785. — Arti- 
kel XXIII, den Fall eines Krieges vorsehend.*) -— 

Artikel XXIII. 

No. LIV. g'il Burvient une guerre enlre les Parties ContraclanteS) les marchands 

Verchijßte ^® ^'^^ ^^® ^^^^ ^**^® ^"^ r&ideronl dans Tau Ire, auront la pennission d j 
Staaten, rester encore neaf moiB, pour receuillir leurs dettes actives et arranger leurs 
10. Sept I785.j^ffj^ire8; aprfes quoi ils pourroot partir en loute liberl6 et empörter tous 
leurs biens, sans dtre molesl^s oi emp^h^s. Les femmes et les enfans, les 
gens de lettres de toules les facultas, les cultivateurs, artisans, maDuÜBtcturiers 
et p^cheurs qui ne sont point arm^s, et qui habitent des villes, viUages ou 
places qui ne sont pas fortiä^s, et en g^n^ral tous ceux dont la vocatiOB 
tend a la subsislance et 4 Tavantage commun du geüre humaüi) auront la 
libertö de continuer leurs professions respectives, et ne seront point molestte 
en leurs personnes, ni leurs maisons ou leurs biens incendiös ou autrenfteni 
d^truits, ni leurs chanips ravag^ par les ann^ de Fennemi au pouvoir 
duquel ils pourraient tomber par les dv^ements de la guerre; mais si Ion 
se trouve dans la n&^esßile de prendre quelque chose de leurs propri^t^s 
pour lusage de Tarmee ennemie, la valeur en sera pay6e ä un prix raison- 
nable. Tous les vaisseaux marchands et commer^ans, emploj^s ä T^ange 



*) Bevollmächtigt waren für Preuösen der Freiherr Friedr. Wilhelm von Thulmeyer, 
Gesandter im Haag, far die Vereinigten Staaten John Adams, Dr. Benjamin Franklin and 
Thomas J eff eraon. — Härtens, Recueil des tnitÄi, t II, p. 56& Gdttingen 1791. 
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de« pro^tte^iis de diffirents ewboitB, et phr eods^ueiil destin^ i fttdllMlr ^^'J^^' 
et k rtpandt^ les nöoeBsHäB) les eommödildB et les dovioettre 4e la vie, {mth vereinigte 
seront librement et sauB §tre molest^e. £% les deax Paisdanees OontractaateB StMten, 
B'engagent k n'accorder aacone commiBBion ä des vaisseaux armds en coarse, ^^* '^P^ ^"^^ 
qoi les autoriB&t i prendre ou a d^truire ces BOrtes de vaisseaux marchands 
on ä isterrompre le commerce. 



No. LV. 

FRAIUEIGH« — Kundgebungen, das Privateigentlinm zur See in Kriegs- 
leiten betreffend, aus den Jahren 1792--1S06. 

1) BeschluBB der Nationalversammlung vom 30. Hai 1792. 

In der Sitzung der Nationalversammlung vom 30. Mai 1792 stellte ^<*- ^^» ^• 
der Abgeordnete E e r b a t n t im Namen der vereinigten Ausschüsse fOr den ^ ^ 
Handel) für die Marine und fbr die auswärtigen Angelegenheiten den Antrag, 1792. 
die Versammlung wolle folgendes Decret beschliessen: 

Art. I. II ne sera d^livr^ aucune eommission pour armer en course. 

Art. II. Les amiateurs des vaisseaux de commerce^ arm^s pour 
leur Intime defense, ne pourront e'emparer d'aneun bätiment de commerce 
de renaemi, k moins qu'ils n'j «oiest centraintB par la prOTOcatiou. 

Art. m. n est d^fendu aux vaisseaux de guerre 4e TBtat 4% 
prendre ancun bAtitoient partictdier de commerce appartenant k la nation 
ennemsC) 4 moins qu'ilfl ne Boient arm^s ^ guerre. L^Assemblte nationale 
se r^serve de statuer lucessammeDl; sur les exeeptions que pourrait n^oeaBiter 
Tapplieation de cette loi aux difflfareBles ciroonstanoeB de la guerre. 

Art. lY. Les Equipage» des corBaires pris par les vaisseaux da 
guerre de la nation^ BerMt i leur arrivte dans ke poxl«) lolnrrogife i la 
requ^ de TaccaBaleur pnUie pr^s le Idbunal du lieu o^ les dits ooimdrea 
«erost GonduitB. fi'ilB b'j trouvent des Fran^aJs, Ab 86rMt punte de iMOrt; 
les MfetB de ia tation eoAemie oonduite en prison pour tout le tompe qn« 
doiM» la gacR^i et qaant a ik f>uuliota a i&fligttr avx Strange» a«x .d^ot 
uatioDB btliig^itelcB) H y «era 4»tlKltt6 d'vprte leB eonventioiii ifoi Btrcmt 
'wrMfe aatre la IVaaee et les paiBeanees «uxqvellea ils appaittendront; ^ 
«Utendttnt, ila demeureront dötemiB et «n pnaon. 

Art. y« Les peites qae ke partiinilierB pomvoiA 4proaver par Ja 
hü des elxraaires som pavillon «MieBii) seront recasMes «I f< iifi6ea par ka 
inbonanx de eomoieroa, pmkMwit.lcaqueiB lee pMties lästeB sont aotamBiea 
k se pourvoir par tout mojen da droit; et le montant de ces doiiiagiin 
formera Tobjet d'une r&damation en indemnit^) qui fera le pr6alable i tout 
accommodement ou n^gociation pour la paix. 

Art. VI. UAssemblte nationale invite le Boi a pr^arer aupc&B des 
nations, par la voie des ambassadeurS) la BuppreMiOB abioliie de la ioohmb 
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)io. LV, 1. (June la guenre de mer et d'assuier, daoa ioui oe qui pourra dipeo^re de la 
80. Mal ' ^^^^ Fran^^e, la libert^ de la navigation et du commerce, liea rädproque 
1798. dea peuples et leur oommune ressource. 

Der Antrag wurde nicht angenommen, ebensowenig fthnliche An- 
Iräge der Abgeordnelen Lasource (der die Forderung der ReciprocitÄl 
hinzufagte) und Grauet, dagegen auf Antrag des Abgeordneten V e r g - 
niaud fast einstimmig der folgende Beschluss gefasst:*) 

L'Assemblte nationale d6cr^: 

que le pouvoir ex6culif sera invite & n^ocier avec les puissanoes 

6lrangeres, pour faire suppiimer, dans les guerres qui pourraient 

avoir lieu sur mer, les armements en course, et assurer la libre 

navigation du commerce, 

et ajourne les autres articles du projet de d6cret pr^sent^ par son Gomile. 



2) Aus der Rede des Regierungs-Bevoltmächtigten, Barger 
Portairs, bei Installation des Prisenrathes am 14. Florial 
des J, Vin.**) 

No. LV, 2, Le Citoyen Portalis, Commissaire du Gouvernement, prenant en- 

Frankreich, >. i % ^ ^ . / 

& Mal ^^^ ^^ parole, sest expnme en ces termes: 

1800. „L'importance de notre mission annonce celle de nos devoirs. Un 

gouvemement sage qui sent le besoin et qui a la ferme volonte d^ötre juste, 

nou8 appelle pour exeroer, auprfes de lui, les fonctions 4 la fois d^licates et 

sublimes de la conscience. Q nous ätablit, en quelque sorte, les ministrea de 

Talliance sacr^ de la politique avec la morale 

Faire, en temps de paix, le plus de bien, et, en temps de 

guerre, le moins de mal: voil^ le droit des gens. Les principes de 

oe droit sont simples: mais, dans les temps de barbarie et d*ignoranoe, ils 

furent m^connus par des hommes livr^s ^ des passions aveugles et d^r^l^. 

Dans nos temps modernes, ces passions ont iü adoucies par une dvilisation 

perfeetionnte , mais la muttitude et la confusion des int^rdts divers, que les 

id^ d'argeot, de oommeree, de riehesse nationale et d*6quilibre de puiasance, 

ont iotroduites, sont devenues de nouvelles eauses de rivalit^ d^ambition, de 

Jalousie et d^nimiti^ La sdence des gouvemements ne s*6taot point tievte 

en Proportion des contrari6t6s que nous avons k eoooilier et des difiooltte 

que nous avons 4 vainore, il arrive que, malgr^ nos Inmi^s et nos con« 

naissances aoquises, nous ne jouiseons eneore que trte-imparfaitement des 

avantages que ees lumiioM et ces oonnaiasanees sembleraient devoir nous 

gasraatir. '• 



*) Gazette Nationale on le Moniteur XJniversel vom 31. Mai und 1. Jani 1702, p.682~6S4. 
**) F. N. Dvfrlche-Fonlalnes, Code des prises et du commerce de terre et de mer, 
Puls an XUI (180A)^ t I, p. 868-666, 
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Le droit de guerre est fond^ Bur ce qu'un peuple, pour Ymih6i de No. LV, 2. 
sa conservation ou pour le soin de sa defense , veut , peüt oa doit faire vio- g -^^^ ' 
lence k un autre peuple. C^est le rapport des choses, et non des persoones, i«oo. 
qui constitue la guerre: eile est une relation d'^tat & 4tat, et non d'in- 
dividu k individu. Entre deux ou plasieures nations bellig^rantes , les 
particuliers dont ces nations se composent, ne sont ennemis que par accident: 
iis ne le sont point comme horames, ils ne le sont m^me pas comme citoyens ; 
ils le sont uniquement comme soldats, 

Rendons justice k notre philosophie, qui, d^apr^ ces vdrit^s premi^res, 
a plus d'une fois invitä les gouYernements de TEurope, k stipuler, dans leurs 
trait^s, la libert6 et la süret^ du commerce pendant la guerre, le 
respect pour les productions des arts et pour toutes les propriit^s 
particuli^res; mais la politique, qui n'est pas le droit politique, s^est re- 
fus6e jusqu'ici aux conclusions de la philosophie 

On peut croire d^ailleurs, que Tinterruption du commerce entre les 
nations bellig^rantes, produit le bien de lier, dans chaque gouyemement, les 
dangers du citoyen aux dangers de la patrie; de communiquer k Tinter^t 
g^n^ral toute F^nergie de Tint^rSt personel; tle d6courager par r^puisement 
pr^vu des ressources, Tambition de conquStes ou celle d'une vaine gloire; 
de moduler la p^tulence des projets par le sentiment des maux qu'ils en- 
trainent; de mettre llnqui^tude des citoyens qur soufirent aux prises, avec 
les fantaisies des magistrats qui gouvement; enfln, de rendre les gouveme- 
ments plus circonspects k commencer la guerre, et plus dispos^s k la terminer .... 

La politique peut avoir ses plans et ses mystferes; mais la raison 
doit conserver son inflaence et sa dignit^. Quand des pr^textes arbitraires 
de crainte ou d'utilit^ dirigent les conseils, tout est perdu; alors des brigan- 
dages de toute esp^e d^solent la terre, et des flots de sang coulent de 
toutes parts. En inspirant la terreur, on peut momentan6ment accrottre ses 
forces ; mais c'est en inspirant la confiance qu'on les assure k jamais. L'in- 
justice fait toujpurs mauvaise m^nagfere de la puissance .... 

La guerre est un droit n^cessaire, legitime et malheareux qui laisse 
toujoars k payer une dette immense pour s'acquitter envers la nature humaine. 
Mais que la justice et la paix s^embrassent; et, d6j4 la plupart des maux 
de la guerre seront röpar^« • * -^ 



3) Bericht des Ministers der Auswärtigen Angelegenlieiten*} an 
den Kaiser, die Freiheit des Privateigenthums in Kriegs- 
zeiten betreffend. 

(Auszug.) 



Trois si^cles de civilisation ont donn4 k TEurope un droit des gens N"« ^^> ^ 
que, Selon lexpression d'un ^eriyain illustre, la nature humaine ne saurait 20'Nwbr' 
assez reconnattre^ Ce droit est fond6 sur le principe, que les nations doivent idoa. 



*) TalleyraDd-Perigord. -« Moniteat UniYeisel 6. Deoember 1906. 
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No. LV, a ae faire: daas la paix le plus de bien, et dans la guerre le moine de mal 
20. NoYbr/ 4^'^ ^^ poMble. D'apr^ la ma^me que la guerre a eat point une lelation 
1806. d'homme ik homme, maifi une relatioQ dEtat k Etat, dane laquelle les par- 
tieuliers ne sont ennemis qa'accidenteUemeiit, noo point comme hommes, non 
pas m§me oomme membres ou sujets de TEtat, maiB umqaeipeDt comme eea 
däEenseurS) le droit des gens ne permet pas que le droit de guerre et le 
droit de conqu^te qui ea d^rive, s'^tendent aux citoyeas paisibles et sftss 
armes, aux habitations et aux propri^t^B priv^es, aux marchan- 
dises de oommerce, aux magazins qui les renfennent) aux ohariots qui 
les traaeporteut, aux b&timents uon armös qui le« voiturent sur les 
riyi&rea ou sur les mers, en uu mot k la peraonne et aas biens des 
pi^rtiouliers ... 



4) Kaiserliches Decret, gegeben zu Berlin den 21« Nor. 1806, 
Versetzung der britischen Inseln in Blokadezustand be* 
treffend (sog. Continentalsperre). 

(Auszug.) 

FninkTeiW, Kapoleon, Empereur des Fran^ais, Roi dltalie, consid^rant: 

21. Movbr. 1^ Que TAngleterre n'admet point le droit des gens suivi universellement 
180«. p^ ^^g jgg pQuples polic6s; 

3. Qn'elle r^te eonesii tout indiyidu appartenant k TEtot ennemi, et fait 
en cons^uence priaonniers de guerre, non-seulement les ^quipages des 
vaisaeaux araiea en guerre, mais eneore les equipeges des vaisseaux de 
commeree, et des navüres marcbands, et mdme Iqs fisM^teurs du com- 
merce et le« n^ociants qui vojagent pour les af&ires de leur n^goce; 

3. Qu'elle elend aux bAtiments et marchandises du commerce et aux pro- 
pri^tes des particuUers, le droit de conqu^te, qui ne peut s'i^pliqiier 
qu'a ce qui apparüent k TEtat enaemi; 

4. Qu^elle etend aux villes et ports de commerce non fortifiös, aux hftvres 
et aux embouchures des rivi&res, le droit de Uocus, qui, d'apres la 
raison et Tusage de tous les peuples polic^s, n'est applicable qu'aux 
places fortes; 

Qu'elle d^clare bloquees des places devant lesquelles eile n'^a pas 
mSme un seul bAtiment de guerre, quoiqu^une place ne seit bloqu^e que 
quand eile est tellement investie, qu'on ne puisse tenter de s'en approcher 
sans un danger imminent; 

Qu'elle d^clare m^me en 6tat de blocus des lieux que tontes ses 
forces reunies seraient incapables de bioquer, des cötes entiferes et tout 
un empire^ 

5. Que cet abus monstrueux du droit de blocus n'a d'autre but que d'em. 
pächer les oonununications entre les peuples et d'41ever le commerce et 
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rindusirie de rAngleterre sur la ruine de rindaslrie et du oommeroe ^<>- ^^) ^* 

j., ^^^n^^^L. Frankreich, 

du conboent; 21. Noybr. 

6« Que tel £tant le but erident de rAogleterre, quiconque fait sur le con- 18O6. 
tioeot le commeroe des ^marcbaodiseB aoglaises, favorise par 1^ ses 
desseios et 8'en read le complice; 

7. Qoe cette cooduite de TAngleterre, digne en tout des premiers äges de 
la barbarie, a proflt^ k cette Puissance au d^triment de toutes les 
autres; 

8. Qu'il est de droit naturel d'opposer i rennemi les armes dont il se sert, 
et de le eombattre de la mdme maoidre qu'il combat, lorsqu'il m^con- 
Halt toutes les id^es de justice et tous les seotiments lib^raux, r^sultat 
de la dvilisation parmi les hommes; 

Nous avons resolu d'appliquer k rAngleterre les usages qn'elle a 
coDsacrös dans sa T^gislation maritime. 

Les dispositions du präsent d6cret seront coustamment consid^- 
rees comme principe fondamental de TEmpire jusqu'li ce que rAngle- 
terre ait reconnu que le droit de la guerre est un, et le m6me sur tenre 
que sur mery qu'il ne peut s*6tendre ni aux propriet^ priv^s, quetles 
qu'elles soient, ni k la personne des individus etrangers k la profession 
des armes, et que le droit de blocus doit §tre restreint aux places for- 
tes rtellement investies par des forces süffisantes; 

Nous avons en oonsequence, decretö et d^cr^tons ce qui suit: <&c. 



No. LVI. 

TEREHIGTE STAATBH YOI AW^^^I^A, — Versuche, den Grundsatz der Ünver- 
Isttlichkeit des Privateigenthnms im Seekriege in Verhandlungen mit 
andern Staaten zur Anerkennung zu bringen, 1823 — 1854'.*) — 
« 
1) VEREINIGTE STAATEN- — Aus der Instruction des Staats- 
secret&rs John Quincy Adams für den, mit einer Reihe von 
wichtigen Verhandlungen beauftragten Gesandten in Lon- 
don, Hr. Richard Rush. 

Departement of Stat«, Washington Juli 28., 1823. 

Sir, — — — The object to which I allude is the abolition of private No. Lvi, 1. 
war upon the sea. It has been remarked that by the usages of modern war, gJ^tenT 
the private property of an enemy is protected from seizure or confiscation 2a Jaü 1823. 
as such; and private war itself has been almost universally exploded upon 
the land. By an exception, the reason of which it is not easy to peroeive, 



*) Die betieffenden Actenstncke sind dem Congress avf dessen Wvnach darch Botschaft 
den Prfisidenten Pierce vom 12. Juni 1854 mitgetheilt' wonlen (83d. Cougress, Ist. Ses8ion> 

10* 
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No. LVi, 1. the private propertj of the enemy upon the sea has not so fullj received 
öteaten^ the benefit of this eame principle. Private war, banished by the taeit and 
28. Juli 1823. general consent of Christian nalipns from their territorie«, has taken ite last 
refuge upon the ocean, and there conünues to disgrace and aßlict them by 
a Rjstem of licensed robbery, bearing all the most atrocious characters of 
piracy. To a government intent, from motives of general benevolence and 
humanity, upon the final and total suppression of the slave trade , it cannot 
be unreasonable to claim her aid and co-operation to the abolition of private 
war upon the sea. 

From the time when the United States took their place among the 
nations of the earth, this has been one of their favoiite objects. ^It is üme/ 
(said Dr. Franklin, in a letter of the 14th March, 1785,) ^it is high time, 
for the sake of humanity, that a stop were put to this enormity. The 
United States of America, though better situated than any European nation 
to make profit by privateering, are, as far as in them lies, endeavoring to 
abolish the practice, by offering, in all their treaties with other powers, an 
article engagiog solemnly, that in case of future war no privateer shall be 
commissioned on either aide, and that unarmed merchaut ships, on both sides, 
shall pursue their voyages unmolested. This will be a happy improvement 
of the law of nations. Tlie humane and the just cannot but wiah general 
success to the proposition.'' 

It is well known that, in the same year that this letter was written, 
a treaty between the United States and the King of Prussia was concluded, 
by the 23d article of which this principle was solemnly sanctioned iu the 
form of a national compact. The 26th article of the treaty between the 
United States and Great Britain, of the 19th of November, 1794, carries it in 
some respect still further, though in others falling short of it. The articies 
of the cnclosed draught eombine the special stipulations of botli those articies; 
and, in proposing them, you will express the earnest desire of the President 
that they may prove acceptable to the British government. — — — 

We wish this consideration to be pressed with eamestness upon the 
moral sense of the British government. We are aware that, in the aboli- 
tion of private war upon the sea, that nation, whiie yielding homage to 
the principle of general justice, must abandon the use of a weapon of offence 
against others which she has heretofore used much to their annoyance. But 
we are flrmly convinced that it will ultimately prove as beneficiai to her 
interests as to that of others; and the magnanimity displayed by her, in con- 
tracting an engagement so consonaut to eternal right, though parüally affecting 
a temporary ioteiest of her own, cannot fail to give energy to her solicitations, 
when urging upon others the sacnfice of their special interests for the pur- 
pose of consummatio^ the triumph of justice and humanity. — — — 

The great object of the whole Convention , as proposed , is , to take 
the first Step towards the eventual abolition, by the law of nations, of 
private war upon the sea; an improvement entirely congenial to that of 
the final and total abolition of the slave trade; and entirely coincident, or, 
it may rather be said, necessarily deducible from the principles declared 
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in the autographic alliance between the sovereigns of Russia, Austria, and ^o. LVi, i. 
Prussia. In communicating the draught of these articies to the British govern- siwi°en ° 
meni, (should thej agree to negotiate on the subject,) you will declare the ^ juU 1823. 
readiness of this government to aecede to any modification of them or addi- 
tion to them which may be promotive of the purpose, and desirable to Great 
Britain. You will add that we have been encouraged to present this plan 
for a great improvement in the law of nations, and amelioration of the con- 
dition of human kind, bj the proposal deliberatelj made by the French govern- 
ment to eetablieh the principle during their present war with Spain; that we 
make the first proposal to Great Britain, as to the power most competent to 
secure its ultimate success, and to the nation which, we sincerely believe, 
would finallj derive the greatest share of the blessing which its universal 
establishment would bestow upon the family of man. And you will observe 
that, as it is the Intention of the President to present the same plan to the 
other principal maritime powers of Europe, particularly to France and Russia, 
it would be peculiarly agreeable to him to offer it to them in concert with 
Great Britain, supported by the weight of her powerful influence. 
I am, Sui. 

John Quincy Adams. 
Richard Rush, Envoy Extraordinary, <fec., London. 



Aus dem, dem Gesandten mitgetheilten Entwurf einer Convention Kur Regelung 
der Neutralitäts - Grundsätze. 

Art. IV. And, in the said event of war between the parties 

all merchants and trading vessels employed in exchanging the products of 
dißerent places, and thereby renderiug the necessaries, conveniences and 
comforts of human life more easy. to be obtained , and moi^ general , shall 
be allowed to pass free and unmolested, and neither of the contracting parties 
shall authorize their public vessels to capture or destroy them, or grant or 
issue any commission to any private armed vessels, empowering them to take 
or destroy such trading vessels, or Interrupt such commerce.*) 



2) VEREINIGTE STAATEN. — Gesandter in London an den Staats- 

secretär. — Aus einem Bericht über die Verhandlungen in 

Seerechtsangelegenheiten. — 

London, August 12 , 1824. 

— — With regard to the other maritime questions affecting the ^^* VX^' ^ 
relations of neutral and belligerent powers, the plenipotentiaries reiharked, Staaten, 
that as I was not prepared to enter into stipulations respecting them but in 12. Aug. I82i. 



•) Vergl. No. LIV. 
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No. LYi, 2. coi^juDCtion of the question of impreaBment, whieb was «zeladed, for tbe 
s^ba^ reason given, the discussion of the others, in any way, oould be to ao 
12. Aug. I82i.u8eful purpose. It would, therefore^ be deelined by them. 

Thos it was that the whole of this subjeet fdl to the grouad« The 
decision upon it will be found recorded in the protoool of the twentyfiffst 
Conference. 

I next Said to the British plenipotentiaries, that the qaeation of 
abolishing priyateering, and the capture of private propertj at sea, whether 
by national ships or by privat<eer8, was one that I eoasidered as staadiiig 
apart from those on whieh their decision had been given to me. 

Upon this question, therefore, I desired them to understaod that I 
was ready to treat, as of one occupying ground wholly of its own. 

They replied that they were not prepared to adopt this ooarse. All 
other questions of a maritime nature having been shut out from the nogo- 
tiation, there would be, they said^ manifest inconvenienoe jin going into that 
for abolishing private war upon the ocean. They coneidered it a question 
belonging to the same class with maritime questions, and one whieh, besides 
being totally new as between the two govemments, eontemplated a most 
extensive change in the principles and practice of maritime war, as hitherto 
sanctioned by all nationa. Such was their answer. 

This answer was given in the terms that I State, and so entered 
upon the protocol; but it is proper for me to remark, that no sentiment 
dropped from the British plenipotentiaries authorizing the belief that they 
would have concurred in the object, if we had proceeded to the considera- 
tion of it. My own opinion unequivocally is, that Great Britain is not pre- 
pared to accede, under any circumstances, io the proposition for abolishing 
private war upon the ocean. — c- 

Bickard Bush. 
The Right Hon J. Q. Adams, Washington. 



3) VEREINIGTE STAATEN. — Staatssecretär H. Clay an den Ge- 
sandten in London, Mr. Albert Gallatin. — Aus einer Instruc- 
tion zu Verhandlungen in Seerechtsangelegenheiten. — 

Department of State, Washington, Jone 19, 1896. 

No. LVI, 8. I. On the r^newal of the negotiation, you will state to the British 

stLteD plcBip<>^D^An^A that, in respect to the subjects comprised under the flrst 

19. Jani 1826. head, the American govemment yet feels in their unabated force all those 
considerations derived from the spirit of the times, the influence of the Chris« 
tian rehgion, and the favorable auspices of the present period of general 
peace which induced it to propose them, through Mr. Rusb, f<Nr negotiation, 
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and thai it wonld be happy if ihey oould be aatiefaGlorilj arra^ged; but| ^^' ^^» ^ 
from the reoeption whioh on thai oceaaion was givea to tbem by tbe Britiab stMte^ 
goverameni, (bat of the Uuited States is discouraged from makiog aay new 19, ^ani i^ai 
attempt at iheir adjustment, and that joo are therefore now iostnicted to 
declina bringbg tbem forward. Of thoae subjects, that of exteadiog to pri« 
Täte property on the bigh seas the same security and exemptioii fiom oap- 
ture in time of war as beloog to it when oq laad, ti^e impreflsment of 
seasien^ and the settlement of certaia conflictiQg belligerent aad neutral pre- 
teosions^ have a pre-emioent importaace. In tbe flrst all nations are deeply 
interested, for it cannot be doubted that, if Great Britain and the United 
States were to agree to äie abolition of privateering, and no longer to con- 
sider private property an the high seas as lawfiil prize of war, their hamaue 
example wonld be generally followed; that wars would be diminished; that, 
when they unhappily occurred, their duration would be more limited, and a 
great private aggravation of their oalamities would eease, and that a bene- 
floent Channel of tbe comforts and happiness of nations would remain unob- 
struoted. The same example would have great influence on otber nations 
in inducing them to concur in the general adoption of any fi^ed conventional 
principles, more eertainly defining the renpective rights and duties of belli*- 
gerents and neutrals whieh the United States and Great Britain migbt ati- 

pulate. 

« « « « 

I am, Ae, 

H. Clay. 

Albert Gallatin, Appointed Envoy <fec., London. 



4) VEREimGTE STAATEIN.- Staat saecretär an denGesohäftsträger 
in Paris, die von den Vereinigten Staaten angestrebte Beform 
des Seek^iegsrechts betreffend. -^ 

Pepartment of State, Washington, Angost 13, 1833. 

Sir: In one of the notes from the Coiint, dated the 34ih 6t No. LVI, 4 

Juty, he eommuniealed to this government tbe faifbrmation that His most ^2^^^ 
Christian Majesty had given Orders to his marine to take no Spanish v«sselS|3^ j^^^ X828. 
otber than of war, and to detaiU) upon the principle of blockade, no mer« 
chant vessel, whether of Spain or of otber nations, unless they sbould 
attempt to enter a place really blockaded by the King^s naval forces, and 
sbould thus endeavor to force an e£fective blockade; that His Majesty had 
also forbidden privateering by his subjects, and had resolved to deliver no 
letters of marque against the commerce of Spain. 

The govemment of the United States have seen with deep regret 
the war whieh has arisen between France and Spain, and with peculiar 
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»CK Lvi, 4. coQcern tlie alleged grounds upon which it waa commenced by France; but 
Staaten ^^^ hBye received^ witb the highest satisfaction, the infonnation of tliese 
id. Aag. 1828. regulatious on her part. Thej hope that the example will not be lost; but 
will serve as a precedent for universal adoption in the eontests between 
Christian and civilized nations hereafter. The oecasion has been taken, in 
connexion with negotiations upon other subjects pending between the United 
States and Great Britain, to propose to Üiat nation a Convention for regula- 
ting neutral and belligerent rights in time of war, in which all privateering, 
and all warfare agaiust private property upon the sea, is disclaimed and 
renounced. 

You will take an oppbrtunity to give notice of this circumstance 
to the French government; and you will observe that this proposition has 
beeu made, in the ürst instance, to Oreat Britain, with a special yiew to 
the relations between her and the United States. It is, in substance, a pro- 
ject for perpetual peace between them; and if accepted by her, will exting- 
uish all the operative causes of hostility between ihem. But it is not to the 
consideration of Great Britain alone that the plan will be offered. It is of 
the deepest interest to all the maritime nations; and the United States will not 
willingly abandon the hope that it will be adopted by them all. It will, 
hereafter, be communicated more in detail to the French government, to 
the imperial government of Russia, and to others, particularly if, upon the 
notice of this Intention, which you will give at as early a period as may 
be convenient» it should be received with favorable dispositions. 

The System of policy which it proposes is coeval, in the purposes 
of the United States, with the füll establishment of their national independ- 
ence. Immediately after the peace of 1783, commissioners plenipotentiary 
were appointed by the Congress of the Confederation, authorized to negotiate 
treaties of commerce and navigation with all the principal maritime States 
of the World; and in the general plan of those treaties it was proposed, that 
in the event of war between the contending parties, no privateering should 
be allowed, nor any hostilities against private persons or pi-operty upon the 
ocean should be comtnitted. Under one of these commisssions the first treaty 
between the United States and Prussia was conduded, and it contained the 
füll development of the design. Other nations were not then prepared for 
its adoption, but the present is believed to be a more favorable momentfor 
its succeaa. 

I am, with great respeot^ sir, your very humUe and obe^ent 
servant, 

John Quincy Adomis. 

Daniel Sheldon, Esq., Paris. 
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5) FRAIIREICH. — Minister des Auswärtigen an den Geschäfts- 
träger der Vereinigten Staaten in Paris. — Erwiederung auf 
die in der vorausgehenden Depesche gemachten Eröffnungen. 

(üebersetKnng.) 

Paris, October 29, 1823. 

Sir: Your government has expressed a desire to see the system ^*'- ^^» ^ 
which France. foUowed in the maritime Operations of the last war become ^.''o^br.' 
the universal rule of all dvilized and Christian nations, and jou have done 182& 
me the honor to advise me, on the 13th instant, that the United States eon- 
curred, as much as it would be in their power^ in the establishment of thia 
principle: ^that individual property on tlie ocean must be sacred in times 
of war.^ 

You may judge, sir, by the measure which His Majesty has adopted, 
not to grant letters of marque to private individuals, and to favor navigar 
tion and commerce, whenever their Operations are not of a Hbstile character, 
how much he wishes that circumstances would always permit him to adopt 
the same principles of moderation, and to expeet from the other powers a 
similar System and a perfect reciprocity. 

If the trial, successfully made by France, can induce all those gov- 
ernments that are interested in a question so worthy of being profoundly 
studied, to agree upon the adoption of a general principle which, in time of 
war, shall place wise limits to maritime Operations and be in accordance 
with the sentiments of humanity, His Majesty will congratulate himself still 
more in having given this salutary example, and in having proved that, 
without compromising the success of war, its scourge can be abated. 

Please to accept, sir, the assurance, <fec. 

Chaimvbriand. 
Daniel Sheldon, £sq« 



6) BUSSLAND. — Minister des Auswärtigen an den Gesandten 
der Vereinigten Staaten in St. Petersburg. — Erwiederung 
auf die gemachten Eröffnungen ttber die von Amerika aoge«. 
strebte Reform des Seerechts. — 

(Üebersetznng.) 

St. Petersburg, February I, 1824. 
The undersigned, privy councillor, directing the imperial administra- ^' ^7V^" 
tion of foreign affairs, has made it bis duty to lay before the Emperor, hisi.Feb/i8S4. 
master, the nole which Mn Middleton, the envoy exiraordinary aml minister 
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^^J^^^ plenipotentiary of the United States of America, sent him, to coniBioiiicate 
1. Febr. 1824. ^ ^^ ^ prfffei of a ooDventioD hy means of which the principle of the in- 
violability of private propertj might become sacred in eyery maritime war. 
About the end of the eighteenth Century Russia laid the fonndation 
of a System of an anned neutrality, which contribnted essentially to pteveni 
the misfortone of a maritime war from being a^;ravated by a total inier- 
mption of the relations of commerce. 

The cabinet of §t. Petersburg saw, at that time, the greater part of 
the Eoropean powers highly appredate his inteotions; and it oould not bui 
be extremely grateful to the Emperor to be oonvinced that, even now, a 
State whose marine makes the most rapid adranoes recalls and reproduees 
the saintary views of his august and glorious grandmother. His Imperial 
Majesty thinks that he has proved on his side that not only was one of bis 
first desires eonstantly that of mitigating the horrors of war, but that he 
willingly makes great sacrifices to save the world from this terrible scom^. 

The Emperor, therefore, sincerdy applauds the spirit of the Conven- 
tion which has been proposed to him by the cabinet of Washingtop. 

If the govemments if our days foUowed the narrow caiculations of 
ancient policy — if they only took their interests for the ruie of their de- 
terminations to the Convention in question — it might be perhaps objected 
to, that the more the private resources of a State give extent and activity 
to its maritime commerce, the more this commerce is exposed, in the case 
of a war, to the enterprises of privateers, aud that then letters of marque 
are the only means which remain to powers whose marine is less employed 
and less numerous, for restoring the equilibrium between unequal forces and 
for securing any compensation , but, it is repeated, these caiculations will 
never direct the cabinets which have shown that they cannot make similar 
advantages the object of their desires, and which, by their known maxims, 
will doubtless be eager to do justice to the motives as well as to the con- 
sequences of a proposition, the hint of which does honor to the govemment 
of the United States. 

There is, however, one consideration, which cannot have escaped 
Mr. Hiddleton* 

The principle which the United States invite the Emperor to recog- 
nise and to sanction will not be of real utility, exoept as far as it will have 
a general application. Every detached Convention which the cabinet of St. 
Petersboi^ might make on this aoooont with that of Washington, wonld have 
so mudi less effect, inasmnch as, haflpily, a war between Bossia and Sorth 
Ameriea ongfat to be ranked in Üie number of events the most distant, the 
most unlikely; and it is only by the i^reement ot all the otber maritime 
powers that the measures pointed out can produoe the effects intended. 

In consequence, His Imperial Majesty oharges the undersigned to 
dedare that, for his part, he fuily appreciates the proceeding of the Ameri- 
can goverameBt; that he shares in the opinions attd wishes expressed in 
Mr. MiddletoD's note^ and that^ as soon as the powers whose consent he 
coBsidera as indispeiMable sfaatt hare shown ttie sme dispositions, he will 
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not be wanting in authorizing hie miniBter to dieouss ihe different articles of ^^- ^^^ ^ 
an act whioh wonld be a crown of glory to modern diplomacj. j Febr*i824 

In executing, by the present communicatioD, the Orders of the Em- 
peror, bis master^ the undersigned eagerly seizes this occasion of oifering to 
Mr. Middleton the assurances of his most distinguished consideration. 

Nesselrode. 
H. Middleton, Envoy <fec. 



7) VEREINIGTE STAATEN. — Aus der Botschaft des Präsidenten 
Franklin Pierce an den Congress vom 4. Dezember 1854. — 
Verhandlungen über das Seerecht betreffend. 

Long experience has shown that, in general, when the prin- ^^' ^7f' ^* 

cipal powers of Europe are engaged in war, the rights of neutral nations are skaten 
endangered. This consideration led, in the progress of the war of our in-4.r)ecbr. 1864. 
depedence, to the formation of the celebrated confederacy of armed neutrality, 
a primary object of which was, to assert the doctrine that free ships make 
free goods, except in the case of articles contraband of war : a doctrine which, 
from the very commencement of our national being, has been a cherished 
idea of the statesmen of this country. At one period or another, every mari- 
time power has, by some solemn treaty stipulation, recognised that principle; 
and it might have been hoped that it would come to be universally received 
and respected as a rule of international law. But the refusal of one power 
prevented this, and in the next great war which ensued, that of the French 
revolution , it faiied to be respected among the belligerent states of Europe. 
Notwithstanding this, the principle is generally admitted to be a sound and 
salutary one — so much so, that, at tlie commencement of the existing war 
in Europe, Great Britain and France announced their purpose to observe it for 
the present; not, however^as a recognised international right, but as a mere 
concession for the time being. The co-operation, however, of these two power- 
ful maritime nations in the interest of neutral rights, appeared to me to afford 
an occasion inviting and justifying , on the part of the United States , a re- 
newed effort to make the doctrine in question a principle of international law, 
by means of special Conventions between the several powers of Europe and 
America. Accordingly, a proposition, embracing not only the rule Ümt free 
ships make free goods, except contraband articles, but also the less contested 
one, that neutral property other than contraband , though on board enemy^s 
ships, shall be exempt firom confiscation, has been submitted by this govem- 
ment to those of Europe and America. 

Russia aeted promptly in this matter, and a Convention was oon- 
clnded between that country and the United States, providing for the obser- 
vance of the principles announced, not only as between themselves, but also 

11 
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Ko. LYI, 7. ^j^ between ihem and all other nations which shall enter into like stipulatioiit» 
Staauo ^^°^ ^^ ^^ ^^^ powers have as yet taken final action on the subjeci I 
4. Decbr. 1854. am not aware, howeyer, ihat anj objeotion to the propoaed Btipulations has 
been made; bat, on the oontrarj, they are acknowledged to be esaential to 
the security of neutral commeroe; and the only apparent ob(»tacle to tibeir 
general adoption is in the possibility that it may be encumbered by inad- 
missible conditions. 

The Eing of the Two Sicilies has expressed to our minister at Naples 
bis readiness to concur in our proposition relative to neutral rights, and to 
enter into a Convention on that subject. 

The King of Prussia entirely approves of the project of a treaty to 
the same efieet, submitted to him, but proposes an additional article pro- 
viding for the renunciation of privateering. Such an article, for most obyious 
reasons, is much desired by nations having naval establishments , large in 
Proportion to their foreign commerce. If it were adopted as an international 
rule, the commerce of a nation having comparatively a small naval force 
would be very much at the mercy of its enemy in case of war with a power 
of decided naval superiority. The bare statement of the condition in which 
the United States would be pleiced, after having surrendered the right to re- 
sort to privateers, in the event of war with a belligerent of naval supremacy, 
will show that this govemment could never listen to such a proposition. The 
navy of the first maritime power in Europe is at least ten times as large as 
that of the United States. The foreign commerce of the two countries is 
nearly equal, and about equally exposed to hostile depredations. In war 
between that power and the United States, without resort on our part to our 
mercantile marine, the means of our enemy to inflict injury upon our com- 
merce would be tenfold greater than ours to retaliate. We could not extri- 
cate our country from this unequal condition, with such an enemy, unless 
we at once departed from our present peaceful policy, and became a great 
naval power. Nor would this country be better situated in war with one 
of the secondary naval powers. Though the naval disparity would be less, 
the greater extent and more exposed condition of our wide-spread commerce 
would give any of them a like advantage over us. 

The proposition to enter into engagement^to forego a resort to pri- 
vateers, in case this country should be forced into war with a great naval 
power, is not entitled to more favorable consideration than would be a pro- 
position to agree not to accept the Services of volunteers for Operations on 
land. When the honor or the rights of our country require it to assume a 
hostile attitude, it confidently relies upon the patriotism of its Citizens, not 
ordinarily devoted to the military profession, to augment the army and the 
navy, so as to make them fuUy adequate to the emergeney which calls ühem 
into actioo. The proposal to surrender the right to employ privateers is 
professedly founded upon the principle , that private property of unoffending 
non-combatants, though enemies, should be exempt from the ravages of war; 
but the proposed surrender goes but little way in carrying out that prinoipla, 
which equally requires that such private property should not be seised or 
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molestod by national shipB of war. Should the leading powers öf Europe ^<>* ^^> ''• 
oononr in pTOposing, aa a rnle of international law^ to exempt private pro- ^^^^ ^ 
pertj, upon the ooeaa, from seizure by public armed eruisers, ae well ae by^Deobr. 1864 
prirateem, the United States will readily meet them upon tiiat broad ground. 

Franklin Fierce. 
Washington, December 4, 1854. 



No. LVII. 

HDTSOIE PROYUimiMIl 0IITRiL6IWALT. ~ Instruction für den Reichs- 

Qesandten bu Washington, den Abscbluss ei^efi Handels- und Schiff- 

fahrtBYertrageB mit den Vereinigten Staaten betreffend.*) — 

Es dürften sich schwerlich zwei L&nder finden, bei welchen die N^. LVn. 
politischen und commerciellen Verhältnisse so durchaus auf eine enge ^"^^0^^^^^. ^^j^ 
innige Freundschaft und Verbindung hinweisen, als zwischen den Vereinigten October iS4a 
Staaten und dem deutschen Bundesstaate. Es wird daher die grösste Offen- 
heit in jeder Hinsicht deutscher Seits zu beobachten und alle Willfährigkeit 
zu zeigen sein, den Wünschen der Vereinigten Staaten entgegen zu kommen, 
so weit irgend thunlich, auch zu übereinstimmendem Verfahren gegen Dritte 
Bereitwilligkeit geäussert werden können. 

Zur Bethätigung dieser freundlichen Verhältnisse zwischen beiden 
Ländern, die sich als Staaten-Complexe in ähnlicher Lage befinden, wird zu- 
nächst das coipmercielle Band , welches sich seither auf die einzelnen 
deutschen Staaten bezog, aber in den Hauptresultaten dennoch gi^nx Deutsch- 
land umfasste, durch einen die Gesammtheit des deutschen Bundesstaats in 
sich schliessenden Handels- und SchifOfahrts- Vertrag fest zu knüpfen sein. 

Schon seit dem Anfange des Monats August haben hierüber Be- 
raihungen mit dem Amerikanischen Gesandten in Deutschland, dem Major 
Donalson stattgefunden, welcher in Gemässheit derselben an seine Begierung 
in Washington berichtet hat. Die leitenden Gesichtspuncte waren dabei die 
folgenden: 

1. Völlige Gegenseitigkeit und Gleichstellung der beiderseitigen Schiff- 

üahrt mit der eigenen, bei direoter und indirecter Fahrt 



*) Kaeh den Anfeeichimngen des Heicbfi-Handelsministezs Dnckwitz ük^j seine Be- 
apitehnngM alt dem «ttetikAntedien Gesandten, Hofor Donalson, war es die AblAfiht, Jede 
Wegnahme von Handelsschiffen, sei es durch Kriegssobiffe oder darch gei/v4hnUohe Kaper« f&r 
Seeraab zn erkl&ren." Der Gedanke fand sowohl in Amerika, als bei dem damaligen Pxisi- 
de&ten 4er ftaiueeAecheii Bepnblik, CaTaignac, lebhaften Anklang. ~ Gelegentlich sei hier 
aaeh anl die unter pns. € der instraetiea hervDrtmtende Idee, bei haadetepoMtkdhen Yertrfigen 
Deutschland und Oesterreich, nngeaehtet ihrer getrennten Staatlichkeit, als mehr denn ge- 
wöhnlich verbündete Staaten zu behandeln, aufmerksam gemacht 
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No. LVn. 

Deutsche 
Centmlgewalt, 
October lS4a. 



2. Die Eüatenfahrt zivischen amenkaniflchen Hftfen nnd zwischen 
deutschen Häfen bleibt der eigenen SehiffTahrt vorbehalten, jedoch 
kann ein amerikanisches Schiff, von einem nicht deutschen Hafen 
kommend, Goter in mehreren deutschen Häfen ausladen, und ande- 
rerseits in mehreren deutschen Häfen Gflter für einen nicht deutschen 
Hafen einladen. Dasselbe Recht steht deutschen Schiffen in ameri- 
kanischen Häfen zu. 

3. Alle Waaren können, wes Ursprungs sie auch sein mögen, direct 
oder indirect unter gleichen Bedingungen mit amerikanischen und 
deutschen Schiffen in den beiderseitigen Häfen eingeführt werden, 
ausgenommen sind davon die Erzeugnisse der eigenen Fischereien, 
welche als eigenes Erzeugniss zu besteuern, beide Theile sich vor- 
behalten. 

4. Alle Waaren, wes Ursprungs sie auch sein mögen, können aus 
Häfen der Vereinigten Staaten, in deutschen Häfen, und aus 
deutschen Häfen in Häfen der Vereinigten Staaten zu denselben Zöl- 
len und Abgaben eingeführt werden, als wenn sie direct aus dem 
Ursprungslande kämen. 

5. Die Erzeugnisse der Vereinigten Staaten sollen in Deutschland, und 
die Erzeugnisse Deutschlands sollen in den Vereinigten Staaten kei- 
nen anderen und höheren Abgaben unterworfen werden, als die 
gleichartigen Erzeugnisse irgend eines andern Landes. 

6. Besondere von den Vereinigten Staaten oder von Deutschland irgend 
einem dritten Lande gewährte oder zu gewährende besondere Be- 
günstigungen sollen beiden Contrahenten auch sogleich zu llieil 
werden. Sind sie ohne Gegenleistung gewährt, so werden sie auch 
ohne Gegenleistung gegenseitig eingeräumt, sind sie mit Gegenlei- 
stung zugestanden, so wird ein gleiches oder ähnliches Aequivalent 
gegenseitig erforderlich. * Ausgenommen von diesen gegen- 
seitigen Gewährungen, sind die Vereinbarungen, welche 
der deusche Bundesstaat, mit den Staaten Sr. Majestät 
des Kaisers von Oesterreich, wegen der obwaltenden be- 
sondern Verhältnisse treffen möchte. 

1, Es werden beiderseits diejenigen Schiffe als nationale anerkannt, die 
in den resp. Staaten gesetzlich dafUr gelten. 

8. Ueber Tarif bestimmungen wird in dem Vertrage nichts gesagt, jedoch 
wird von deutscher Seite die Zusicherung gegeben, dass die Central- 
Gewalt dahin streben wolle, amerikanische Erzeugnisse, namentlich 
Tabak, massig zu besteuern, und von Seiten der Regierung der 
Vereinigten Staaten, dass sie dahin streben wolle, solche Erzeug- 
nisse, die vorherrschend deutschen Ursprungs sind, und besonders 
durch Handarbeit hergestellt werden, einer niedrigeren Steuer wie 
bisher in den Vereinigten Staaten zu unterwerfen. 

9. Beide Theile werden unter sich und mit anderen Seemächten auf 
Bestimmungen Bedacht nehmen, welche dem Handel und der 
Schifffahrt sowohl der kriegführenden als der neutralen 
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Mächte Schatz und Freiheit zu siehern und diese Angel^n- ^o* ^^ 
heit der Civilieation und der Menschlichkeit zu befördern geeignet ^j^^^g^^^^j^ 
sein würden. Es soll dies nach Möglichkeit schon durch die Auf- Octoberl84& 
nähme entsprechender Bestimmungen, deren Inhalt näher zu bezeich- 
nen fUr heute noch vorbehalten bleibt, in den jetzt abzuschliessenden 
Vertrag geschehen. 
10. Vom Tage der Ratificationen dieses allgemeinen Vertrages mit dem 
deutschen Bundesstaate treten die Verträge der Vereinigten Staaten 
mit einzelnen deutsehen Staaten ausser Wirksamkeit. 

Diese Punkte sind jedoch gegen den Major Donais on nur münd- 
lich berührt worden, und im Allgemeinen gehalten, so dass sie nur als 
nächste Anhaltspunkte dienen kennen. Derselbe Herr ist ersucht worden, 
seine Regierung zu veranlassen, einen Bevollmächtigten zur Verhandlung 
eines Vertrags mit Deutschland nach Frankfurt zu senden, oder ihn selbst 
damit zu beauftragen, und wird der Herr Reichsgesandte ersucht, diesen 
diesseitigen Wunsch bei der Regierung in Washington zu unterstützen und 
die VoUmachts-Ertheilnng an einen Unterhändler möglichst zu beschleu- 
nigen. Vorstehende 10 Punkte werden als Anhaltspunkte zu Aeusserungen 
dienen, indessen wird ausdrücklich hervorzuheben sein, dass, gleich wie in 
den Vereinigten Staaten die Ratification eines Handels- und Schifflfahrts- Ver- 
trages von der Zustimmung des Senats abhängt, solches auch in Deutsch- 
land •hinsichtlich der National-Versammlung der Fall sein werde, es sei denn, 
dass bis dahin veifiissungsmässig festgesetzt worden, dass die Ratification 
dem deutschen Senate oder Staatenhause zustehe. Gleichwie aber in den 
Vereinigten Staaten Tarifbestimmungen in Verträgen unzulässig sind, weil 
der Gongress in dieser Beziehung seine Freiheit und Unabhängigkeit sich 
nicht beschränken lassen will und kann, werden auch dergleichen Bestim- 
mungen deutscherseits aus dem gleichen diesseitigen Grunde nicht gemacht 
werden können. Dar Reichsgesandte wird ersucht, dies Verhältniss der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten deutlich zu machen, wenn diese vielleicht 
darauf dringen sollte, dass in dem Vertrage etwas von Herabsetzung der 
Tabakszölle deutscher Seits gesagt werde. Endlich ist zu bemerken, dass, 
da laut vorstehendem Punkte 10. mit der Ratification des Reichsvertrages 
alle zwischen den Vereinigten und einzelnen deutschen Staaten bestehenden 
Verträge erlöschen, solches hinsichtlich Dänemarks und Oesterreichs zu ver- 
stehen ist, soweit deren Staaten dem deutschen Bundesstaate an- 
gehören werden. — 
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COSTA BICA nnd RED-fiRAtADA. — Aas dem Schifffahrts- und HandeUyer- 
trage zwischen b.eiden Staaten vom 11. Juni 1856. 

(üebersetsang.) 

No. Lvni. Art. 11. Beide Theile erkennen das Prindp an, dass das Privat- 

^^^Dd ^ ^^Q^um von Borgern befreundeter Nationen und von Bürgern, welche nicht 

Neugmniida dem Heere feindlicher Nationen angehören, unter irgend einer Seaflagge nicht 
11. Juni der Wegnahme noch Gonfisdnmg unterworfen sein soll, mit Ausnahme der 
Eriegscontrebande uud derjenigen Schiffe mit ihren Ladungen, welche die 
allgemein als Gesetz der kriegführenden Staaten anerkannten Bipkaderegeln 
brechen. Desshalb stellen beide Theile fest, dass fttr den Fall (was Gott 
verhüten möge) der Eine den Andern bekriegt, das PriTateigenthum der 
Bürger von Neu-Granada und Costa Rica, welche nicht zum Heere gehören, 
weder weggenommen noch confiseirt werden soll, sei es unter neutraler oder 
unter feindlicher Flagge, und für den Fall, dass einer von beiden Theilen sieh 
in Krieg mit einem dritten oder mehreren Staaten befindet, und der andere 
TheU sich neutral verhält, kann das Privateigenthum von Bürgern dieses 
Staates weder weggenommen noch confiseirt werden, selbst auf Schiffen, 
deren Flagge dem andern Theile feindlich ist. In beiden Fällen sind ausge- 
nommen die Krieigseontrebande und die Schiffe mit ihren Ladungen, welche 
die in § 14 des erwähnten Traclats aufgeführten Bestimmungen der Blokade^- 
regeln brechen. 

Gleichfalls verpflichten sich beide Theile, die Anwendung dSeaee 
Prindps auf alle Nationen, welche es anerkennen und beobachten, anssu- 
debnen. 
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vations concemant rinstitution eonsulaire, les devolis, les obligations, les droits et le rang 



CUSST, F. DE. PHASES ET CAUSES Cl^LfilBBES DU DROIT MARI- 

tlme 'des nations. 2 vol. In-8. 6 Thlr. 

CUSSY, F. DE. PRl^CIS HISTORIQUE DES iSVläNEHENTS POLITIQUES 

les plus remaiquables pul se sont passes depuis X814 k 1850. JtkS. 2 Thlr. 20» 

HÄRTENS, GH. DE. LE GUIDE DIPLOMATIQUE. PRl^IS DES DROITS 

et des fonctions des agents diplomatiqaes et consnlaires: snivi d'an trait^ des tctes et ofliees 
diven qui sont du ressort de la diplomatie; accompagn^ de pitees et docomenta propos^ 
comme exemples. Cinquieme edition, entlerement rerondue par M.F.H.Geffcken. 2 VoU 
en 3 parties. In-a 4 Thlr. 16 Kgr. 

MARTENS, CH. DE. CAUSES GJ^LJ^BRES DU DROIT DES GENTS. 

Deuxieme ^ition, revue, corrigce et angment^e par Tauteur. 6 voL In-8. 18 Thlr. 10 Kgr. 

MENSGH. F. A. DE. MANUEL PRATIQUE DU GONSULAT. OUVRAGE 

oonsacre specialement aux Consuls de PrusHe et des antres ^tats formant le Zollverein oo 
TAsi^ation de douanes et de commerce allemand. Snivi d'un tableau des consulats qa'ont 
les Etats de cette union k Petmnger. In-8. 1 Thlr. 16 Ngr. 

NEUMANN, L. REGUEIL DES TRAHlfeS ET CONVENTIONS CONGLÜS 

par l'antriche avec les puissan^ ^trang^res, depuis 1788 jusqn'k nos Jouis. 6 voL In-8L lOThlr. 

REGUEIL MAmJEL ET PRATIQUE DE TRATEte, CONVENTIONS ET 

autres actes diplomaUques s.ar lesquels sont ätablis les relations et les impports exlstant 
aujourd^hui entre les divers Etats souverains du globe, depuis Tannee 1700 jusqu'k Tepoque 
actnelle. Par Gh. de Martens et F. de Cussy. 7 vol. In-& 21 Thlr. 

V7HEAT0N, H. ELEMENTS DU DROIT INTERNATIONAL. QUATRlilME 

edition. Tomes I et IL In-a 4 Thlr. 

V7HEAT0N, IL HISTOIRE DES PROGR&S DU DROIT DES GB8 EN 

X Enrope et en Ameriqae depuis la paix de Westphalie Josqn'li noa Jouis. Quatridme Mition. 
In-8. 4 Thlr. 



.i'iViiVlerlag tonJtt« leissver m Hamburg: 

Das StaatsarehiT. 

^onrifiia d«r officieÜen Aolenalücke eur Oestbiohle der OtgenwarU 
f LI I fc **lii'fortlaiif^iideD MnatUehe« leften heraifge^be« 

von 

- • IS6I *18SG. Preia ö »^ für deti Jahrgang. 

Das STAATSABOny hat sich seit seinem Bestehen dnroh die YoUst&ndig'keit nnd Zn- 
verlfissigkeit seiner Veröffentlichnngen die allgemeinste Anerkennung erworben. Es ist jetzt 
sci^)!^!^ ^p^n/t^hifiobeK Hülfebueh flir den Staatsmann und den pQblicisten, nnd wild 
diii; \^i ^n«r. durch den Absatz verbiiigten Forülaner spAter in erhtjhteni Maasse f&r den Ge- 
s«hichtBSchre}bar sein. Dadurch, dass es statt, für kritische Benutzung unbranchliarer 
Uebersetzungeu bei, in fVanzösischer und englischer Sprache abgefassten ActenstQcken den 
Qf(8fi|flll:ie,xt'.4i^t)M«it6twfaeidet es sieh ebenso sehr, wie duncb seine beispiellose Bf ltig> 
J^eii.za(s«ile|]i Torttieil von andern i&hnlicben Werken. 



narhbürgische Cerichtszeitung. 

' * ' fiferausgegeben von mehreren Hamburgischen Junaten. 

fc;i/'j;* • /W' Redigirt von 

Dr. J«l» Afatliaa. 
1861-lS«« oder L-\l. Jaiirgattg. 

Preis Aotf für den Jahrgang. 

'lAhjj^^ lAffMablBOM GBRfOIIT82EITUI6 bringt vorzugsweise eine Danteltung der interessan- 
teren Streitfälle und Entscheidungen des Haniburgischen Handelsgericbts, welche« seit einem 
AÜbb^J^liiilrhaA'de^ in anerkannt musteriiafker Einrichtung besteht und bei &em grossartigen' 
Handelsverkebl^ Hamburgs in den mannigfachsten Streitfragen zu entscheiden hat. Ton ganz 
!ffm4n^ )Ei»|^pi|^,BUid.ai|eT die Bots^hifeidangN des HAnd^sgerlcto tat dad Ansland ikiduch, 
^biJH^]%cy9 JLr ijjai il866 ab in Hamburg das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch 
BAr^eituBg-gekontaen ist; dass mithin ^e Erkenntnisse des Hambnrgiscfaen Handelsgerichts zu 
tiAcbst wlhlitigeu PH^Judicäten ffir die Jnrlfiten nnd Kanfleote aller deijenigeu deutschen Staaten 
werden, in denen dieses Gesetz gleichfklls geltendes Becht ist 
.c i i^ ' ' ■ • J ■ • • 



. ^ Hl ^ . . . . • : 

Freussen 

'*.'''><' und 

«mm Bedontniig fOr BentsehlAnda 

Zweite AufbgQ. 4V, Bog. geh. 10 Sgr. 

:. Ber Ofamdgadanke de« Veffiedefn, eines niditpreussfschen NoTdd6utädienf ist: Selbst, 
regierung der Gemeinden innerhalb des Organismus Eines grossen Staats als 
pairep4iy i^er;i9elbst4f4ht'.^f Sitiknme, welcba als d^ grCsBto Feind des dentichen GemeitMfnns 
Freiheit und Selhet^egieruiig. iUni^oziech machte. -* Der Verftett findet, geleitet vrm der ge- 
schichtlichen Entwicklung, in Prenssen die nothwendigen Bedingungen für ein volles politi- 
sches Leben der deutschen Nation. 
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